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Gültigkeitshinweis und Bezugsmöglichkeiten 
Die aktuelle VwV TB ist seit 1. Januar 2018 gültig und tritt am 31. Dezember 2022 außer Kraft. Bauvorhaben 
müssen zum Zeitpunkt der Entscheidung geltendem Recht entsprechen. Somit ist das Datum der Baugenehmigung 
maßgebend für die zugrunde zu legenden Regelungen. Die in der VwV TB festgelegten Regelungen müssen somit 
für alle ab 1. Januar 2018 genehmigten Bauvorhaben angewendet werden. 
 
Die Verwaltungsvorschrift Technischen Baubestimmungen einschließlich des Bekanntmachungstexts kann beim 
zuständigen Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft unter  
www.um.baden-wuerttemberg.de  
> Umwelt & Natur > Berg- und Baurechtsbehörde > Bautechnik und Bauökologie > Technische Baubestimmungen 
als pdf-Datei abgerufen werden. Dort können auch die Mustere-VV-TB sowie die Hintergrundinformationen der 
Ministerien zur deren Übernahme bzw. Umsetzung abgerufen werden.  
„Aktuelles zur Novellierung des Bauordnungsrechts“ im Zusammenhang mit der Umsetzung des EuGH-Urteils C-
100/13 beim Deutschen Institut für Bautechnik DIBt: https://www.dibt.de/de/DIBt/DIBt-EuGH-Urteil.html 
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Architektenkammer
Baden-Württemberg 

Technische Baubestimmungen 

Das Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft hat im Einvernehmen mit dem 
Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau am 20. Dezember 2017 eine neue Ver-
waltungsvorschrift für Technische Baubestimmungen (VwV TB) erlassen und auf der Internetseite 
des Umweltministeriums veröffentlicht. Die Verwaltungsvorschrift trat am 1. Januar 2018 in Kraft 
und löst damit die zum 31. Dezember 2017 abgelaufene Liste der Technischen Bestimmungen 
(LTB) ab. Die VwV TB führt dabei die nach bisherigem Bauordnungsrecht bekannt gemachte LTB 
und die vom Deutschen Institut für Bautechnik (DIBt) bekannt gemachten Bauregellisten 
zusammen und passt sie an die aus dem Urteil C-100/13 des Europäischen Gerichtshofs vom 16. 
Oktober 2014 resultierenden Erfordernisse und an die aufgrund dieses Urteils notwendig 
gewordene Änderung der Landesbauordnung (LBO) vom 21. November 2017 an. 

Gemäß § 3 Absatz 1 LBO sind bauliche Anlagen so anzuordnen, zu errichten, zu ändern und 
instand zu halten, dass die öffentliche Sicherheit und Ordnung, insbesondere Leben, Gesundheit 
und die natürlichen Lebensgrundlagen, nicht gefährdet werden und die baulichen Anlagen 
zweckentsprechend ohne Missstände genutzt werden können. Die neue Verwaltungsvorschrift 
über Technische Baubestimmungen konkretisiert diese Grundanforderungen an bauliche Anlagen 
und deren Bauprodukte und Bauarten und umfasst Regeln zur Standsicherheit baulicher Anlagen 
sowie zum Brandschutz, zum Wärmeschutz, zum Schallschutz, zum Gesundheitsschutz, zum 
Umweltschutz und zu den Planungsgrundlagen. Die Technischen Baubestimmungen sind von allen 
am Bau beteiligten Personen bei der Planung, Berechnung, Ausführung und baurechtlichen 
Überprüfung von baulichen Anlagen zu beachten. Von den in den Technischen Baubestimmungen 
enthaltenen Planungs-, Bemessungs- und Ausführungsregelungen kann abgewichen werden, 
wenn mit einer anderen Lösung in gleichem Maße die Anforderungen erfüllt werden. 

Ermächtigungsgrundlage für die Veröffentlichung der Verwaltungsvorschrift ist der neu in die LBO 
eingefügte § 73 a. Die VwV TB basiert auf dem Muster einer Verwaltungsvorschrift über 
Technische Baubestimmungen (MVV TB), das vom Deutschen Institut für Bautechnik DIBt nach 
Anhörung der beteiligten Kreise im Einvernehmen mit den obersten Baurechtsbehörden der 
Länder als Ausgabe August 2017 am 31. August 2017 in den Mitteilungen des DIBt veröffentlicht 
wurde, einschließlich des Berichtigungsblatts vom 11. Dezember 2017. Die Überführung der MVV 
TB in die VwV TB erfolgte durch Anpassung des Musterdokuments an die Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften sowie technische Richtlinien des Landes Baden-Württemberg. 
Gemeinsam mit der MVV TB wurden dreizehn technische Regeln veröffentlicht. Diese technischen 
Regeln sind als Anhänge 1 bis 13 in die MVV TB integriert; sie werden in den Teilen A bis C der 
MVV TB in Bezug genommen. Bei der Überführung der MVV TB in die VwV TB wurde auf eine 
nochmalige Veröffentlichung dieser technischen Regeln verzichtet. Sie werden in der VwV TB nur 
in Bezug  genommen. Dazu wurde der in der VwV TB  enthaltene Bezugsquellennachweis um die 
Bezugsquellen für diese technischen Regeln erweitert. 

Es gilt der Grundsatz, dass nur solche Inhalte in die Muster-Verwaltungsvorschrift Technische 
Baubestimmungen (MVV TB) als Technische Baubestimmungen aufgenommen wurden, die zur 
Erfüllung der Anforderungen der Landesbauordnungen an bauliche Anlagen, Bauprodukte und 
andere Anlagen und Einrichtungen unerlässlich sind. Die Befugnis der Baurechtsbehörden, im 
Rahmen ihrer Entscheidungen zur Ausfüllung unbestimmter Rechtsbegriffe auch auf allgemein 
anerkannte Regeln der Technik zurückzugreifen, die keine Technischen Baubestimmungen 
sind, bleibt von dieser Verwaltungsvorschrift unberührt.  

Soweit technische Regeln durch die Anlagen zur Liste geändert oder ergänzt werden, 
gehören auch die Änderungen und Ergänzungen zum Inhalt der Technischen Baube-
stimmungen. Wichtig ist jedoch, dass öffentlich-rechtlich die gesetzlichen Regelungen 
der Landesbauordnung zum Anwendungsbereich Vorrang vor den Normeninhalten haben. 

Die aktuelle VwV TB ist seit 1. Januar 2018 gültig und tritt am 31. Dezember 2022 außer Kraft. 
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Verwaltungsvorschrift des Umweltministeriums und des Wirtschaftsministeriums

über Technische Baubestimmungen

(Verwaltungsvorschrift Technische Baubestimmungen − VwV TB)

Vom 20. Dezember 2017 – Az.: 45-2601.1/51 (UM) und Az.: 5-2601.3 (WM) –

Aufgrund von § 73a Absatz 5 der Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) in der Fassung vom 5. März

2010 (GBl. S. 357, ber. S. 416), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 21. November 2017 (GBl. S. 612,

613) geändert worden ist, wird bestimmt:
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Vorbemerkungen

1 Bauordnungsrechtliche Vorgaben

Die Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) enthält in § 73a Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 5 die

Ermächtigung, im Rahmen einer Verwaltungsvorschrift die allgemeinen Anforderungen an bauliche Anlagen,

Bauprodukte und andere Anlagen und Einrichtungen durch Technische Baubestimmungen zu konkretisieren.

In § 73a Absatz 2 LBO werden detaillierte Vorgaben gemacht, zu welchen bauaufsichtlichen Anforderungen

Konkretisierungen vorgenommen werden können. Die Konkretisierungen können durch Bezugnahme auf

technische Regeln und deren Fundstellen oder auf andere Weise erfolgen, insbesondere in Bezug auf:

■ die Planung, Bemessung und Ausführung baulicher Anlagen und ihrer Teile,

■ Merkmale und Leistungen von Bauprodukten in bestimmten baulichen Anlagen oder ihren Teilen,

■ Verfahren für die Feststellung der Leistung eines Bauproduktes, das nicht das CE-Zeichen nach
Bauproduktenverordnung trägt,

■ zulässige und unzulässige besondere Verwendungszwecke für Bauprodukte,

■ Festlegungen von Klassen und Stufen, die Bauprodukte für bestimmte Verwendungszwecke aufweisen
sollen,

■ Voraussetzungen für die Abgabe der Übereinstimmungserklärung für nicht harmonisierte Produkte,

■ Angaben zu nicht harmonisierten Bauprodukten sowie zu Bauarten, die eines allgemeinen bauaufsichtlichen
Prüfzeugnisses bedürfen sowie

■ Art, Inhalt und Form der technischen Dokumentation.

Die Verwaltungsvorschrift Technische Baubestimmungen des Landes Baden-Württemberg basiert auf dem

Muster einer Verwaltungsvorschrift über Technische Baubestimmungen, das vom Deutschen Institut für

Bautechnik nach Anhörung der beteiligten Kreise im Einvernehmen mit den obersten Baurechtsbehörden der

Länder veröffentlicht wurde. Es gilt der Grundsatz, dass nur solche Inhalte in die Muster-Verwaltungsvorschrift

Technische Baubestimmungen (MVV TB) als Technische Baubestimmungen aufgenommen wurden, die zur

Erfüllung der Anforderungen der Landesbauordnungen an bauliche Anlagen, Bauprodukte und andere Anlagen

und Einrichtungen unerlässlich sind. Die Befugnis der Baurechtsbehörden, im Rahmen ihrer Entscheidungen zur

Ausfüllung unbestimmter Rechtsbegriffe auch auf allgemein anerkannte Regeln der Technik zurückzugreifen, die

keine Technischen Baubestimmungen sind, bleibt von dieser Verwaltungsvorschrift unberührt.

Die Muster-Verwaltungsvorschrift ist notifiziert gemäß der Richtlinie (EU) 2015/1535 des Europäischen

Parlaments und des Rates vom 9. September 2015 über ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der

technischen Vorschriften und der Vorschriften für die Dienste der Informationsgesellschaft (ABl. L 241 vom

17.9.2015, S. 1).

2 Struktur und Gliederung der VwV TB

2.1 Die Technischen Baubestimmungen sind in vier Teile gegliedert:

A Technische Baubestimmungen, die bei der Erfüllung der Grundanforderungen an Bauwerke zu beachten

sind

Teil A gliedert sich nach den Grundanforderungen für Bauwerke gem. Anhang I der EU-BauPVO wie folgt:

A 1 - Mechanische Festigkeit und Standsicherheit,

A 2 - Brandschutz,

A 3 - Hygiene, Gesundheit und Umweltschutz,

A 4 - Sicherheit und Barrierefreiheit bei der Nutzung,

A 5 - Schallschutz und

A 6 - Wärmeschutz.
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B Technische Baubestimmungen für Bauteile und Sonderkonstruktionen, die zusätzlich zu den in Teil A

aufgeführten Technischen Baubestimmungen zu beachten sind

C Technische Baubestimmungen für Bauprodukte, die nicht die CE-Kennzeichnung tragen, und für

Bauarten

D Bauprodukte, die keines Verwendbarkeitsnachweises bedürfen

2.2 Wesentliche Inhalte der Kapitel in Teil A sind:

Kapitel A 1 - Mechanische Festigkeit und Standsicherheit - die Eurocodes zu den Grundlagen für die

Tragwerksplanung, zu den Einwirkungen auf Bauwerke sowie zur Bemessung. Aus deren Anwendung ergibt sich,

welche Merkmale und konkreten Leistungen die verwendeten Produkte am Bauwerk zur Erfüllung der

bauwerksbezogenen Anforderungen ausweisen müssen.

Kapitel A 2 – Brandschutz – konkretisiert die in der Landesbauordnung und in den Sonderbauverordnungen und

Sonderbauvorschriften enthaltenen brandschutztechnischen Anforderungen an bauliche Anlagen oder Teile

baulicher Anlagen insbesondere im Hinblick auf das Brandverhalten und den Feuerwiderstand.

In Kapitel A 3 – Hygiene, Gesundheit- und Umweltschutz – sind die Anforderungen an bauliche Anlagen in Form

der technischen Regeln "Anforderungen an bauliche Anlagen bezüglich des Gesundheitsschutzes" (ABG) sowie

"Anforderungen an bauliche Anlagen bezüglich der Auswirkungen auf Boden und Gewässer" (ABuG)

konkretisiert.

2.3 Teil B betrifft Sonderkonstruktionen und besondere Bauteile, die einerseits den Anforderungen von

Teil A nicht eindeutig zugeordnet werden können und andererseits teilweise einen anderen Rechtshintergrund

haben.

Teil B enthält dabei Technische Baubestimmungen für Bauteile und Sonderkonstruktionen, die zusätzlich zu den

in Abschnitt A aufgeführten Technischen Baubestimmungen beachtet werden müssen. Die hier für bestimmte

Sonderkonstruktionen und Bauteile aufgeführten technischen Regeln dienen der Konkretisierung mehrerer

Grundanforderungen und sind materialübergreifend.

Kapitel B 2 beinhaltet technische Regeln für Sonderkonstruktionen und Bauteile im Hinblick auf deren Planung,

Bemessung und Ausführung.

Kapitel B 3 bezieht sich auf technische Gebäudeausrüstungen und Teile von Anlagen zum Lagern, Abfüllen und

Umschlagen von wassergefährdenden Stoffen, die anderen Harmonisierungsrechtsvorschriften (z.B.

Maschinenrichtlinie, Niederspannungsrichtlinie, Druckgeräterichtlinie) unterliegen, aber hinsichtlich eines

bestimmten Verwendungszwecks Grundanforderungen nach Artikel 3 Absatz 1 der BauPVO an bauliche Anlagen

und ihre Teile nicht erfüllen. Für diese Produkte ist zum Nachweis der fehlenden Wesentlichen Merkmale ein

Verwendbarkeitsnachweis erforderlich, sofern nicht festgelegt wurde, dass eine Übereinstimmungserklärung zu

den fehlenden Wesentlichen Merkmalen nach § 22 LBO aufgrund vorheriger Prüfung der Bauprodukte durch eine

hierfür bauaufsichtlich anerkannte Prüfstelle ausreichend ist.

Kapitel B 4 beinhaltet Technische Anforderungen für Bauprodukte und Bauarten, die Anforderungen nach

anderen Rechtsvorschriften unterliegen, für die nach § 73 Absatz 7a LBO eine Rechtsverordnung erlassen

wurde. Dabei handelt es sich um Technische Anforderungen an ortsfest verwendete Anlagen und Anlagenteile in

Lager-, Abfüll- und Umschlaganlagen (LAU-Anlagen) zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen sowie an

den Einbau, Betrieb und die Wartung von Anlagen mit Bauprodukten zur Abwasserbehandlung.

2.4 Teil C - Technische Baubestimmungen für Bauprodukte, die nicht die CE-Kennzeichnung tragen, und für

Bauarten - bestimmt die Angaben zu nicht harmonisierten Bauprodukten sowie zu Bauarten, die nur eines

allgemeinen bauaufsichtlichen Prüfzeugnisses bedürfen sowie die Anforderungen zur Abgabe der

Übereinstimmungserklärung für ein Bauprodukt nach § 22 LBO.

Teil C gilt daher nicht für Bauprodukte, für die eine harmonisierte Norm oder eine Europäische Technische

Bewertung (ETA) im Geltungsbereich der EU-BauPVO vorliegt.
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In Kapitel C 2 sind die technischen Regeln sowie die Anforderungen an die Übereinstimmungsbestätigung für

nicht harmonisierte Bauprodukte bestimmt.

Kapitel C 3 führt Bauprodukte auf, die lediglich eines allgemeinen bauaufsichtlichen Prüfzeugnisses bedürfen. An

dieser Stelle sind auch die jeweils anerkannten Prüfverfahren und die Art der erforderlichen

Übereinstimmungsbestätigung aufgeführt.

In Kapitel C 4 sind die Bauarten ausgewiesen, die lediglich eines allgemeinen bauaufsichtlichen Prüfzeugnisses

bedürfen. Auch hier sind die anerkannten Prüfverfahren jeweils aufgelistet.

Sofern von der maßgebenden technischen Regel abgewichen wird, ist für Bauprodukte eine allgemeine

bauaufsichtliche Zulassung oder eine Zustimmung im Einzelfall und für Bauarten eine allgemeine oder

vorhabenbezogene Bauartgenehmigung erforderlich.

Bei Bauprodukten und Bauarten, die (nur) eines allgemeinen bauaufsichtlichen Prüfzeugnisses bedürfen, wird

das Vorliegen einer maßgebenden Prüfnorm zwingend vorausgesetzt. Dabei können auch weitere technische

Bestimmungen, die für die Erteilung des abP erforderlich sind, angegeben werden. Dazu gehören z.B.

ergänzende Angaben zu Prüfumfang, Prüfaufbau, Prüfhäufigkeit.

2.5 Teil D enthält die nach § 17 Absatz 3 LBO vorgesehene Liste von Bauprodukten, welche keines

Verwendbarkeitsnachweises bedürfen. Hierunter fallen Bauprodukte, für die es allgemein anerkannte Regeln der

Technik gibt, jedoch auf Verwendbarkeitsnachweise verzichtet wird sowie Bauprodukte, für die es weder

Technische Baubestimmungen noch allgemein anerkannte Regeln der Technik gibt und die bauordnungsrechtlich

von untergeordneter Bedeutung sind. Die Liste hat klarstellenden Charakter und erhebt keinen Anspruch auf

Vollständigkeit.

Im Kapitel D 3 wird ein Weg aufgezeigt, wie mit lückenhaften und unvollständigen harmonisierten Spezifikationen

umgegangen werden kann. Für den Vollzug sind die Länder zuständig.
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Technische Baubestimmungen, die bei der Erfüllung der
Grundanforderungen an Bauwerke zu beachten sind

A 1 Mechanische Festigkeit und Standsicherheit
A 2 Brandschutz
A 3 Hygiene, Gesundheit und Umweltschutz
A 4 Sicherheit und Barrierefreiheit bei der Nutzung
A 5 Schallschutz
A 6 Wärmeschutz
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A 1 Mechanische Festigkeit und Standsicherheit

A 1.1 Allgemeines

Gemäß § 3 Absatz 1 und § 13 Absatz 1 LBO muss jede bauliche Anlage im Ganzen und in ihren einzelnen Teilen

für sich allein standsicher sein. Die Standsicherheit anderer baulicher Anlagen und die Tragfähigkeit des

Baugrundes der Nachbargrundstücke dürfen nicht gefährdet werden. Darüber hinaus dürfen die während der

Errichtung und Nutzung möglichen Einwirkungen keine Beschädigungen anderer Teile des Bauwerks oder

Einrichtungen und Ausstattungen infolge zu großer Verformungen der tragenden Baukonstruktion zur Folge

haben.

Zur Erfüllung dieser Anforderungen an bauliche Anlagen sind die technischen Regeln nach Abschnitt A 1.2 zu

beachten.

A 1.2 Technische Anforderungen hinsichtlich Planung, Bemessung und Ausführung an bestimmte

bauliche Anlagen und ihre Teile gem. § 73a Absatz 2 LBO

Ausgenommen von der Beachtung der technischen Regeln nach Abschnitt 1.2 sind:

1 Bekleidungselemente für Innenwandbekleidungen;

2 Bekleidungselemente für Außenwandbekleidungen und Dachelemente für Dacheindeckungen, die nach

allgemein anerkannten Regeln der Technik befestigt werden und folgende Kriterien erfüllen:

■ kleinformatige Wandbekleidungs- oder Dachelemente mit ≤ 0,4 m² Fläche und ≤ 5 kg Eigengewicht

oder

■ brettformatige Wandbekleidungselemente mit ≤ 0,3 m Breite und Unterstützungsabständen durch die

Unterkonstruktion von ≤ 0,8 m oder

■ Dachelemente mit einem Unterstützungsabstand durch die Unterkonstruktion von ≤ 1,0 m (außer aus 

Glas) oder

■ Wandbekleidungselemente, deren Verwendung durch das Regelwerk des Dachdeckerhandwerks

geregelt ist;

3 Dach- und Formziegelelemente für Dacheindeckungen, die nach allgemein anerkannten Regeln der

Technik befestigt werden und folgende Merkmale aufweisen:

■ Dachziegel und -steine: Fläche ≤ 0,4 m² und Eigengewicht ≤ 7 kg, 

■ Formziegel und -steine: Fläche ≤ 0,4 m² und Eigengewicht ≤ 13 kg; 

4 Dachlichtbänder mit folgenden Merkmalen:

■ ebene Dachlichtbänder mit Dachelementen, deren Unterstützungsabstand durch die Unterkonstruktion

≤ 1,0 m ist oder 

■ nach oben gekrümmte Dachlichtbänder mit Dachelementen, deren Unterstützungsabstand durch die

Unterkonstruktion in Haupttragrichtung (bei nur einachsig gekrümmten Dachelementen in Richtung der

Krümmung) ≤ 2,0 m ist; 

5 vorgefertigte Lichtkuppeln aus Kunststoff mit einem Unterstützungsabstand durch die Unterkonstruktion in

Haupttragrichtung ≤ 2,0 m. 
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A 1.2.1 Grundlagen der Tragwerksplanung und Einwirkungen auf Tragwerke

A 1.2.1.1 Grundlagen der

Tragwerksplanung

DIN EN 1990:2010-12

DIN EN 1990/NA:2010-12

Anlage A 1.2.1/1

A 1.2.1.2 Einwirkungen auf Tragwerke DIN EN 1991

Wichten, Eigengewicht und

Nutzlasten im Hochbau

DIN EN 1991-1-1:2010-12

DIN EN 1991-1-1/NA:2010-12

DIN EN 1991-1-1/NA/A1:2015-05

Anlage A 1.2.1/2

Brandeinwirkungen auf Tragwerke DIN EN 1991-1-2:2010-12

DIN EN 1991-1-2 Ber. 1:2013-08

DIN EN 1991-1-2/NA:2015-09

Anlage A 1.2.1/3

Schneelasten DIN EN 1991-1-3:2010-12

DIN EN 1991-1-3/NA:2010-12

Anlage A 1.2.1/4

Windlasten DIN EN 1991-1-4:2010-12

DIN EN 1991-1-4/NA:2010-12

Anlage A 1.2.1/5

Außergewöhnliche Einwirkungen DIN EN 1991-1-7:2010-12

DIN EN 1991-1-7/NA:2010-12

Anlage A 1.2.1/6

Einwirkungen infolge von Kranen

und Maschinen

DIN EN 1991-3:2010-12

DIN EN 1991-3 Ber.1:2013-08

DIN EN 1991-3/NA:2010-12

Einwirkungen auf Silos und

Flüssigkeitsbehälter

DIN EN 1991-4:2010-12

DIN EN 1991-4 Ber. 1:2013-08

DIN EN 1991-4/NA:2010-12

DIN FB 140:2005-01

Anlage A 1.2.1/7

A 1.2.1.3 Bauteile, die gegen Absturz

sichern

ETB-Richtlinie – „Bauteile, die gegen

Absturz sichern“, Juni 1985

Anlage A 1.2.1/8

A 1.2.2 Bauliche Anlagen im Erd- und Grundbau

A 1.2.2.1 Entwurf, Berechnung und

Bemessung in der Geotechnik

DIN EN 1997-1:2009-09

DIN EN 1997-1/NA:2010-12

Anlage A 1.2.2/1

Baugrund - Sicherheitsnachweise

im Erd- und Grundbau

DIN 1054:2010-12

DIN 1054/A1:2012-08

DIN 1054/A2:2015-11

A 1.2.2.2 Ausführung von Bohrpfählen DIN EN 1536:2010-12

DIN SPEC 18140:2012-02

A 1.2.2.3 Ausführung von

Verdrängungspfählen

DIN EN 12699:2001-05

DIN EN 12699 Ber. 1:2010-11

Anlage A 1.2.2/2

DIN SPEC 18538:2012-02

A 1.2.2.4 Ausschachtungen, Gründungen

und Unterfangungen im Bereich

bestehender Gebäude

DIN 4123:2013-04

A 1.2.2.5 Ausführung von Verpressankern DIN EN 1537:2001-01

DIN EN 1537 Ber.1:2011-12

DIN SPEC 18537:2012-02

Anlage A 1.2.2/3

A 1.2.2.6 Ausführung von besonderen

geotechnischen Arbeiten

(Spezialtiefbau) - Pfähle mit

kleinen Durchmessern

(Mikropfähle)

DIN EN 14199:2012-01

DIN SPEC 18539:2012-02
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A 1.2.2.7 Ausführung von besonderen

geotechnischen Arbeiten

(Spezialtiefbau) - Injektionen

DIN EN 12715:2000-10

DIN SPEC 18187:2015-08

Bemessung von verfestigten

Bodenkörpern - Hergestellt mit

Düsenstrahl-, Deep-Mixing- oder

Injektions-Verfahren

DIN 4093:2015-11

A 1.2.3 Bauliche Anlagen im Beton-, Stahlbeton- und Spannbetonbau*)

A 1.2.3.1 Bemessung und Konstruktion von

Stahlbeton- und

Spannbetontragwerken

DIN EN 1992

Allgemeine Bemessungsregeln

und Regeln für den Hochbau

DIN EN 1992-1-1:2011-01

DIN EN 1992-1-1/A1:2015-03

DIN EN 1992-1-1/NA:2013-04

DIN EN 1992-1-1/NA/A1:2015-12

Anlagen A 1.2.3/1

und A 1.2.3/2

Tragwerksbemessung für den

Brandfall

DIN EN 1992-1-2:2010-12

DIN EN 1992-1-2/NA:2010-12

Anlage A 1.2.3/3

DIN EN 1992-1-2/NA/A1:2015-09

Beton, Stahlbeton und

Spannbeton

DIN 1045-2:2008-08

DIN EN 206-1:2001-07

DIN EN 206-1/A1:2004-10

DIN EN 206-1/A2:2005-09

DIN EN 206-9:2010-09

Anlage A 1.2.3/4

Ausführung von Tragwerken aus

Beton

DIN 1045-3:2012-03

DIN 1045-3 Ber. 1:2013-07

Anlage A 1.2.3/4

DIN EN 13670:2011-03

Fertigteile DIN 1045-4:2012-02

Ziegeldecken DIN 1045-100:2011-12

A 1.2.3.2 Schutz und Instandsetzung von

Betonbauteilen

DAfStb-Richtlinie - Schutz und

Instandsetzung von Betonbauteilen:

2001-10

Ber. 2:2005-12

Ber. 3:2014-09

Anlage A 1.2.3/5

A 1.2.3.3 Spritzbeton DIN EN 14487-1:2006-03

DIN EN 14487-2:2007-01

DIN 18551:2014-08

A 1.2.3.4 Schweißen von Betonstahl DIN EN ISO 17660-1:2006-12

DIN EN ISO 17660-1 Ber. 1:2007-08

DIN EN ISO 17660-2:2006-12

DIN EN ISO 17660-2 Ber. 1:2007-08

Anlage A 1.2.3/6

A 1.2.3.5 Anwendung von vorgefertigten

bewehrten Bauteilen aus

dampfgehärtetem Porenbeton

DIN 4223-101:2014-12

DIN 4223-102:2014-12

DIN 4223-103:2014-12

Anlage A 1.2.3/1

Abschnitte 1, 2.2,

2.3, 4

*) Zusätzlich zu den technischen Regeln sind die klarstellenden Bestimmungen zur Anwendung der technischen

Regeln für Kranbahnen und zur Anwendung der LBOHAVO nach Anlage A 1.2/BW1 und Anlage A 1.2/BW2

zu beachten.
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A 1.2.3.6 Anwendung von vorgefertigten

Bauteilen aus haufwerksporigem

Leichtbeton mit statisch

anrechenbarer oder nicht

anrechenbarer Bewehrung in

Bauwerken

DIN 4213:2015-10 Anlage A 1.2.3/1

Abschnitte 1, 2.2,

2.3, 4

A 1.2.3.7 Nachträgliche

Bewehrungsanschlüsse mit

eingemörtelten

Bewehrungsstäben

Nachträgliche Bewehrungs-

anschlüsse mit eingemörtelten

Bewehrungsstäben – Anforderung

an Planung, Bemessung und

Ausführung: 2016-06

Anlage A 1.2/BW3

A 1.2.3.8 Verankerungen in Beton mit

einbetonierten oder nachträglich

gesetzten Befestigungsmitteln

Verankerungen in Beton mit

einbetonierten oder nachträglich

eingesetzten Befestigungsmitteln –

Anforderung an Planung, Bemessung

und Ausführung: 2016-06

A 1.2.4 Bauliche Anlagen im Metall- und Verbundbau*)

A 1.2.4.1 Bemessung und Konstruktion von

Stahlbauten

DIN EN 1993-1-1:2010-12

DIN EN 1993-1-1/A1:2014-07

Anlagen A 1.2.3/2

und A 1.2.4/1

DIN EN 1993-1-1/NA:2015-08

Tragwerksbemessung für den

Brandfall

DIN EN 1993-1-2:2010-12

DIN EN 1993-1-2/NA:2010-12

Anlage A 1.2.3/3

Ergänzende Regeln für

kaltgeformte Bauteile und Bleche

DIN EN 1993-1-3:2010-12

DIN EN 1993-1-3/NA:2010-12

Anlage A 1.2.4/2

Ergänzende Regeln zur

Anwendung von nichtrostenden

Stählen

DIN EN 1993-1-4:2015-10

DIN EN 1993-1-4/NA:2017-01

Plattenförmige Bauteile DIN EN 1993-1-5:2010-12

DIN EN 1993-1-5/NA:2010-12

Festigkeit und Stabilität von

Schalen

DIN EN 1993-1-6:2010-12

DIN EN 1993-1-6/NA:2010-12

Plattenförmige Bauteile mit

Querbelastung

DIN EN 1993-1-7:2010-12

DIN EN 1993-1-7/NA:2010-12

Bemessung von Anschlüssen DIN EN 1993-1-8:2010-12

DIN EN 1993-1-8/NA:2010-12

Ermüdung DIN EN 1993-1-9:2010-12

DIN EN 1993-1-9/NA:2010-12

Stahlsortenauswahl im Hinblick

auf Bruchzähigkeit und

Eigenschaften in Dickenrichtung

DIN EN 1993-1-10:2010-12

DIN EN 1993-1-10/NA:2010-12

Bemessung und Konstruktion von

Tragwerken mit Zuggliedern aus

Stahl

DIN EN 1993-1-11:2010-12

DIN EN 1993-1-11/NA:2010-12

Anlage A 1.2.4/3

Zusätzliche Regeln zur

Erweiterung von EN 1993 auf

Stahlgüten bis S700

DIN EN 1993-1-12:2010-12

DIN EN 1993-1-12/NA:2011-08

Türme und Maste DIN EN 1993-3-1:2010-12

DIN EN 1993-3-1/NA:2015-11

*) Zusätzlich zu den technischen Regeln sind die klarstellenden Bestimmungen zur Anwendung der technischen

Regeln für Kranbahnen und zur Anwendung der LBOHAVO nach Anlage A 1.2/BW1 und Anlage A 1.2/BW2

zu beachten.
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Schornsteine DIN EN 1993-3-2:2010-12 Anlage A 1.2.4/4

DIN EN 1993-3-2/NA:2010-12

Silos DIN EN 1993-4-1:2010-12

DIN EN 1993-4-1/NA:2010-12

Pfähle und Spundwände DIN EN 1993-5:2010-12

DIN EN 1993-5/NA:2010-12

Kranbahnen DIN EN 1993-6:2010-12

DIN EN 1993-6/NA:2010-12

Ausführung von Stahltragwerken DIN EN 1090-2:2011-10 Anlage A 1.2.4/5

A 1.2.4.2 Bemessung und Konstruktion von

Verbundtragwerken aus Stahl und

Beton

DIN EN 1994

Allgemeine Bemessungsregeln

und Anwendungsregeln für den

Hochbau

DIN EN 1994-1-1:2010-12

DIN EN 1994-1-1/NA:2010-12

Anlagen A 1.2.3/2

und A 1.2.4/1

Tragwerksbemessung für den

Brandfall

DIN EN 1994-1-2:2010-12

DIN EN 1994-1-2/A1:2014-06

Anlage A 1.2.3/3

DIN EN 1994-1-2/NA:2010-12

A 1.2.4.3 Bemessung und Konstruktion von

Aluminiumtragwerken

DIN EN 1999

Allgemeine Bemessungsregeln DIN EN 1999-1-1:2014-03 Anlage A 1.2.4/1

DIN EN 1999-1-1/NA:2013-05

DIN EN 1999-1-1/NA/A1:2014-06

DIN EN 1999-1-1/NA/A2:2015-03

DIN EN 1999-1-1/NA/A3:2015-11

Tragwerksbemessung für den

Brandfall

DIN EN 1999-1-2:2010-12

DIN EN 1999-1-2/NA:2011-04

Anlage A 1.2.3/3

Ermüdungsbeanspruchte

Tragwerke

DIN EN 1999-1-3:2011-11

DIN EN 1999-1-3/NA:2013-01

Kaltgeformte Profiltafeln DIN EN 1999-1-4:2010-05 Anlage A 1.2.4/2

DIN EN 1999-1-4/A1:2011-11

DIN EN 1999-1-4/NA:2010-12

Schalentragwerke DIN EN 1999-1-5:2010-05

DIN EN 1999-1-5/NA:2010-12

Ausführung von

Aluminiumtragwerken

DIN EN 1090-3:2008-09 Anlage A 1.2.4/6

A 1.2.4.4 Oberirdische zylindrische

Flachboden-Tankbauwerke aus

metallischen Werkstoffen

DIN 4119-1:1979-06

DIN 4119-2:1980-02

Anlage A 1.2.4/7

A 1.2.5 Bauliche Anlagen im Holzbau**)

A 1.2.5.1 Bemessung und Konstruktion von

Holzbauten

DIN EN 1995-1-1:2010-12

DIN EN 1995-1-1/A2:2014-07

Anlage A 1.2.5/1

DIN EN 1995-1-1/NA:2013-08

Tragwerksbemessung für den

Brandfall

DIN EN 1995-1-2:2010-12

DIN EN 1995-1-2/NA:2010-12

Anlage A 1.2.3/3

Brücken DIN EN 1995-2:2010-12 Anlage A 1.2.5/1

DIN EN 1995-2/NA:2011-08

**) Zusätzlich zu den technischen Regeln sind die klarstellenden Bestimmungen zur Anwendung der LBOHAVO

nach Anlage A 1.2/BW2 zu beachten.
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Herstellung und Ausführung von

Holzbauwerken

DIN 1052-10:2012-05

A 1.2.5.2 Holzschutz DIN 68800-1:2011-10

DIN 68800-2:2012-02

Anlage A 1.2.5/2

A 1.2.6 Bauliche Anlagen im Mauerwerksbau

A 1.2.6.1 Bemessung und Konstruktion von

Mauerwerksbauten

DIN EN 1996

Allgemeine Regeln für bewehrtes

und unbewehrtes Mauerwerk

DIN EN 1996-1-1:2013-02

DIN EN 1996-1-1/NA:2012-05

Anlage A 1.2.6/1

DIN EN 1996-1-1/NA/A1:2014-03

DIN EN 1996-1-1/NA/A2:2015-01

Tragwerksbemessung für den

Brandfall

DIN EN 1996-1-2:2011-04

DIN EN 1996-1-2/NA:2013-06

Anlage A 1.2.6/2

Planung, Auswahl der Baustoffe

und Ausführung von Mauerwerk

DIN EN 1996-2:2010-12

DIN EN 1996-2/NA:2012-01

Vereinfachte

Berechnungsmethoden für

unbewehrte Mauerwerksbauten

DIN EN 1996-3:2010-12

DIN EN 1996-3/NA:2012-01

DIN EN 1996-3/NA/A1:2014-03

DIN EN 1996-3/NA/A2:2015-01

A 1.2.6.2 Fertigbauteile DIN 1053-4:2013-04 Anlage A 1.2.6/3

A 1.2.6.3 Verankerungen in Mauerwerk mit

nachträglich gesetzten

Befestigungsmitteln

Verankerungen in Mauerwerk mit

nachträglich gesetzten

Befestigungsmitteln – Anforderung an

Planung, Bemessung und

Ausführung: 2016-06

A 1.2.7 Glaskonstruktionen

A 1.2.7.1 Glas im Bauwesen -

Bemessungs- und

Konstruktionsregeln

DIN 18008-1:2010-12 Anlagen A 1.2.7/1

und A 1.2.7/2

Linienförmig gelagerte

Verglasungen

DIN 18008-2:2010-12 Anlage A 1.2.7/3

Punktförmig gelagerte

Verglasungen

DIN 18008-3:2013-07

Zusatzanforderungen an

absturzsichernde Verglasungen

DIN 18008-4:2013-07

Zusatzanforderungen an

begehbare Verglasungen

DIN 18008-5:2013-07

A 1.2.8 Sonderkonstruktionen

A 1.2.8.1 Freistehende Schornsteine DIN 1056:2009-01 Anlagen A 1.2.4/4

und A 1.2.8/1

DIN EN 13084-1:2007-05 Anlage A 1.2.8/1

DIN EN 13084-2:2007-08

DIN EN 13084-4:2005-12

DIN EN 13084-6:2005-03 Anlage A 1.2.8/2

DIN EN 13084-8:2005-08 Anlage A 1.2.8/2

A 1.2.8.2 Glockentürme DIN 4178:2005-04

A 1.2.8.3 Gewächshäuser DIN V 11535-1:1998-02 Anlage A 1.2.7/2

A 1.2.8.4 Traggerüste DIN EN 12812:2008-12 Anlagen A 1.2.8/3

und A 1.2.8/4

A 1.2.8.5 Arbeitsgerüste DIN EN 12811-1:2004-03 Anlagen A 1.2.8/4

und A 1.2.8/5
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Schutzgerüste DIN 4420-1:2004-03 Anlage A 1.2.8/5

A 1.2.8.6 Gärfuttersilos und Güllebehälter DIN 11622-1:2006-01

DIN 11622-2:2004-06

DIN 11622-4:1994-07

A 1.2.8.7 Windenergieanlagen;

Einwirkungen und

Standsicherheitsnachweise für

Turm und Gründung

Richtlinie für Windenergieanlagen;

Einwirkungen und Standsicherheits-

nachweise für Turm und Gründung,

März 2015

Anlage A 1.2.8/6

A 1.2.8.8 Lehmbauten für Wohngebäude

der Gebäudeklasse 1 und 2 mit

höchstens zwei Vollgeschossen

Lehmbau Regeln, Februar 2008

A 1.2.8.9 Ortsfeste liegende zylindrische

ein- und doppelwandige Behälter

(Tanks) aus Stahl zur

oberirdischen Lagerung von

wassergefährdenden flüssigen

Brennstoffen für die energetische

Versorgung von Heiz- und

Kühlanlagen für Gebäude

Anlage A 1.2.8/7

A 1.2.8.10 Ortsfeste Tanks aus

Thermoplasten zur oberirdischen

Lagerung von flüssigen

Brennstoffen für die energetische

Versorgung von Heiz- und

Kühlsystemen in Gebäuden

Anlage A 1.2.8/8

A 1.2.9 Bauliche Anlagen in Erdbebengebieten

A 1.2.9.1 Bauten in deutschen

Erbebengebieten

DIN 4149:2005-04 Anlage A 1.2.9/1
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Anlage A 1.2/BW1

Bestimmung zur Anwendung der technischen Regeln für Kranbahnen

Die technischen Regeln sind einschließlich der zugehörigen Anlagen für Kranbahnen anzuwenden, die Lasten auf

Gebäude übertragen.

Anlage A 1.2/BW2

Bestimmung zur Anwendung der LBOHAVO

Bei Anwendung der LBOHAVO ist Folgendes zu beachten:

Die in § 1 Absatz 2 LBOHAVO bezeichneten Bezüge auf laufende Nummern der „Liste der Technischen

Baubestimmungen (LTB)“ erfahren folgende Entsprechungen:

Zeile Bezug in

LBOHAVO

Entsprechung

1 2.4.4 VwV TB Teil A, lfd. Nr. A 1.2.4.1 *)

2 2.4.1 VwV TB Teil A, lfd. Nr. A 1.2.4.3 *)

3 2.3.4 VwV TB Teil A, lfd. Nr. A 1.2.3.4

4 2.5.1 VwV TB Teil A, lfd. Nr. A 1.2.5.1

5 2.3.1 VwV TB Teil A, lfd. Nr. A 1.2.3.1

6 2.3.11 VwV TB Teil A, lfd. Nr. A 1.2.3.2

*) Für die Ausführung von Schweißarbeiten zur Herstellung tragender Stahl- oder Aluminiumbauteile auf

der Baustelle.

Anlage A 1.2/BW3

Zur technischen Regel „Nachträgliche Bewehrungsanschlüsse mit eingemörtelten Bewehrungsstäben −

Anforderung an Planung, Bemessung und Ausführung“

Die Bestimmungen zur Ausstellung eines Eignungsnachweises und zur Überprüfung des Kenntnisstands des

Baustellenfachpersonals durch anerkannte Prüfstellen sind nicht anzuwenden.

Anlage A 1.2.1/1

Zu DIN EN 1990 in Verbindung mit DIN EN 1990/NA

Die informativen Anhänge B, C und D sind nicht anzuwenden.

Anlage A 1.2.1/2

Zu DIN EN 1991-1-1 in Verbindung mit DIN EN 1991-1-1/NA

Zu Abschnitt 6.4:

Ergänzend gilt für Horizontallasten für Hubschrauberlandeplätze auf Dachdecken:

1 In der Ebene der Start- und Landefläche und des umgebenden Sicherheitsstreifens ist eine horizontale

Nutzlast qk= 1,0 kN/m an der für den untersuchten Querschnitt eines Bauteils jeweils ungünstigsten Stelle

anzunehmen.
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2 Für den mindestens 10 cm hohen Überrollschutz ist am oberen Rand eine Horizontallast von 10 kN

anzunehmen.

Anlage A 1.2.1/3

Zu DIN EN 1991-1-2 in Verbindung mit DIN EN 1991-1-2/NA

Bei der Anwendung von Naturbrandmodellen ist zu beachten:

1 Das Ergebnis der Bemessung des Feuerwiderstands (Brandeinwirkung und Nachweis) tragender oder

aussteifender Bauteile auf der Grundlage von Naturbrandmodellen (Abschnitt 3.3 DIN EN 1991-1-2:2010-12)

bedarf einer Abweichung nach § 56 LBO; es kann auch im Rahmen des § 38 Absatz 1 LBO zugelassen werden.

Anmerkung:

Die Beurteilung der Feuerwiderstandsfähigkeit von Bauteilen in bauaufsichtlichen Verfahren erfolgt auf der

Grundlage von Brandprüfungen nach der Einheits-Temperaturzeitkurve (ETK) und führt zu Einstufungen in

Feuerwiderstandsklassen (DIN 4102-2:1977-09, DIN EN 13501-2), die den bauaufsichtlichen Anforderungen

zugeordnet werden.

Bauteilbemessungen auf der Grundlage von Naturbrandmodellen stellen auf die jeweilige konkrete Nutzung und

Ausgestaltung eines Raums oder Gebäudes unter Berücksichtigung der vorhandenen brandschutztechnischen

Infrastruktur ab.

Eine solche Bauteilbemessung deckt das auf Feuerwiderstandsklassen ausgerichtete globale bauaufsichtliche

Anforderungssystem (Gebäudeklassen, Höhenlage der Geschosse, Gebäudeart) nicht vollständig ab.

Über die Anwendbarkeit von Naturbrandmodellen ist daher im Rahmen einer Abweichung nach § 56 bzw. einer

Erleichterung nach § 38 Absatz 1 LBO zu entscheiden. Dazu ist im Bauantrag oder in den Bauvorlagen

anzugeben, weshalb es einer ETK-Brandbeanspruchung nicht bedarf und darzustellen, dass (und weshalb) das

gewählte Brandmodell für das Vorhaben geeignet ist und wie die damit zwangsläufig verbundene eingeschränkte

Nutzung der Anlage (z.B. aufgrund begrenzter Brandlasten) sichergestellt werden soll (§ 56 LBO; zu möglichen

Inhalten einer brandschutztechnischen Stellungnahme siehe Anlage zur VwV Brandschutzprüfung*)).

2 Für den Nachweis der Standsicherheit (§ 9 Absatz 2 LBOVVO) sind die für die Beurteilung der

Brandeinwirkungen erforderlichen Unterlagen, insbesondere für die Ermittlung der thermischen Einwirkungen und

die bemessungsrelevanten Brandszenarien einschließlich der entsprechenden Bemessungsbrände, als zu-

sätzliche Bauvorlage (§ 2 Absatz 3 Nummer 1 LBOVVO) vorzulegen. Die erforderlichen Unterlagen müssen

vollständig, nachvollziehbar und prüfbar sein; die thermischen Einwirkungen sind raumbezogen zu ermitteln und

zu dokumentieren. Die Eingangsparameter sind repräsentativ und konservativ zu wählen; dabei sind auch

Brandeinwirkungen von außen und spezifische Nutzungszustände zu berücksichtigen (z.B. Fahrzeuge in

Ausstellungshallen im Rahmen der Auf- und Abbauphase von Messeständen).

Die mit der bautechnischen Prüfung nach § 17 LBOVVO betraute prüfende Stelle muss entweder zugleich die

notwendige Ausbildung, Sachkunde und Erfahrung im Bereich Brandschutz haben (vgl. VwV

Brandschutzprüfung*), Abschnitt 4.3) oder für die Beurteilung der Brandeinwirkungen über die zuständige untere

Baurechtsbehörde eine(n) mit derartigen Brandmodellen erfahrene(n) Sachverständige(n) (vgl. VwV

Brandschutzprüfung, Abschnitt 4.3) heranziehen. Im Rahmen der Beurteilung der Brandeinwirkung sind alle

Eingangsparameter auf Vollständigkeit und Richtigkeit zu überprüfen; nur stichprobenartige oder

Plausibilitätsprüfungen sind nicht ausreichend.

3 Für den Nachweis des Brandschutzes (§ 2 Absatz 3 Nummer 1 LBOVVO) ist in den Bauvorlagen auch

darzustellen, wie die nach Naturbrandmodellen bemessenen Bauteile des Tragwerks mit den erforderlichen

(klassifizierten) raumabschließenden Bauteilen (wie Brand- und Trennwände, Decken, Wände notwendiger

Treppenräume und Flure) zu einem geeigneten Brandschutzkonzept zusammengeführt werden sollen. Dazu

gehören auch Aussagen zu den Anschlüssen brandschutztechnisch unterschiedlich bemessener Bauteile.

Die Anforderungen der LBO, der Sonderbauverordnungen und anderer Vorschriften an raumabschließende

Bauteile bleiben unberührt.

4 Die Feuerwiderstandsfähigkeit des Tragwerks ist für die Durchführung wirksamer Löscharbeiten von

wesentlicher Bedeutung. Vor der Entscheidung über die Abweichung/Erleichterung ist die zuständige

Brandschutzdienststelle im Hinblick auf die Belange des abwehrenden Brandschutzes zu hören; § 2 BauPrüfVO

bleibt unberührt.
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5 Die zulässige Art der Nutzung des Bauvorhabens (z. B. Bürogebäude) wird durch die – gewählten und

durch die Baugenehmigung festgelegten – Eingangsparameter für die Ermittlung der Brandbeanspruchung

(raumbezogen) konkretisiert und begrenzt. Es sind daher geeignete Maßnahmen festzulegen, die die Einhaltung

dieser Nutzungsbeschränkung sicherstellen. Dazu kommen insbesondere die Bestellung eines

Brandschutzbeauftragten für die diesbezügliche Überwachung des laufenden Betriebs sowie eine Überprüfung

der Brandlastannahmen innerhalb des ersten Jahres nach Aufnahme der Nutzung und wiederkehrende

Überprüfungen (z. B. in Abständen von 3 - 5 Jahren) durch eine(n) Sachverständige(n) für Brandschutz (vgl. VwV

Brandschutzprüfung*), Abschnitt 4.3) in Betracht..

Die Nutzungsbeschränkung und die zu ihrer Einhaltung vorgesehenen Maßnahmen sind durch entsprechende

Nebenbestimmungen in der Baugenehmigung festzulegen. In der Baugenehmigung ist darauf hinzuweisen, dass

Änderungen des genehmigten Nutzungskonzepts, die zu einer höheren Brandbeanspruchung führen (z. B.

veränderte Brandlasten), eine Überprüfung der Standsicherheit und gegebenenfalls die Beantragung und

Erteilung einer neuen Baugenehmigung erforderlich machen.

Anmerkung:

Gebäude, deren Standsicherheit auf der Grundlage von Naturbrandmodellen bemessen ist, unterliegen

Nutzungsbegrenzungen, die durch betriebliche Maßnahmen und externe Überprüfungen sicherzustellen sind. Die

Anwendung solcher Modelle kann daher nur bei bestimmten Gebäudenutzungen sachgerecht sein. Sie kann bei

Nutzungen mit geringen und beständigen Brandlasten insbesondere in großen Raumstrukturen angemessen

sein; anders verhält es sich bei Räumen mit veränderlichen Brandlasten und Nutzungen oder Gebäuden mit

besonderen Sicherheitsanforderungen (z. B. Hochhäuser); die Erforderlichkeit betrieblicher Maßnahmen schließt

eine Anwendung bei Wohnungen oder ähnlichen Nutzungen grundsätzlich aus.

6 Zu DIN EN 1991-1-2/NA:2015-09, Anhang BB (NA.BB)

6.1 Die Brandlastdichten nach Abschnitt NA.BB.3.2, Tabelle BB.1, Spalte 3, dürfen auch bei Ermittlungen im

Einzelfall nach Abschnitt NA.BB.3.3 nicht unterschritten werden; die Werte beziehen sich nur auf eine für die

jeweilige Gebäudeart typische Raumnutzung und nicht auf die Raumnutzungen des gesamten Gebäudes (vgl.

NA.BB.3.2 Absatz 3 bezüglich Bürogebäude); dies gilt für Tabelle BB.2 entsprechend.

6.2 Die maximale Wärmefreisetzungsrate Qmax,k nach Abschnitt NA.BB.4, Gleichung (BB.7) ist auch für

Räume mit mehr als 400 m² unter Ermittlung zunächst der Wärmefreisetzungsrate Qmax,f,k für einen

angenommenen brandlastgesteuerten Brand nach Gleichung (BB.5) und der Ermittlung der

Wärmefreisetzungsrate Qmax,v,k unter der Annahme eines ventilationsgesteuerten Brandes nach Gleichung (BB.6)

zu bestimmen. Der so aus Gleichung (BB.7) gebildete Wert (charakteristischer Wert Qmax,k) liegt stets auf der

sicheren Seite.

6.3 Für die Auftretenswahrscheinlichkeit p1 eines Entstehungsbrandes je Jahr und Nutzungseinheit ist nach

Abschnitt NA.BB.5.1 der größere und damit ungünstigere Wert aus den Angaben nach Tabelle BB.3 zur

Bestimmung der Auftretenswahrscheinlichkeit pfi eines Schadenfeuers nach Gleichung (BB.9) in Ansatz zu

bringen.

Für die Ausfallwahrscheinlichkeit der öffentlichen Feuerwehr ist der Wert p2,2 = 0,5 nach Tabelle BB.4 anzusetzen.

6.4 Für die Ermittlung der bedingten Versagenswahrscheinlichkeit pf,fi nach Abschnitt NA.BB.5.2 ist in

Gleichung (BB.13) die Versagenswahrscheinlichkeit pf für Bauteile des Tragwerks stets zumindest aus der

Zuordnung zur Schadensfolge „mittel“ nach Tabelle BB.5 in Ansatz zu bringen.

Für Gebäude, die einer Büro- oder vergleichbaren Nutzung dienen und deren Nutzungseinheiten mehr als 400 m²

Brutto-Grundfläche haben (vgl. § 12 Absatz 1 Nummer 4 LBOAVO), ist für den Zuverlässigkeitsindex β der Wert 

4,7 und für die zugehörige Versagenswahrscheinlichkeit pf der Wert 1,3E-6 nach Tabelle BB.5 in Ansatz zu

bringen.

Sonderbauten, bei denen die Auswirkungen des Versagens oder der Funktionsbeeinträchtigung eines Tragwerks

zu schweren Folgen für Leben, Gesundheit und die natürlichen Lebensgrundlagen (vgl. DIN EN 1990:2010-12,

Anhang B) führen können, sind der Schadensfolge „hoch“ nach Tabelle BB.5 zuzuordnen.

____________
*) Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Verkehr und Infrastruktur über die brandschutztechnische Prüfung im

baurechtlichen Verfahren (VwV Brandschutzprüfung) vom 17. September 2012 (GABl. S. 865), geändert am 3. März 2015.
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Anlage A 1.2.1/4

Zu DIN EN 1991-1-3 in Verbindung mit DIN EN 1991-1-3/NA

1 Hinsichtlich der Zuordnung der Schneelastzonen gilt die „Zuordnung der Gemeinden und Gemeindeteile

des Landes Baden-Württemberg zu den Schneelastzonen nach DIN EN 1991-1-3/NA:2010-12“ (siehe Anhang zu

Anlage A 1.2.1/4). Ein an der Grenzlinie zweier Schneelastzonen im Bereich der höheren Zone liegender

Bauwerksstandort darf, abweichend von dieser Zuordnung, der niedrigeren Zone zugeordnet werden, wenn der

Bauwerksstandort dieselben topografischen Verhältnisse wie die niedrigere Zone im benachbarten Bereich

aufweist.

2 Nummer 2 ist nicht besetzt.

3 Abschnitt 6 Eislasten und Anhang A der DIN 1055-5:2005-07 sind zu beachten.

Anhang zu Anlage A 1.2.1/4 – Schneelastzonen nach DIN EN 1991-1-3/NA*)

Zuordnung der Gemeinden und Gemeindeteile des Landes Baden-Württemberg zu den Schneelastzonen
nach DIN EN 1991-1-3/NA:2010-12

Regierungsbezirk Stuttgart:

Landkreis Böblingen:

Schneelastzone 2: Alle Gemeinden.

Landkreis Esslingen:

Schneelastzone 2: Alle Gemeinden.

Landkreis Göppingen:

Schneelastzone 2: Alle Gemeinden.

Landkreis Heidenheim:

Schneelastzone 1a: Niederstotzingen, Sontheim an der Brenz
Schneelastzone 2: Alle Gemeinden, sofern nicht in Zone 1a.

Stadtkreis Heilbronn:

Schneelastzone 2.

Landkreis Heilbronn:

Schneelastzone 2: Alle Gemeinden.

Hohenlohekreis:

Schneelastzone 1: Alle Gemeinden, sofern nicht in Zone 2
Schneelastzone 2: Bretzfeld, Neuenstein, Öhringen, Pfedelbach, Waldenburg, Zweiflingen.

Landkreis Ludwigsburg:

Schneelastzone 2: Alle Gemeinden.

Main-Tauber-Kreis:

Schneelastzone 1: Alle Gemeinden, sofern nicht in Zone 2
Schneelastzone 2: Freudenberg, Königheim, Külsheim, Wertheim.

Ostalbkreis:

Schneelastzone 2: Alle Gemeinden, sofern nicht in Zone 2a
Schneelastzone 2a: Essingen, Heubach.

Rems-Murr-Kreis:

Schneelastzone 2: Alle Gemeinden.

Landkreis Schwäbisch Hall:

Schneelastzone 1: Blaufelden, Braunsbach, Gerabronn, Kirchberg an der Jagst, Langenburg, Rot am See,
Schrozberg

Schneelastzone 2: Alle Gemeinden, sofern nicht in Zone 1.

Stadtkreis Stuttgart:

Schneelastzone 2.
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Regierungsbezirk Karlsruhe:

Stadtkreis Baden-Baden:

Schneelastzone 1.

Landkreis Calw:

Schneelastzone 2: Alle Gemeinden.

Enzkreis:

Schneelastzone 2: Alle Gemeinden.

Landkreis Freudenstadt:

Schneelastzone 2: Alle Gemeinden, sofern nicht in Zone 2a
Schneelastzone 2a: Bad Rippoldsau-Schapbach, Baiersbronn, Freudenstadt, Loßburg.

Stadtkreis Heidelberg:

Schneelastzone 1.

Stadtkreis Karlsruhe:

Schneelastzone 1.

Landkreis Karlsruhe:

Schneelastzone 1: Alle Gemeinden, sofern nicht in Zone 2
Schneelastzone 2: Bretten, Karlsbad, Kürnbach, Marxzell, Oberderdingen, Sulzfeld, Zaisenhausen.

Stadtkreis Mannheim:

Schneelastzone 1.

Neckar-Odenwald-Kreis:

Schneelastzone 1: Ravenstein
Schneelastzone 2: Alle Gemeinden, sofern nicht in Zone 1.

Stadtkreis Pforzheim:

Schneelastzone 2.

Landkreis Rastatt:

Schneelastzone 1: Alle Gemeinden, sofern nicht in Zone 2
Schneelastzone 2: Forbach, Gaggenau, Gernsbach, Loffenau, Weisenbach.

Rhein-Neckar-Kreis:

Schneelastzone 1: Alle Gemeinden, sofern nicht in Zone 2
Schneelastzone 2: Angelbachtal, Bammental, Dielheim, Eberbach, Epfenbach, Eschelbronn, Heddesbach,

Heiligkreuzsteinach, Helmstadt-Bargen, Lobbach, Mauer, Meckesheim,
Neckarbischofsheim, Neckargemünd, Neidenstein, Reichartshausen, Schönau,
Schönbrunn, Sinsheim, Spechbach, Waibstadt, Wiesenbach, Wilhelmsfeld, Zuzenhausen.

Regierungsbezirk Freiburg:

Landkreis Breisgau-Hochschwarzwald:

Schneelastzone 2: Au, Auggen, Badenweiler, Bad Krozingen, Ballrechten-Dottingen, Bötzingen, Breisach a.
Rhein, Buggingen, Ebringen, Ehrenkirchen, Eichstetten a. Kaiserstuhl, Eschbach,
Gottenheim, Gundelfingen, Hartheim, Heitersheim, Ihringen, March, Merdingen,
Merzhausen, Müllheim, Neuenburg a. Rhein, Pfaffenweiler, Schallstadt, Staufen i. Breisgau,
Sulzburg, Umkirch, Vogtsburg i. Kaiserstuhl

Schneelastzone 2a: Alle Gemeinden, sofern nicht in Zone 2.

Landkreis Emmendingen:

Schneelastzone 2: Alle Gemeinden.

Stadtkreis Freiburg im Breisgau:

Schneelastzone 2.

Landkreis Konstanz:

Schneelastzone 1: Alle Gemeinden.

Landkreis Lörrach:

Schneelastzone 2: Alle Gemeinden.
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Ortenaukreis:

Schneelastzone 1: Achern, Appenweier, Friesenheim, Hohberg, Kappel-Grafenhausen, Kappelrodeck, Kehl,
Kippenheim, Lahr, Lauf, Mahlberg, Meißenheim, Neuried, Offenburg, Ortenberg, Renchen,
Rheinau, Ringsheim, Rust, Sasbach, Schutterwald, Schwanau, Willstätt,
gemeindefreier Grundbesitz (Rheinauer Wald)

Schneelastzone 2: Alle Gemeinden, sofern nicht in Zone 1.

Landkreis Rottweil:

Schneelastzone 2: Alle Gemeinden.

Schwarzwald-Baar-Kreis:

Schneelastzone 2: Alle Gemeinden, sofern nicht in Zone 2a
Schneelastzone 2a: Schönwald, Schonach, Triberg.

Landkreis Tuttlingen:

Schneelastzone 1: Alle Gemeinden, sofern nicht in Zone 2
Schneelastzone 2: Aldingen, Deilingen, Denkingen, Durchhausen, Frittlingen, Gosheim, Gunningen,

Spaichingen, Talheim, Trossingen, Wehingen.

Landkreis Waldshut:

Schneelastzone 2: Alle Gemeinden.

Regierungsbezirk Tübingen:

Alb-Donau-Kreis:

Schneelastzone 1: Alle Gemeinden, sofern nicht in Zone 1a oder 2
Schneelastzone 1a: Asselfingen, Beimerstetten, Berghülen, Bernstadt, Blaubeuren, Blaustein, Börslingen,

Breitingen, Dornstadt, Holzkirch, Langenau, Neenstetten, Nerenstetten, Öllingen,
Rammingen, Setzingen, Westerstetten

Schneelastzone 2: Altheim (Alb), Amstetten, Ballendorf, Laichingen, Lonsee, Merklingen, Nellingen,
Weidenstetten, Westerheim.

Landkreis Biberach:

Schneelastzone 1: Alle Gemeinden und Gemeindeteile, sofern nicht in Zone 1a
Schneelastzone 1a: Rot a. d. Rot, Steinhausen a. d. Rottum (nur Gemeindeteile Steinhausen und Bellamont),

Eberhardzell (nur Gemeindeteile Füramoos und Mühlhausen).

Bodenseekreis:

Schneelastzone 1: Alle Gemeinden, sofern nicht in Zone 2
Schneelastzone 2: Kressbronn, Langenargen, Neukirch, Tettnang.

Landkreis Ravensburg:

Schneelastzone 1: Alle Gemeinden, sofern nicht in Zone 2 oder 3
Schneelastzone 2: Achberg, Aichstetten, Aitrach, Amtzell, Bad Wurzach, Bodnegg, Grünkraut, Schlier, Vogt,

Waldburg, Wolfegg
Schneelastzone 3: Argenbühl, Isny, Kißleg, Leutkirch i. Allgäu, Wangen i. Allgäu.

Landkreis Reutlingen:

Schneelastzone 1: Gomadingen, Hayingen, Hohenstein, Mehrstetten, Münsingen, Pfronstetten, Trochtelfingen,
Zwiefalten

Schneelastzone 2: Alle Gemeinden, sofern nicht in Zone 1.

Landkreis Sigmaringen:

Schneelastzone 1: Alle Gemeinden.

Landkreis Tübingen:

Schneelastzone 2: Alle Gemeinden.

Stadtkreis Ulm:

Schneelastzone 1.

Zollernalbkreis:

Schneelastzone 1: Bitz, Meßstetten (ohne Gemeindeteile Hossingen, Oberdigisheim und Tieringen),
Nusplingen, Straßberg, Winterlingen

Schneelastzone 2: Alle Gemeinden und Gemeindeteile, sofern nicht in Zone 1.
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Bodensee:

Schneelastzone 1.

____________
*) Die Zuordnung zu den Scheelastzonen hat sich gegenüber der Bekanntmachung des Ministeriums für Umwelt, Klima und

Energiewirtschaft im Einvernehmen mit dem Ministerium für Verkehr und Infrastruktur über die Liste der Technischen
Baubestimmungen vom 14. November 2014 (GABl. S. 738) nicht geändert.

Anlage A 1.2.1/5

Zu DIN EN 1991-1-4 in Verbindung mit DIN EN 1991-1-4/NA

1 Nummer 1 ist nicht besetzt.

2 Hinsichtlich der Zuordnung der Windzonen gilt die „Zuordnung der Gemeinden und Gemeindeteile des

Landes Baden-Württemberg zu den Windzonen nach DIN EN 1991-1-4/NA:2010-12“ (siehe Anhang zu Anlage A

1.2.1/5).

2a Bei der Anwendung von Abschnitt NA.B.3 ist Folgendes zu beachten:

Für Bodenseeanrainergemeinden bis 3 km ins Landesinnere gilt in Bezug auf die anzusetzenden Geländekate-

gorien:

■ Bei Ermittlung des Böengeschwindigkeitsdrucks nach Abschnitt NA.B.3.2 ist von Verhältnissen wie bei

„Küste und Inseln der Ostsee“ (entspricht Mischprofil der Geländekategorien I und II) auszugehen.

■ Bei Ermittlung des Böengeschwindigkeitsdrucks nach Abschnitt NA.B.3.3 Abs. (3), (4), (6) und (7) ist von

Verhältnissen wie bei „küstennahen Gebieten sowie auf den Inseln der Ostsee (Mischprofil der Geländekate-

gorien I und II)“ auszugehen.

Anhang zu Anlage A 1.2.1/5 – Windzonen nach DIN EN 1991-1-4/NA*)

Zuordnung der Gemeinden und Gemeindeteile des Landes Baden-Württemberg zu den Windzonen nach
DIN EN 1991-1-4/NA:2010-12

Regierungsbezirk Stuttgart:

Windzone 1: Alle Gemeinden.

Regierungsbezirk Karlsruhe:

Windzone 1: Alle Gemeinden.

Regierungsbezirk Freiburg:

Windzone 1: Alle Gemeinden und Gemeindeteile, soweit nicht in Windzone 2
Windzone 2: Bodensee, Bodenseeanrainergemeinden bis 3 km ins Landesinnere.

Regierungsbezirk Tübingen:

Landkreise Reutlingen und Tübingen; Stadtkreis Ulm; Zollernalbkreis:

Windzone 1: Alle Gemeinden.

Alb-Donau-Kreis:

Windzone 1: Alle Gemeinden, soweit nicht in Windzone 2
Windzone 2: Gemeinden Balzheim, Dietenheim, Hüttisheim, Illerkirchberg, Illerrieden, Schnürpflingen, Staig.

Bodenseekreis; Landkreise Biberach, Ravensburg und Sigmaringen:

Windzone 2: Alle Gemeinden.

Bodensee:

Windzone 2.

____________

*) Die Zuordnung zu den Windzonen hat sich gegenüber der Bekanntmachung des Ministeriums für Umwelt, Klima und
Energiewirtschaft im Einvernehmen mit dem Ministerium für Verkehr und Infrastruktur über die Liste der Technischen
Baubestimmungen vom 14. November 2014 (GABl. S. 738) nicht geändert.
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Anlage A 1.2.1/6

Zu DIN EN 1991-1-7 in Verbindung mit DIN EN 1991-1-7/NA

Die informativen Anhänge sind nicht anzuwenden.

Anlage A 1.2.1/7

Zu DIN EN 1991-4 in Verbindung mit DIN EN 1991-4/NA und DIN-Fachbericht 140

1 Bei Silozellen bis zu einem Behältervolumen von 4000 m³ und einer Schlankheit (Verhältnis Zellenhöhe hc

zu Zellendurchmesser dc) hc/dc < 4,0 können neben dem DIN-Fachbericht 140 auch die Regeln von

DIN EN 14491 angewendet werden, sofern die Masse des Entlastungssystems den Wert von mE = 50 kg/m² nicht

überschreitet.

2 Bei Anwendung der technischen Regel DIN-Fachbericht 140 ist Folgendes zu beachten:

Sofern keine sphärischen Explosionsbedingungen vorliegen, darf bei der Anwendung der Nomogramme des

DIN-Fachberichts 140 für niedrige Silozellen mit Schlankheiten von hc/dc < 2,0 eine Extrapolation der

Nomogrammwerte mit den Schlankheiten H/D=2 und H/D=4 vorgenommen werden.

Anlage A 1.2.1/8

Zur ETB-Richtlinie „Bauteile, die gegen Absturz sichern“

1 zu Abschnitt 3.1; 1. Absatz:

Sofern sich nach DIN EN 1991-1-1 in Verbindung mit DIN EN 1991-1-1/NA größere horizontale Linienlasten

ergeben, müssen diese berücksichtigt werden.

2 zu Abschnitt 3.1, 4. Absatz:

Anstelle des Satzes „Windlasten sind diesen Lasten zu überlagern.“ gilt:

„Windlasten sind diesen Lasten zu überlagern, ausgenommen für Brüstungen von Balkonen und Laubengängen,

die nicht als Fluchtwege dienen.“

3 Die ETB-Richtlinie ist nicht bei Bauteilen aus Glas anzuwenden.

Anlage A 1.2.2/1

1 Für folgende Bauprodukte/Bausätze mit einer ETA1 gibt es keine abschließenden technischen Regeln2 für

die Bemessung und Ausführung:

■ Gabionen

■ Pfähle aus duktilen Gusseisenrohren

■ Fels- und Bodennägel

■ Verpresspfähle (Verbundpfähle) mit kleinem Durchmesser (Mikropfähle)

■ Fels- und Bodenanker.

2 Zu DIN 1054, Abschnitt A 11.5.4:

Erdbauwerke müssen dauerhaft standsicher sein. Werden bei der Errichtung von Erdbauwerken Geokunststoffe

nach EN 13251 mit der Funktion Bewehren verwendet, so kann die Bemessung nach „Empfehlungen für den

Entwurf und die Berechnung von Erdkörpern mit Bewehrungen aus Geokunststoffen (EBGEO)“ durchgeführt

werden.

3 Zu ETAs für „Bausatz für Fels- und Bodennägeln, Bausätze mit Hohlstäben für selbstbohrende Nägel“:

Die Anwendung von Fels- und Bodennägeln ist nur für vorübergehenden Einsatz (≤ 2 Jahre) zulässig. 
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4 Zu ETAs für „Bausatz für Verpresspfähle mit kleinem Durchmesser“, „Bausätze mit Hohlstäben für

selbstbohrende Verpresspfähle“: Die Anwendung der Verpresspfähle ist nur für vorübergehenden Einsatz

(≤ 2 Jahre) zulässig. 

____________

1 nach ETAG/CUAP/EAD
2 Anwendung von § 16a LBO

Anlage A 1.2.2/2

Zu DIN EN 12699

Zu DIN EN 12699, Abschnitt 6.2.1 und 7.7.4 und DIN SPEC 18538, A 6.2.1.1:

Bei der Ausführung von Pfählen oder Segmentpfählen nach EN 12794 müssen die einschlägigen Bestimmungen

und Maßgaben nach Anlage A 1.2.3/1 eingehalten werden.

■ Die Pfähle und Segmentpfähle müssen der Klasse 1 nach Tabelle 3 von EN 12794 entsprechen.

■ Die Tragfähigkeit gekuppelter Pfähle mit Pfahlverbindungen der Klassen A bis C nach Tabelle 4 von

EN 12794 muss der eines ungekuppelten Pfahls entsprechen.

■ Gekuppelte Pfähle dürfen nur durch vorwiegend ruhende Einwirkungen beansprucht werden.

Anlage A 1.2.2/3

Zu DIN EN 1537

Für die Bemessung und Ausführung der Daueranker enthält die Norm, insbesondere für bestimmte Aspekte der

Dauerhaftigkeit, keine abschließende Regelung.1

____________
1 Anwendung von § 16a LBO

Anlage A 1.2.3/1

1 Der Abschnitt C 2.1 dieser VwV TB regelt die Anforderungen an Bauprodukte des Beton-, Stahlbeton-

bzw. Spannbetonbaus.

2 Fertigteile

2.1 Für Tragstrukturen aus Fertigteilen nach harmonisierten Normen ist zusätzlich DIN V 20000-120:2006-04

Anwendung von Bauprodukten in Bauwerken – Teil 120: Anwendungsregeln zu DIN EN 13369:2004-09 – zu

beachten.

2.2 Bei der Verwendung von nicht harmonisierten Ausgangsstoffen gelten die technischen Regelungen nach

Abschnitt C 2.1. Die verwendeten Ausgangsstoffe sind anzugeben.

2.3 Werden Tragfähigkeitsmerkmale von Bauteilen oder Bausätzen in Form von rechnerisch ermittelten

Tragfähigkeitswerten, mechanischen Festigkeiten oder komplette statische Berechnungen im Rahmen der

Leistungserklärung angegeben, so gehören diese zu den bautechnischen Nachweisen.

2.4 Auch die Bemessung und konstruktive Durchbildung von Betonfertigteilen in baulichen Anlagen muss

nach A 1.2.3.1 erfolgen.

2.5 Bei Einzelgaragen nach DIN EN 13978-1 darf zusätzlich DIN V 20000-125:2006-12 hinsichtlich Planung,

Bemessung und Ausführung angewendet werden. Anstelle der DIN 1045-1:2001-07 gelten dann die Regeln nach

A 1.2.3.1 entsprechend.

2.6 Bei Verwendung von Ziegeln nach DIN EN 15037-3 in Deckensystemen ist zusätzlich

DIN 20000-129:2014-10 – Anwendung von Bauprodukten in Bauwerken – Teil 129: Regeln für die Verwendung

von keramischen Zwischenbauteilen nach DIN EN 15037-3:2011-07 – zu beachten.
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3 Für Planung, Bemessung und Ausführung von baulichen Anlagen unter Verwendung von Spannverfahren

mit Ausnahme der Spannbett-Verfahren für Vorspannung mit sofortigem Verbund nach

DIN EN 1992-1-1:2011-01, Abschnitt 5.10, gibt es in Abschnitt A 1.2.3 und C 2.1 keine abschließende technische

Regel.

4 Zu DIN EN 1992-1-1, Abschnitt 2.5:

Die Bemessung von Tragwerken auf der Grundlage von Versuchen ist nicht anzuwenden.

Anlage A 1.2.3/2

Für die Planung, Bemessung und Konstruktion von Brücken sind die Regelungen gemäß Allgemeinem

Rundschreiben Straßenbau Nr. 22/2012 des BMVBS (veröffentlicht im Verkehrsblatt 2012, Heft 24, S. 995)

anzuwenden.

Anlage A 1.2.3/3

Zu DIN EN 1992-1-2, DIN EN 1993-1-2, DIN EN 1994-1-2, DIN EN 1995-1-2 und DIN EN 1999-1-2

Für spezielle Ausbildungen (z.B. Anschlüsse, Fugen etc.) sind die Anwendungsregeln nach DIN 4102-4:2016-05

zu beachten, sofern die Eurocodes dazu keine Angaben enthalten.

Anlage A 1.2.3/4

1 Es gelten die Festlegungen von C 2.1.4.3.

2 Für die Bestimmung der Druckfestigkeit von Beton in bestehenden Gebäuden kann DIN EN 13791

(einschließlich nationaler Anhang) angewendet werden.

3 Bei der Verwendung von selbstverdichtendem Beton ist die „DAfStb-Richtlinie Selbstverdichtender Beton

(SVB-Richtlinie)“ (2012-09) anzuwenden.

4 Für massige Bauteile aus Beton gilt die „DAfStb-Richtlinie Massige Bauteile aus Beton“ (2010-04).

5 Grundsätzlich ist die Druckfestigkeit zur Einteilung in die geforderte Druckfestigkeitsklasse nach

DIN EN 206-1, Abschnitt 4.3.1 und zur Bestimmung der charakteristischen Festigkeit nach DIN EN 206-1,

Abschnitt 5.5.1.2 an Probekörpern im Alter von 28 Tagen zu bestimmen. Hierbei ist auch im Rahmen der

Konformitätskontrolle für die Druckfestigkeit nach DIN EN 206-1, Abschnitt 8.2.1 die Konformität an Probekörpern

zu beurteilen, die im Alter von 28 Tagen geprüft werden. Von diesem Grundsatz darf nur abgewichen werden,

wenn entweder

I) die DAfStb-Richtlinie „Massige Bauteile aus Beton“ angewendet werden darf und angewendet wird oder

II) die folgenden Bedingungen erfüllt werden:

a. Es besteht ein technisches Erfordernis für den Nachweis der Druckfestigkeit in höherem Prüfalter. Dies

ist beispielsweise der Fall bei manchen Hochfesten Betonen, bei fugenarmen/fugenfreien Konstruktionen

und bei Bauteilen mit hohen Anforderungen an die Rissbreitenbegrenzung.

b. Die Verwendung des Betons wird mindestens den Regelungen der Überwachungsklasse 2 nach

DIN 1045-3 unterworfen, sofern sich nicht aufgrund der Druckfestigkeitsklasse höhere Anforderungen

ergeben. Dabei muss im Rahmen der Überwachung des Einbaus von Beton nach DIN 1045-3, Anhang

C die Notwendigkeit des erhöhten Prüfalters von der Überwachungsstelle bestätigt sein.

c. Es liegt ein vom Bauunternehmen erstellter Qualitätssicherungsplan vor, in dem projektbezogen

dargelegt wird, wie das veränderte Prüfalter im Hinblick auf Ausschalfristen, Nachbehandlungsdauer und

Bauablauf berücksichtigt wird. Dieser Qualitätssicherungsplan ist der Überwachungsstelle im Rahmen

der Überwachung nach DIN 1045-3, Anhang C vor Bauausführung zur Genehmigung vorzulegen.

d. Im Lieferverzeichnis sowie auf dem Lieferschein wird besonders angegeben, dass die Druckfestigkeit

des Betons nach mehr als 28 Tagen bestimmt wird. Unbeschadet dieser Regelung bleibt das Werk für

die von der Norm geforderte Vereinbarung mit dem Abnehmer verantwortlich. Dabei ist auf die
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Auswirkungen auf den Bauablauf, insbesondere hinsichtlich Nachbehandlungsdauer, Dauerhaftigkeit

und Ausschalfristen, einzelfallbezogen hinzuweisen.

6 Bei Verwendung von Stahlfaserbeton ist die „DAfStb-Richtlinie Stahlfaserbeton“ (2012-11) zu beachten.

Anlage A 1.2.3/5

Zur DAfStb-Richtlinie - Schutz und Instandsetzung von Betonbauteilen

Wenn in der DAfStb-Instandsetzungsrichtlinie Produktmerkmale angesprochen werden, die als wesentliche

Merkmale nach der EU-Bauproduktenverordnung europäisch harmonisiert sind, so ist die für die Erfüllung der

jeweiligen Bauwerksanforderungen erforderliche Leistung vom sachkundigen Planer gemäß der jeweiligen

harmonisierten technischen Spezifikation festzulegen. Für die betroffenen Produkte sind die Festlegungen zum

Übereinstimmungsnachweis und zur Kennzeichnung mit dem Ü-Zeichen nicht anzuwenden.

Anlage A 1.2.3/6

Zu DIN EN ISO 17660-1 und -2

1 Zu Abschnitt 7:

1.1 Es sind schweißgeeignete Betonstähle nach DIN 488-1 und -2:2009-08 zu verwenden.

1.2 Es sind Baustähle nach DIN EN 10025-1:2005-02 zu verwenden.

1.3 Es sind Schweißzusätze nach DIN EN 13479:2005-03 zu verwenden.

2 Zu den Abschnitten 8 und 9:

Es ist die DVS-Richtlinie DVS 1708:2009-09 zu beachten.

Anlage A 1.2.4/1

Bei der Ausführung von Bauteilen oder Bausätzen aus Stahl nach DIN EN 1993 im Zusammenhang mit

DIN EN 1993/NA, aus Aluminium nach DIN EN 1999 im Zusammenhang mit DIN EN 1999/NA oder von

Verbundtragwerken oder -bauteilen nach DIN EN 1994 im Zusammenhang mit DIN EN 1994/NA ist Folgendes zu

beachten:

1 Werden Tragfähigkeitsmerkmale von Bauteilen oder Bausätzen in Form von rechnerisch ermittelten

Tragfähigkeitswerten, mechanischen Festigkeiten oder komplette statische Berechnungen im Rahmen der

Leistungserklärung angegeben, so gehören diese zu den bautechnischen Nachweisen.

2 Die Bemessung von Tragwerken auf der Grundlage von Versuchen ist nicht anzuwenden.

Anlage A 1.2.4/2

1 Für die konstruktive Ausbildung von Dächern, Decken und Wänden sowie deren Bekleidung aus Trapez-

und Wellprofilen aus Stahl gelten DIN 18807-3:1987-06 in Verbindung mit DIN 18807-3/A1:2001-05.

2 Für die konstruktive Ausbildung von Dächern, Decken und Wänden, sowie deren Bekleidung aus Trapez-

und Wellprofilen aus Aluminium gilt DIN 18807-9:1998-06.

Anlage A 1.2.4/3

Für Seilnetzkonstruktionen und vorgefertigte Drahtseile aus Stahl und nichtrostendem Stahl mit

Endverankerungen nach ETA gilt:
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1 Abhängig von der Werkstoffnummer können offene Spiralseile und Rundlitzenseile aus nichtrostendem

Stahl den in Tabelle 1 angegebenen Korrosionsbeständigkeitsklassen (CRC) nach DIN EN 1993-1-4:2015-10

zugeordnet werden.

Tabelle 1: Korrosionsbeständigkeitsklassen

Werkstoffnummer Korrosionsbeständigkeitsklassen (CRC) nach DIN EN 1993-1-4:2015-10

1.4401 II

1.4404 II

1.4436 III

1.4462 III

2 Die Kriechdehnungen εk sind bei der Bemessung zu berücksichtigen, wenn die Beanspruchung durch die

ständigen Einwirkungen, ermittelt mit 1,0-fachen charakteristischen Werten, mehr als 40 % des 1,65-fachen

Wertes der in der zugehörigen ETA angegebenen Grenzzugkraft ist. Hierbei sind die Werte für εk entsprechend

Tabelle 2 zu berücksichtigen.

Tabelle 2: Kriechdehnungen εk in %

Temperatur in °C εk in %

20 2,5 x 10-2

40 3,0 x 10-2

70 3,5 x 10-2

Anlage A 1.2.4/4

Zu DIN EN 1993-3-2

Zusätzlich gilt DIN EN 13084-1 in Verbindung mit Anlage A 1.2.8/1.

Anlage A 1.2.4/5

Zu DIN EN 1090-2

Die technische Regel ist wie folgt anzuwenden:

1 Die Herstellung von tragenden Bauteilen aus Stahl in den genannten Ausführungsklassen darf nur durch

solche Hersteller erfolgen, deren werkseigene Produktionskontrolle durch eine notifizierte Stelle entsprechend

DIN EN 1090-1:2012-02 zertifiziert ist.

2 Die Ausführung von geschweißten Bauteilen, Tragwerken und Bauwerken aus Stahl in den genannten

Ausführungsklassen darf nur durch solche Betriebe auf der Baustelle erfolgen, die über einen Eignungsnachweis

für die Ausführung von Schweißarbeiten in den entsprechenden Ausführungsklassen verfügen. Als

Eignungsnachweis gilt alternativ:

■ ein durch eine notifizierte Stelle ausgestelltes oder bestätigtes Schweißzertifikat nach

DIN EN 1090-1:2012-02, wenn die werkseigene Produktionskontrolle des Betriebs durch diese Stelle

entsprechend DIN EN 1090-1:2012-02 zertifiziert ist;

■ ein auf Grundlage von DIN EN 1090-2 in Verbindung mit DIN EN 1090-1:2012-02, Tabelle B.1 durch eine

bauaufsichtlich anerkannte Stelle ausgestelltes Schweißzertifikat;

■ während der verbleibenden Gültigkeitsdauer eine bestehende Bescheinigung über die Herstellerqualifikation

nach DIN 18800-7 entsprechend folgender Übersicht:
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Beanspruchungsart
Ausführungsklasse nach

DIN EN 1090-2

Herstellerqualifikation nach

DIN 18800-7

statisch oder

quasi-statisch

EXC 1 mindestens Klasse B

EXC 2

mindestens Klasse B, C oder D unter

Beachtung der zu den Klassen

angegebenen Geltungsbereiche

EXC 3

EXC 4
mindestens Klasse D

ermüdungsrelevant

EXC 1

EXC 2

EXC 3

EXC 4

Klasse E

§ 3 LBOHAVO bleibt unberührt.

Anlage A 1.2.4/6

Zu DIN EN 1090-3

Die technische Regel ist wie folgt anzuwenden:

1 Die Herstellung von tragenden Bauteilen aus Aluminium in den genannten Ausführungsklassen darf nur

durch solche Hersteller erfolgen, deren werkseigene Produktionskontrolle durch eine notifizierte Stelle

entsprechend DIN EN 1090-1:2012-02 zertifiziert ist.

2 Die Ausführung von geschweißten Bauteilen, Tragwerken und Bauwerken aus Aluminium in den

genannten Ausführungsklassen darf nur durch solche Firmen auf der Baustelle erfolgen, die über einen

Eignungsnachweis für die Ausführung von Schweißarbeiten in den entsprechenden Ausführungsklassen

verfügen. Als Eignungsnachweis gilt alternativ:

■ ein durch eine notifizierte Stelle ausgestelltes oder bestätigtes Schweißzertifikat nach

DIN EN 1090-1:2012-02, wenn die werkseigene Produktionskontrolle des Betriebs durch diese Stelle

entsprechend DIN EN 1090-1:2012-02 zertifiziert ist;

■ ein auf Grundlage von DIN EN 1090-3 in Verbindung mit DIN EN 1090-1:2012-02, Tabelle B.1 durch eine

bauaufsichtlich anerkannte Stelle ausgestelltes Schweißzertifikat;

■ bei nicht ermüdungsrelevanten Beanspruchungen während der verbleibenden Gültigkeitsdauer eine

bestehende Bescheinigung über die Herstellerqualifikation nach DIN V 4113-3 entsprechend folgender

Übersicht:

Ausführungsklasse nach DIN EN 1090-3 Herstellerqualifikation nach DIN V 4113-3

EXC 1 mindestens Klasse B

EXC 2

EXC 3

EXC 4

mindestens Klasse C

§ 3 LBOHAVO bleibt unberührt.
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Anlage A 1.2.4/7

Zu DIN 4119

1 Bei Anwendung der technischen Regel ist die „Anpassungsrichtlinie Stahlbau mit Änderung und

Ergänzung“ Ausgabe Dezember 2001, zu beachten.

2 Sofern für die Ausführung von Stahl- oder Aluminiumtragwerken oder Stahl- oder Aluminiumbauteilen auf

DIN 18800-7 oder auf DIN V 4113-3 verwiesen wird, gilt dafür DIN EN 1090-2:2011-10 bzw.

DIN EN 1090-3:2008-09.

Anlage A 1.2.5/1

1 Neben DIN EN 1995-1-1 sind für Planung, Bemessung und Ausführung noch folgende

Anwendungsnormen zu beachten:

DIN 20000-1:2017-06 Anwendung von Bauprodukten in Bauwerken – Teil 1: Holzwerkstoffe

DIN 20000-3:2015-02 Anwendung von Bauprodukten in Bauwerken – Teil 3: Brettschichtholz und

Balkenschichtholz nach DIN EN 14080

DIN 20000-4:2013-08 Anwendung von Bauprodukten in Bauwerken – Teil 4: Vorgefertigte tragende

Bauteile mit Nagelplattenverbindungen nach DIN EN 14250:2010-05

DIN 20000-5:2012-03 Anwendung von Bauprodukten in Bauwerken – Teil 5: Nach Festigkeit sortiertes

Bauholz für tragende Zwecke mit rechteckigem Querschnitt

DIN 20000-6:2015-02 Anwendung von Bauprodukten in Bauwerken – Teil 6: Stiftförmige und nicht

stiftförmige Verbindungsmittel nach DIN EN 14592 und DIN EN 14545

DIN 20000-7:2015-08 Anwendung von Bauprodukten in Bauwerken – Teil 7: Keilgezinktes Vollholz für

tragende Zwecke nach DIN EN 15497.

1a DIN EN 1995-1-1 mit DIN EN 1995-1-1/NA enthalten für die Planung, Bemessung und Ausführung von

Bauteilen mit Furnierschichtholz, insbesondere für Verbindungen, keine abschließenden Regelungen.1

2 Zu DIN EN 1995-1-1/NA:2013-08, Abschnitt 3.6 „Klebstoffe“:

Holzbauteile mit geklebten tragenden Verbindungen dürfen nur verwendet werden, wenn diese Verbindungen mit

Klebstoffen hergestellt worden sind, die als Klebstoffe des Typs I nach DIN EN 301:2013-12 oder nach

DIN EN 15425:2008-06 in Verbindung mit DIN EN 14080:2013-09, Anhang B.2 oder nach DIN EN 16254:2014-02

klassifiziert sind. Dies gilt nicht für die Verbindung der Komponenten in Holzwerkstoffen, sofern die

Holzwerkstoffe im Sinne einer Beplankung oder als aufgeklebte Verstärkungen nach DIN 1052-10:2012-05,

Abschnitt 6.3, verwendet werden.

Für die Herstellung geklebter tragender Verbindungen von Holzbauteilen auf der Baustelle gilt Satz 1 sinngemäß.

Für die Planung, Bemessung und Ausführung von Holzbauprodukten und geklebten Anschlüssen an

Holzbauteile, die mit Klebstoffen für allgemeine Anwendungen in strukturellen Klebverbunden nach EN 15274

hergestellt oder mit diesen Klebstoffen instandgesetzt wurden, gibt es keine technischen Regeln.1

3 Zu ETAs für „Balken aus ein bis vier auf Zugfestigkeit geprüften keilgezinkten Hölzern“:

Bei der Bemessung der Balken ist der Prüflastbeiwert mit einem Wert von kpl = 1,0 in Rechnung zu stellen.

4 Zu ETAs für „Bausatz für Holzbeton-Verbunddecken“:

Für die Planung, Bemessung und Ausführung gibt es keine abschließende technische Regel.1

5 Zum EAD 130022-00-03.04:

Vollholz und Brettschichtholz mit Keilzinkenverbindung darf in den Nutzungsklassen 1 und 2 verwendet werden.

Es dürfen nur Balken vom Typ „beam log“ verwendet werden.

6 Werden Tragfähigkeitsmerkmale von Bauteilen oder Bausätzen in Form von rechnerisch ermittelten

Tragfähigkeitswerten, mechanischen Festigkeiten oder komplette statische Berechnungen im Rahmen der

Leistungserklärung angegeben, so gehören diese zu den bautechnischen Nachweisen.

__________
1 Anwendung von § 16a LBO
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Anlage A 1.2.5/2

1 Für die Verwendung und die Einstufung in Gebrauchsklassen gelten ausschließlich DIN 68800-1 und

DIN 68800-2. Voraussetzung für Aussagen zur Verwendung von Bauprodukten aus Holz (z.B. Vollholz,

Brettschichtholz, Balkenschichtholz, Brettsperrholz) ohne Schutzmittelbehandlung ist die Angabe der

Dauerhaftigkeit nach EN 350.

2 Bauwerksteile aus Holz, bei denen chemischer Holzschutz verwendet wird, sind so zu planen und

auszuführen, dass das verwendete Mittel zum chemischen Holzschutz und seine Anwendungsbedingungen

anhand der Zulassungsnummer der BAuA oder des DIBt nachvollziehbar sind.

Hinweis: Bis zum Vorliegen der Biozid-Zulassung, die von der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und

Arbeitsmedizin (BAuA) erteilt wird, ist für das jeweilige Holzschutzmittel eine allgemeine bauaufsichtliche

Zulassung erforderlich.

3 Zu DIN 68800-2:2012-02, Abschnitt 5.2.1.2:

Offene Außenwandbekleidungen auf senkrechter Lattung mit dahinterliegender dauerhaft wirksamer, Wasser

ableitender und UV-beständiger Schicht dürfen nur ausgeführt werden, wenn entsprechend Abschnitt 5.2.1.2

Buchstabe e der Norm die ausreichende UV-Beständigkeit von Folien nach DIN EN 13859-2:2010-11,

Abschnitt 4.3.9 nachgewiesen ist. Diese Folien müssen für eine Einwirkung von UV-Strahlung geeignet sein,

einen sd-Wert ≤ 1,0 m haben und einen Widerstand gegen Wasserdurchgang der Klasse W1 aufweisen.  

Anlage A 1.2.6/1

1 Zu DIN EN 1996-1-1, Abschnitt 2.5:

Die Bemessung von Mauerwerk auf der Grundlage von Versuchen ist nicht anzuwenden.

2 Zu DIN EN 1996-1-1, Abschnitt 6.1.2.2:

Für die Ermittlung des Bemessungswertes des Tragwiderstandes ist der Abminderungsfaktor Фm zur

Berücksichtigung von Schlankheit und Ausmitte gemäß DIN EN 1996-1-1/NA, NCI zu Anhang NA.G, zu

berechnen.

3 Neben DIN EN 1996 sind folgende Normen zu beachten:

DIN 20000-401:2012-11 Anwendung von Bauprodukten in Bauwerken – Teil 401: Regeln für die Verwendung

von Mauerziegeln nach DIN EN 771-1:2011-07

DIN V 20000-402:2005-06 Anwendung von Bauprodukten in Bauwerken - Teil 402: Regeln für die Verwendung

von Kalksandsteinen nach DIN EN 771­2:2005­05

DIN V 20000-403:2005-06 Anwendung von Bauprodukten in Bauwerken - Teil 403: Regeln für die Verwendung

von Mauersteinen aus Beton nach DIN EN 771­3:2005­05

DIN 20000-404:2015-12 Anwendung von Bauprodukten in Bauwerken – Teil 404: Regeln für die Verwendung

von Porenbetonsteinen nach DIN EN 771-4: 2011-07

DIN V 20000-412:2004-03 Anwendung von Bauprodukten in Bauwerken - Teil 412: Regeln für die Verwendung

von Mauermörtel nach DIN EN 998­2:2003­09

oder

DIN 105-100:2012-01 Mauerziegel – Teil 100: Mauerziegel mit besonderen Eigenschaften

DIN V 106:2005-10 Kalksandsteine mit besonderen Eigenschaften

DIN V 18151-100:2005-10 Hohlblöcke aus Leichtbeton - Teil 100: Hohlblöcke mit besonderen Eigenschaften

DIN V 18152-100:2005-10 Vollsteine und Vollblöcke aus Leichtbeton - Teil 100: Vollsteine und Vollböcke mit

besonderen Eigenschaften

DIN V 18153-100:2005-10 Mauersteine aus Beton (Normalbeton) - Teil 100: Mauersteine mit besonderen

Eigenschaften

DIN V 18580:2007-03 Mauermörtel mit besonderen Eigenschaften

4 Für Ergänzungsbauteile nach EN 845 gibt es keine abschließenden technischen Regeln für Planung,

Bemessung und Ausführung.1

____________
1 Anwendung von § 16a LBO
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Anlage A 1.2.6/2

Zu DIN EN 1996-1-2 in Verbindung mit DIN EN 1996-1-2/NA

Für spezielle Ausbildungen (z. B. Anschlüsse, Fugen etc.) sind die Anwendungsregeln nach DIN 4102-4:2016-05

zu beachten, sofern der Eurocode dazu keine Angaben enthält.

Anlage A 1.2.6/3

Zu DIN 1053-4

Bei Anwendung der technischen Regel sind zusätzlich DIN EN 1996-1-1/NA/A1, DIN EN 1996-1-1/NA/A2,

DIN EN 1996-3/NA/A1 und DIN EN 1996-3/NA/A2 sowie die Anlage A 1.2.6/1 zu beachten.

Für die brandschutztechnische Bemessung des Mauerwerks gelten die Bestimmungen von DIN EN 1996-1-2 in

Verbindung mit DIN EN 1996-1-2/NA für das entsprechende nicht vorgefertigte Mauerwerk, wobei für die

Klassifizierung Brandwand (Kriterium REI-M und EI-M) zusätzlich Folgendes zu berücksichtigen ist:

Sofern das Mauerwerk nicht aus raumbreiten Mauertafeln ausgeführt wird, sind vertikale Stoßfugen in

Wandebene wie folgt auszubilden.

In den Einzeltafeln ist werkseitig in den Drittelspunkten und in halber Wandhöhe eine Schlaufenbewehrung aus

Betonstahl ∅ 6 mm – wie im Bild dargestellt – in den Lagerfugen so anzuordnen, dass die Schlaufen nach dem

Versetzen der Mauertafeln in der Stoßfuge übereinander greifen. Durch die so gebildeten Bewehrungsringe ist

von oben ein Betonstabstahl ∅ 8 mm zu stecken. Die Anforderungen von Abschnitt 8.2.1 der Norm sind zu

beachten. Anschließend ist die Fuge hohlraumfrei mit Mörtel nach Abschnitt 5.3.3 der Norm zu verfüllen.

Bild: Vertikale Stoßfuge in Wandebene bei Brandwänden

Anlage A 1.2.7/1

Bei der Ausführung von Glasbauteilen und Glaskonstruktionen nach ETA oder harmonisierten Normen ist

zusätzlich zu den Technischen Regeln nach A 1.2.7.1 in Abhängigkeit von der jeweiligen Konstruktion Folgendes

zu beachten:

1 Geklebte Glaskonstruktionen in Fassaden und Dächern:

1.1 Bis zu einer Einbauhöhe von 8 m über Gelände sind entweder Typ I oder Typ II nach ETAG 002 Teil 1, ab

einer Einbauhöhe von 8 m ist Typ I zu verwenden.

1.2 Geklebte Glaskonstruktionen nach ETAG 002 Teil 2 (beschichtetes Aluminium) sind nur bis zu einer

Einbauhöhe von 8 m über Gelände und nur unter Verwendung von Typ I zu verwenden.

1.3 Die Bemessung der Klebefuge nach ETAG 002 Teil 1 ist mit einem globalen Sicherheitsfaktor von γtot = 6

durchzuführen.

1.4 Für die Planung, Bemessung und Ausführung von Glaskonstruktionen mit Acrylat-Klebeband gibt es keine

abschließende technische Regel.1

Die Verwendung auf U-PVC-Oberflächen ist nicht zulässig.

2 Für die Planung, Bemessung und Ausführung von spezial gezogenem Flachglas gibt es keine

abschließende technische Regel.1

≥ 750 ≥ 750
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3 Bei der Planung, Bemessung und Ausführung von Glaskonstruktionen von nichttragenden inneren

Trennwänden nach ETAG 003 sind die Bestimmungen von B 2.2.1.7 zu beachten.

4 Bei der Planung, Bemessung und Ausführung von Glaskonstruktionen in Vorhangfassaden nach

DIN EN 13830 und in Fenstern und Außentüren nach DIN EN 14351-1 sind die Bestimmungen von A 1.2.7 zu

beachten.

____________

1 Anwendung von § 16a LBO

Anlage A 1.2.7/2

1 Zu DIN 18008-1:2010-12, Abschnitt 9:

Soweit die Normenreihe Regelungen zum konstruktiven Nachweis der Resttragfähigkeit enthält, gelten diese

unter der Voraussetzung, dass VSG mit einer PVB-Folie mit folgenden Eigenschaften verwendet wird:

Reißfestigkeit ≥ 20 N/mm2 und Bruchdehnung ≥ 250% bei einer Prüftemperatur von 23°C, Prüfgeschwindigkeit: 

50mm/min (DIN EN ISO 527-3:2003-07). Bei beschichteten Gläsern nach DIN EN 1096-4 muss die Beschichtung

auf der von der PVB-Folie abgewandten Seite erfolgen.

Verbund-Sicherheitsglas muss nach DIN EN 12600 mindestens mit 2(B)2 eingestuft sein.

Zur Anwendung von Konstruktionen nach DIN 18008-4 Tabelle B.1 und DIN 18008-5 Tabelle B.1 werden die

vorgenannten Eigenschaften vorausgesetzt.

2 Werden Scheiben nach DIN EN 14179-2 derart eingebaut, dass deren Oberkante mehr als 4 m über

Verkehrsflächen liegt, dürfen sie nur in Mehrscheiben-Isolierverglasungen Verwendung finden. Alternativ sind

konstruktiv Maßnahmen zur Gefahrenabwehr im Versagensfall, wie eine Splittersicherung, Vordächer o.ä.

vorzusehen.

Anlage A 1.2.7/3

Zu DIN 18008-2

1 Bei der Anwendung ist DIN 18008-2 Berichtigung 1:2011-04 zu berücksichtigen.

2 Die technische Regel braucht nicht angewendet zu werden für:

■ Dachflächenfenster in Wohnungen und Räumen ähnlicher Nutzung (z.B. Hotelzimmer, Büroräume) mit

einer Lichtfläche (Rahmen-Innenmaß) bis zu 1,6 m²,

■ Verglasungen von Kulturgewächshäusern/Produktionsgewächshäusern.

Anlage A 1.2.8/1

Zu DIN EN 13084-1

Zu Abschnitt 5.2.4.1:

Die Ermittlung der Einwirkungen aus Erdbeben erfolgt nach Abschnitt 1.2.9.

Anlage A 1.2.8/2

Zu DIN EN 13084-6 und DIN EN 13084-8

Zusätzlich ist DIN EN 13084-1 in Verbindung mit Anlage A 1.2.8/1 anzuwenden.
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Anlage A 1.2.8/3

Zu DIN EN 12812

Bei der Anwendung der technischen Regel ist die „Anwendungsrichtlinie für Traggerüste nach DIN EN 12812“,

Fassung August 2009, zu beachten.

Anlage A 1.2.8/4

Für Arbeits- und Schutzgerüste sowie für Traggerüste dürfen Stahlrohrgerüstkupplungen mit Schraub- oder

Keilverschluss, die auf der Grundlage eines Prüfbescheids gemäß den ehemaligen Prüfzeichenverordnungen der

Länder hergestellt wurden, weiterverwendet werden, sofern ein gültiger Prüfbescheid für die Verwendung

mindestens bis zum 1.1.1989 vorlag. Gerüstbauteile, die diese Bedingungen erfüllen, sind in einer Liste in den

DIBt Mitteilungen1, Heft 6/97, S. 181, veröffentlicht.

____________

1 Die DIBt-Mitteilungen sind zu beziehen beim DIBt

Anlage A 1.2.8/5

Bei Anwendung der technischen Regeln ist die „Anwendungsrichtlinie für Arbeitsgerüste nach DIN EN 12811-1“,

Fassung November 2005, zu beachten.

Anlage A 1.2.8/6

Zur „Richtlinie für Windenergieanlagen“

Die Einhaltung der Anforderungen an die Standsicherheit des Turms und des Fundaments der

Windenergieanlage kann als erfüllt angesehen werden, wenn die Nachweisführung nach der hier in Bezug

genommenen Richtlinie für Windenergieanlagen vorgenommen wird.

Bei Anwendung der technischen Regel ist Folgendes zu beachten:

1 Sofern in Normen bei der Ausführung von Stahl- oder Aluminiumtragwerken oder Stahl- oder

Aluminiumbauteilen auf DIN 18800-7 bzw. auf DIN V 4113-3 verwiesen wird, gilt dafür DIN EN 1090-2:2011-10

bzw. DIN EN 1090-3:2008-09.

2 Abstände zu Verkehrswegen und Gebäuden sind unbeschadet der Anforderungen aus anderen

Rechtsbereichen wegen der Gefahr des Eisabwurfs einzuhalten, soweit eine Gefährdung der öffentlichen

Sicherheit nicht auszuschließen ist. Abstände, gemessen von der Turmachse, größer als 1,5 x

(Rotordurchmesser plus Nabenhöhe) gelten im Allgemeinen in nicht besonders eisgefährdeten Regionen als

ausreichend. In anderen Fällen ist die Stellungnahme eines Sachverständigen erforderlich.

3 Ergänzende Unterlagen zu den im Abschnitt 3, Buchstaben A bis L der Richtlinie aufgeführten

bautechnischen Unterlagen:

3.1 die gutachterliche Stellungnahme eines Sachverständigen über die örtlich auftretende Turbulenzintensität

und über die Zulässigkeit von vorgesehenen Abständen zu benachbarten Windenergieanlagen in Bezug auf die

Standsicherheit der bestehenden und möglicherweise vorgesehenen Anlagen sowie der beantragten Anlage,

soweit die Abstände gemäß Abs. 7.3.3 der Richtlinie nicht eingehalten werden,

3.2 die gutachterliche Stellungnahme eines Sachverständigen zur Funktionssicherheit von Einrichtungen,

durch die der Betrieb der Windenergieanlage bei Eisansatz sicher ausgeschlossen werden kann oder durch die

ein Eisansatz verhindert werden kann (z.B. Rotorblattheizung), soweit erforderliche Abstände wegen der Gefahr

des Eisabwurfes nicht eingehalten werden,

3.3 das Baugrundgutachten nach Abschnitt 3, Buchstabe H der Richtlinie zur Bestätigung, dass die der

Auslegung der Anlage zugrundeliegenden Anforderungen an den Baugrund am Aufstellort vorhanden sind,

3.4 die Angabe der Entwurfslebensdauer nach Abschnitt 9.6.1 der Richtlinie.
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4 Für Windenergieanlagen, deren überstrichene Rotorfläche geringer als 200 m² ist und die eine Spannung

erzeugen, die unter 1000 V Wechselspannung oder 1500 V Gleichspannung liegt, sind folgende unter Abschnitt

3, Buchstaben A bis L der Richtlinie aufgeführten bautechnischen Unterlagen nicht erforderlich: die

gutachterlichen Stellungnahmen nach Abschnitt 3, Buchstaben I sowie J, K und L der Richtlinie.

5 Für Windenergieanlagen bis zu 10 m Höhe gemessen von der Geländeoberfläche bis zum höchsten Punkt

der vom Rotor bestrichenen Fläche und einem Rotordurchmesser bis zu drei Metern gelten Ziffern 3.1 bis 3.4

nicht.

5a Zu Abschnitt 7.2.3 der Richtlinie:

Hinsichtlich der Zuordnung von Erdbebenzonen und geologischen Untergrundklassen ist die Karte der

Erdbebenzonen und geologischen Untergrundklassen für Baden-Württemberg (Ausgabe 2005), herausgegeben

vom Innenministerium Baden-Württemberg (Vertrieb: Landesamt für Geoinformation und Landentwicklung

Baden-Württemberg, Büchsenstraße 54, 70174 Stuttgart; www.lgl-bw.de), zu beachten.

5b Zu Abschnitt 14 der Richtlinie:

Der Abschnitt wird wie folgt neu gefasst:

„Bei genehmigungspflichtigen Windenergieanlagen ist im Rahmen der bautechnischen Prüfung nach § 17

LBOVVO eine Überwachung der Ausführung in konstruktiver Hinsicht durchzuführen. Inhalt und Umfang der

Überwachung ergeben sich aus § 6 BauPrüfVO. Das gilt auch für Windenergieanlagen mit Typenprüfungen nach

§ 68 LBO. Davon unberührt bleiben die Möglichkeiten einer Bauüberwachung nach § 66 LBO und von

Bauabnahmen nach § 67 Absatz 1 LBO. Die Abnahme der Maschine erfolgt auf Grundlage der in Abschnitt 3,

Buchstabe I aufgeführten gutachterlichen Stellungnahmen.“

Anlage A 1.2.8/7

Für die Verwendung von ortsfesten liegenden zylindrischen Tanks aus Stahl nach EN 12285-2:2005 gilt:

■ In Überschwemmungsgebieten sind die Tanks so aufzustellen, dass sie von der Flut nicht erreicht werden

können.

■ Sie dürfen nicht in Erdbebengebieten der Erdbebenzonen 1 bis 3 (DIN 4149) aufgestellt werden.

Anlage A 1.2.8/8

Für die Verwendung von ortsfesten Tanks aus Thermoplasten nach EN 13341:2005+A1:2011 gilt:

■ In Überschwemmungsgebieten sind die Behälter so aufzustellen, dass sie von der Flut nicht erreicht werden

können.

■ Sie dürfen nicht in Erdbebengebieten der Erdbebenzonen 1 bis 3 (DIN 4149) aufgestellt werden.

■ Anforderungen an den Brandschutz (Brandeinwirkungsdauer) können von diesen Tanks nicht erfüllt werden.

Anlage A 1.2.9/1

Zu DIN 4149

Bei Anwendung der technischen Regel ist Folgendes zu beachten:

1 In Erdbebenzone 3 sind die Dachdeckungen bei Dächern mit mehr als 35° Neigung und in den

Erdbebenzonen 2 und 3 die freistehenden Teile der Schornsteine über Dach durch geeignete Maßnahmen gegen

die Einwirkungen von Erdbeben so zu sichern, dass keine Teile auf angrenzende öffentlich zugängliche

Verkehrsflächen sowie die Zugänge zu den baulichen Anlagen herabfallen können.

2 Hinsichtlich der Zuordnung von Erdbebenzonen und geologischen Untergrundklassen ist die Karte der

Erdbebenzonen und geologischen Untergrundklassen für Baden-Württemberg (Ausgabe 2005), herausgegeben

vom Innenministerium Baden-Württemberg (Vertrieb: Landesamt für Geoinformation und Landentwicklung

Baden-Württemberg, Büchsenstraße 54, 70174 Stuttgart; www.lgl-bw.de), zu beachten.
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2a Im gesamten Normtext werden die Verweise auf DIN 1045-1:2001-07 und DIN 1052:2004-08 wie folgt

ersetzt:

DIN 1045-1:2001-07 ersetzt durch Verweis auf DIN EN 1992-1-1 in Verbindung mit DIN EN 1992-1-1/NA

DIN 1052:2004-08 ersetzt durch Verweis auf DIN EN 1995-1-1 in Verbindung mit DIN EN 1995-1-1/NA.

2b Für Verankerungen in baulichen Anlagen unter seismischer Einwirkung dürfen in den Erdbebenzonen

Deutschlands alle Dübel mit allgemeiner bauaufsichtlicher Zulassung (abZ) verwendet werden, die im Hinblick auf

die Bemessung der Befestigungen auf den Annex C der ETAG 001 verweisen. Die Verankerungen sind

entsprechend den in den abZ angegebenen Bemessungsverfahren für statische und quasi-statische

Einwirkungen zu bemessen.

3 Zu Abschnitt 5.5:

Bei der Ermittlung der wirksamen Massen zur Berechnung der Erdbebenlasten sind Schneelasten in Gleichung

(12) mit dem Kombinationsbeiwert Ψ2 = 0,5 zu multiplizieren. Diese reduzierten Schneelasten sind auch beim

Standsicherheitsnachweis zu berücksichtigen.

4 Zu Abschnitt 6:

■ In 6.2.2.4.2 (8) ist der Bezug auf „Abschnitt (7)“ durch den Bezug auf „Abschnitt (6)“ zu ersetzen.

■ Im ersten Satz von 6.2.4.1(5), ist die Bedingung „oder“ durch „und“ zu ersetzen.

5 Zu Abschnitt 8:

Bei Erdbebennachweisen von Stahl- und Spannbetonbauten nach dieser Norm ist DIN EN 1992-1-1:2011-01 in

Verbindung mit DIN EN 1992-1-1/NA:2013-04 anzuwenden.

■ Absatz 8.2 (3) erhält folgende Fassung:

„Es gelten die in DIN EN 1992-1-1:2011-01 angegebenen Vorschriften für Bemessung und bauliche

Durchbildung. Dabei dürfen die zur Ermittlung der Schnittgrößen in 5.5 und 5.6 der DIN EN 1992-1-1:2011-01

angegebenen Verfahren nicht angewandt werden, es sei denn, die doppelte Ausnutzung der plastischen

Reserven (infolge q > 1 und nichtlinearer Rechenannahmen) wird dabei ausgeschlossen.“

■ Absatz 8.2 (5) a) und Absatz 8.3.2 (2) erhalten folgende Fassung:

„In Bauteilen, die zur Abtragung von Einwirkungen aus Erdbeben genutzt werden, sind Stähle mit erhöhter

Duktilität des Typs B500B zu verwenden. Hierauf darf verzichtet werden, wenn sichergestellt ist, dass die

betroffenen Bereiche im Erdbebenfall, ohne Berücksichtigung eines die rechnerische Erdbebeneinwirkung

reduzierenden Verhaltensbeiwertes (d. h. q = 1,0), nicht plastizieren.“

■ Absatz 8.3.5.3 (4), 1. Satz erhält folgende Fassung:

„Die bei Übergreifungsstößen vorzusehende Querbewehrung ist nach DIN EN 1992-1-1, Abschnitt 8.7.4 zu

bemessen.“

■ Absatz 8.4 (2), 2. Satz erhält folgende Fassung:

„Hierbei sind die Regelungen nach DIN EN 1992-1-1, Abschnitt 9.4.1 (3) zu berücksichtigen.“

■ Absatz 8.4 (3), 2. Satz erhält folgende Fassung:

„Der Mindestbewehrungsgrad der Querkraftbewehrung ist nach DIN EN 1992-1-1, Abschnitt 9.2.2 (5)

einschließlich DIN EN 1992-1-1/NA, NDP zu 9.2.2 (5) zu bestimmen.“

6 Zu Abschnitt 9:

■ Bei Erdbebennachweisen von Stahlbauten sind die Verweise auf DIN 18800-1 bis 18800-4 und

DIN V ENV 1993-1-1 mit DASt-Richtlinie 103 durch DIN EN 1993-1-1 in Verbindung mit DIN EN 1993-1-1/NA

sowie DIN EN 1993-1-8 in Verbindung mit DIN EN 1993-1-8/NA zu ersetzen.

■ In Absatz 9.3.4 (1) ist der Verweis auf DIN 18800-7 durch den Verweis auf DIN EN 1090-2 zu ersetzen.

■ Die Duktilitätsklassen 2 und 3 dürfen nur dann zur Anwendung kommen, wenn der Höchstwert der

Streckgrenze fy, max (siehe DIN 4149:2005-04, Abschnitt 9.3.1.1) und die in Absatz 9.3.1.1 (2) geforderte

Mindestkerbschlagarbeit des zu verwendenden Stahles in den Bauvorlagen dokumentiert sind.

■ Abschnitt 9.3.5.1 (2) c) erhält folgende Fassung:

„c) bei zugbeanspruchten Bauteilen ist an Stellen von Lochschwächungen die Bedingung von

DIN EN 1993-1-1:2010-12, 6.2.3 (3) einzuhalten (Nu,R,d > Npl,R,d)“

■ In Absatz 9.3.5.4 (7) wird der Verweis auf den Absatz „9.3.3.3 (10)“ durch den Verweis „9.3.5.3 (10)“ ersetzt.

■ In Absatz 9.3.5.5 (5) erhält Formel (87) folgende Fassung:

sdi
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■ In Absatz 9.3.5.8 (1) wird der Verweis auf die Abschnitte „8 und 11“ durch den Verweis „8 und 9“ ersetzt.

7 Zu Abschnitt 10:

■ Bei Erdbebennachweisen von Holzbauten nach dieser Norm ist DIN EN 1995-1-1:2010-12 in Verbindung mit

DIN EN 1995-1-1/NA:2013-08 anzuwenden.

■ Absatz 10.1 (5) erhält folgende Fassung:

„(5) In den Erdbebenzonen 2 und 3 darf bei der Berechnung eine Kombination von Tragwerksmodellen der

Duktilitätsklassen 1 und 3 für die beiden Hauptrichtungen des Bauwerks nicht angesetzt werden.“

■ Absatz 10.3 (1) erhält folgende Fassung:

„(1) Die Bedingungen der DIN EN 1995-1-1:2010-12, Abschnitt 3 in Verbindung mit

DIN EN 1995-1-1/NA:2013-08 sind einzuhalten.“

■ In Absatz 10.3 (2) erhält der mit dem 4. Spiegelstrich markierte Unterabsatz folgende Fassung:

„– die Verwendbarkeit von mehrschichtigen Massivholzplatten und deren Verbindungsmitteln muss

nachgewiesen sein;“

■ In Absatz 10.3 (3) erhält der mit dem 2. Spiegelstrich markierte Unterabsatz folgende Fassung:

„– die Erhöhung des Nagelabstandes bei gleicher Tragfähigkeit gemäß DIN EN 1995-1-1:2010-12, Abschnitt

9.2.3.2 (4) wird in den Erdbebenzonen 2 und 3 nicht angesetzt;“

■ In Absatz 10.3 (3) erhält der mit dem 3. Spiegelstrich markierte Unterabsatz folgende Fassung:

„– die Anwendung geklebter Tafeln führt auch bei gleichzeitiger Verwendung mechanischer Verbindungsmittel

zur Einstufung in Duktilitätsklasse 1.“

■ Absatz 10.3 (6) erhält folgende Fassung:

„(6) Bei Anwendung der Gleichungen zur Ermittlung der Tragfähigkeit von stiftförmigen Verbindungsmitteln auf

Abscheren nach DIN EN 1995-1-1/NA:2013-08, Abschnitt NCI Zu 8.2 bis NCI Zu 8.7 ist eine Unterschreitung

der Mindestdicken von Holzbauteilen, wie sie in DIN EN 1995-1-1/NA:2013-08 NCI NA.8.2.4 (NA.2) und NCI

NA.8.2.5 (NA.4) gestattet ist, in den Erdbebenzonen 2 und 3 nicht zulässig.“

■ Absatz 10.3 (7) ist wie folgt zu ergänzen:

„(7) Eine Erhöhung der Tragfähigkeit der Verbindungsmittel nach DIN EN 1995-1-1:2010-12,

Abschnitt 9.2.4.2(5) ist nicht zulässig.“

8 Zu Abschnitt 11:

Die Absätze 11.7.3 (1), 11.7.3 (2) und 11.7.3 (3) erhalten folgende Fassung (Tab. 16 ist zu streichen):

„(1) Der Bemessungswert Ed der jeweilig maßgebenden Schnittgröße in der Erdbebenbemessungssituation ist

nach Gleichung (37) zu ermitteln. Dabei darf abhängig von den vorliegenden Randbedingungen entweder das

vereinfachte oder das genauere Berechnungsverfahren nach DIN 1053-1:1996-11 zur Anwendung kommen.“

„(2) Bei der Anwendung des vereinfachten Berechnungsverfahrens nach DIN 1053-1:1996-11 darf die

Bemessungstragfähigkeit Rd aus den um 50 % erhöhten zulässigen Spannungen ermittelt werden. Auf einen

expliziten rechnerischen Nachweis der ausreichenden räumlichen Steifigkeit darf nicht verzichtet werden.“

„(3) Bei Anwendung des genaueren Berechnungsverfahrens, ist der Bemessungswert Ed der jeweilig

maßgebenden Schnittgröße unter γ-fachen Einwirkungen gemäß DIN 1053-1:1996-11 zu ermitteln. Der

maßgebende Sicherheitsbeiwert γ darf hierbei auf 2/3 der in Abschnitt 7 der DIN 1053-1:1996-11 festgelegten

Werte reduziert werden.

Als Bemessungstragfähigkeit Rd sind die in DIN 1053-1:1996-11 angegebenen rechnerischen Festigkeitswerte

anzusetzen.“

9 Zu Abschnitt 12:

■ Bei Erdbebennachweisen von Gründungen und Stützbauwerken nach dieser Norm ist DIN 1054:2005-01

einschließlich DIN 1054 Berichtigung 1:2005-04, DIN 1054 Berichtigung 2:2007-04,

DIN 1054 Berichtigung 3:2008-01 und DIN 1054 Berichtigung 4:2008-10 sowie DIN 1054/A1:2009-07

anzuwenden.

■ Die Absätze 12.1.1 (1) und 12.1.1 (2) erhalten folgende Fassung:

„(1) Werden die Nachweise auf Basis der Kapazitätsbemessung geführt, so ist Abschnitt 7.2.5 zu beachten.“

„(2) Der Nachweis unter Einwirkungskombinationen nach Abschnitt 7.2.2 umfasst:

(a) den Nachweis der ausreichenden Tragfähigkeit der Gründungselemente nach den baustoffbezogenen

Regeln dieser Norm und den jeweiligen Fachnormen;

(b) die einschlägigen Nachweise der Gründungen nach DIN 1054. Einschränkungen hinsichtlich der

generellen Anwendbarkeit von Nachweisverfahren im Lastfall Erdbeben in DIN 1054 oder in diese

begleitenden Berechnungsnormen müssen nicht beachtet werden, wenn keine ungünstigen

Bodenverhältnisse (Hangschutt, lockere Ablagerungen, künstliche Auffüllungen, usw.) vorliegen.“



Fassung 2018 - gültig bis 31.12.2022

Anlagen | Teil

Seite 34 von 174

■ Absatz 12.1.1 (4) erhält folgende Fassung:

„(4) Beim Nachweis der Gleitsicherheit darf der charakteristische Wert des Erdwiderstands (passiver

Erddruck) nur mit maximal 30% seines nominellen Wertes angesetzt werden.“

■ Absatz 12.2.1 (2) erhält folgende Fassung:

„Vereinfacht kann die Einwirkung durch Erddruck bei Erdbeben ermittelt werden, indem der

Erddruckbeiwert k ersetzt wird durch
g

S
akk Ige ••+= γ .“
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A 2 Brandschutz

A 2.1 Allgemeine Anforderungen an bauliche Anlagen aus Gründen des Brandschutzes

Bauliche Anlagen sind gemäß § 3 Absatz 1 LBO i. V. m. § 15 Absatz 1 LBO so anzuordnen, zu errichten, zu

ändern und instand zu halten, dass

■ der Entstehung eines Brandes vorgebeugt wird

■ der Ausbreitung von Feuer und Rauch (Brandausbreitung) vorgebeugt wird

■ bei einem Brand die Rettung von Menschen und Tieren möglich sind

■ wirksame Löscharbeiten möglich sind.

Konkretisiert werden die schutzzielbezogenen Brandschutzanforderungen für bauliche Anlagen, die gemäß § 38

Absatz 2 LBO keine Sonderbauten sind (sog. Standardgebäude), mit den Festlegungen von §§ 4, 15 und 26 bis

32 LBO in Verbindung mit §§ 2 und 4 bis 16 LBOAVO und den technischen Anforderungen der nachfolgenden

Abschnitte. Bei Sonderbauten gemäß § 38 Absatz 2 LBO sind zusätzlich die technischen Anforderungen nach

Abschnitt A 2.1.20 zu beachten.

Für Bauprodukte nach derzeit vorhandenen europäisch harmonisierten Spezifikationen, deren Verwendung

Einfluss bei der Erfüllung von Brandschutzanforderungen an bauliche Anlagen hat, sind für die

bauordnungsrechtlichen Anforderungen und auf der Grundlage der Konkretisierungen zum Brandschutz

(A 2.1.1 ff.) die notwendigen Zuordnungen von Angaben zu Leistungen sowie zugehörige Verwendbarkeits- und

Ausführungsbestimmungen ausschließlich in der Technischen Regel A 2.2.1.2 enthalten.

A 2.1.1 Anforderungen an die Zugänglichkeit baulicher Anlagen

Zur Durchführung von Lösch- und Rettungsmaßnahmen müssen gemäß § 4 LBO in Verbindung mit § 2 LBOAVO

für die Feuerwehr Zugänge und Zufahrten sowie Aufstell- und Bewegungsflächen auf den Grundstücken

vorgesehen werden; die Technische Regel A 2.2.1.1 ist zu beachten.

In offenen Durchfahrten bzw. Durchgängen, durch die Rettungswege zur öffentlichen Verkehrsfläche führen oder

die Zugänglichkeit für die Feuerwehr gewährleistet wird, gelten für Stützen, Wände und Decken die gleichen

Baustoffanforderungen wie für die Außenwände der jeweiligen Gebäude.

A 2.1.2 Anforderungen an das Brandverhalten von Teilen baulicher Anlagen

A 2.1.2.1 Allgemeines

Zur Erfüllung der Grundanforderungen werden in § 26 Absatz 1 LBO allgemeine Anforderungen an das

Brandverhalten von Baustoffen in baulichen Anlagen formuliert. § 26 Absatz 1 LBO enthält dazu bestimmte

Begriffsbestimmungen:

■ nichtbrennbar

■ schwerentflammbar

■ normalentflammbar.

Bei baulichen Anlagen oder Teilen von baulichen Anlagen, bei denen die Anforderungen nichtbrennbar oder

schwerentflammbar gestellt werden, ist sicherzustellen, dass es nicht durch unbemerktes fortschreitendes

Glimmen und/oder Schwelen zu einer Brandausbreitung kommen kann.

Zur Erfüllung nachfolgender Anforderungen ist die Technische Regel A 2.2.1.2 zu beachten.
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A 2.1.2.2 Nichtbrennbar

Bei der Verwendung in baulichen Anlagen muss bei Einwirkung eines Brandes, insbesondere eines

fortentwickelten teilweise vollentwickelten Brandes, gewährleistet sein, dass die Teile baulicher Anlagen keinen

Beitrag zum Brand leisten. Dabei dürfen je nach Verwendung keine oder eine begrenzt bleibende Entzündung,

geringstmögliche Rauchentwicklung, kein fortschreitendes Glimmen und/oder Schwelen und kein Abtropfen

(ausgenommen Aluminium) oder Abfallen auftreten; die Art der Bestandteile, Formstabilität sowie

Schmelzpunkt/Schmelztemperatur sind zu berücksichtigen.

Hinweis:

Die Anforderungen können mit Baustoffen erfüllt werden, die dauerhaft bei Einwirkung eines Brandes nach

DIN 4102-1:1998-05, Abschnitt 5.1 oder 5.2, die dort angegebenen Kriterien einhalten und nach Abschnitt 4.1

klassifiziert sind, ggf. mit der Angabe zum Schmelzpunkt von mindestens 1000°C nach DIN 4102-17:1990-12.

A 2.1.2.3 Schwerentflammbar

Bei der Verwendung in baulichen Anlagen muss bei Einwirkung eines Entstehungsbrandes oder eines sich

entwickelnden Brandes gewährleistet sein, dass die Teile baulicher Anlagen nur einen begrenzten Beitrag zum

Brand leisten und dass nur eine begrenzte Brandausbreitung während und bei Wegfall der Brandeinwirkung

vorliegt. Als Brandeinwirkung ist mit Ausnahme von Außenwandbekleidungen und Bodenbelägen der Brand eines

Gegenstandes in einem Raum (z. B. Papierkorb in einer Raumecke) anzunehmen, bei Außenwandbekleidungen

die aus einer Wandöffnung schlagenden Flammen (siehe auch A 2.1.5). Bei Bodenbelägen ist von einer

Brandsituation auszugehen, bei der Flammen aus der Türöffnung zu einem benachbarten Raum schlagen und

bei der die waagerechte Flammenausbreitung und die Rauchentwicklung unbedenklich sind.

Dabei dürfen je nach Verwendung des Bauteils eine Entzündung erst nach einer bestimmten Zeit der

Flammeneinwirkung, nur eine begrenzte Temperatur der entstehenden Rauchgase, eine begrenzte Freisetzung

von Energie, begrenzte Rauchentwicklung, kein selbstständiges Weiterbrennen, kein fortschreitendes Glimmen

und/oder Schwelen, ggf. kein brennendes Abfallen oder Abtropfen auftreten.

Hinweis:

Diese Anforderungen können mit Baustoffen erfüllt werden, die dauerhaft bei Einwirkung eines Brandes nach

DIN 4102-1:1998-05, Abschnitt 6.1, die dort angegebenen Kriterien einhalten und nach Abschnitt 4.1 klassifiziert

sind.

Ist es nicht zulässig, dass Teile baulicher Anlagen brennend abtropfen oder abfallen, müssen zusätzlich die

Kriterien gemäß DIN 4102-16:2015-09, Abschnitt 9.3, erfüllt sein.

A 2.1.2.4 Normalentflammbar

Bei der Verwendung in der baulichen Anlage muss bei Einwirkung eines Entstehungsbrandes gewährleistet sein,

dass die Teile der baulichen Anlage nur einen begrenzten Beitrag zum Brand leisten. Dabei muss bei der

Brandeinwirkung durch eine kleine, definierte Flamme (Streichholzflamme) die Entzündbarkeit und die

Flammenausbreitung innerhalb einer bestimmten Zeit begrenzt sein, ggf. darf kein brennendes Abfallen oder

Abtropfen auftreten. Die Anforderungen können mit Baustoffen erfüllt werden, die dauerhaft bei Einwirkung eines

Brandes nach DIN 4102-1:1981-05, Abschnitt 6.2, die dort angegebenen Kriterien erfüllen.

Ist es nicht zulässig, dass Teile baulicher Anlagen brennend abtropfen oder abfallen, müssen zusätzlich die

Kriterien gemäß DIN 4102-16:2015-09, Abschnitt 9.3, ebenfalls erfüllt sein.

Werden mehrere Bestandteile für die Verwendung zusammengefügt, müssen die Anforderungen an Teile der

baulichen Anlage auch nach dem Zusammenfügen erfüllt sein, es sei denn, dass insgesamt das Brandverhalten

erreicht wird, das alle anderen Anforderungen der Einzelbestandteile mit erfüllt.

Soweit für die bauliche Anlage ein Bestandteil verwendet werden soll, das nicht mindestens der Anforderung

„normalentflammbar“ entspricht (leichtentflammbar), ist § 26 Absatz 1 Satz 2 LBO einzuhalten.
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A 2.1.3 Anforderungen an die Feuerwiderstandsfähigkeit von Teilen baulicher Anlagen

A 2.1.3.1 Allgemeines

Zur Erfüllung der Grundanforderungen werden in § 26 Absatz 2 LBO allgemeine Anforderungen an die

Feuerwiderstandfähigkeit im Brandfall von Bauteilen baulicher Anlagen gestellt und in:

■ feuerbeständige

■ hochfeuerhemmende

■ feuerhemmende

Bauteile unterschieden.

Die Feuerwiderstandsfähigkeit bezieht sich bei tragenden und aussteifenden Bauteilen baulicher Anlagen auf

deren Standsicherheit im Brandfall, bei raumabschließenden Bauteilen, wie Wänden und Decken, auf deren

Widerstand gegen eine Brandausbreitung (Raumabschluss).

Feuerwiderstandsfähige Bauteile müssen zusätzlich die folgenden Mindestanforderungen an das Brandverhalten

ihrer Baustoffe erfüllen:

a) feuerbeständige Bauteile:

Tragende und aussteifende Teile müssen aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen, raumabschließende
Bauteile müssen zusätzlich eine in Bauteilebene durchgehende Schicht aus nichtbrennbaren Baustoffen
haben.

b) hochfeuerhemmende Bauteile:

Bestehen tragende und aussteifende Teile aus brennbaren Baustoffen, müssen sie allseitig eine
brandschutztechnisch wirksame Bekleidung aus nichtbrennbaren Baustoffen (Brandschutzbekleidung) und –
sofern vorhanden – nichtbrennbaren Dämmstoffen haben.

Wenn raumabschließende hochfeuerhemmende Bauteile in ihren tragenden und aussteifenden Teilen aus
nichtbrennbaren Baustoffen bestehen und eine in Bauteilebene durchgehende Schicht aus nichtbrennbaren
Baustoffen angeordnet ist, ist eine brandschutztechnisch wirksame Bekleidung nicht erforderlich; sie können
auch insgesamt aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen.

c) feuerhemmende Bauteile:

Tragende und aussteifende Bauteile können aus brennbaren Baustoffen ausgeführt werden. Dies gilt auch für
raumabschließende Bauteile.

Die gebundene Abweichungsmöglichkeit gemäß § 26 Absatz 3 LBO bleibt unberührt.

Grundsätzlich richtet sich die Feuerwiderstandsfähigkeit von Bauteilen nach dem geltenden bauaufsichtlichen

Anforderungssystem (Gebäudeklassen, Höhenlage der Geschosse, Gebäudeart) über Einstufungen in

Feuerwiderstandsklassen, die auf der Grundlage von Brandprüfungen nach der Einheitstemperaturzeitkurve

(ETK) in der Technischen Regel A 2.2.1.2 den nachfolgenden technischen Anforderungen zugeordnet werden.

A 2.1.3.2 Anforderungen an die Standsicherheit im Brandfall

A 2.1.3.2.1 Allgemeines

Um die Anforderungen des § 13 LBO zu erfüllen, müssen tragende Teile baulicher Anlagen dauerhaft auch unter

Brandeinwirkung über eine bestimmte Zeitdauer standsicher sein. Als Brandeinwirkung für Tragwerke im

Hochbau ist in der Regel die ETK anzuwenden.

Querschnittsänderungen und Durchdringungen – auch nachträglicher Art – sowie Verformungen durch die

Brandeinwirkung müssen berücksichtigt werden, soweit sie Einfluss auf die Standsicherheit haben können.

A 2.1.3.2.2 Feuerbeständig

Die Standsicherheit eines Teils der baulichen Anlage muss bei Brandeinwirkung nach der ETK gemäß

DIN 4102-2:1977-09, Abschnitt 6.2.4, über mindestens 90 Minuten gewährleistet sein.
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A 2.1.3.2.3 Hochfeuerhemmend

Die Standsicherheit eines Teils der baulichen Anlage muss bei Brandeinwirkung nach der ETK gemäß

DIN 4102-2:1977-09, Abschnitt 6.2.4, über mindestens 60 Minuten gewährleistet sein.

A 2.1.3.2.4 Feuerhemmend

Die Standsicherheit eines Teils der baulichen Anlage muss bei Brandeinwirkung nach der ETK gemäß

DIN 4102-2:1977-09, Abschnitt 6.2.4, über mindestens 30 Minuten gewährleistet sein.

A 2.1.3.2.5 Feuerwiderstandsfähigkeit von 120 Minuten

Die Standsicherheit eines Teils der baulichen Anlage muss bei Brandeinwirkung nach der ETK gemäß

DIN 4102-2:1977-09, Abschnitt 6.2.4, über mindestens 120 Minuten gewährleistet sein. Dieses Teil darf keinen

Beitrag zum Brand leisten (nichtbrennbar).

A 2.1.3.3 Anforderungen an den Raumabschluss im Brandfall

A 2.1.3.3.1 Allgemeines

Teile baulicher Anlagen sind raumabschließend, wenn sie dauerhaft mindestens für eine bestimmte, nachfolgend

angegebene Zeitdauer die Brandausbreitung verhindern, der Raumabschluss auch im Bereich von Verbindungen

und Anschlüssen zu angrenzenden Teilen baulicher Anlagen nicht beeinträchtigt ist.

Die Verhinderung der Brandausbreitung ist, soweit nichts anderes bestimmt, immer für jede der möglichen

Brandeinwirkungsrichtungen sicherzustellen (z.B. von innen nach außen sowie von außen nach innen).

Raumabschließende Teile der baulichen Anlage müssen jeweils mindestens bis zur äußeren Begrenzung der

baulichen Anlage reichen, es sei denn, es ist bei der Verwendung sichergestellt, dass diese raumabschließenden

Teile an andere Teile der baulichen Anlage angrenzen, die mindestens die gleiche Zeitdauer des

Raumabschlusses oder der Standsicherheit im Brandfall gewährleisten. Querschnittsänderungen und

Durchdringungen – auch nachträglicher Art – sowie Verformungen während der Brandeinwirkung sind zu

berücksichtigen, soweit sie Einfluss auf den Raumabschluss haben können.

Soweit nichts anderes bestimmt ist, sind Öffnungen in raumabschließenden Teilen unzulässig.

Fugen der Bauteile müssen zur Sicherung des Raumabschlusses während der Brandeinwirkung geschlossen

bleiben. Diese Anforderung kann mit nichtbrennbaren mineralischen Baustoffen (wie Mörtel, Beton) oder

mineralischen Dämmstoffen mit einem Schmelzpunkt von mindestens 1000 °C nach DIN 4102-17:1990-12 und

mit Produkten, die bei Brandeinwirkung den Restquerschnitt sicher verschließen, erfüllt werden.

A 2.1.3.3.2 Feuerbeständig

Der Raumabschluss eines Teils baulicher Anlagen muss bei Brandeinwirkung nach der ETK gemäß

DIN 4102-2:1977-09, Abschnitt 6.2.4, über mindestens 90 Minuten gewährleistet sein. Damit ist auch die

Standsicherheit von nichttragenden Bauteilen im Brandfall unter Eigengewicht nachgewiesen.

Hinsichtlich des Brandverhaltens ist für diese raumabschließenden Bauteile die Verwendung brennbarer

Bestandteile (schwerentflammbar, normalentflammbar) zulässig, wenn die tragenden und aussteifenden

Bestandteile keinen Beitrag zum Brand leisten (nichtbrennbar) und beim Zusammenfügen des

raumabschließenden Teils ein Bestandteil angeordnet ist, der über die gesamte Ausdehnung des

raumabschließenden Teils senkrecht zur Brandeinwirkungsrichtung angeordnet wird, keinen Beitrag zum Brand

leistet (nichtbrennbar).

A 2.1.3.3.3 Hochfeuerhemmend

Der Raumabschluss eines Teils baulicher Anlagen muss bei Brandeinwirkung nach der ETK gemäß

DIN 4102-2:1977-09, Abschnitt 6.2.4, über mindestens 60 Minuten gewährleistet sein. Damit ist auch die

Standsicherheit von nichttragenden Bauteilen im Brandfall unter Eigengewicht nachgewiesen.
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Hinsichtlich des Brandverhaltens sind tragende, aussteifende oder raumabschließende Teile zulässig, die einen

Beitrag zum Brand leisten (schwerentflammbar, normalentflammbar), wenn sie eine allseitige

brandschutztechnisch wirksame Bekleidung haben, die keinen Beitrag zum Brand leistet (nichtbrennbar) und mit

der:

■ ein Brennen der tragenden und aussteifenden Teile,

■ die Einleitung von Feuer und Rauch in Wand- und Deckenbauteile über Fugen, Installationen oder Einbauten

sowie eine Brandausbreitung innerhalb dieser Bauteile und

■ die Übertragung von Feuer und Rauch über Anschlussfugen von raumabschließenden Bauteilen in

angrenzende Nutzungseinheiten oder Räume

verhindert wird. Alle anderen Bestandteile der Bauteile, wie Dämmstoffe, dürfen keinen Beitrag zum Brand leisten

(nichtbrennbar).

Für hochfeuerhemmende raumabschließende Bauteile in Holzbauweise ist die Technische Regel A 2.2.1.4 zu

beachten.

A 2.1.3.3.4 Feuerhemmend

Der Raumabschluss eines Teils baulicher Anlagen muss bei Brandeinwirkung nach der ETK gemäß

DIN 4102-2:1977-09, Abschnitt 6.2.4, über mindestens 30 Minuten gewährleistet sein. Damit ist auch die

Standsicherheit von nichttragenden Bauteilen im Brandfall unter Eigengewicht nachgewiesen.

Hinsichtlich des Brandverhaltens sind Bestandteile zulässig, die einen Beitrag zum Brand leisten

(schwerentflammbar, normalentflammbar).

A 2.1.3.3.5 Feuerwiderstandsfähigkeit von 120 Minuten

Der Raumabschluss eines Teils baulicher Anlagen muss bei Brandeinwirkung nach der ETK gemäß

DIN 4102-2:1977-09, Abschnitt 6.2.4, über mindestens 120 Minuten gewährleistet sein. Damit ist auch die

Standsicherheit von nichttragenden Bauteilen im Brandfall unter Eigengewicht nachgewiesen.

Hinsichtlich des Brandverhaltens sind nur Bestandteile zulässig, die keinen Beitrag zum Brand leisten

(nichtbrennbar).

A 2.1.4 Tragende und aussteifende Bauteile

Teile baulicher Anlagen, die Lasten abtragen (aufnehmen) oder Teile baulicher Anlagen aussteifen, müssen unter

dieser Belastung bei Brandeinwirkung über eine bestimmte Zeitdauer nach Abschnitt 2.1.3.2 standsicher sein.

Werden tragende Teile der baulichen Anlage aus Beton, Stahl, Aluminium, Holz oder Mauerwerk ausgeführt, sind

die technischen Regeln zur Tragwerksbemessung für den Brandfall in A 1.2.3, A 1.2.4, A 1.2.5 und A 1.2.6 zu

beachten. Wird die Standsicherheit im Brandfall rechnerisch nachgewiesen, gilt:

■ für tragende Bauteile, die feuerbeständig sein müssen, ist die Tragfähigkeit rechnerisch für mindestens

90 Minuten Brandbeanspruchung nach ETK nachzuweisen,

■ für tragende Bauteile, die hochfeuerhemmend sein müssen, ist die Tragfähigkeit rechnerisch für mindestens

60 Minuten Brandbeanspruchung nach ETK nachzuweisen,

■ für tragende Bauteile, die feuerhemmend sein müssen, ist die Tragfähigkeit rechnerisch für mindestens

30 Minuten Brandbeanspruchung nach ETK nachzuweisen, und

■ für tragende Bauteile, die eine Feuerwiderstandsfähigkeit von 120 Minuten haben müssen, ist die

Tragfähigkeit rechnerisch für mindestens 120 Minuten Brandbeanspruchung nach ETK nachzuweisen.

Werden tragende und aussteifende Teile baulicher Anlagen für die Einwirkung eines Naturbrandes bemessen, ist

Anlage A 1.2.1/3 zu beachten.

Für hochfeuerhemmende tragende Bauteile in Holzbauweise ist die Technische Regel A 2.2.1.4 zu beachten.
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Hinweis:

Ein Bauteil, das nur der Aussteifung dient, darf auch ein anderes Brandverhalten aufweisen als das

feuerwiderstandsfähige Bauteil, das es aussteift, wenn das Gesamtsystem eine ausreichende

Feuerwiderstandsfähigkeit hat.

A 2.1.5 Außenwände

Nichttragende Außenwände und nichttragende Teile tragender Außenwände baulicher Anlagen, d. h. Bauteile die

keine Vertikallasten, außer ihrem Eigengewicht, abtragen und lediglich für die Aufnahme der Eigengewichts- und

Windlasten bemessen sind, müssen nach § 27 Absatz 2 LBO in Verbindung mit § 5 LBOAVO grundsätzlich aus

nichtbrennbaren Baustoffen bestehen, damit eine Brandausbreitung auf und in diesen Bauteilen ausreichend lang

begrenzt ist. Ausreichend lange Begrenzung der Brandausbreitung bedeutet auch, dass nach Ende der

Brandeinwirkung und der Löscharbeiten ein fortschreitendes Glimmen und/oder Schwelen in diesen Bauteilen

nicht mehr stattfindet.

Sie sind aus brennbaren Baustoffen zulässig, wenn die nichttragenden Außenwände und die nichttragenden Teile

tragender Außenwände als raumabschließende Bauteile feuerhemmend sind. Abweichend von den Festlegungen

in Abschnitt A 2.1.3.3.4 (zu § 26 LBO) ist es für die Brandeinwirkung von außen nach innen hinreichend, dass ein

Versagen frühestens nach 30 Minuten gemäß DIN 4102-3:1977-09, Abschnitt 5.3.2 (abgeminderte Einheits-

Temperaturkurve), eintritt. Ausgenommen von diesen Festlegungen werden insbesondere Fenster und Türen

(sog. Lochfassade); die notwendigen Höhen der Fensterbrüstungen sind durch die Regelungen zur

Verkehrssicherheit nach § 3 Absatz 3 LBOAVO gegeben.

Oberflächen von Außenwänden sowie Außenwandbekleidungen müssen einschließlich der Dämmstoffe und

Unterkonstruktionen schwerentflammbar sein.

Für schwerentflammbare Außenwandbekleidungen sind die Ergebnisse bei Einwirkungen gemäß

E DIN 4102-20:2016-03 zu berücksichtigen.

Außenwandbekleidungen in der Ausführung als Wärmedämmverbundsystem (WDVS) mit EPS-Dämmstoffen sind

bei Gebäuden der Gebäudeklasse 4 und 5 nur dann als schwerentflammbar nach § 26 Absatz 1 Satz 1 LBO zu

klassifizieren, wenn an vorhandenen Öffnungen in der Außenwand im Bereich der Stürze oberhalb der Öffnung

auch bei Brandeinwirkung standsichere und formstabile, nichtbrennbare konstruktive Maßnahmen angeordnet

werden. Darauf kann verzichtet werden, wenn umlaufend horizontal angeordnete, auch bei Brandeinwirkung

standsichere und formstabile, nichtbrennbare konstruktive Maßnahmen angeordnet werden.

Für solche Außenwandbekleidungen in der Ausführung als Wärmedämmverbundsystem (WDVS) mit EPS-

Dämmstoffen ist zusätzlich eine Brandeinwirkung von außen, die unmittelbar im unteren Bereich der Fassade

einwirkt, zu berücksichtigen. Dazu sind geeignete nichtbrennbare konstruktive Maßnahmen vorzusehen oder es

ist die Technische Regel A 2.2.1.5 einzuhalten.

Ist für Gebäude die Verwendung von schwerentflammbaren Baustoffen nicht vorgeschrieben und sollen

leichtentflammbare Baustoffe in Verbindung mit anderen Baustoffen gemäß § 26 Absatz 1 Satz 2 LBO verwendet

werden, muss die Verbindung dauerhaft sein. Dies ist nicht der Fall, wenn solche Außenwandbekleidungen

zugänglich sind und beschädigt werden können.

Bei Außenwänden mit hinterlüfteten Bekleidungen, die geschossübergreifende Hohlräume haben oder die über

Brandwände hinweggeführt werden, sind auch dann, wenn sie aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen,

ergänzende Vorkehrungen zur Begrenzung der Brandausbreitung zu treffen und die Technische Regel A 2.2.1.6

zu beachten.

Bei Gebäuden mit Doppelfassaden muss eine Brandausbreitung über Zwischenräume im Bereich von

Geschossdecken wirksam eingeschränkt sein. Die erforderlichen Vorkehrungen sind im Einzelfall zu treffen und

gegebenenfalls in einem Brandschutzgutachten darzustellen.

A 2.1.6 Trennwände

Trennwände müssen in Abhängigkeit von der Verwendung in der baulichen Anlage gemäß § 27 Absatz 3 LBO in

Verbindung mit § 6 LBOAVO bei Brandeinwirkung ausreichend lang den Raumabschluss nach Abschnitt

A 2.1.3.3 gewährleisten und als tragende Wände standsicher nach Abschnitt A 2.1.3.2 sein.
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Anschlüsse einschließlich von Fugenausbildungen, Durchdringungen von Leitungen sowie

Querschnittsverringerungen bei Einbau von Steckdosen, Schaltkästen, Leitungsverteilern etc. dürfen den

Raumabschluss und, bei tragenden Wänden, die Standsicherheit nicht beeinträchtigen.

Öffnungen in Trennwänden sind nur zulässig, wenn sie auf die für die Nutzung erforderliche Zahl und Größe

beschränkt sind, da jede Öffnung den Raumabschluss der Wand schwächt.

Sind Türöffnungen in Trennwänden zur Verbindung von Nutzungseinheiten aufgrund ihrer Nutzung erforderlich,

müssen diese – unabhängig von der Feuerwiderstandsfähigkeit der Trennwände – dauerhaft feuerhemmende,

dicht- und selbstschließende Abschlüsse haben, damit die Verhinderung der Brandausbreitung nicht gefährdet

wird. Die Abschlüsse dürfen den Raumabschluss und die Dichtheit bei Brandeinwirkungen von jeder Seite nach

DIN 4102-2:1977-09, Abschnitt 6.2.4, über mindestens 30 Minuten nicht verlieren, sie müssen den Kriterien

gemäß DIN 4102-5:1977-09, Abschnitte 5.2.2 bis 5.2.8, genügen. Diese Feuerschutzabschlüsse dürfen aus

mindestens normalentflammbaren Baustoffen bestehen; zu ihnen gehören auch alle Zubehörteile und notwendige

Befestigungsmittel. Feuerschutzabschlüsse müssen für den Brandfall geeignete Schlösser mit einem

ausreichenden Falleneingriff haben, damit bei Druckunterschieden aufgrund eines Brandes ein Öffnen und damit

eine Brandausbreitung verhindert werden. Die Feuerschutzabschlüsse sind dann dauerhaft selbstschließend,

wenn die Kriterien der Dauerfunktion nach DIN 4102-18:1991-03 erfüllt sind.

Zur Erfüllung dieser Anforderungen ist die Technische Regel A 2.2.1.2 zu beachten.

Damit Personen sich retten können und Feuerwehrkräfte den Brandort erreichen oder Personen retten können,

muss ein Feuerschutzabschluss in Form einer Tür solange manuell zu öffnen sein bis er mit Feuer beaufschlagt

wird. Diese Anforderungen gelten auch für Feuerschutzabschlüsse in Form z. B. eines Schiebe-, Hub- oder

Rolltores mit längeren Zeitdauern zum Öffnen und Schließen, ggf. nur mit Hilfsenergie, so dass für diese

Feuerschutzabschlüsse im Zuge eines Rettungsweges eine Schlupftür oder eine separate Tür vorzusehen ist.

Ein Feuerschutzabschluss darf dann offengehalten werden, wenn er zur Verhinderung der Brandausbreitung mit

einer Einrichtung versehen ist, die bei Einwirkung eines Brandes, insbesondere bereits bei Raucheinwirkung,

dauerhaft das unverzügliche und sichere Schließen des Feuerschutzabschlusses gewährleistet (Feststellanlage).

Dies gilt auch für den Fall, dass eine dafür notwendige Stromversorgung unterbrochen ist. Um vorbeugend eine

Brandausbreitung zu verhindern, darf das Schließen durch zusätzliche andere Sicherheitseinrichtungen (z. B.

Brandmeldeanlagen) ausgelöst werden; die Technische Regel A 2.2.1.7 ist zu beachten.

Sofern Trennwände als Brandschutzverglasungen ausgeführt werden sollen, sind die Anforderungen an

raumabschließende Bauteile erfüllt, wenn bei Brandeinwirkung nach DIN 4102-13:1990-05, Abschnitt 6.1, über

die mindestens erforderliche Zeitdauer die Ausbreitung von Feuer und Rauch sowie der Durchtritt der

Wärmestrahlung verhindert und die Kriterien gemäß DIN 4102-13:1990-05 eingehalten werden. Zur Erfüllung

dieser Anforderungen ist die Technische Regel A 2.2.1.2 zu beachten. Damit die Verhinderung der

Brandausbreitung nicht beeinträchtigt wird, müssen Abschlüsse von notwendigen Öffnungen in einer als

Brandschutzverglasung ausgeführten Trennwand der Feuerwiderstandsdauer der Brandschutzverglasung

entsprechen; im Übrigen gelten die genannten Anforderungen an Feuerschutzabschlüsse.

A 2.1.7 Brandwände

Brandwände oder Wände, die anstelle von Brandwänden zulässig sind, von baulichen Anlagen dürfen gemäß

§ 27 Absatz 4 LBO in Verbindung mit § 7 LBOAVO zur Gewährleistung der Schutzziele keinen Beitrag zum Brand

leisten (nichtbrennbar), soweit nichts anderes bestimmt ist. Außenwandbekleidungen auf solchen Wänden dürfen

keinen Beitrag zum Brand leisten (nichtbrennbar).

Brandwände müssen auch für den Fall standsicher und raumabschließend sein, dass zusätzliche mechanische

Belastungen aus im Brandfall versagenden Teilen der baulichen Anlage auf diese Wände einwirken (Anprall).

Dies gilt auch für Wände anstelle von Brandwänden, soweit nichts anderes bestimmt ist.

Brandwände sind nur standsicher und raumabschließend, wenn sie ohne zusätzliche Maßnahmen den

Anforderungen der Abschnitte A 2.1.3.2 und A 2.1.3.3 entsprechen und ergänzend den Einwirkungen nach

DIN 4102-3:1977-09, Abschnitte 4.2.2 bis 4.2.5, widerstehen. Dies gilt mit Ausnahme der Einwirkungen nach

DIN 4102-3:1977-09, Abschnitt 4.2.3, auch für hochfeuerhemmende Wände anstelle von Brandwänden. Für

andere Wände anstelle von Brandwänden sind die Anforderungen gemäß Abschnitt A 2.1.6 einzuhalten.
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In Brandwände und Wände anstelle von Brandwänden eingreifende andere Bauteile, Anschlüsse einschließlich

von Fugenausbildungen, Durchdringungen von Leitungen sowie Querschnittsverringerungen bei Einbau von

Steckdosen, Schaltkästen, Leitungsverteilern etc. dürfen den Raumabschluss und die Standsicherheit nicht

beeinträchtigen.

In inneren Brandwänden und inneren Wänden anstelle von Brandwänden sind Öffnungen nach § 7 Absatz 8

LBOAVO nur zulässig, wenn sie dauerhaft dicht- und selbstschließende Abschlüsse (Türen, Tore, Rolltore,

Klappen u. a.) in der der Wand entsprechenden Feuerwiderstandsdauer haben und wenn sie auf die für die

Nutzung erforderliche Zahl und Größe beschränkt werden, damit die Verhinderung der Brandausbreitung nicht

gefährdet wird; der Raumabschluss muss gesichert sein. Im Übrigen gelten die Anforderungen nach Abschnitt A

2.1.6, auch hinsichtlich des Offenhaltens dieser Feuerschutzabschlüsse.

In inneren Brandwänden und Wänden anstelle von Brandwänden sind Verglasungen nach § 7 Absatz 9 LBOAVO

nur zulässig, wenn sie eine der Wand entsprechende Feuerwiderstandsdauer haben, raumabschließend sind und

sie auf die für die Nutzung erforderliche Zahl und Größe beschränkt werden, damit die Verhinderung der

Brandausbreitung nicht gefährdet wird. Diese Anforderung wird mit Brandschutzverglasungen erfüllt, die bei

Brandeinwirkung nach DIN 4102-13:1990-05, Abschnitt 6.1, über die mindestens erforderliche Zeitdauer die

Ausbreitung von Feuer und Rauch sowie der Durchtritt der Wärmestrahlung verhindern und die Kriterien gemäß

DIN 4102-13:1990-05 einhalten. Zur Erfüllung dieser Anforderungen ist die Technische Regel A 2.2.1.2 zu

beachten.

A 2.1.8 Decken

Decken zwischen Geschossen müssen in baulichen Anlagen gemäß § 27 Absatz 5 LBO in Verbindung mit § 8

LBOAVO ausreichend lang standsicher und raumabschließend sein und auch bei einer Brandeinwirkung von

oben nach unten den Anforderungen der Abschnitte A 2.1.3.2 und A 2.1.3.3 entsprechen. Zur Verhinderung der

Brandentstehung müssen Decken nichtbrennbar sein, soweit nichts anders bestimmt ist.

Anschlüsse einschließlich von Fugenausbildungen an andere Bauteile, auch an Außenwände, müssen so

ausgebildet sein, dass die Standsicherheit und der Raumabschluss gewahrt bleiben, um die Brandausbreitung zu

verhindern.

In Decken sind Öffnungen nach § 8 Absatz 3 Halbsatz 2 LBOAVO nur zulässig, wenn sie dauerhaft dicht- und

selbstschließende Abschlüsse (Klappen, Schiebeblätter u. a.) haben und wenn sie auf die für die Nutzung

erforderliche Zahl und Größe beschränkt werden, damit die Verhinderung der Brandausbreitung nicht gefährdet

wird; der Raumabschluss muss gesichert sein. Diese Anforderung wird mit Bauteilen (Feuerschutzabschlüssen)

erfüllt, die die gleiche Feuerwiderstandsdauer wie die Decke aufweisen. Im Übrigen gelten die Anforderungen

nach Abschnitt A 2.1.6, auch hinsichtlich des Offenhaltens dieser Feuerschutzabschlüsse.

A 2.1.9 Dächer

Die Bedachung als Teil der baulichen Anlage besteht aus der regenwasserableitenden Schicht (Dachhaut),

einschließlich verwendeter Teile für den Wärmeschutz und den Schutz gegen eindringende Feuchte, notwendiger

Teile zur Übertragung der Lasten auf die die Bedachung tragenden Teile (Dämmstoffe, Dampfsperren,

Unterspannbahnen, Dachlattung). Zur Bedachung gehören auch lichtdurchlässige Flächen und Abschlüsse von

Öffnungen und deren Anschlüsse an die Bedachung. Begrünte Bedachungen sind zulässig.

Soweit nichts anderes zugelassen ist, müssen Bedachungen zur Behinderung der Übertragung eines Brandes

von außen in die bauliche Anlage durch Wärmestrahlung oder brennende Teile von anderen baulichen Anlagen

und einer Brandausbreitung auf der baulichen Anlage gemäß § 27 Absatz 6 LBO ausreichend lang dieser

Brandeinwirkung widerstehen (harte Bedachung). Die Bedachung darf in vertikaler wie horizontaler Ausdehnung

nur begrenzt geschädigt werden und nur begrenzt selbst zum Brandgeschehen einen Beitrag leisten. Dabei sind

die Dachneigungen zu berücksichtigen, weil das Brandverhalten der Bedachungen in Abhängigkeit der

Dachneigung unterschiedlich sein kann.

Diese Anforderung wird bei der Verwendung von nicht begrünten Bedachungen erfüllt, die unter Einwirkung eines

Brandes nach DIN 4102-7:1998-07, Abschnitte 6.1 bis 6.5, unter Berücksichtigung von Abschnitt 7 mindestens

die in DIN 4102-7:1998-07, Abschnitt 4 Buchst. a bis e, genannten Kriterien erfüllen.
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Für bestimmte brennbare lichtdurchlässige Flächen oder Abschlüsse von Öffnungen, für die kein Nachweis der

harten Bedachung vorliegt, ist die Verwendung als Bedachung zulässig ohne dass eine Beeinträchtigung der

Behinderung der Brandentstehung oder Brandausbreitung der Bedachung insgesamt zu erwarten ist, wenn:

■ die Summe der Teilflächen höchstens 30 % der Dachfläche beträgt,

■ die Teilflächen einen Abstand von mindestens 5 m zu Brandwänden unmittelbar angrenzender höherer

Gebäude oder Gebäudeteile aufweisen

und die Teilflächen

■ als Lichtbänder höchstens 2 m breit und maximal 20 m lang sind, untereinander und zu den Dachrändern

einen Abstand von mindestens 2 m haben oder

■ als Lichtkuppeln eine Fläche von nicht mehr als je 6 m², untereinander und von den Dachrändern einen

Abstand von mindestens 1 m und von Lichtbändern aus brennbaren Baustoffen einen Abstand von 2 m

haben.

Für Dächer von Gebäuden, die traufseitig aneinandergebaut sind, ist es zur Verhinderung der Brandausbreitung

ergänzend zur harten Bedachung notwendig, dass das jeweilige Dach insgesamt ausreichend lang

raumabschließend ist und die das Dach tragenden und aussteifenden Teile ausreichend lang standsicher sind.

Dies ist bei der Verwendung von Dächern erfüllt, die bei einer Brandeinwirkung einseitig von innen nach außen

für mindestens 30 Minuten den Raumabschluss nach Abschnitt A 2.1.3.3 gewährleisten. Die das Dach tragenden

und aussteifenden Teile müssen bei einer Brandeinwirkung für eine Zeitdauer von mindestens 30 Minuten die

Standsicherheit nach Abschnitt A 2.1.3.2 gewährleisten.

Bei Anbauten, die an Teile einer baulichen Anlage angrenzen, die Öffnungen haben oder deren angrenzende

vertikale Teile hinsichtlich des Raumabschlusses oder der Standsicherheit ohne Anforderungen zulässig sind (§ 9

Absatz 6 LBOAVO), ist es zur Verhinderung der Brandausbreitung vom Anbau in die angrenzende bauliche

Anlage ergänzend zur harten Bedachung notwendig, dass bis zu einem Abstand von mindestens 5 m das

jeweilige Dach des Anbaues ausreichend lang raumabschließend ist und die dieses Dach tragenden und

aussteifenden Teile ausreichend lang standsicher sind. Dies ist bei der Verwendung von Dächern erfüllt, die für

die Brandeinwirkung einseitig von innen nach außen für mindestens die Zeitdauer den Raumabschluss nach

Abschnitt A 2.1.3.3 gewährleisten, für den auch die Decken der angrenzenden baulichen Anlage den

Raumabschluss gewährleisten müssen. Die das Dach tragenden und aussteifenden Teile müssen bei einer

Brandeinwirkung für mindestens die Zeitdauer, die für den Raumabschluss des Daches zu gewährleisten ist, die

Standsicherheit nach Abschnitt A 2.1.3.2 gewährleisten.

Um zu verhindern, dass im Brandfall bei der Abführung von Wärme und Rauch aus Teilen der baulichen Anlage

über Dachauf- oder einbauten, wie Wärmeabzugsflächen oder Rauch- und Wärmeabzugsgeräte, eine

Brandausbreitung stattfindet, müssen nach § 9 Absatz 4 LBOAVO diese Dachauf- oder einbauten einen

ausreichenden Abstand zu brennbaren Teilen einhalten oder diese Teile müssen nichtbrennbar sein.

A 2.1.10 Treppen

Zur Gewährleistung der Schutzziele dürfen tragende Teile notwendiger Treppen in Gebäuden gemäß § 10 Absatz

3 LBOAVO keinen Beitrag zum Brand leisten (nichtbrennbar) und müssen innerhalb dieser baulichen Anlagen in

Abhängigkeit von der Gebäudeklasse bei Brandeinwirkung ausreichend lang standsicher sein. Die Verwendung

von mindestens normalentflammbaren tragenden Teilen ist für notwendige Treppen gemäß § 10 Absatz 3

Nummer 3 LBOAVO zulässig, wenn sie feuerhemmend sind.

A 2.1.11 Notwendige Treppenräume

Zur Gewährleistung der Schutzziele und zur Sicherstellung der über die notwendigen Treppen führenden

Rettungswege müssen notwendige Treppenräume in baulichen Anlagen gemäß § 11 Absatz 3 LBOAVO Wände

und Decken haben, die ausreichend lang raumabschließend und standsicher sind. Sie müssen in Abhängigkeit

von der Gebäudeklasse die Standsicherheit und den Raumabschluss gemäß den Anforderungen der Abschnitte

A 2.1.3.2 und A 2.1.3.3 gewährleisten; die Wände müssen die Anforderungen gemäß Abschnitt A 2.1.7 an innere

Brandwände erfüllen.

In Wänden notwendiger Treppenräume oder Wänden von Räumen zwischen einem notwendigen Treppenraum

und dem Ausgang ins Freie sind Öffnungen zu notwendigen Fluren nur zulässig, wenn sie rauchdichte und

selbstschließende Abschlüsse haben, damit die Verhinderung der Brandausbreitung nicht gefährdet wird; der

Verschluss der Öffnung muss gesichert sein.
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Türöffnungen in Wänden notwendiger Treppenräume zu Kellergeschossen, zu nicht ausgebauten Dachräumen,

Werkstätten, Läden, Lagern und ähnlichen Räumen sowie zu sonstigen Räumen und Nutzungseinheiten mit einer

Fläche von mehr als 200 m² müssen – unabhängig von der Feuerwiderstandsfähigkeit dieser Wände – dauerhaft

feuerhemmende, rauchdichte und selbstschließende Abschlüsse (Feuerschutzabschlüsse) haben, damit die

Verhinderung der Brandausbreitung nicht gefährdet und ein Durchtritt von sog. kaltem Rauch gemäß

DIN 18095-2:1991-03 in den Treppenraum für eine Zeitspanne von 10 Minuten behindert wird; der

Raumabschluss muss gesichert sein. Im Übrigen gelten die Anforderungen nach Abschnitt A 2.1.6. Zur Erfüllung

dieser Anforderungen ist die Technische Regel A 2.2.1.2 zu beachten.

Öffnungen in Wänden notwendiger Treppenräume zu notwendigen Fluren dürfen raumhoch und maximal 2,5 m

breit sein und müssen rauchdichte und selbstschließende Abschlüsse (Rauchschutzabschlüsse) haben, damit im

Brandfall ein Durchtritt von sog. kaltem Rauch gemäß DIN 18095-2:1991-03 in den Treppenraum für eine

Zeitspanne von 10 Minuten behindert wird; der Raumabschluss muss gesichert sein. Die Rauchschutzabschlüsse

müssen die Kriterien der DIN 18095-1:1988-12 erfüllen. Sie sind dann dauerhaft selbstschließend, wenn die

Kriterien der Dauerfunktion nach DIN 4102-18:1991-03 erfüllt sind. Ein Rauchschutzabschluss darf dann

offengehalten werden, wenn er mit einer Einrichtung versehen ist, die bei Raucheinwirkung dauerhaft das

unverzügliche und sichere Schließen des Rauchschutzabschlusses gewährleistet (Feststellanlage). Dies gilt auch

für den Fall, dass eine dafür notwendige Stromversorgung unterbrochen ist. Um vorbeugend eine

Rauchausbreitung zu verhindern, darf das Schließen durch zusätzliche andere Sicherheitseinrichtungen (z. B.

Brandmeldeanlagen) ausgelöst werden; im Übrigen gelten die technischen Anforderungen nach A 2.2.1.7. Zur

Erfüllung der Anforderungen der Abschlüsse ist die Technische Regel A 2.2.1.2 zu beachten.

Türöffnungen in Wänden notwendiger Treppenräume zu sonstigen Räumen und Nutzungseinheiten mit einer

Fläche bis zu 200 m² müssen dicht- und selbstschließende Abschlüsse haben. Türöffnungen in Wänden

notwendiger Treppenräume zu Wohnungen müssen dichtschließende Abschlüsse haben. Diese Anforderung wird

mit Bauteilen (Türen) erfüllt, die die Dichtheit bei Vorhandensein von Rauch im Treppenraum gewährleisten,

soweit es noch keine über den klimatisch bedingten thermischen Auftrieb hinausgehenden Druckdifferenzen

zwischen Treppenraum und dem abzuschließenden Bereich gibt und der Rauch nicht bis zum unteren Rand der

Tür abgesunken ist. Eine Tür ist dann dichtschließend, wenn sie ein formstabiles Türblatt hat und mit einer

dreiseitig umlaufenden dauerelastischen Dichtung ausgestattet ist, die aufgrund ihrer Form (Lippen-

/Schlauchdichtung) und des Dichtungsweges bei der geschlossenen Tür sowohl an der Zarge als auch am

Türflügel anliegt. Die Türen sind dann dauerhaft selbstschließend, wenn die Kriterien der Dauerfunktion nach

DIN 4102-18:1991-03 erfüllt sind. Zur Erfüllung dieser Anforderungen ist die Technische Regel A 2.2.1.2 zu

beachten.

A 2.1.12 Notwendige Flure und offene Gänge

In Abhängigkeit von der Verwendung in der baulichen Anlage müssen Wände notwendiger Flure gemäß § 12

Absatz 4 Satz 1 LBOAVO zur Gewährleistung der Schutzziele bei Brandeinwirkung ausreichend lang den

Raumabschluss gewährleisten, soweit erforderlich standsicher sein und den Anforderungen der Abschnitte

A 2.1.3.2 und A 2.1.3.3 entsprechen.

In den Wänden notwendiger Flure sind nur für die Nutzung erforderliche Türöffnungen zulässig. Die Türen

müssen gemäß § 12 Absatz 4 Satz 4 LBOAVO dicht schließen, damit im Brandfall in einer oder in einer

angrenzenden Nutzungseinheit ein Raucheintritt durch konstruktive Maßnahmen an den Türen über einen

gewissen Zeitraum erschwert wird. Im Fall, dass ein notwendiger Flur Nutzungseinheiten voneinander trennt,

sollen diese Türen geschlossen gehalten werden. Eine Tür ist dann dichtschließend, wenn sie ein formstabiles

Türblatt hat und mit einer dreiseitig umlaufenden dauerelastischen Dichtung ausgestattet ist, die aufgrund ihrer

Form (Lippen-/Schlauchdichtung) und des Dichtungsweges bei der geschlossenen Tür sowohl an der Zarge als

auch am Türflügel anliegt. Bei offen stehenden Türen bzw. nach dem Durchbrand geschlossener Türen darf es

auf den Oberflächen der Decken und Wände des notwendigen Flures nicht zu einer Brandausbreitung kommen,

um Rettungs- und Löschmaßnahmen nicht zu erschweren. Für den Fall, dass die Decken und Wände aus

brennbaren Baustoffen bestehen, ist eine Bekleidung aus nichtbrennbaren Baustoffen ausreichender Dicke

erforderlich, z. B. in Form einer 12,5 mm dicken Gipsplatte.

Sofern Wände notwendiger Flure als Brandschutzverglasungen ausgeführt werden sollen, sind die

Anforderungen mit Brandschutzverglasungen erfüllt, die bei Brandeinwirkung nach DIN 4102-13:1990-05,

Abschnitt 6.1, über die mindestens erforderliche Zeitdauer die Ausbreitung von Feuer und Rauch sowie den

Durchtritt der Wärmestrahlung verhindern und die Kriterien gemäß DIN 4102-13:1990-05 einhalten. Damit die
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Verhinderung der Brandausbreitung nicht beeinträchtigt wird, müssen abweichend von § 12 Absatz 4 Satz 4

LBOAVO Abschlüsse von notwendigen Öffnungen der Brandschutzverglasung mindestens der

Feuerwiderstandsdauer der Brandschutzverglasung entsprechen. Im Übrigen gelten die Anforderungen nach

Abschnitt A 2.1.6, auch hinsichtlich des Offenhaltens dieser Feuerschutzabschlüsse. Zur Erfüllung dieser

Anforderungen ist die Technische Regel A 2.2.1.2 zu beachten.

Um eine Rauchausbreitung über notwendige Flure zu behindern und eine Selbstrettung von Personen zu

ermöglichen, müssen notwendige Flure gemäß § 12 Absatz 3 LBOAVO mit nichtabschließbaren, rauchdichten

und selbstschließenden Abschlüssen (Rauchschutzabschlüsse) in maximal 30 m lange Rauchabschnitte unterteilt

werden. Die Rauchabschlüsse dürfen raumhoch und in Flurbreite ausgeführt werden, über feststehende

Seitenteile und Oberlichter verfügen und im Übrigen gelten die Anforderungen an Rauchschutzabschlüsse nach

Abschnitt A 2.1.11. Zur Erfüllung dieser Anforderungen ist die Technische Regel A 2.2.1.2 zu beachten.

Sollen im Rahmen einer Abweichung nach § 56 LBO in feuerhemmenden Wänden notwendiger Flure

lichtdurchlässige Flächen als Brandschutzverglasung ausgeführt werden, so müssen die bei Brandeinwirkung

nach DIN 4102-13:1990-05, Abschnitt 6.1, über die mindestens erforderliche Zeitdauer die Ausbreitung von Feuer

und Rauch über mindestens 30 Minuten verhindern, nicht aber den Durchtritt der Wärmestrahlung verhindern; die

Kriterien gemäß DIN 4102-13:1990-05 müssen eingehalten werden. Sie sollen nur an Stellen ausgeführt werden,

wo wegen der Personenrettung und der wirksamen Löscharbeiten keine Bedenken bestehen (z. B. als

Lichtöffnungen, wobei die Unterkante der Brandschutzverglasung mindestens 1,8 m über dem Fußboden

angeordnet sein muss). Damit die Verhinderung der Brandausbreitung nicht gefährdet wird, sind Öffnungen in

diesen Brandschutzverglasungen nicht zulässig. Zur Erfüllung dieser Anforderungen ist die Technische Regel

A 2.2.1.2 zu beachten.

Nachströmöffnungen in Wänden notwendiger Flure können nur im Rahmen einer Abweichung gemäß § 56 LBO

zugelassen werden, wenn wegen der Personenrettung und der wirksamen Löscharbeiten keine Bedenken

bestehen. Verschlüsse dieser Öffnungen müssen mit einer Rauchauslöseeinrichtung versehen sein und

mindestens bei Zugrundelegung des Normbrandes nach DIN 4102-2:1977-09 den Durchtritt von Feuer und

Rauch verhindern. Zur Erfüllung dieser Anforderungen ist die Technische Regel A 2.2.1.2 zu beachten.

A 2.1.13 Fahrschächte, Aufzüge

Müssen gemäß § 14 Absatz 1 LBOAVO Aufzüge im Innern von Gebäuden eigene Fahrschächte haben, so soll

damit eine Brandausbreitung in andere Geschosse ausreichend lang behindert werden. Die Fahrschachtwände

müssen zur Gewährleistung der Schutzziele bei Brandeinwirkung ausreichend lang den Raumabschluss

gewährleisten, soweit erforderlich standsicher sein und den Anforderungen der Abschnitte A 2.1.3.2 und A 2.1.3.3

entsprechen. Fahrschachtwände aus brennbaren Baustoffen müssen schachtseitig eine Bekleidung aus

nichtbrennbaren Baustoffen in ausreichender Dicke haben, damit es bei offen stehenden Fahrschachttüren bzw.

nach dem Durchbrand geschlossener Türen auf den Oberflächen der Fahrschachtwände nicht zu einer

Brandausbreitung kommt.

Die Fahrschächte müssen so beschaffen sein, dass Feuer und Rauch nicht in andere Geschosse übertragen

werden können. Diese Anforderung kann nur dann erfüllt werden, wenn die Fahrschächte ausreichend lang

feuerwiderstandsfähig sind und

a) die Fahrschachttüren nachfolgenden Anforderungen genügen:

■ sie sind nach DIN 4102-5:1977-09 nachgewiesen und als Fahrschachtür klassifiziert und

■ sie werden in massive Wände aus Mauerwerk oder Beton eingebaut,

b) die Fahrkörbe überwiegend aus nichtbrennbaren Baustoffen hergestellt werden (Fahrkörbe gelten als

überwiegend aus nichtbrennbaren Baustoffen hergestellt, wenn die tragenden und aussteifenden Teile des

Fahrkorbs aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen und die übrigen Teile des Fahrkorbs (wie Wand- und

Deckenbekleidungen, Fußbodenbeläge, Lüftungs- und Beleuchtungsabdeckungen) keinen höheren Anteil an

brennbaren, mindestens normalentflammbaren Baustoffen aufweisen als 2,5 kg je m2 Fahrkorbinnenfläche),

c) die Türen so gesteuert werden, dass sie nur so lange offen bleiben, wie es das Betreten oder Verlassen

des Fahrkorbs erfordert; jeweils zwei übereinanderliegende Türen verhindern im geschlossenen Zustand eine

Brandübertragung vom Brandgeschoss ins darüber liegende Geschoss,

d) die Türen, falls mehrere nebeneinander angeordnet werden, durch feuerbeständige Bauteile getrennt

und an diesen befestigt werden, und

e) der Fahrschacht eine Öffnung zur Rauchableitung gemäß § 14 Absatz 3 Satz 1 LBOAVO aufweist.
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Zur Erfüllung dieser Anforderungen ist die Technische Regel A 2.2.1.2 zu beachten.

A 2.1.14 Leitungsanlagen, Installationsschächte und Kanäle

In baulichen Anlagen dürfen Leitungen, Installationsschächte und Kanäle gemäß § 16 LBOAVO durch

raumabschließende Bauteile, für die eine Feuerwiderstandsfähigkeit vorgeschrieben ist, nur hindurchgeführt

werden, wenn eine Brandausbreitung ausreichend lang nicht zu befürchten ist oder Vorkehrungen hiergegen

getroffen werden. Für die Leitungsanlagen in Rettungswegen und für die Führung von Leitungsanlagen durch

raumabschließende Bauteile gilt die Technische Regel A 2.2.1.8. Elektrische Leitungsanlagen für erforderliche

sicherheitstechnische Anlagen in baulichen Anlagen nach Abschnitt A 2.1.21 müssen so beschaffen oder durch

Bauteile abgetrennt sein, dass die sicherheitstechnischen Anlagen im Brandfall ausreichend lang funktionsfähig

bleiben; die Technische Regel A 2.2.1.8 ist zu beachten.

Werden in baulichen Anlagen Installationen in Hohlräumen von Systemböden geführt, ist die Technische

Regel A 2.2.1.9 zu beachten. Zur Erfüllung dieser Anforderungen ist die Technische Regel A 2.2.1.2 zu beachten.

Zum Schutz anderer Räume vor Bränden aus elektrischen Betriebsräumen für Transformatoren oder

Schaltanlagen ist die Technische Regel A 2.2.1.10 zu beachten. Die Einhaltung dieser Technischen Regel

gewährleistet auch den Funktionserhalt von elektrischen Anlagen für erforderliche sicherheitstechnische Anlagen.

A 2.1.15 Lüftungsanlagen

Lüftungsanlagen in baulichen Anlagen müssen gemäß § 30 LBO betriebs- und brandsicher sein; sie dürfen den

ordnungsgemäßen Betrieb von Feuerungsanlagen nicht beeinträchtigen. Zur Konkretisierung dieser

Anforderungen an Lüftungsanlagen sind die Anforderungen nach der Technischen Regel A 2.2.1.11 zu beachten.

Zur Erfüllung dieser Anforderungen ist die Technische Regel A 2.2.1.2 zu beachten.

A 2.1.16 Anforderungen an Feuerungsanlagen, sonstige Anlagen zur Wärmeversorgung,

Brennstoffversorgung

Feuerstätten und Abgasanlagen (Feuerungsanlagen) sowie ortsfeste Verbrennungsmotoren,

Blockheizkraftwerke, Brennstoffzellen und Verdichter in baulichen Anlagen müssen gemäß § 32 LBO betriebs-

und brandsicher sein; sie dürfen nur dann in Räumen aufgestellt werden, wenn Gefahren nicht entstehen.

Anlagen zur Ableitung von Verbrennungsgasen müssen gemäß § 32 LBO so ausgeführt werden, dass keine

Gefahren oder unzumutbare Belästigungen entstehen. Zur Erfüllung dieser Anforderungen sind die

Feuerungsverordnung (FeuVO, vergleiche A 2.2.1.12) und die technischen Regeln A 2.2.1.2 zu beachten

A 2.1.17 Blitzschutzanlagen

Blitzschutzanlagen nach § 15 Absatz 2 LBO sollen die Brandentstehung an der baulichen Anlage und eine

Gefährdung von Personen durch Blitzeinschläge verhindern.

A 2.1.18 Bauliche Anlagen zur Lagerung von wassergefährdenden Stoffen und von

Sekundärstoffen aus Kunststoff

Werden in baulichen Anlagen wassergefährdende Stoffe gelagert, müssen zum Schutz der Gewässer vor

verunreinigtem Löschwasser, das beim Brand anfällt, die Anforderungen an die Löschwasser-Rückhaltung nach

der Technischen Regel A 2.2.1.13 beachtet werden.

Dienen bauliche Anlagen zur Lagerung von Sekundärstoffen aus Kunststoff, muss der Ausbreitung von Feuer

vorgebeugt und wirksame Löscharbeiten ermöglicht werden. Die Technische Regel A 2.2.1.14 ist zu beachten.

A 2.1.19 Garagen

Zur Erfüllung der Grundanforderungen werden an bauliche Anlagen, die als Garage genutzt werden, besondere

Anforderungen nach A 2.2.2.1 gestellt.
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A 2.1.20 Anforderungen an Sonderbauten

Besondere Anforderungen oder Erleichterungen von Brandschutzanforderungen der LBO für das

Standardgebäude, die sich aus der besonderen Art oder Nutzung der baulichen Anlage für die Errichtung,

Änderung, Unterhaltung, Betrieb und Nutzung gemäß § 38 Absatz 1 LBO ergeben, ergeben sich insbesondere für

folgende Sonderbauten nach § 38 Absatz 2 LBO:

■ Beherbergungsstätten

■ Verkaufsstätten

■ Versammlungsstätten

■ Schulen

■ Nutzungseinheiten, in denen jeweils bis zu zwölf Menschen mit Pflegebedürftigkeit oder Behinderung

wohnen

■ Hochhäuser

■ Industriebauten

hinsichtlich Planung und Ausführung aus den Anforderungen nach A 2.2.2.2 bis A 2.2.2.8.

Hinweis:

Besondere Brandschutzanforderungen oder Erleichterungen können auch im Rahmen einer

bauordnungsrechtlichen Abweichungsentscheidung gemäß § 56 LBO oder in der Baugenehmigung für einen

Sonderbau gemäß § 38 Absatz 2 LBO gestellt werden. Sofern die Schutzziele nach § 15 Absatz 1 LBO auf

andere Art und Weise nicht mit der Technischen Regel A 2.2.1.2 erfüllt werden können, sind die dafür

notwendigen technischen Angaben in den Bauvorlagen darzustellen.

Bei Dächern von baulichen Anlagen großer Ausdehnung sind, soweit gefordert, hinsichtlich der Behinderung der

Brandausbreitung bei einer Brandeinwirkung von innen nach außen die entsprechenden Anforderungen nach

A 2.2.2.8 zu beachten. Dächer sind dann geeignet, wenn sie bei einer Brandeinwirkung nach

DIN 18234-1:2003-09 kein Versagen aufweisen und die Kriterien erfüllen.

Für die Funktion von Bettenaufzügen in Krankenhäusern und anderen baulichen Anlagen mit entsprechender

Zweckbestimmung notwendige elektrische Leitungsanlagen müssen so beschaffen oder durch Bauteile

abgetrennt sein, dass die Anlagen im Brandfall ausreichend lang funktionsfähig bleiben.

A 2.1.21 Anforderungen an sicherheitstechnische Einrichtungen und Anlagen

A 2.1.21.1 Allgemeines

Insbesondere bei Sonderbauten können nach § 38 Absatz 1 LBO entsprechend der Art oder Nutzung der

baulichen Anlage zur Erfüllung der Schutzziele ergänzend zu den baulichen Maßnahmen sicherheitstechnische

Einrichtungen und Anlagen zur Abwehr von Gefahren im Brandfall erforderlich sein. Sicherheitstechnische

Einrichtungen und Anlagen können auch im Rahmen einer bauordnungsrechtlichen Abweichungsentscheidung

gemäß § 56 LBO für bauliche Anlagen, die gemäß § 38 Absatz 2 LBO keine Sonderbauten sind (sog.

Standardgebäude), gefordert werden. Sicherheitstechnische Einrichtungen und Anlagen müssen wirksam und

betriebssicher sein, auch bei Zusammenwirken mehrerer Einrichtungen und Anlagen, und den Anforderungen der

nachfolgenden Abschnitten entsprechen.

Hinweis:

Sofern die Schutzziele nach § 15 Absatz 1 LBO nicht mit der Technischen Regel A 2.2.1.2 erfüllt werden können,

sind für den Nachweis der Erfüllung der Schutzziele die dafür notwendigen technischen Angaben in den

Bauvorlagen darzustellen.
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A 2.1.21.2 Rauchabzugsgeräte und Rauchabzugsanlagen

Sofern Rauchabzugsgeräte oder Rauchabzugsanlagen für Räume verlangt werden, sollen wirksame

Löscharbeiten der Feuerwehr durch die Ableitung von Rauch unterstützt werden. Rauchabzugsgeräte in

notwendigen Treppenräumen von Versammlungsstätten und Verkaufsstätten entsprechend den Vorschriften

müssen mindestens von Hand ausgelöst werden können. Rauchabzugsanlagen müssen sowohl von Hand als

auch automatisch ausgelöst werden können. Rauchabzugsanlagen können als natürlich wirkende

Rauchabzugsanlagen oder maschinelle Rauchabzugsanlagen verlangt sein.

Maschinelle Rauchabzugsanlagen müssen so errichtet werden, dass sie den Temperaturen der abzuführenden

Brandgase ausreichend lang widerstehen.

Als Rauchabzugsgeräte sowie als Geräte in natürlich wirkenden Rauchabzugsanlagen sind die

Rauchabzugsgeräte in Abhängigkeit von der Lage in der baulichen Anlage, der erforderlichen aerodynamisch

wirksamen Öffnungsfläche und des Standortes der baulichen Anlage hinsichtlich des Funktionserhalts und der

Einwirkungen u.a. von Wind, Schnee, den Umgebungstemperaturen auszuwählen und zu verwenden. Dies ist

gegebenenfalls in einem Brandschutzgutachten auszuweisen. Für die Verwendung gilt die Technische Regel A

2.2.1.2 mit den Leistungsanforderungen.

Als maschinelle Rauchabzugsgeräte sind die Rauchabzugsgeräte in Abhängigkeit von Lage in der baulichen

Anlage und den erforderlichen Luftvolumenströmen hinsichtlich der Temperaturbeständigkeit auszuwählen und zu

verwenden. Für die Verwendung gilt die Technische Regel A 2.2.1.2 mit den genannten Leistungsanforderungen.

Rauchabzugsanlagen bestehen mindestens aus den Bedien- und Auslöseeinrichtungen, den jeweiligen

Rauchabzugsgeräten und bei den maschinellen Rauchabzugsanlagen auch aus den Entrauchungsleitungen

einschließlich notwendiger Abschlüsse (Entrauchungsklappen) zur Steuerung der Rauchabführung und der

Steuerung der Luftvolumenströme. Für Rauchabzugsanlagen muss die für die Funktion notwendige Zuluft

vorhanden sein; Abschlüsse von Zuluftöffnungen müssen von der Feuerwehr leicht geöffnet werden können. Bei

maschinellen Rauchabzugsanlagen muss die Öffnung von Abschlüssen der Zuluftzuführung automatisch

spätestens gleichzeitig mit Inbetriebnahme der maschinellen Rauchabzugsgeräte erfolgen.

Entrauchungsleitungen müssen so dicht und temperaturbeständig sein, dass Rauch nicht aus ihnen in andere

Bereiche der baulichen Anlage außerhalb des Brandbereiches austreten kann; sie müssen so angeordnet und so

beschaffen sein, dass Temperaturerhöhungen auf der Außenseite der Leitungen nicht zu einer Brandentstehung

außerhalb des Brandbereiches führen und auch bei Temperaturerhöhungen keine wesentlichen

Querschnittsreduzierungen auftreten. Dies gilt auch für Kanäle und Schächte zu Rauchabführung, soweit sie bei

natürlich wirkenden Rauchabzugsanlagen vorgesehen werden.

Automatische Rauchabzugsanlagen müssen automatische Branderkennungs- und Übertragungseinrichtungen

zur Auslösung haben; sie dürfen auch zusätzlich durch automatische Brandmeldeanlagen ausgelöst werden

können.

Alle notwendigen Angaben zur Lage von Rauchabzugsgeräten und Anordnung der Rauchabzugsanlagen sind

gegebenenfalls in einem Brandschutzgutachten darzustellen.

Rauchabzugsanlagen müssen auch bei Ausfall der allgemeinen Stromversorgung ausreichend lang mit Strom

versorgt werden und funktionsfähig bleiben (Sicherheitsstromversorgung).

Für die Funktion von Rauchabzugsanlagen notwendige elektrische Leitungsanlagen müssen so beschaffen oder

durch Bauteile abgetrennt sein, dass die Anlagen im Brandfall ausreichend lang funktionsfähig bleiben.

A 2.1.21.3 Wärmeabzugsgeräte

Sofern Wärmeabzugsgeräte verlangt werden, soll der Brandausbreitung im Hinblick auf einen Vollbrand in

bestimmten Bereichen einer baulichen Anlage entgegen gewirkt werden, um eine Entzündung brennbarer Teile

der baulichen Anlage außerhalb des eigentlichen Brandbereiches durch heiße Brandgase zu verhindern. Für

vorhandene Bauteile im Brandbereich soll eine Reduzierung der thermischen Einwirkungen erreicht werden,

damit die Standsicherheit oder der Raumabschluss im Brandfall gewährleistet bleibt. Damit können auch

wirksame Löscharbeiten unterstützt werden.
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Erforderliche Wärmeabzugsgeräte sind in Abhängigkeit von Lage in der baulichen Anlage, vorgeschriebener

geometrischer Abmessungen, der erforderlichen geometrischen Öffnungsfläche und des Standortes der

baulichen Anlage hinsichtlich des Funktionserhalts und der Einwirkungen u.a. von Wind, Schnee, den

Umgebungstemperaturen auszuwählen und zu verwenden. Dies ist gegebenenfalls in einem

Brandschutzgutachten auszuweisen. Für die Verwendung gilt die Technische Regel A 2.2.1.2 mit den

Leistungsanforderungen. Alle notwendigen Angaben zur Lage von Wärmeabzugsgeräten sind gegebenenfalls in

einem Brandschutzgutachten darzustellen.

A 2.1.21.4 Druckbelüftungsanlagen (Anlagen zur Rauchfreihaltung)

Soweit Druckbelüftungsanlagen bauordnungsrechtlich erforderlich werden, dienen diese dazu, Rettungswege

sowie Aufzugsschächte von erforderlichen Feuerwehraufzügen von Rauch frei zu halten, damit sich Personen

retten und wirksame Löscharbeiten unterstützt werden können. Hierzu ist es grundsätzlich erforderlich, dass vor

dem jeweiligen Rettungsweg oder Aufzugsschacht Räume (Vorräume) angeordnet sind und diese Räume von

Druckbelüftungsanlagen mit erfasst werden.

Dabei müssen Druckbelüftungsanlagen den Eintritt von Rauch in den Rettungsweg oder Aufzugsschacht und

deren jeweiligen Vorraum ausreichend lang, auch bei Öffnung von Türen zu Räumen, verhindern.

Der Betrieb der Druckbelüftungsanlage darf nicht dazu führen, dass sich Türen in Rettungswegen wegen zu

hoher Druckdifferenzen nicht mehr öffnen lassen. Für Druckbelüftungsanlagen sind ausreichende

Überströmöffnungen oder -einrichtungen vorzusehen. Druckbelüftungsanlagen müssen so geplant und betrieben

werden, dass der Ausfall eines Lüftungsgerätes nicht zum Ausfall der Druckbelüftung führt.

Druckbelüftungsanlagen müssen im Brandfall automatisch auslösen. Sie dürfen auch zusätzlich über eine

automatische Brandmeldeanlage ausgelöst werden können. Der notwendige Druck muss sich unverzüglich nach

dem Auslösen aufbauen.

Druckbelüftungsanlagen bestehen mindestens aus automatischen Branderkennungs- und

Übertragungseinrichtungen zur Auslösung der Anlage, Lüftungsgeräten, Lüftungsleitungen und einer Steuerung

der Luftvolumenströme und erforderlichen Abströmeinrichtungen.

Alle notwendigen Angaben für Druckbelüftungsanlagen sind gegebenenfalls in einem Brandschutzgutachten

darzustellen.

Druckbelüftungsanlagen müssen auch bei Ausfall der allgemeinen Stromversorgung ausreichend lang mit Strom

versorgt werden und funktionsfähig bleiben (Sicherheitsstromversorgung).

Für die Funktion von Druckbelüftungsanlagen notwendige elektrische Leitungsanlagen müssen so beschaffen

oder durch Bauteile abgetrennt sein, dass die Anlagen im Brandfall ausreichend lang funktionsfähig bleiben.

A 2.1.21.5 Feuerlöschanlagen

Mit Feuerlöschanlagen soll die Brandausbreitung mindestens begrenzt werden und damit wirksame

Löscharbeiten unterstützt werden.

Feuerlöschanlagen können als automatische (selbsttätige), halbstationäre oder Sprühwasserlöschanlagen,

Anlagen mit Wandhydranten für die Feuerwehr (Typ F) und Anlagen mit trockenen Löschwasserleitungen

erforderlich sein.

Feuerlöschanlagen sind mindestens in Abhängigkeit von der raumbildenden Struktur der baulichen Anlage sowie

vorhandener Baustoffe und Brandgüter, deren Verteilung und Anordnung im Raum, deren Abbrandverhalten und

hinsichtlich der Branderkennungs- und Auslöseeinrichtungen, der geeigneten Löschmittel, Löschmittelmengen

und notwendiger Wirkbereiche für die Löschmittel zu planen und zu errichten. Soweit erforderlich, sind

Druckerhöhungsanlagen zu errichten.

Bei Auslösen automatischer (selbsttätiger) Feuerlöschanlagen muss eine Brandmeldung automatisch über eine

geeignete Brandmeldeeinrichtung an die Leitstelle der örtlich zuständigen Feuerwehr erfolgen, soweit die

Baurechtsbehörde nichts Anderes gestattet hat. Automatische (selbsttätige) Feuerlöschanlagen, die für die
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Brandbekämpfung technische Gase als Löschmittel verwenden, dürfen nach der Branderkennung erst dann

ausgelöst werden, wenn die Nutzer alarmiert wurden und ausreichend Zeit zum Verlassen des betroffenen

Bereiches (Raumes) hatten; die Weiterleitung der Brandmeldung bleibt davon unberührt.

Für Sprinkleranlagen als automatische (selbsttätige) Feuerlöschanlagen sind die technischen Regeln in der

VdS CEA 4001 für die Klasse 1 oder andere vergleichbare allgemein anerkannte Regeln der Technik zu

berücksichtigen.

Automatische (selbsttätige) Feuerlöschanlagen oder Teile davon müssen auch bei Ausfall der allgemeinen

Stromversorgung ausreichend lang mit Strom versorgt werden und funktionsfähig bleiben

(Sicherheitsstromversorgung).

Für die Funktion von Feuerlöschanlagen oder Teilen davon notwendige elektrische Leitungsanlagen müssen so

beschaffen oder durch Bauteile abgetrennt sein, dass die Anlagen im Brandfall ausreichend lang funktionsfähig

bleiben.

Alle notwendigen Angaben sind gegebenenfalls in einem Brandschutzgutachten darzustellen.

A 2.1.21.6 Brandmeldeanlagen

Mit Brandmeldeanlagen sollen Brände in der Entstehungsphase des Brandes unverzüglich erkannt werden, damit

wirksame Löscharbeiten unterstützt werden können. Brandmeldeanlagen bestehen aus mindestens

Brandmeldern (z. B. Rauchmelder, Wärmemelder, Flammenmelder, Handmelder), Übertragungseinrichtungen

der Brandmeldung innerhalb der baulichen Anlage, der Brandmeldezentrale und der Übertragungseinrichtung zur

Alarmierung von Löschkräften. Soweit die Baurechtsbehörde nichts Anderes gestattet hat, ist durch die

Übertragungseinrichtung zur Alarmierung sofort die Brandmeldung an die Leitstelle der örtlich zuständigen

Feuerwehr weiterzuleiten. Automatische Brandmeldeanlagen müssen automatische Brandmelder und

Übertragungseinrichtungen haben. Es kann verlangt werden, dass Brandmeldeanlagen so geplant und betrieben

werden, dass technische Fehlalarme vermieden werden. Brandmeldeanlagen dürfen weitere

Übertragungseinrichtungen haben, wenn zur Erfüllung der Schutzziele andere sicherheitstechnische Anlagen

damit automatisch aktiviert oder deaktiviert werden sollen.

Brandmeldeanlagen oder einzelne Bestandteile müssen auch bei Ausfall der allgemeinen Stromversorgung

ausreichend lang mit Strom versorgt werden und funktionsfähig bleiben (Sicherheitsstromversorgung).

Für die Funktion von Brandmeldeanlagen notwendige elektrische Leitungsanlagen müssen so beschaffen oder

durch Bauteile abgetrennt sein, dass die Anlagen im Brandfall ausreichend lang funktionsfähig bleiben.

Alle notwendigen Angaben sind gegebenenfalls in einem Brandschutzgutachten darzustellen.

A 2.1.21.7 Alarmierungseinrichtungen und Alarmierungsanlagen

Alarmierungseinrichtungen und Alarmierungsanlagen dienen der frühzeitigen Information von Personen in der

baulichen Anlage über einen eingetretenen Gefahrenfall. Die Auslösung kann manuell oder automatisch

erforderlich sein. Die Informationsabgabe kann akustisch oder optisch (Signal) erfolgen; Kombinationen davon

und unterschiedliche Signalfolgen in Abhängigkeit von der Art des Gefahrenfalls sind zulässig. Die Übertragung

der Information kann auch an einen nur begrenzten Personenkreis in der baulichen Anlage zulässig sein.

Für diese Einrichtungen und Anlagen sind deshalb immer ergänzende Anweisungen in schriftlicher oder

grafischer Form zu erstellen, wie sich in Abhängigkeit des Signales oder der Signalfolge die Personen in der

baulichen Anlage verhalten sollen. Die Anweisungen sind in allen Bereichen der baulichen Anlage deutlich

sichtbar anzubringen. Ist die Alarmierung nur für einen begrenzten Personenkreis bestimmt, kann sich die zu

erstellende Anweisung und die Bekanntmachung auf diesen Personenkreis beschränken.

Damit wird sichergestellt, dass Personen sich frühzeitig selbst retten oder ein bestimmter Personenkreis mit der

Rettung anderer Personen beginnt oder dass eine bauliche Anlage nach einem bestimmten Schema

(Räumungskonzept) verlassen wird.

Alarmierungseinrichtungen bestehen mindestens aus einer manuellen Bedien- oder Auslösestelle für die

Signalabgabe und einem Signalgeber.
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Die Alarmierungsanlagen bestehen mindestens aus manuellen Bedien- oder Auslösestellen, den

Übertragungseinrichtungen der Signale in verschiedene Bereiche der oder an bestimmte Personen in der

baulichen Anlage, den Signalgebern und sofern unterschiedliche Signalfolgen erforderlich sind, aus einer

Steuereinheit für die unterschiedlichen Signalfolgen. Sind automatische Alarmierungsanlagen verlangt, müssen

zusätzlich die notwendigen automatischen Gefahrenmelder, deren automatische Übertragungseinrichtungen, eine

Einrichtung zur Auswertung der Gefahrenmeldung und eine automatische Auslöseeinrichtung für den Signalgeber

vorhanden sein. Alarmierungsanlagen für den Brandfall dürfen auch zusätzlich durch eine Brandmeldeanlage

ausgelöst werden können.

Alarmierungseinrichtungen und -anlagen oder einzelne Bestandteile müssen auch bei Ausfall der allgemeinen

Stromversorgung ausreichend lang mit Strom versorgt werden und funktionsfähig bleiben

(Sicherheitsstromversorgung).

Für die Funktion von Alarmierungseinrichtungen und -anlagen notwendiger elektrischer Leitungsanlagen müssen

diese so beschaffen oder durch Bauteile abgetrennt sein, dass die Anlagen im Brandfall ausreichend lang

funktionsfähig bleiben.

Alle notwendigen Angaben sind gegebenenfalls in einem Brandschutzgutachten darzustellen.

A 2.1.21.8 Feuerwehraufzüge

Feuerwehraufzüge dienen insbesondere bei baulichen Anlagen großer Höhe der Unterstützung wirksamer

Löscharbeiten. Feuerwehraufzüge sollen im Brandfall durch die Feuerwehr nutzbar bleiben.

Daher dürfen in Fahrschächten von Feuerwehraufzügen keine anderen Aufzüge angeordnet sein. Die

Fahrschächte von Feuerwehraufzügen in Verbindung mit Fahrschachttüren müssen im Brandfall ausreichend

lang sicher benutzbar bleiben. In den Fahrschächten dürfen nur die für den Betrieb des Feuerwehraufzuges

notwendigen technischen Anlagen und Einrichtungen angeordnet sein. Feuerwehraufzüge dürfen jeweils nur über

einen Vorraum zugänglich sein. Die Wände und Decken des Vorraumes müssen ausreichend lang im Brandfall

raumabschließend und nichtbrennbar sein. Die Abschlüsse notwendiger Öffnungen in den Vorräumen müssen

ausreichend lang raumabschließend und rauchdicht sein. Die Vorräume dürfen nur über notwendige Flure

zugänglich sein. Damit die Fahrschächte nicht durch Rauch beeinträchtigt werden können, müssen die Vorräume

und Fahrschächte durch Druckbelüftungsanlagen im Brandfall von Rauch freigehalten werden. Für

Feuerwehraufzüge müssen automatische Branderkennungseinrichtungen vorhanden sein, damit diese so

gesteuert werden können, dass im Brandfall die Aufzüge außerhalb des Brandbereiches außer Betrieb gehen

(Brandfallsteuerung) und danach nur noch durch die Feuerwehr wieder in Betrieb genommen und genutzt

(Feuerwehrschaltung) werden können. Die Auslösung der Brandfallsteuerung ist auch durch eine automatische

Brandmeldeanlage zulässig.

Die Nutzung zur Personen- und Lastenbeförderung ist allgemein zulässig, soweit ein Brandfall nicht vorliegt.

Feuerwehraufzüge müssen auch bei Ausfall der allgemeinen Stromversorgung ausreichend lang mit Strom

versorgt werden und funktionsfähig bleiben (Sicherheitsstromversorgung).

Für die Funktion von Feuerwehraufzügen notwendige elektrische Leitungsanlagen müssen so beschaffen oder

durch Bauteile abgetrennt sein, dass die Anlagen im Brandfall ausreichend lang funktionsfähig bleiben.

Alle notwendigen Angaben sind gegebenenfalls in einem Brandschutzgutachten darzustellen.

A 2.1.21.9 Sicherheitsbeleuchtungen

Sicherheitsbeleuchtungen sollen bei Ausfall der allgemeinen Stromversorgung eine ausreichende

Mindestbeleuchtungsstärke auf Rettungswegen, in Räumen und für die Beleuchtung von erforderlichen

Sicherheitszeichen ermöglichen, damit Personen die bauliche Anlage bis zur öffentlichen Verkehrsfläche hin

verlassen und ggf. zu Gefahren führende Arbeitsvorgänge sicher abgeschlossen werden können. Die

Sicherheitsbeleuchtung ist in Abhängigkeit von der Art und Nutzung der baulichen Anlage anzuordnen und kann

auch nur in Teilen der baulichen Anlage erforderlich sein. Sie besteht mindestens aus einer Stromversorgung und

den Sicherheitsleuchten. Soweit nichts anderes (Bereitschaftsschaltung) zugelassen ist, hat die

Sicherheitsbeleuchtung auch bei vorhandener allgemeiner Stromversorgung in Betrieb zu sein. Zur Vermeidung

von Gefahren muss die Bereitschaftsschaltung die Sicherheitsbeleuchtung ohne Verzögerung in Betrieb nehmen.
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Sicherheitsbeleuchtungen müssen auch bei Ausfall der allgemeinen Stromversorgung ausreichend lang mit

Strom versorgt werden und funktionsfähig bleiben (Sicherheitsstromversorgung).

Für die Funktion von Sicherheitsbeleuchtungen notwendige elektrische Leitungsanlagen müssen so beschaffen

oder durch Bauteile abgetrennt sein, dass die Anlagen im Brandfall ausreichend lang funktionsfähig bleiben.

Alle notwendigen Angaben sind gegebenenfalls in einem Brandschutzgutachten darzustellen.

A 2.1.21.10 CO-Warnanlagen

Soweit bei der Nutzung von baulichen Anlagen für Personen Gefahr drohende Mengen von Kohlenmonoxid (CO)

entstehen können, müssen die Anlagen dies sicher erkennen und Warnungen an die Personen abgeben, damit

diese Personen bestimmte Handlungen ausführen (z. B. Motor abstellen) und die bauliche Anlage oder den

betroffenen Teil sofort verlassen; sie dürfen auch genutzt werden, um vorhandene Lüftungsanlagen im

betroffenen Bereich der baulichen Anlage zur Reduzierung des CO-Gehaltes in der Luft in Betrieb zu nehmen.

CO-Warnanlagen bestehen mindestens aus den automatischen Messeinrichtungen, den automatischen

Übertragungseinrichtungen der Messsignale, einem Auswerte- und Steuerungssystem und Einrichtungen zur

automatischen Abgabe von optischen und akustischen Signalen an Personen im betroffenen Bereich der

baulichen Anlage.

CO-Warnanlagen müssen auch bei Ausfall der allgemeinen Stromversorgung ausreichend lang mit Strom

versorgt werden und funktionsfähig bleiben (Sicherheitsstromversorgung).

Alle notwendigen Angaben sind gegebenenfalls in den Bauvorlagen darzustellen.

A 2.1.21.11 Sicherheitsstromversorgungen

Sicherheitsstromversorgungen sind elektrische Anlagen einschließlich Stromerzeugung oder Stromspeicherung,

die bei Ausfall der allgemeinen Stromversorgung die Versorgung von anderen sicherheitstechnischen

Einrichtungen und Anlagen mit Strom für den Weiterbetrieb über einen bestimmten Zeitraum sicherstellen, soweit

dies für die jeweilige sicherheitstechnische Einrichtung oder Anlage verlangt ist.

Die Sicherheitsstromversorgung besteht aus mindestens einer für den Weiterbetrieb ausreichenden

leistungsfähigen Stromquelle (Sicherheitsstromaggregat, Batterien) in der baulichen Anlage und den zugehörigen

elektrischen Leitungsanlagen zur Versorgung der anderen sicherheitstechnischen Einrichtungen und Anlagen.

Eine ausreichende Stromquelle liegt auch dann vor, wenn neben dem eigentlichen Anschluss an das öffentliche

Versorgungsnetz für die bauliche Anlage zusätzlich ein Anschluss an ein weiteres unabhängiges öffentliches

Versorgungsnetz vorhanden ist; Anschlüsse aus benachbarten baulichen Anlagen sind regelmäßig nicht

unabhängige öffentliche Versorgungsnetze.

Alle notwendigen Angaben sind gegebenenfalls in einem Brandschutzgutachten darzustellen.

A 2.1.21.12 Objektfunkanlagen für die Feuerwehr

Objektfunkanlagen für die Feuerwehr dienen der Unterstützung wirksamer Löscharbeiten. Die Anlagen sollen die

Funkkommunikation der Einsatzkräfte der Feuerwehr untereinander in der baulichen Anlage und mit den

unmittelbar an der baulichen Anlage vorhandenen Einsatzkräften der Feuerwehr während des Einsatzes

unterstützen, wenn dies wegen der räumlichen Struktur, der Ausdehnung oder wegen der die

Funkkommunikation abschirmender Eigenschaften der baulichen Anlage mit den von der Feuerwehr mitgeführten

Geräte zur Funkkommunikation nicht ausreichend möglich ist. Sie bestehen mindestens aus Sende-, Empfangs-

und Übertragungseinrichtungen.

Objektfunkanlagen müssen auch bei Ausfall der allgemeinen Stromversorgung ausreichend lang mit Strom

versorgt werden und funktionsfähig bleiben (Sicherheitsstromversorgung).

Für die Funktion von Objektfunkanlagen notwendige elektrische Leitungsanlagen müssen so beschaffen oder

durch Bauteile abgetrennt sein, dass die Anlagen im Brandfall ausreichend lang funktionsfähig bleiben.
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Alle notwendigen Angaben sind gegebenenfalls in einem Brandschutzgutachten darzustellen.

A 2.1.21.13 Druckerhöhungsanlagen für die Löschwasserversorgung

Druckerhöhungsanlagen für die Löschwasserversorgung dienen der Unterstützung wirksamer Löscharbeiten in

der baulichen Anlage. Druckerhöhungsanlagen für die baulichen Anlage stellen unabhängig von der allgemeinen

Wasserversorgung sicher, dass die für den Betrieb entsprechender Anlagen unter Verwendung von Löschwasser

nach A 2.1.21.5 notwendigen Betriebsdrücke für die gesamte Bereitstellungszeit vorhanden sind und die

notwendigen Löschwassermengen entnommen oder verteilt werden können.

Druckerhöhungsanlagen bestehen mindestens aus dem Druckerzeugungsaggregat, dem für die

Löschwassermenge ausreichend großen Vorratsbehälter, dem zugehörigen Leitungssystem, dem Steuerungs-

und Regelsystem sowie den für die Druckerhöhung notwendigen Stromversorgungseinrichtungen.

Druckerhöhungsanlagen müssen auch bei Ausfall der allgemeinen Stromversorgung ausreichend lang mit Strom

versorgt werden und funktionsfähig bleiben (Sicherheitsstromversorgung).

Für die Funktion von Druckerhöhungsanlagen notwendige elektrische Leitungsanlagen müssen so beschaffen

oder durch Bauteile abgetrennt sein, dass die Anlagen im Brandfall ausreichend lang funktionsfähig bleiben.

Alle notwendigen Angaben sind gegebenenfalls in einem Brandschutzgutachten darzustellen.

A 2.1.21.14 Brandfallsteuerung von Aufzügen

Brandfallsteuerungen auch nach § 14 Absatz 6 LBOAVO sollen bewirken, dass bei Erkennung eines Brandes der

Aufzug mit darin befindlichen Personen nicht mehr das vom Brand betroffene Geschoss anfahren kann und die

Personen den Aufzug in einem anderen Geschoss verlassen, um sich zu retten. Außerdem wird sichergestellt,

dass danach der Aufzug außer Betrieb geht.

Brandfallsteuerungen bestehen mindestens aus automatischen Brandmeldern zur Branderkennung in jedem

Geschoss, den automatischen Übertragungseinrichtungen der Brandmeldung und dem Auswerte- und

Steuerungssystem für den Aufzug. Das Auslösen der Brandfallsteuerung ist auch durch eine automatische

Brandmeldeanlage zulässig.

Für die Funktion von Personenaufzügen mit Brandfallsteuerung notwendige elektrische Leitungsanlagen müssen

so beschaffen oder durch Bauteile abgetrennt sein, dass die Anlagen im Brandfall ausreichend lang

funktionsfähig bleiben.

A 2.1.21.15 Blitzschutzanlagen zum Schutz sicherheitstechnischer Einrichtungen und Anlagen im

Innern von baulichen Anlagen

Diese Blitzschutzanlagen dienen zum Schutz sicherheitstechnischer Einrichtungen und Anlagen im Innern von

baulichen Anlagen zur Sicherung der Personenrettung und der Unterstützung wirksamer Löscharbeiten. Sie

sollen gegen Auswirkungen des Blitzstromes und der Blitzspannung auf Installationen sowie elektrische und

elektronische Teile der anderen Einrichtungen und Anlagen in der baulichen Anlage bei unmittelbarem oder

mittelbarem Blitzeinschlag schützen. Dazu sind Maßnahmen gegen Überspannung (äußerer und innerer

Blitzschutz) und gefährliche Funkenbildung zu treffen.

Alle notwendigen Angaben sind gegebenenfalls in einem Brandschutzgutachten darzustellen.
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A 2.2 Technische Anforderungen hinsichtlich Planung, Bemessung und Ausführung und Technische

Anforderungen an Bauteile gemäß § 73a Absatz 2 LBO

Lfd. Nr.

Anforderungen an Planung,

Bemessung und Ausführung gem.

§ 73a Absatz 2 LBO

Technische Regeln/Ausgabe

Weitere Maßgaben

gem. § 73a Absatz 2

LBO

1 2 3 4

__________
1 (entfällt)
2 Für bauordnungsrechtliche Anforderungen in dieser Technischen Baubestimmung ist eine Abweichung nach

§ 73a Absatz 1 Satz 3 LBO ausgeschlossen; eine Abweichung von bauordnungsrechtlichen Anforderungen kommt
nur nach § 56 LBO in Betracht. § 16a Absatz 2 und § 17 Absatz 1 LBO bleiben unberührt.
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A 2.2.1 Planung, Bemessung und Ausführung

A 2.2.1.1 Flächen für die Feuerwehr Hinweis:

Die Anforderungen sind in der

Verwaltungsvorschrift des

Ministeriums für Verkehr und

Infrastruktur über Flächen für

Rettungsgeräte der Feuerwehr auf

Grundstücken und Zufahrten (VwV

Feuerwehrflächen) vom 17.

September 2012 geregelt.

A 2.2.1.2 Bauprodukte und Bauarten Bauaufsichtliche Anforderungen,

Zuordnung der Klassen, Verwendung

von Bauprodukten, Anwendung von

Bauarten: 2016-062

A 2.2.1.3 Klassifizierte Baustoffe und

Bauteile, Ausführungsregeln

DIN 4102-4:2016-05 Anlage A 2.2.1.3/1

A 2.2.1.4 Hochfeuerhemmende Bauteile in

Holzbauweise

Richtlinie über brandschutztechnische

Anforderungen an hochfeuer-

hemmende Bauteile in Holzbauweise −

HFHHolzR: 2005-082

A 2.2.1.5 Wärmedämmverbundsysteme WDVS mit EPS,

Sockelbrandprüfverfahren: 2016-062

A 2.2.1.6 Hinterlüftete

Außenwandbekleidungen

Hinterlüftete Außenwandbekleidungen:

2016-06

A 2.2.1.7 Feststellanlagen Anforderungen an Feststellanlagen:

2017-072

A 2.2.1.8 Leitungsanlagen Richtlinie über brandschutztechnische

Anforderungen an Leitungsanlagen

(Leitungsanlagen-Richtlinie − LAR):

2006-11

A 2.2.1.9 Systemböden Richtlinie über brandschutztechnische

Anforderungen an Systemböden

(Systemböden-Richtlinie − SysBöR):

2006-11

A 2.2.1.10 Elektrische Betriebsräume Hinweis:

Die Anforderungen sind in der

Verordnung des Wirtschafts-

ministeriums über elektrische

Betriebsräume - EltVO - vom 28.

Oktober 1975, zuletzt geändert am

23. Februar 2017, geregelt.

A 2.2.1.11 Lüftungsanlagen Richtlinie über brandschutztechnische

Anforderungen an Lüftungsanlagen

(Lüftungsanlagen-Richtlinie − LüAR):

2006-11
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Lfd. Nr.

Anforderungen an Planung,

Bemessung und Ausführung gem.

§ 73a Absatz 2 LBO

Technische Regeln/Ausgabe

Weitere Maßgaben

gem. § 73a Absatz 2

LBO

1 2 3 4

__________
1 (entfällt)
2 Für bauordnungsrechtliche Anforderungen in dieser Technischen Baubestimmung ist eine Abweichung nach

§ 73a Absatz 1 Satz 3 LBO ausgeschlossen; eine Abweichung von bauordnungsrechtlichen Anforderungen kommt
nur nach § 56 LBO in Betracht. § 16a Absatz 2 und § 17 Absatz 1 LBO bleiben unberührt.
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A 2.2.1.12 Feuerungsanlagen, sonstige

Anlagen zur Wärmeversorgung,

Brennstoffversorgung

Hinweis:

Die Anforderungen sind in der

Verordnung des Wirtschafts-

ministeriums über Anforderungen an

Feuerungsanlagen, Wärme- und

Brennstoffversorgungsanlagen

(Feuerungsverordnung − FeuVO) vom

24. November 1995, zuletzt geändert

am 23. Februar 2017, geregelt.

A 2.2.1.13 Löschwasser-Rückhalteanlagen Richtlinie zur Bemessung von

Löschwasser-Rückhalteanlagen beim

Lagern wassergefährdender Stoffe

(Löschwasser-Rückhalte-Richtlinie −

LöRüRL): 1992-082

Anlage A 2.2/BW1

A 2.2.1.14 Lagerung von Sekundärstoffen aus

Kunststoff

Richtlinie über den Brandschutz bei

der Lagerung von Sekundärstoffen aus

Kunststoff (Kunststofflager-Richtlinie −

KLR): 1996-062

A 2.2.2 Garagen und Sonderbauten

§ 73a Absatz 1 Satz 3 LBO gilt nicht für Technische Baubestimmungen nach Abschn. A 2.2.2

A 2.2.2.1 Garagen Hinweis:

Die Anforderungen sind in der

Verordnung des Wirtschafts-

ministeriums über Garagen und

Stellplätze (Garagenverordnung −

GaVO) vom 7. Juli 1997, zuletzt

geändert am 23. Februar 2017,

geregelt.

A 2.2.2.2 Beherbergungsstätten Nicht besetzt.

A 2.2.2.3 Verkaufsstätten Hinweis:

Die Anforderungen sind in der

Verordnung des Wirtschafts-

ministeriums über den Bau und Betrieb

von Verkaufsstätten (Verkaufsstätten-

verordnung − VkVO) vom 11. Februar

1997, zuletzt geändert am 23. Februar

2017, geregelt.

A 2.2.2.4 Versammlungsstätten Hinweis:

Die Anforderungen sind in der

Verordnung des Wirtschafts-

ministeriums über den Bau und Betrieb

von Versammlungsstätten

(Versammlungsstättenverordnung −

VStättVO) vom 28. April 2004, zuletzt

geändert am 23. Februar 2017,

geregelt.

A 2.2.2.5 Schulen Nicht besetzt.

A 2.2.2.6 Wohnformen für Menschen mit

Pflegebedürftigkeit oder mit

Behinderung

Nicht besetzt.
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2 Für bauordnungsrechtliche Anforderungen in dieser Technischen Baubestimmung ist eine Abweichung nach

§ 73a Absatz 1 Satz 3 LBO ausgeschlossen; eine Abweichung von bauordnungsrechtlichen Anforderungen kommt
nur nach § 56 LBO in Betracht. § 16a Absatz 2 und § 17 Absatz 1 LBO bleiben unberührt.
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A 2.2.2.7 Hochhäuser Nicht besetzt.

A 2.2.2.8 Industriebau Richtlinie über den baulichen

Brandschutz im Industriebau

(Industriebau-Richtlinie − IndBauRL):

2014-072
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Anlage A 2.2/BW1

Zur Richtlinie zur Bemessung von Löschwasser-Rückhalteanlagen beim Lagern wassergefährdender

Stoffe (Löschwasser-Rückhalte-Richtlinie − LöRüRL)

1 Abschnitt 1.2 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„Das Erfordernis der Rückhaltung verunreinigten Löschwassers ergibt sich ausschließlich aus dem Besorgnis-

grundsatz des Wasserrechts (§ 62 Absatz 1 Wasserhaushaltsgesetz − WHG) in Verbindung mit der Regelung

des § 3 Nummer 4 der Anlagenverordnung wassergefährdende Stoffe (VAwS). Danach muss im Schadensfall

anfallendes Löschwasser, das mit ausgetretenen wassergefährdenden Stoffen verunreinigt sein kann,

zurückgehalten und ordnungsgemäß entsorgt werden können.“

2 Nach Abschnitt 1.4 wird folgender neuer Abschnitt 1.5 eingefügt:

„1.5 Eine Löschwasserrückhaltung ist nicht erforderlich für das Lagern von Calciumsulfat und Natriumchlorid.“

3 Abschnitt 1.5 wird Abschnitt 1.6 neu.

4 In Abschnitt 3.2 wird die Zeile „WGK 0: im Allgemeinen nicht wassergefährdende Stoffe“ gestrichen.

5 Satz 2 des Hinweises in Fußnote 4 wird gestrichen. Satz 1 erhält folgenden neuen Wortlaut:

„Vergleiche Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Wasserhaushaltsgesetz über die Einstufung

wassergefährdender Stoffe in Wassergefährdungsklassen (Verwaltungsvorschrift wassergefährdende Stoffe –

VwVwS) vom 17. Mai 1999 (Bundesanzeiger. Nr. 98a vom 29. Mai 1999), geändert durch Artikel 1 der

Allgemeinen Verwaltungsvorschrift vom 27. Juli 2005 (Bundesanzeiger. Nr. 142a vom 30. Juli 2005).

Anlage A 2.2.1.1/1

Nicht besetzt.

Anlage A 2.2.1.3/1

Bei Anwendung der technischen Regel ist Folgendes zu beachten:

1 Zu Abschnitt 4.2

Bei brandschutztechnischen Anforderungen und brandschutztechnischen Bewertungen der Baustoffklasse

bleiben nachträglich aufgebrachte Beschichtungen bis 0,5 mm Dicke auf Bauteilen unberücksichtigt, soweit die

Beschichtungen vollständig ohne Hohlräume auf nichtbrennbarem Untergrund aufgebracht sind.

2 zu Abschnitt 11.4

Zusammenstellung von gegen Flugfeuer und strahlende Wärme widerstandsfähigen Dachdeckungsprodukten

(oder -materialien) gemäß Entscheidung der Kommission 2000/553/EG, veröffentlicht im Amtsblatt der

Europäischen Gemeinschaften L 235/19, von denen ohne Prüfung angenommen werden kann, dass sie den

Anforderungen entsprechen; die zusätzlichen Bedingungen zu angrenzenden Schichten sind ebenfalls

einzuhalten.
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Dachdeckungsprodukte/

-materialien

Besondere Voraussetzung für die Konformitätsvermutung

Decksteine aus Schiefer oder anderem

Naturstein

Entsprechen den Bestimmungen der Entscheidung 96/603/EG

der Kommission

Dachsteine aus Stein, Beton, Ton oder

Keramik, Dachplatten aus Stahl

Entsprechen den Bestimmungen der Entscheidung 96/603/EG

der Kommission.

Außenliegende Beschichtungen müssen anorganisch sein oder

müssen einen Brennwert PCS ≤ 4,0 MJ/m2 oder eine Masse

≤ 200 g/m2 haben

Faserzementdeckungen:

- Ebene und profilierte Platten

- Faserzement-Dachplatten

Entsprechen den Bestimmungen der Entscheidung 96/603/EG

der Kommission oder haben einen Brennwert PCS ≤ 3,0 MJ/kg

Profilblech aus Aluminium,

Aluminiumlegierung, Kupfer,

Kupferlegierung, Zink, Zinklegierung,

unbeschichtetem Stahl, nichtrostendem

Stahl, verzinktem Stahl, beschichtetem

Stahl oder emailliertem Stahl

Dicke ≥ 0,4 mm

Außenliegende Beschichtungen müssen anorganisch sein oder

müssen einen Brennwert PCS ≤ 4,0 MJ/m2 oder eine Masse

≤ 200 g/m2 haben

Ebenes Blech aus Aluminium,

Aluminiumlegierung, Kupfer,

Kupferlegierung, Zink, Zinklegierung,

unbeschichtetem Stahl, nichtrostendem

Stahl, verzinktem Stahl, beschichtetem

Stahl oder emailliertem Stahl

Dicke ≥ 0,4 mm

Außenliegende Beschichtungen müssen anorganisch sein oder

müssen einen Brennwert PCS ≤ 4,0 MJ/m2 oder eine Masse

≤ 200 g/m2 haben

Produkte, die im Normalfall voll bedeckt

sind (von den rechts aufgeführten

anorganischen Materialien)

Lose Kiesschicht mit einer Mindestdicke von 50 mm oder eine

Masse ≥ 80 kg/m2; Mindestkorngröße 4 mm, maximale

Korngröße 32 mm;

Sand-/Zementbelag mit einer Mindestdicke von 30 mm.

Betonwerksteine oder mineralische Platten mit einer

Mindestdicke von 40 mm

Zusätzliche Bedingungen:

Für alle Dachdeckungsprodukte/-materialien aus Metall gilt, dass sie auf geschlossenen Schalungen aus Holz

oder Holzwerkstoffen mit einer Trennlage aus Bitumenbahn mit Glasvlies- oder Glasgewebeeinlage auch in

Kombination mit einer strukturierten Trennlage mit einer Dicke ≤ 8 mm zu verwenden sind.

Abweichend hiervon erfüllen bestimmte Dachdeckungsprodukte/-materialien die Anforderungen an gegen

Flugfeuer und strahlende Wärme widerstandsfähige Bedachungen, wenn die Ausführungsbedingungen gemäß

DIN 4102-4:2016-05 zu 11.4 erfüllt sind.
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A 3 Hygiene, Gesundheit und Umweltschutz

A 3.1 Allgemeines

Gemäß § 3 Absatz 1 und § 14 Absatz 2 LBO sind bauliche Anlagen so anzuordnen, zu errichten, zu ändern und

instand zu halten, dass die öffentliche Sicherheit und Ordnung, insbesondere Leben, Gesundheit und die

natürlichen Lebensgrundlagen, nicht gefährdet werden und durch pflanzliche und tierische Schädlinge sowie

andere chemische, physikalische oder biologische Einflüsse keine Gefahren oder unzumutbaren Belästigungen

entstehen.

Zum Nachweis der Einhaltung dieser Anforderungen sind bauliche Anlagen im Ganzen und in ihren Teilen so zu

entwerfen und auszuführen, dass die Anforderungen bezüglich des Gesundheitsschutzes und des Schutzes von

Boden und Gewässer aus Abschnitt A 3.2 erfüllt werden.

A 3.2 Technische Anforderungen hinsichtlich Planung, Bemessung und Ausführung an bestimmte

bauliche Anlagen und ihre Teile gem. § 73a Absatz 2 LBO

Die Anforderungen zur bauwerksseitigen Beschränkung gesundheitsschädlicher Emissionen in Aufenthalts-

räumen gemäß lfd. Nr. A 3.2.1 und A 3.2.2 sowie zur Sicherstellung der Umweltverträglichkeit von

Außenbauteilen gemäß lfd. Nr. A 3.2.3 sind in den Regelwerken beschrieben. Sie sind einzuhalten. Werden für

die betroffenen Bereiche stattdessen konstruktive Maßnahmen (z.B. Deckschichten, Ummantelungen)

vorgesehen, so ist deren Schutzwirkung nachzuweisen.

Lfd. Nr.

Anforderungen an Planung,

Bemessung und Ausführung gem.

§ 73a Absatz 2 LBO

Technische Regeln/Ausgabe

Weitere Maßgaben

gem. § 73a Absatz 2

LBO

1 2 3 4
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A 3.2.1 Anforderungen an bauliche

Anlagen bezüglich des

Gesundheitsschutzes

ABG - Anforderungen an bauliche

Anlagen bezüglich des

Gesundheitsschutzes: 2017-05

A 3.2.2 Textile Bodenbeläge TR Textile Bodenbeläge: 2017-05

A 3.2.3 Anforderung an bauliche Anlagen

bezüglich der Auswirkungen auf

Boden und Gewässer

ABuG - Anforderung an bauliche

Anlagen bezüglich der Auswirkungen

auf Boden und Gewässer: 2017-07

Anlage A 3.2/3

A 3.2.4 Bewertung und Sanierung PCB-

belasteter Baustoffe und Bauteile

in Gebäuden

Richtlinie für die Bewertung und

Sanierung PCB-belasteter Baustoffe

und Bauteile in Gebäuden, Ausgabe

September 1994, Abschnitte 1, 2, 3,

4.1, 4.2, 5.1, 5.2, 5.4 und 6

Anlage A 3.2/1

A 3.2.5 Bewertung und Sanierung schwach

gebundener Asbestprodukte in

Gebäuden

Richtlinie für die Bewertung und

Sanierung schwach gebundener

Asbestprodukte in Gebäuden,

Ausgabe Januar 1996

Anlage A 3.2/2

A 3.2.6 Lüftung fensterloser Küchen, Bäder

und Toilettenräume in Wohnungen

Bauaufsichtliche Richtlinie über die

Lüftung fensterloser Küchen, Bäder

und Toilettenräume in Wohnungen,

Ausgabe April 2009
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Lfd. Nr.

Anforderungen an Planung,

Bemessung und Ausführung gem.

§ 73a Absatz 2 LBO

Technische Regeln/Ausgabe

Weitere Maßgaben

gem. § 73a Absatz 2

LBO

1 2 3 4

Seite 60 von 174

A 3.2.7 Bewertung und Sanierung

Pentachlorphenol (PCP)-belasteter

Baustoffe und Bauteile in

Gebäuden

Richtlinie für die Bewertung und

Sanierung Pentachlorphenol (PCP)-

belasteter Baustoffe und Bauteile in

Gebäuden, Ausgabe Oktober 1996,

Abschnitte 1, 2, 3, 4, 5, 6.1 und 6.2

A 3.2.8 Begrenzung der

Formaldehydemission in der

Raumluft bei Verwendung von

Harnstoff-Formaldehydharz-

Ortschaum

ETB-Richtlinie zur Begrenzung der

Formaldehydemission in der Raumluft

bei Verwendung von Harnstoff-

Formaldehydharz-Ortschaum,

Ausgabe April 1985
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Anlage A 3.2/1

Zur PCB-Richtlinie

Zusätzlich gilt Folgendes:

1 Zur Abwehr möglicher Gefahr für Leben oder Gesundheit sind in dauerhaft genutzten Räumen

Sanierungsmaßnahmen durchzuführen, wenn die zu erwartende Raumluftkonzentration - unabhängig von der

täglichen Aufenthaltsdauer - im Jahresmittel mehr als 3000 ng PCB/m³ Luft beträgt. Der letzte Satz in Kapitel 3

der Richtlinie wird aufgehoben.

2 Die Richtlinie ist ansonsten in der Fassung September 1994 in vollem Umfang zu befolgen, solange es

sich bei den PCB-haltigen Primärquellen ausschließlich um nicht dioxin-ähnliche PCB-Quellen wie

Fugendichtstoffe handelt. Sind jedoch bei den PCB-Primärquellen nur oder auch dioxin-ähnliche PCB-Quellen

wie Deckenplatten, Anstriche sowie nicht sicher einzuordnende PCB-Quellen zu berücksichtigen, so ist zusätzlich

die Bestimmung der Raumluftkonzentration von PCB 118 erforderlich, wenn die Gesamtkonzentration an PCB

über 1000 ng PCB/m³ Luft liegt. Beträgt die Raumluftkonzentration dabei mehr als 10 ng PCB 118/m³ Luft, sind

umgehend expositionsmindernde Maßnahmen gemäß den Abschnitten 3 und 4 der Richtlinie zur Verringerung

der Raumluftkonzentration von PCB durchzuführen. Bei Raumluftkonzentrationen gleich oder unter 10 ng PCB

118/m³ Luft wird empfohlen, in Abhängigkeit von der Belastung zumindest das Lüftungsverhalten zu überprüfen

und gegebenenfalls zu verbessern.

3 Sollen bauliche Anlagen abgebrochen werden, die PCB-haltige Produkte enthalten, so sind diese

Produkte vor Beginn der Abbrucharbeiten aus der baulichen Anlage zu entfernen.

Hinweis:

Ergänzend wird darauf hingewiesen, dass der in Abschnitt 5.3 der Richtlinie genannte Sanierungsleitwert von

300 ng PCB/m³ Luft einen Wert aus dem Vorsorgebereich darstellt, der nicht exakt abgrenzbar ist und deshalb

der Größenordnung nach erreicht werden sollte. Maßnahmen zur Reduzierung der PCB-Raumluftkonzentration

werden in Abhängigkeit vom Maß der Überschreitung des Sanierungsleitwerts und unter Beachtung der

Verhältnismäßigkeit empfohlen.

Anlage A 3.2/2

Zur Asbest-Richtlinie

Bei Anwendung der technischen Regel gilt Folgendes:

1 Eine Erfolgskontrolle der Sanierung nach Abschnitt 4.3 durch Messungen der Konzentration von

Asbestfasern in der Raumluft nach Abschnitt 5 ist nicht erforderlich bei Sanierungsverfahren, die nach dieser

Richtlinie keiner Abschottung des Arbeitsbereiches bedürfen.

2 Abschnitt 4.3.3 „Beschichten (Methode 2)“ ist nicht anzuwenden.

Anlage A 3.2/3

Bei der Verwendung von siliciumreichen Flugaschen für die Herstellung von Beton ist kein Nachweis bezüglich

der Stoffgehalte und der Freisetzung gefährlicher Substanzen für solche Flugaschen zu erbringen, die aus

Wärmekraftwerken, in denen nur Kohle und keine Sekundärbrennstoffe, mit Ausnahme von kommunalem

Klärschlamm (mit dem Abfallschlüssel 19 08 05 nach der Verordnung über das Europäische Abfallverzeichnis) in

einem Anteil von bis zu 5 M.-% (Trockenmasse), bezogen auf trockene Kohle, mitverbrannt werden, stammen.
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A 4 Sicherheit und Barrierefreiheit bei der Nutzung

A 4.1 Allgemeines

Gemäß § 3 Absatz 1 LBO sind bauliche Anlagen so anzuordnen, zu errichten, zu ändern und instand zu halten,

dass die öffentliche Sicherheit und Ordnung, insbesondere Leben, Gesundheit und die natürlichen

Lebensgrundlagen, nicht gefährdet werden.

Die Anforderungen an die Nutzungssicherheit und die Barrierefreiheit sind insbesondere gemäß §§ 16 und 39

LBO umgesetzt, wenn bauliche Anlagen im Ganzen und in ihren Teilen entsprechend den technischen Regeln

bezüglich der Sicherheit und Barrierefreiheit bei der Nutzung gemäß Abschnitt A 4.2 entworfen und ausgeführt

werden.

A 4.2 Technische Anforderungen hinsichtlich Planung, Bemessung und Ausführung an bestimmte

bauliche Anlagen und ihre Teile gem. § 73a Absatz 2 LBO

Lfd. Nr.

Anforderungen an Planung,

Bemessung und Ausführung gem.

§ 73a Absatz 2 LBO

Technische Regeln/Ausgabe

Weitere Maßgaben

gem. § 73a Absatz 2

LBO

1 2 3 4

Seite 62 von 174

A 4.2.1 Gebäudetreppen DIN 18065:2015-03 Anlage A 4.2/1

A 4.2.2 Barrierefreies Bauen DIN 18040

Öffentlich zugängliche Gebäude DIN 18040-1:2010-10 Anlage A 4.2/2

Wohnungen DIN 18040-2:2011-09 Anlage A 4.2/3
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Anlage A 4.2/1

Zu DIN 18065

1 Von der Einführung ausgenommen ist die Anwendung auf Treppen in Wohngebäuden der

Gebäudeklassen 1 und 2 und in Wohnungen.

2 Bauaufsichtliche Anforderungen an den Einbau von Treppenliften in Treppenräumen notwendiger Treppen

in bestehenden Gebäuden:

Durch den nachträglichen Einbau eines Treppenlifts im Treppenraum darf die Funktion der notwendigen Treppe

als Teil des ersten Rettungswegs und die Verkehrssicherheit der Treppe grundsätzlich nicht beeinträchtigt

werden. Der nachträgliche Einbau eines Treppenlifts ist zulässig, wenn folgende Kriterien erfüllt sind:

1. Die Treppe erschließt nur Wohnungen und/oder vergleichbare Nutzungen.

2. Die Mindestlaufbreite der Treppe von 100 cm darf durch die Führungskonstruktion nicht wesentlich

unterschritten werden; eine untere Einschränkung des Lichtraumprofils (s. Bild A.7) von höchstens 20 cm Breite

und höchstens 50 cm Höhe ist hinnehmbar, wenn die Treppenlauflinie (s. Ziffer 3.6) oder der Gehbereich (s. Ziffer

8) nicht verändert wird. Ein Handlauf muss zweckentsprechend genutzt werden können.

3. Wird ein Treppenlift über mehrere Geschosse geführt, muss mindestens in jedem Geschoss eine

ausreichend große Wartefläche vorhanden sein, um das Abwarten einer begegnenden Person bei Betrieb des

Treppenlifts zu ermöglichen. Das ist nicht erforderlich, wenn neben dem benutzten Lift eine Restlaufbreite der

Treppe von 60 cm gesichert ist.

4. Der nicht benutzte Lift muss sich in einer Parkposition befinden, die den Treppenlauf nicht einschränkt. Im

Störfall muss sich der Treppenlift auch von Hand ohne größeren Aufwand in die Parkposition fahren lassen.

5. Während der Leerfahrten in die bzw. aus der Parkposition muss der Sitz des Treppenlifts hochgeklappt

sein. Neben dem hochgeklappten Sitz muss eine Restlaufbreite der Treppe von 60 cm verbleiben.

6. Gegen die missbräuchliche Nutzung muss der Treppenlift gesichert sein.

7. Der Treppenlift muss aus nichtbrennbaren Materialien bestehen, soweit das technisch möglich ist.

3 Bei einer notwendigen Treppe in einem bestehenden Gebäude darf durch den nachträglichen Einbau

eines zweiten Handlaufs die nutzbare Mindestlaufbreite um höchstens 10 cm unterschritten werden. Diese

Ausnahmeregelung bezieht sich nur auf Treppen mit einer Mindestlaufbreite von 100 cm nach den Festlegungen

der DIN 18065. Abweichende Festlegungen und Anforderungen an die Laufbreite bleiben davon unberührt.

Anlage A 4.2/2

Zu DIN 18040-1

Die Einführung bezieht sich auf die baulichen Anlagen oder die Teile baulicher Anlagen, die nach § 39 LBO

barrierefrei sein müssen, mit Ausnahme von Wohnungen und wohnungsähnlich genutzten Räumen in diesen

Einrichtungen wie zum Beispiel in Altenwohnheimen oder Beherbergungsbetrieben.

Bei der Anwendung der Technischen Baubestimmung ist Folgendes zu beachten:

1 Nummer 1 ist nicht besetzt.

1a Abschnitt 4.3.3 gilt nur für Türen im Zuge der Haupterschließung oder ausnahmsweise einer anderen

sinnvollen Erschließung.

1b Für Eingangstüren von Kindergärten und Kindertagesstätten sind automatische Türsysteme auch bei

Überschreiten der Bedienkräfte nach Abschnitt 4.3.3 3 nicht erforderlich, wenn Signaleinrichtungen oder ähnliche

Ersatzmaßnahmen vorgesehen werden.

1c Abweichend von Abschnitt 4.3.5. ist eine kleinere Fahrkorbgrundfläche als 150 cm x 150 cm zulässig,

wenn gegenüber der Fahrkorbtür ein Spiegel angebracht ist.

2 Abschnitt 4.3.6 gilt nur für Treppen im Zuge der Haupterschließung oder ausnahmsweise einer anderen

sinnvollen Erschließung.
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2a Abweichend von Abschnitt 4.5.2 kann das Achsmaß von Greifhöhen und Bedienhöhen bis zu 110 cm über

OFF betragen.

3 Mindestens ein Toilettenraum muss Abschnitt 5.3.3 entsprechen und in Verkaufsstätten nach § 1 VkVO

auch für Besucher zugänglich sein; Abschnitt 5.3.3 Satz 1 ist nicht anzuwenden

4 1 Prozent der notwendigen Stellplätze, mindestens jedoch ein Stellplatz muss Abschnitt 4.2.2 Sätze 1 und

2 entsprechen.

5 Die nach § 10 Abs. 7 VStättVO geforderten Besucherplätze für Rollstuhlbenutzer (mindestens 1 Prozent

der Besucherplätze, mindestens jedoch zwei Plätze) müssen Abschnitt 5.2.1 entsprechen.

5a In Beherbergungsstätten mit mehr als 12 Betten müssen 1 Prozent der Betten, mindestens jedoch 1 Bett

in Räumen liegen, die den Anforderungen nach DIN 18040-2:2011-09, Abschnitt 5 mit der Kennzeichnung „R“

entsprechen.

Hinweis:

Technische Regeln, auf die in dieser Norm verwiesen wird, sind von der Einführung nicht erfasst.

Anlage A 4.2/3

Zu DIN 18040-2

Die Einführung bezieht sich umfassend auf Wohnungen gemäß § 39 Absatz 1 LBO wie zum Beispiel

Altenwohnungen. Unter den nachfolgend genannten Einschränkungen bezieht sie sich auch auf Wohnungen, die

nach § 35 Absatz 1 LBO barrierefrei nutzbar und mit dem Rollstuhl zugänglich sein müssen, innerhalb dieser

Wohnungen allerdings nur auf die in § 35 Absatz 1 LBO genannten Räume, ferner auf wohnungsähnlich genutzte

Räume in Einrichtungen nach § 39 LBO wie zum Beispiel in Altenwohnheimen oder Gastzimmer von

Beherbergungsstätten. Bei mehrgeschossigen Wohnungen gilt sie nur für die Wohn- und Schlafräume eines

Geschosses sowie für eine Toilette, ein Bad und eine Küche oder Kochnische. Sofern Abschnitt 1 diesem

Anwendungsbereich inhaltlich widerspricht, werden diese Passagen von der Einführung ausgenommen.

Bei der Anwendung der Technischen Baubestimmung ist Folgendes zu beachten:

1 Abschnitt 4.3.6 sowie alle Anforderungen mit der Kennzeichnung „R“ sind von der Einführung

ausgenommen.

1a Abschnitt 4.1 gilt mit der Maßgabe, dass eine Richtungsänderung und Begegnung mit anderen Personen

nicht zu erwarten ist.

2 Nummer 2 ist nicht besetzt.

3 Nummer 3 ist nicht besetzt.

3a Abschnitt 5.3.1.2 gilt für Wohnungstüren zu den Räumen gemäß § 35 Absatz 1 Satz 2 LBO, sofern nicht

ein Rollstuhlabstellplatz nach Abschnitt 4.3.8 eingerichtet ist, einschließlich der Anforderungen mit der

Kennzeichnung "R".

4 Nummer 4 ist nicht besetzt.

5 Nummer 5 ist nicht besetzt.

5a Abweichend von Abschnitt 4.5.2 kann das Achsmaß von Greifhöhen und Bedienhöhen bis zu 110 cm über

OFF betragen.

Hinweis:

Technische Regeln, auf die in dieser Norm verwiesen wird, sind von der Einführung nicht erfasst.
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A 5 Schallschutz

A 5.1 Allgemeines

Gemäß § 3 Absatz 1 und § 14 Absatz 1 LBO sind bauliche Anlagen so zu errichten, zu ändern und instand zu

halten, dass sie einen ihrer Nutzung entsprechenden Schallschutz haben.

Zur Erfüllung dieser Anforderung sind die technischen Regeln bezüglich des Schallschutzes aus Abschnitt A 5.2

zu beachten.

A 5.2 Technische Anforderungen hinsichtlich Planung, Bemessung und Ausführung an bestimmte

bauliche Anlagen und ihre Teile gem. § 73a Absatz 2 LBO

Lfd. Nr.

Anforderungen an Planung,

Bemessung und Ausführung gem.

§ 73a Absatz 2 LBO

Technische Regeln/Ausgabe

Weitere Maßgaben

gem. § 73a Absatz 2

LBO

1 2 3 4

Seite 65 von 174

A 5.2.1 Schallschutz im Hochbau DIN 4109-1:2016-07 Anlagen A 5.2/1 bis

A 5.2/4
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Anlage A 5.2/1

Zu DIN 4109-1

1 Zu Abschnitt 7.2, Tabelle 7, Fußnote b:

Die Anforderungen sind im Einzelfall von der Baurechtsbehörde festzulegen.

2 Zu Abschnitt 8, Tabelle 8:

Die Anforderungen in Tabelle 8, Zeilen 3.3, 3.4, 5.1 und 5.2 sind nur einzuhalten, sofern es sich bei den

schutzbedürftigen Räumen um Wohn-, Schlaf- oder Bettenräume gemäß DIN 4109-1, Abschnitt 3.16 handelt.

3 Zu den Abschnitten 7, 8 und 9:

Bei baulichen Anlagen, die nach Tabelle 9, Zeilen 3 und 4 einzuordnen sind, ist die Einhaltung des geforderten

Schalldruckpegels durch Vorlage von Messergebnissen nachzuweisen. Das Gleiche gilt für die Einhaltung des

geforderten Schalldämm-Maßes bei Bauteilen nach Tabelle 8 und bei Außenbauteilen, an die Anforderungen

entsprechend Tabelle 7, Spalten 3 und 4 gestellt werden, sofern das bewertete Schalldämm-Maß R’w,res ≥ 50 dB 

betragen muss. Diese Messungen sind unter Beachtung von DIN 4109-4:2016-07 von bauakustischen Prüfstellen

durchzuführen, die entweder nach § 24 Satz 1 Nummer 1 LBO anerkannt sind oder in einem Verzeichnis über

„anerkannte Schallschutzprüfstellen” bei dem Verband der Materialprüfungsanstalten VMPA2 geführt werden.

4 Die informativen Anhänge A und B sind nicht anzuwenden.

5 E DIN 4109-1/A1:2017-01 darf für bauaufsichtliche Nachweise herangezogen werden. In diesem Fall

gelten die Ziffern 1 und 3 sinngemäß.

____________
1 (entfällt)

2 Verband der Materialprüfungsanstalten (VMPA) e. V. Berlin, Littenstraße 10, 10179 Berlin (www.vmpa.de)

Anlage A 5.2/2

Der schalltechnische Nachweis kann nach DIN 4109-2:2016-07 in Verbindung mit DIN 4109-31:2016-07, DIN

4109-32:2016-07, DIN 4109-33:2016-07, DIN 4109-34:2016-07, DIN 4109-35:2016-07 und DIN 4109-36:2016-07

geführt werden.

Für Bauteile im Massivbau kann Beiblatt 1 zu DIN 4109:1989-11 herangezogen werden. Wenn Mauerwerk aus

Lochsteinen zur Anwendung kommt, gilt dies nur für Mauerwerk, welches den Bedingungen in DIN 4109-32,

Abschnitt 4.1.4.2.1, entspricht.

Zu DIN 4109-2

Die informativen Anhänge B, C und D sind nicht anzuwenden.

Zu DIN 4109-36

Der informative Anhang A ist nicht anzuwenden.

Anlage A 5.2/3

Bei der Ausführung von Bauteilen mit Dämmstoffen aus granuliertem Polystyrol und Bindemittelgemisch1 gilt

Folgendes:

Das Produkt darf als Trittschalldämmstoff unter unbeheizten schwimmenden Estrichen nach DIN 18560-2

verwendet werden, wenn hinsichtlich der Zusammendrückbarkeit die Anforderungen der DIN 18560-2 erfüllt

werden. Darüber hinaus ist entweder für die Verformung unter Druck- und Temperaturbeanspruchung eine

maximale Differenz der relativen Stauchungen von 5 % einzuhalten oder der deklarierte Wert der Druckspannung

bei 10 % Stauchung muss mindestens 30 kPa betragen. Im letzteren Fall muss die Dimensionsstabilität unter

definierten Temperatur- und Feuchtebedingungen ausgewiesen sein.

Der Nachweis des Schallschutzes ist nach DIN 4109-2 mit dem Nennwert der bewerteten Trittschallminderung zu

führen.

____________

1 nach EAD/ETAG/CUAP
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Anlage A 5.2/4

Bei der Ausführung von Bauteilen mit Gummifasermatten und/oder Polyurethan(PU)-Schaummatten zur

Trittschalldämmung1 gilt Folgendes:

Die Bauprodukte dürfen als Trittschalldämmung auf Massivdecken unter schwimmendem Estrich nach

DIN 18560-2 entsprechend dem Anwendungsgebiet DES nach DIN 4108-10 verwendet werden, wenn hinsichtlich

der Zusammendrückbarkeit die Anforderungen der DIN 18560-2 erfüllt werden und für die Verformung unter

Druck- und Temperaturbeanspruchung die maximale Differenz der relativen Stauchungen 5 % beträgt. Der

Nachweis des Schallschutzes ist nach DIN 4109-2 mit dem für den Konstruktionsaufbau angegebenen Nennwert

ΔLw zu führen.

____________
1 nach EAD/ETAG/CUAP
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A 6 Wärmeschutz

A 6.1 Allgemeines

Gemäß § 3 Absatz 1 und § 14 Absatz 3 LBO sind bauliche Anlagen so zu errichten, zu ändern und instand zu

halten, dass sie einen ihrer Nutzung und den klimatischen Verhältnissen entsprechenden Wärmeschutz haben.

Zur Erfüllung dieser Anforderung an bauliche Anlagen im Ganzen und in ihren Teilen sind die technischen Regeln

bezüglich des Wärmeschutzes aus Abschnitt A 6.2 zu beachten.

A 6.2 Technische Anforderungen hinsichtlich Planung, Bemessung und Ausführung an bestimmte

bauliche Anlagen und ihre Teile gem. § 73a Absatz 2 LBO

Lfd. Nr.

Anforderungen an Planung,

Bemessung und Ausführung gem.

§ 73a Absatz 2 LBO

Technische Regeln/Ausgabe

Weitere Maßgaben

gem. § 73a Absatz 2

LBO

1 2 3 4

Seite 68 von 174

A 6.2.1 Wärmeschutz in Gebäuden DIN 4108

DIN 4108-2:2013-02 Anlage A 6.2/1

DIN 4108-3:2014-11 Anlage A 6.2/2

DIN 4108-4:2017-03 Anlagen A 6.2/3 und

A 6.2/4

DIN 4108-10:2015-12 Anlage A 6.2/5

A 6.2.2 Harnstoff-Formaldehydharz-

Ortschaum für die

Wärmedämmung

DIN 18159-2:1978-06
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Anlage A 6.2/1

Zu DIN 4108-2

1 Der sommerliche Wärmeschutz erfolgt über die Regelungen der Energieeinsparverordnung.

2 Zu Abschnitt 5.2.2:

Die aufgeführten Ausnahmen sind nur für einlagig hergestellte Dämmstoffplatten anzuwenden.

Anlage A 6.2/2

Zu DIN 4108-3

Der Abschnitt 6 und die Anhänge B und D sind nicht anzuwenden.

Anlage A 6.2/3

Zu DIN 4108-4

Für Dämmstoffe mit ETA1 ist der Bemessungswert der Wärmeleitfähigkeit wie folgt zu ermitteln:

Auf Grundlage des in der ETA angegebenen Nennwertes, der 90 % der Produktion mit einer

Aussagewahrscheinlichkeit von 90 % repräsentiert, ergibt sich der Bemessungswert der Wärmeleitfähigkeit durch

Umrechnung auf einen Feuchtegehalt bei 23 °C und 80 % relative Luftfeuchte und Multiplikation mit dem

Sicherheitsbeiwert γ = 1,03. Zur Umrechnung für die Feuchte sind die in der ETA angegebenen

Umrechnungsfaktoren zu verwenden.

____________
1 nach EAD/ETAG/CUAP

Anlage A 6.2/4

Bei der Ausführung von Bauteilen mit Bauprodukten nach harmonisierten Normen ist Folgendes zu beachten:

1 An der Verwendungsstelle hergestellte Wärmedämmung aus Blähton-Leichtzuschlagstoffen nach

EN 14063-11 darf entsprechend den Anwendungsgebieten DZ und DI nach DIN 4108-10 als nicht

druckbelastbare (dk) Wärmedämm-Schüttung verwendet werden.

Bei der Berechnung des Wärmedurchlasswiderstandes ist die Nenndicke der Wärmedämmschicht anzusetzen.

Die Nenndicke ist die um 20 % verminderte Einbaudicke.

2 An der Verwendungsstelle hergestellte Wärmedämmung aus Produkten mit expandiertem Perlite nach

EN 14316-12 darf entsprechend den Anwendungsgebieten DZ und DI nach DIN 4108-10 als nicht

druckbelastbare (dk) Wärmedämmschüttung verwendet werden.

Bei der Berechnung des Wärmedurchlasswiderstandes ist die Nenndicke der Wärmedämmschicht anzusetzen.

Die Nenndicke ist die um 20 % verminderte Einbaudicke.

3 An der Verwendungsstelle hergestellte Wärmedämmung mit Produkten aus expandiertem Vermiculite

nach EN 14317-13 darf entsprechend den Anwendungsgebieten DZ und DI nach DIN 4108-10 als nicht

druckbelastbare (dk) Wärmedämmschüttung verwendet werden. Bei der Berechnung des

Wärmedurchlasswiderstandes ist die Nenndicke der Wärmedämmschicht anzusetzen. Die Nenndicke ist die um

20 % verminderte Einbaudicke.

4 An der Verwendungsstelle hergestellte Wärmedämmung aus Mineralwolle nach EN 14064-15 darf

entsprechend den Anwendungsgebieten DZ und DI nach DIN 4108-10 als nicht druckbelastbare (dk)

Wärmedämm-Schüttung verwendet werden.
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Bei der Berechnung des Wärmedurchlasswiderstandes ist die Nenndicke der Wärmedämmschicht anzusetzen.

Die Nenndicke ist die um 20 % verminderte Einbaudicke.

5 An der Verwendungsstelle hergestellter Wärmedämmstoff aus Polyurethan (PUR)- und Polyisocyanurat

(PIR)-Spritzschaum nach EN 14315-1:20136 darf zur Herstellung von nicht druckbelastbaren

Wärmedämmschichten entsprechend dem Anwendungsgebiet DZ nach DIN 4108-10 verwendet werden, wenn

folgende Eigenschaften nach DIN EN 14315-1 ausgewiesen sind:

Eigenschaft gemäß DIN EN 14315-1,

Abschnitt

Stufe (mindestens)

Dichte 4.2.4 / E.5 FRC50(20) oder FRB50(20)

Anteil an geschlossenen Zellen 4.2.6 CCC4

Haftfestigkeit 4.3.8 A3

Dimensionsstabilität 4.3.12 DS(TH)3

6 An der Verwendungsstelle hergestellter Wärmedämmstoff aus dispensiertem Polyurethan (PUR)- und

Polyisocyanurat (PIR)-Hartschaum nach EN 14318-1:20137 darf zur Herstellung von nicht druckbelastbaren

Wärmedämmschichten entsprechend dem Anwendungsgebiet WH nach DIN 4108-10 verwendet werden, wenn

folgende Eigenschaften nach EN 14318-1 ausgewiesen sind:

Eigenschaft gemäß DIN EN 14318-1,

Abschnitt

Stufe (mindestens)

Dichte 4.2.3 / E.5 FRC50(20) oder FRB50(20)

Anteil an geschlossenen Zellen 4.2.8 CCC4

Haftfestigkeit 4.3.4 TS2

Dimensionsstabilität 4.3.7 DS(TH)3

7 Werkmäßig hergestellte Dämmstoffe aus Polyethylenschaum (PEF) nach EN 16069:20128 dürfen

entsprechend den Anwendungsgebieten WI und DI nach DIN 4108-10 als nicht druckbelastete

Wärmedämmstoffe verwendet werden, wenn sie hinsichtlich der Dimensionsstabilität mindestens die

Anforderungen für die Stufe DS(N)2 erfüllen.

____________
1 In Deutschland umgesetzt durch DIN EN 14063-1:2004-11

2 In Deutschland umgesetzt durch DIN EN 14316-1:2004-11
3 In Deutschland umgesetzt durch DIN EN 14317-1:2004-11
4 (entfällt)

5 In Deutschland umgesetzt durch DIN EN 14064-1:2010-06
6 In Deutschland umgesetzt durch DIN EN 14315-1:2013-04
7 In Deutschland umgesetzt durch DIN EN 14318-1:2013-04

8 In Deutschland umgesetzt durch DIN EN 16069:2015-04

Anlage A 6.2/5

Bei der Ausführung von Bauteilen mit Dämmprodukten mit ETA1 ist Folgendes zu beachten:

1 Werkmäßig hergestellte Dämmprodukte aus pflanzlichen oder tierischen Fasern zur Wärme- und/oder

Schalldämmung:

Für die Anwendung gilt DIN 4108-10, Tabelle 13. Die Anforderungen an den längenbezogenen

Strömungswiderstand gelten dabei nur für Produkte mit einer Rohdichte ≤ 20 kg/m³. Hinsichtlich der 

Grenzabmaße für die Dicke ist bei den Anwendungsgebieten DAD (dk), DZ, DI (zk), WH, WI (zk) und WTR die

Stufe T2 ausreichend.

Hinsichtlich des Widerstandes gegenüber Schimmelpilz müssen die Dämmprodukte in die Klasse 0 eingestuft

sein.

2 Lose Wärme- und/oder Schalldämmprodukte aus Pflanzenfasern:

Die Dämmprodukte dürfen zur Herstellung nicht druckbelastbarer Dämmschichten entsprechend den

Anwendungsgebieten WH, WI, WTR, DZ und DI nach DIN 4108-10 verwendet werden.
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Bei der Berechnung des Wärmedurchlasswiderstandes des Bauteils ist die Nenndicke der Wärmedämmschicht

bei der Anwendung in Decken/Dächern unter Berücksichtigung der in der ETA angegebenen Abminderung der

Einbaudicke anzusetzen. Enthält die ETA hierzu keine Angaben, ergibt sich die Nenndicke aus der um 20 %

verminderten Einbaudicke.

Bei der Anwendung in Wänden muss das Setzmaß unter Schwingungen ≤ 1 % betragen. 

Hinsichtlich des Widerstandes gegenüber Schimmelpilz müssen die Dämmprodukte in die Klasse 0 eingestuft

sein.

Werden die Dämmprodukte trocken verarbeitet, dürfen sie auch für Außenbauteile GK 0 (Gebrauchsklasse 0

nach DIN 68800-2:2012-02) mit Ausnahme von Bild A.8, Schicht Nr. 7 in Fällen verwendet werden, in denen nach

DIN 68800-2:2012-02 Dämmstoffe mit Verwendbarkeitsnachweis für bestimmte Anwendungen gefordert sind,

wenn folgende Leistungen ausgewiesen sind:

■ Dichte im eingebauten Zustand 25 kg/m³ bis 155 kg/m³

■ Wasserdampfdiffusionswiderstandszahl µ ≤ 3 

■ Massebezogener Feuchtegehalt nach EN ISO 12571 bei 23 °C/80 % relative Luftfeuchtigkeit ≤ 0,19 kg/kg. 

3 Wärmedämmplatten aus mineralischem Material:

Für die Anwendungsgebiete WI und DI nach DIN 4108-10 müssen folgende Wesentliche Merkmale erklärt sein:

■ Grenzabmaße für Länge, Breite, Dicke, Rechtwinkligkeit und Ebenheit

■ Dimensionsstabilität

■ Wasserdampfdiffusionswiderstand

sowie darüber hinaus für das Anwendungsgebiet DEO nach DIN 4108-10 eine Druckfestigkeit von mindestens

150 kPa.

4 Dämmprodukte aus expandiertem Perlit (EPB), abweichend von EN 13169:

Für die Anwendung gilt DIN 4108-10, Tabelle 11 mit Ausnahme der Anforderung an die Biegefestigkeit.

5 Dämmstoffe aus granuliertem Polystyrol und Bindemittelgemisch:

Das Produkt darf als Wärmedämmstoff entsprechend den Anwendungsgebieten DEO, DAD und DAA(dm) nach

DIN 4108-10 verwendet werden, wenn der deklarierte Wert der Druckspannung bei 10 % Stauchung mindestens

100 kPa beträgt und für die Verformung unter Druck- und Temperaturbeanspruchung eine maximale Differenz der

relativen Stauchungen von 5 % eingehalten wird.

6 Produkte mit reflektierenden Schichten zur Wärmedämmung der Gebäudehülle:

6.1 Anwendung

Die Produkte dürfen entsprechend den Anwendungsgebieten DI und WI nach der Norm DIN 4108-10 als nicht

druckbelastete, zusätzliche Wärmedämmung auf der Innenseite wärmeübertragender Bauteile verwendet

werden.

Sie dürfen nur in Konstruktionen eingebaut werden, in denen sie vor Niederschlag, Bewitterung und

Durchfeuchtung geschützt sind.

6.2 Bemessungswert des Wärmedurchlasswiderstandes

Die Berechnung des Wärmeschutzes ist mit dem Bemessungswert des Wärmedurchlasswiderstandes zu führen.

Der Bemessungswert des Wärmedurchlasswiderstandes ist wie folgt zu ermitteln:

Auf Grundlage des in der ETA angegebenen Nennwertes („Core thermal resistance“ ohne benachbarte

Lufträume) ergibt sich der Bemessungswert des Wärmedurchlasswiderstandes mittels Division durch den

Sicherheitsbeiwert γ = 1,03. Bei Produkten auf Basis von Naturfaserdämmstoffen hat zusätzlich eine Umrechnung 

auf einen Feuchtegehalt bei 23 °C und 80 % relative Luftfeuchte unter Verwendung der in der ETA angegebenen

Umrechnungsfaktoren zu erfolgen.
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In Bereichen, in denen die Produkte zusammengedrückt werden (z. B. Befestigungsbereiche auf der

Tragkonstruktion) ist der Wärmedurchlasswiderstand der Produkte nicht für den Nachweis anzusetzen.

6.3 Wärmedurchlasswiderstand von benachbarten, unbelüfteten Lufträumen

Bei der Berechnung des Wärmedurchlasswiderstandes von durch die Produkte begrenzten, unbelüfteten

Lufträumen mit einer Länge und Breite von mehr als dem 10-fachen der Dicke nach DIN EN ISO 6946, Anhang B,

sind folgende Werte in Ansatz zu bringen:

■ Emissionsgrad ε der Oberfläche der Produkte gemäß ETA 

■ ha nach DIN EN ISO 6946, Tabelle B.2, mit ΔT = 10 K 

■ hro = 5,7 W/(m²·K) nach DIN EN ISO 6946, Tabelle A.1

Es dürfen nur luftdichte Konstruktionsaufbauten berücksichtigt werden, bei denen die Produkte vor

Verschmutzung und Witterung geschützt auf der Innenseite der Konstruktion eingebaut werden.

6.4 Klimabedingter Feuchteschutz

Beim rechnerischen Nachweis des klimabedingten Feuchteschutzes nach DIN 4108-3 sind für die Produkte die in

der ETA angegebenen Werte in Ansatz zu bringen.

7 Bausätze für die Dämmung von Umkehrdächern nach ETAG 031 Teil 1 mit Dämmstoffen aus XPS und

EPS dürfen zur Wärmedämmung oberhalb der Dachabdichtung angeordnet werden, wenn der Bausatz den in

DIN 4108-2 für das Wärmedämmsystem Umkehrdach aufgeführten Aufbauten und Anwendungsbedingungen

entspricht.

Der Nachweis des Wärmeschutzes ist mit dem Bemessungswert der Wärmeleitfähigkeit bzw. des

Wärmedurchlasswiderstandes des im Bausatz enthaltenen Dämmstoffes zu führen.

Der Bemessungswert der Wärmeleitfähigkeit ist aus dem in der Europäischen Technischen Zulassung für Stufe 1

angegebenen korrigierten Wert der Wärmeleitfähigkeit λcor durch Multiplikation mit dem Sicherheitsbeiwert

γ = 1,03 zu ermitteln. Dementsprechend ergibt sich der Bemessungswert des Wärmedurchlasswiderstandes aus

dem in der Europäischen Technischen Zulassung für Stufe 1 angegebenen korrigierten Wert des

Wärmedurchlasswiderstandes Rcor durch Division durch den Sicherheitsbeiwert γ = 1,03.

Bei der Berechnung des Wärmedurchgangskoeffizienten des Daches ist der errechnete

Wärmedurchgangskoeffizient um den Zuschlagwert ΔU gemäß DIN 4108-2 zu erhöhen. 

____________
1 nach EAD/ETAG/CUAP
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Technische Baubestimmungen für Bauteile und
Sonderkonstruktionen, die zusätzlich zu den in Abschnitt A

aufgeführten Technischen Baubestimmungen
zu beachten sind

B 1 Allgemeines
B 2 Technische Regelungen für Sonderkonstruktionen und Bauteile

gem. § 73a Absatz 2 LBO
B 3 Technische Gebäudeausrüstungen und Teile von Anlagen zum

Lagern, Abfüllen und Umschlagen von wassergefährdenden Stoffen,
die die CE-Kennzeichnung nicht nach der Bauproduktenverordnung
tragen

B 4 Bauprodukte und Bauarten, die Anforderungen nach anderen Rechts-
vorschriften unterliegen, für die nach § 73 Absatz 7a LBO eine
Rechtsverordnung erlassen wurde
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Technische Baubestimmungen für Bauteile und Sonderkonstruktionen,
die zusätzlich zu den in Abschnitt A aufgeführten Technischen
Baubestimmungen zu beachten sind

B 1 Allgemeines

Dieser Abschnitt enthält Technische Baubestimmungen, die bei der Erstellung bestimmter Sonderkonstruktionen

und Bauteile beachtet werden müssen. Die Technischen Baubestimmungen werden zur Erleichterung der

Anwendung zu jeder Sonderkonstruktion/jedem Bauteil gebündelt dargestellt, weil sie der Konkretisierung

mehrerer Grundanforderungen dienen.

Bauliche Anlagen müssen über den gesamten Zeitraum ihrer Nutzung im Ganzen und in ihren einzelnen Teilen

für sich allein standsicher sein. Sie müssen so angeordnet, beschaffen und gebrauchstauglich sein, dass keine

Gefahrenlage oder unzumutbare Belästigungen entstehen.

B 2 Technische Regelungen für Sonderkonstruktionen und Bauteile gem. § 73a Absatz 2 LBO

Lfd. Nr.
Anforderungen an die Planung, Bemessung und

Ausführung gem. § 73a Absatz 2 LBO

Bestimmungen/Festlegungen

gem. § 73a Absatz 2 LBO

1 2 3

__________
3 nach EAD/ETAG/CUAP
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B 2.1 Sonderkonstruktionen

B 2.1.1 Fliegende Bauten - Zelte DIN EN 13782:2015-06

Anlage B 2.1/1

B 2.1.2 Fliegende Bauten und Anlagen für

Veranstaltungsplätze und Vergnügungsparks

DIN EN 13814:2005-06

Anlage B 2.1/2

B 2.2 Bauteile

B 2.2.1 Bauteile für Wände, Dächer, Decken und Fassadenkonstruktionen

B 2.2.1.1 Außenwandbekleidungen, hinterlüftet DIN 18516-1:2010-06

Anlage B 2.2.1/1

DIN 18516-3:2013-09

DIN 18516-5:2013-09

Anlage B 2.2.1/2

Zusätzlich gilt:

A 2.2.1.6

B 2.2.1.2 Aus Bausätzen hergestellte tragende Außenwände Anlage B 2.2.1/3

B 2.2.1.3 Vorhangfassaden Anlage B 2.2.1/4

B 2.2.1.4 Wände und Decken aus selbsttragenden Sandwich-

Elementen mit beidseitigen Metalldeckschichten

Anlage B 2.2.1/5

B 2.2.1.5 Außenseitige Wärmedämmverbundsysteme WDVS mit ETA nach ETAG 004:

2017-02

B 2.2.1.6 Ortbeton-Wände aus Schalungssteinen Anwendungsregeln für nicht lasttragende

verlorene Schalungsbausätze/-systeme

und Schalungssteine für die Erstellung

von Ortbeton-Wänden: 2016-06

B 2.2.1.7 Bausätze für innere Trennwände zur Verwendung als

nicht tragende Wände3

Anlage B 2.2.1/6
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Lfd. Nr.
Anforderungen an die Planung, Bemessung und

Ausführung gem. § 73a Absatz 2 LBO

Bestimmungen/Festlegungen

gem. § 73a Absatz 2 LBO

1 2 3

__________
3 nach EAD/ETAG/CUAP
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B 2.2.1.8 Bausätze für Gebäude aus Holz, Metall und

Stahlbeton3

Anlage B 2.2.1/3

B 2.2.1.9 Vorgefertigte Raumzellen für Gebäude3 Anlage B 2.2.1/3

B 2.2.1.10 Bauteile aus Gipsplatten, Gipsplattenprodukten aus der

Weiterverarbeitung, Gipsplatten mit Vliesarmierung,

Gipsfaserplatten und Gipsplatten-Wandbaufertigtafeln

mit einem Kartonwabenkern

Anlage B 2.2.1/7

B 2.2.1.11 Leichte tragende Stahl/Holz – Dachelemente3 Anlage B 2.2.1/8

B 2.2.2 Unterdeckenkonstruktionen

B 2.2.2.1 Gipsplatten-Deckenbekleidungen und Unterdecken DIN 18168-1:2007-04

B 2.2.2.2 Abgehängte Decken mit Bauprodukten aus

Faserzement bzw. mit zementgebundenen Bauplatten

Anlage B 2.2.2/1

B 2.2.3 Bauteile aus Dämmstoffen für den Wärme- und Schallschutz

B 2.2.3.1 Werkmäßig hergestellte Schüttungen aus

Schaumglasschotter

Anlage B 2.2.3/1

B 2.2.4 Lager

B 2.2.4.1 Lager im Bauwesen DIN EN 1337-1:2001-02

Anlage B 2.2.4/1

B 2.2.5 Bauteile zur Abdichtung von baulichen Anlagen

Bauliche Anlagen müssen nach § 14 Absatz 2 LBO so angeordnet, beschaffen und gebrauchstauglich sein,

dass durch Wasser und Feuchtigkeit Gefahren oder unzumutbare Belästigungen nicht entstehen.

B 2.2.5.1 Dachabdichtungen aus Bitumenbahnen mit

Trägereinlage

DIN SPEC 20000-201:2015-08

Abschnitt 5.1

B 2.2.5.2 Dachabdichtungen aus Kunststoff- und

Elastomerbahnen

DIN SPEC 20000-201:2015-08

Abschnitt 5.3

B 2.2.5.3 Bauwerksabdichtungen aus Kunststoff- und Elastomer-

Mauersperrbahnen

DIN SPEC 20000-202:2016-03

Abschnitt 5.3

B 2.2.5.4 Bauwerksabdichtungen aus Bitumen- und

Mauersperrbahnen

DIN SPEC 20000-202:2016-03

Abschnitt 5.2

B 2.2.5.5 Bauwerksabdichtungen gegen Bodenfeuchte und

Wasser aus Kunststoff- und Elastomerbahnen

DIN SPEC 20000-202:2016-03

Abschnitt 5.3

B 2.2.5.6 Bauwerksabdichtungen gegen Bodenfeuchte und

Wasser aus Bitumenbahnen

DIN SPEC 20000-202:2016-03

Abschnitt 5.2

B 2.2.5.7 Abdichtungen von Betonbrücken und anderen

Verkehrsflächen aus Beton aus Bitumenbahnen mit

Trägereinlage

DIN V 20000-203:2010-05

Abschnitt 5

B 2.2.5.8 Flächenabdichtungen für Behälter und Nassräume mit

flüssig zu verarbeitenden wasserundurchlässigen

Produkten im Verbund mit keramischen Fliesen und

Plattenbelägen

Anlage B 2.2.5/1

B 2.2.5.9 Bauwerksabdichtungen aus polymermodifizierten

Bitumendickbeschichtungen

Anlage B 2.2.5/2
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1 2 3
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B 2.2.5.10 Dachabdichtungssysteme aus flüssig aufzubringenden

Stoffen

Anlage B 2.2.5/3

B 2.2.5.11 Dachabdichtungssysteme aus mechanisch befestigten

Dachabdichtungsbahnen

Anlage B 2.2.5/4

B 2.2.5.12 Systeme zur Abdichtung von Wänden und Böden in

Nassräumen

Anlage B 2.2.5/5

B 2.2.5.13 Brücken- und Parkdeckabdichtungen aus flüssig

aufzubringenden Stoffen

Anlage B 2.2.5/6

B 2.2.5.14 Dachabdichtungen aus flüssigen und bahnenförmigen

Stoffen im Verbund

Anlage B 2.2.5/7

B 2.2.5.15 Dach- und Bauwerksabdichtungen aus

Abdichtungsbahnen im Verbund mit weiteren Stoffen

Anlage B 2.2.5/8

B 2.2.5.16 Abdichtungen von vertikalen Wandanschlüssen bei

Bitumendachabdichtungen mit einkomponentiger

Bitumen-Polyurethan-Mischung

Anlage B 2.2.5/9

B 2.2.6 Grundstücksentwässerungsanlagen

Grundstücksentwässerungsanlagen müssen so beschaffen sein, dass sie standsicher sind und von ihrer

Nutzung keine Gefahren oder unzumutbare Belästigungen ausgehen, insbesondere keine gesundheits- oder

umweltgefährdenden Stoffe entweichen. Zur Erfüllung der Anforderungen an die Beschaffenheit von

Grundstückentwässerungsanlagen müssen für Bauprodukte nach harmonisierten technischen Spezifikationen

alle in der hEN enthaltenen Merkmale in der Leistungserklärung angegeben sein.

B 2.2.6.1 Rückstauverschlüsse für Gebäude Anlage B 2.2.6/1

B 2.2.6.2 Rohre und Formstücke aus Beton,

Stahlfaserbeton und Stahlbeton

Anlage B 2.2.6/2

B 2.2.6.3 Einstieg- und Kontrollschächte aus Beton,

Stahlfaserbeton und Stahlbeton

Anlage B 2.2.6/3

B 2.2.6.4 Rohre und Fittings aus unlegiertem Stahl für den

Transport von Wasser und anderen wässrigen

Flüssigkeiten

Anlage B 2.2.6/4
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Anlage B 2.1/1

Zu DIN EN 13782

Bei Anwendung der technischen Regel ist Folgendes zu beachten:

1 Zu Abschnitt 7.4.2.2:

Für den Standsicherheitsnachweis von Zelten, die als Fliegende Bauten auch für Aufstellorte mit vb,0 > 28 m/s

bemessen werden sollen, sind die Böengeschwindigkeitsdrücke nach Tabelle NA.B.3 oder Abschnitt NA.B.3.3 der

Norm DIN EN 1991-1-4/NA:2010-12 anzuwenden. Diese dürfen gemäß Abschnitt 7.4.2.2 abgemindert werden.

Andere Abminderungen der Böengeschwindigkeitsdrücke dürfen nicht in Ansatz gebracht werden.

2 Der Abschnitt 12 und die Anhänge B und C sind von der Einführung ausgenommen.

Anlage B 2.1/2

Zu DIN EN 13814

Bei Anwendung der technischen Regel ist Folgendes zu beachten:

1.1 Abschnitt 1 erhält folgende Fassung:

„Diese Norm ist anzuwenden für Fliegende Bauten nach § 69 LBO, z. B. Karusselle, Schaukeln, Boote,

Riesenräder, Achterbahnen, Rutschen, Tribünen, textile und Membrankonstruktionen, Buden, Bühnen,

Schaugeschäfte und Aufbauten für artistische Vorstellungen in der Luft. Sie gilt auch für die Bemessung

entsprechender baulicher Anlagen, die in Vergnügungsparks für einen längeren Zeitraum aufgestellt werden, mit

Ausnahme der Windlastansätze sowie der Bemessung der Gründung. Diese Norm gilt nicht für Zelte. Ortsfeste

Tribünen, Baustelleneinrichtungen, Baugerüste und versetzbare landwirtschaftliche Konstruktionen gehören nicht

zu den Fliegenden Bauten.“

1.2 Für die Anwendung der Norm sind die Auslegungen, Stand: März 2010, zu beachten, die vom

Arbeitsausschuss Fliegende Bauten NA 005-11-15 AA (http://www.nabau.din.de) veröffentlicht wurden.

2.1 Bei undatierten Verweisen auf Normen der Reihe ENV 1991 bis ENV 1997 sind die entsprechenden

technischen Regeln nach Abschnitt A anzuwenden.

2.2 Bei Verweisen auf „relevante Europäische Normen“ bzw. „EN-Normen“ sind zutreffende technische Regeln

der Verwaltungsvorschrift Technische Baubestimmungen anzuwenden.

3 Die Abschnitte 3.1 bis 3.7 sind von der Einführung ausgenommen.

4.1 Zu Abschnitt 5.2:

Bei der Auswahl der Werkstoffe sind die in der Landesbauordnung und in den Vorschriften aufgrund der

Landesbauordnung vorgegebenen Verwendungsbedingungen zu beachten.

4.2 Zu Abschnitt 5.3.3.1.2.2:

Für Tribünen ohne feste Sitzplätze und deren Zugänge und Podeste sind vertikale Verkehrslasten mit

qk = 7,5 kN/m² anzunehmen.

4.3 Zu Abschnitt 5.3.3.4:

Bei Anwendung von Tabelle 1 ist der durch erforderliche Schutz- und Verstärkungsmaßnahmen ertüchtigte

Fliegende Bau im Zustand außer Betrieb für die höchste vorgesehene Windzone mit den

Geschwindigkeitsdrücken nach Tabelle NA.B.3 oder Abschnitt NA.B.3.3 der Norm DIN EN 1991-1-4/NA:2010-12

zu bemessen. Diese dürfen mit dem Faktor 0,7 abgemindert werden. Andere Abminderungen der

Geschwindigkeitsdrücke dürfen nicht in Ansatz gebracht werden.

Alternativ darf die Standsicherheit von Fliegenden Bauten im Zustand außer Betrieb, auch für Aufstellorte mit

vb,0 > 28 m/s, mit den Böengeschwindigkeitsdrücken nach Tabelle NA.B.3 oder Abschnitt NA.B.3.3 der Norm

DIN EN 1991-1-4/NA:2010-12 nachgewiesen werden. Diese dürfen mit dem Faktor 0,7 abgemindert werden.

Andere Abminderungen der Böengeschwindigkeitsdrücke dürfen nicht in Ansatz gebracht werden.
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Bild 1 ist von der Einführung ausgenommen.

4.4 Zu Abschnitt 5.3.6.2:

Für günstig wirkende ständige Einwirkungen ist der Teilsicherheitsbeiwert γG = 1,0 zu verwenden.

4.5 Zu Abschnitt 5.6.5.3:

Fußriemenverschnallungen in Überschlagschaukeln, einschließlich deren Befestigungen und Verbindungen,

müssen eine Bruchlast von mindestens 2 kN aufweisen.

5 Zu Abschnitt 6:

Anstelle der nachfolgend von der Einführung ausgenommenen Abschnitte der Norm gelten die Anforderungen der

Richtlinie über den Bau und Betrieb Fliegender Bauten (FlBauR), Fassung Juni 2010 (GABl. 2012, S. 666).

5.1 Die Abschnitte 6.1.3.2, 6.1.3.3, 6.1.4.1, 6.1.4.5 und 6.1.5.2 sind von der Einführung ausgenommen.

5.2 zu Abschnitt 6.1.6.4:

Bei Kettenfliegerkarussellen darf insbesondere das Versagen einer Tragkette nicht zum Ausfall der

Fahrgastsicherung (Schließkette, -stange, etc.) führen.

5.3 Zu Abschnitt 6.2.1.2:

Rotoren müssen eine geschlossene Zylinderwand haben. Der Boden und die Innenseite der Zylinderwand sind

ohne vorstehende oder vertiefte Teile auszuführen. Der obere Rand der Zylinderwand darf weder vom Benutzer

noch von Zuschauern erreicht werden können. Der höhenverschiebbare Boden ist mit geringer Fuge in den

Zylinder einzupassen und mit der Zylinderdrehung gleichlaufend zu führen. Die Türen sind mit geringen Fugen in

die Zylinderwand einzupassen. Rotoren sind so auszubilden, dass sie nicht bei offenen Türen anfahren können.

5.4 Zu Abschnitt 6.2.2.2:

Die Höhe der Umwehrung offener Gondeln von Riesenrädern, in denen Fahrgäste während des Betriebs

aufstehen können, muss, gemessen ab Oberkante Sitzfläche, mindestens 0,55 m betragen. Ein- und

Aussteigeöffnungen müssen in Höhe der Umwehrung durch feste Vorrichtungen geschlossen werden können.

Sie müssen mit nicht selbsttätig lösbaren Verschlüssen gesichert werden können.

5.5 Zu Abschnitt 6.2.3.1:

Achterbahnen sind ringsum mit einer Flächenabsperrung der Anforderungsklasse J3 auszustatten.

Die Fahrbahnen von Geisterbahnen sind bis auf die Ein- und Aussteigestellen mindestens mit

Bereichsabsperrungen der Anforderungsklasse J2 gegenüber Zuschauern abzuschranken.

5.6 Zu Abschnitt 6.2.3.5.1:

Bei Geisterbahnen mit langsam fahrenden Fahrzeugen (Geschw. ≤ 3 m/s) und geeigneten Anpralldämpfern kann 

auf ein Blocksystem verzichtet werden.

5.7 Zu Abschnitt 6.2.3.5.2:

Stockwerksgeisterbahnen müssen Rücklaufsicherungen in den Steigungsstrecken haben. In den Gefällestrecken

sind erforderlichenfalls Bremsen zur Regelung der Geschwindigkeit und Kippsicherungen vorzusehen.

5.8 Zu Abschnitt 6.2.5.1.1:

Zwischen Drehscheibe und Stoßbande muss eine feststehende, waagerechte und glatte Rutschfläche von

mindestens 2 m Breite vorhanden sein.

5.9 In Abschnitt 6.2.5.2 ist der 1. Absatz von der Einführung ausgenommen.

5.10 Abschnitt 6.2.6 ist von der Einführung ausgenommen.

5.11 Zu Abschnitt 6.2.7.5:

Schießtische sind unverrückbar zu befestigen. Die Entfernung zu einzelnen flächenmäßig begrenzten Zielen von

höchstens 0,40 m Tiefe (z. B. Häuschen für Walzenschießen) darf bis auf 2,40 m verringert werden.

5.12 Abschnitte 6.4, 6.5 und 6.6 sind von der Einführung ausgenommen.
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6 Abschnitt 7 ist von der Einführung ausgenommen.

7 Die Anhänge A, C, E, F, H und I sind von der Einführung ausgenommen.

Anlage B 2.2.1/1

Zu DIN 18516-1

1 Zu Abschnitt 7.1.1, Absatz a):

Für Bekleidungen dürfen auch nichtrostende Stähle der Korrosionsbeständigkeitsklasse II (CRC) nach

DIN EN 1993-1-4:2015-10 verwendet werden.

2 Auf folgende Druckfehlerberichtigung wird hingewiesen:

Zu Anhang A, Abschnitt A 3.1:

Im 4. Absatz muss es anstelle von „... nach Bild A.1.b) ...“ richtig „... nach Bild A.1.c) ...“ und anstelle von „... nach

Bild A.1.c) ...“ richtig „... nach Bild A.1.d) ...“ heißen.

Zu Anhang A, Bild A.4:

Es muss heißen: anstelle von „vorh. FQ,Ed“ richtig „vorh. FQ“, anstelle von „vorh. FZ,Ed“ richtig „vorh. FZ“, anstelle

von „zul. FQ,Rd“ richtig „zul. FQ“, anstelle von „zul. FZ,Rd“ richtig „zul. FZ“, anstelle von „max. FQ,Rd“ richtig „max. zul.

FQ“ und anstelle von „max. FZ,Rd“ richtig „max. zul. FZ“.

Anlage B 2.2.1/2

Zu DIN 18516-5

Zu Abschnitt 5.4.2:

Gleichung (11) muss wie folgt lauten:

VRk,red = VRk ·
Azd

d

⋅+ 2

Anlage B 2.2.1/3

1 Standsicherheit

Werden Tragfähigkeitsmerkmale von Bauteilen oder Bausätzen nach ETA1 in Form von rechnerisch ermittelten

Tragfähigkeitswerten, mechanischen Festigkeiten oder komplette statische Berechnungen im Rahmen der

Leistungserklärung angegeben, so gehören diese zu den Bauvorlagen.

2 Wärmeschutz

Beim Nachweis des Wärmeschutzes sind die Bemessungswerte gemäß DIN 4108-4 zu verwenden. Die im

Bausatz verwendeten Dämmstoffe müssen die Anforderungen nach DIN 4108-10 entsprechend dem jeweiligen

Anwendungsgebiet erfüllen.

________
1 nach EAD/ETAG/CUAP

Anlage B 2.2.1/4

Standsicherheit

Zur Erfüllung der Anforderung nach Abschnitt A 1.1 sind für den Tragsicherheitsnachweis der mit dem

Vorhangfassadenbausatz hergestellten Fassaden die in den Abschnitten A 1.2 genannten relevanten

Bestimmungen anzuwenden.
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Anlage B 2.2.1/5

1 Standsicherheit

Bauteile aus Sandwichelementen nach EN 14509 dürfen nicht zur Aussteifung von Gebäuden, Gebäudeteilen

und baulichen Anlagen herangezogen werden.

Bei der Bemessung und Ausführung ist Folgendes zu beachten: Die Bemessung und Ausführung der

Sandwichelemente ist gemäß Abschnitt E.2, E.3, E.5 und E.7 der Norm EN 14509 vorzunehmen. Abschnitt E.4.2

und E.4.3 kommen nicht zur Anwendung. Die Durchbiegungsbegrenzungen nach EN 14509, Abschnitt E.5.4, sind

einzuhalten. Die Temperaturdifferenzen zwischen den Deckschichten sind zu berücksichtigen. Als maximale

Temperaturdifferenz der gleichzeitig in beiden Deckschichten wirkenden Temperaturen ist mit ∆T = T1 – T2 wie

folgt anzusetzen:

■ Deckschichttemperatur der Innenseite T2

Im Regelfall ist von T2 = +20 °C im Winter und von T2 = +25 °C im Sommer auszugehen; dies gilt für den

Standsicherheitsnachweis und für den Gebrauchsfähigkeitsnachweis.

In besonderen Anwendungsfällen (z.B. Hallen mit Klimatisierung - wie Reifehallen, Kühlhäuser) ist T2

entsprechend der Betriebstemperatur im Innenraum anzusetzen.

■ Deckschichttemperatur der Außenseite T1

Im Winter ist für T1 = -20 °C anzusetzen; für schneebedeckte Dachelemente gilt für T1 die Regelung der Norm.

Im Sommer sind für den Gebrauchstauglichkeitsnachweis die Deckschichttemperatur T1 gemäß der Norm

sowie für den Standsicherheitsnachweis T1 = +80 °C (bei direkter Sonneneinstrahlung) bzw. T1 = +40 °C (bei

keiner direkten Sonneneinstrahlung) anzusetzen.

Die Befestigung der Sandwichelemente hat direkt (sichtbar), durch beide Deckschichten hindurch mit Schrauben,

deren Verwendbarkeit hierfür nachgewiesen ist, zu erfolgen. Die Knitterspannungen an den Zwischenauflagern

gelten nur bei Befestigung mit maximal 3 Schrauben pro Meter. Für mehr als 3 Schrauben pro Meter sind die

Knitterspannungen mit dem Faktor K = (11 – n) / 8 (n = Anzahl der Schrauben pro Meter) abzumindern.

Der Nachweis der Tragfähigkeit der Schrauben sowie der Schraubenkopfauslenkungen hat nach den

Technischen Baubestimmungen oder dem Verwendbarkeitsnachweis der Schrauben zu erfolgen, wobei die

Einwirkungen und deren Kombinationen analog zu EN 14509, Abschnitt E.5.3, zu ermitteln sind. Bei der

Ermittlung der Einwirkungen für die Befestigungen darf bei durchlaufenden Sandwichelementen der Ansatz von

Knittergelenken über den Innenstützen (Traglastverfahren nach EN 14509, E.7.2.1 und E.7.2.3) nicht angesetzt

werden (keine Kette von Einfeldelementen).

Die Kombinationskoeffizienten ψ0 und ψ1 sind Tabelle E.6, die Lastfaktoren γF der Tabelle E.8 der Norm

EN 14509 zu entnehmen. Die materialbezogenen Sicherheitsbeiwerte γM sind in folgender Tabelle aufgeführt:

Eigenschaften, für die γM gilt
Grenzzustand

Tragfähigkeit Gebrauchstauglichkeit

Fließen einer Metalldeckschicht 1,10 1,00

Knittern einer Metalldeckschicht im Feld

und an einem Mittelauflager

(Interaktion mit der Auflagerreaktion)

2,80 1,40

Schubversagen des Kerns 2,40 1,30

Schubversagen einer profilierten

Deckschicht
1,10 1,00

Druckversagen des Kerns 2,40 1,30

Versagen der profilierten Deckschicht am

Mittelauflager
1,10 1,00

2 Brandschutz/Feuerwiderstand

Die Feuerwiderstandsfähigkeit von Bauteilen (Bauarten) ist nicht geregelt.
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Anlage B 2.2.1/6

Für die Verwendung von Bausätzen von vollständig oder teilweise verglasten Trennwänden der Kategorie IV

nach ETA1 gelten die Bestimmungen von A 1.2.7.1.

______

1 nach EAD/ETAG/CUAP

Anlage B 2.2.1/7

1 Gipsplatten nach EN 520 zur Verwendung bei tragenden (einschließlich aussteifenden) Bauteilen müssen

die Bestimmungen von DIN 18180:2014-09 erfüllen. Gipsplatten aus der Weiterverarbeitung, die durch die

Weiterverarbeitung von Gipsplatten nach EN 520 hergestellt wurden, dürfen bei tragenden Bauteilen nur

verwendet werden, sofern die Weiterverarbeitung nicht zu einer Tragfähigkeitsminderung führt.

2 Wärmeschutz

Der Nachweis des Wärmeschutzes ist mit dem Bemessungswert des Wärmedurchlasswiderstandes zu führen.

Der Bemessungswert des Wärmedurchlasswiderstandes ist gleich dem Nennwert des Wärmedurchlass-

widerstandes R dividiert durch den Umrechnungsfaktor für den Feuchtegehalt von Fm = 1,25.

Anlage B 2.2.1/8

Der Nachweis des Grenzzustandes der Gebrauchstauglichkeit ist ohne Ansatz der Verklebung der Stahlprofile mit

den Holzbauteilen zu führen. Die Bildung von Wassersäcken ist auszuschließen.

Die Einhaltung eines ausreichenden Holzschutzes (insbesondere Tauwasser) der Dachelemente ist gemäß

DIN 68800-2 nachzuweisen.

Anlage B 2.2.2/1

Für die Verwendung von Faserzementplatten nach EN 12467 bzw. zementgebundenen Bauplatten nach ETA1 als

abgehängte Decke im Innenbereich ist EN 13964 mit folgenden Einschränkungen zu beachten:

1 Die Verankerung in Beton, Porenbeton, haufwerksporigem Beton, Ziegeln, Stahl, Holz oder ähnlichen

Verankerungsgründen erfolgt mit Verankerungselementen wie z. B. Dübeln, Setzbolzen oder Schrauben, deren

Verwendung in den Technischen Baubestimmungen geregelt ist.

2 Der Nachweis des Wärmeschutzes ist mit dem Bemessungswert der Wärmeleitfähigkeit zu führen. Der

Bemessungswert der Wärmeleitfähigkeit ergibt sich aus dem in der ETA1 angegebenen Nennwert durch

Umrechnung auf einen Feuchtegehalt bei 23 °C und 80 % relative Luftfeuchte. Zur Umrechnung sind die in der

Europäischen Technischen Zulassung/Bewertung angegebenen Umrechnungsfaktoren zu verwenden.

______
1 nach EAD/ETAG/CUAP

Anlage B 2.2.3/1

Für die Planung, Bemessung und Ausführung von werkmäßig hergestellten Schüttungen aus

Schaumglasschotter unter lastabtragenden Gründungsplatten gibt es keine technische Regel1.

______

1 Anwendung von § 16a LBO

Anlage B.2.2.4/1

Lager mit Naturkautschuk (NR) nach EN 1337-3 dürfen nur in Bereichen ohne Ozoneinfluss verwendet werden.
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Anlage B 2.2.5/1

Die Flächenabdichtungen nach EN 14891 dürfen zur Abdichtung von Wand- und Bodenflächen sowie

Schwimmbecken verwendet werden, die im Außenbereich liegen und nicht mit Gebäuden verbunden sind.

Anlage B 2.2.5/2

Tabelle: Anforderungen an polymermodifizierte Bitumendickbeschichtungen nach DIN EN 15814 für die

Anwendung

Produkteigenschaft

gemäß EN 15814

Anforderungen an Stufen und Klassen für die Anwendung

Anwendungsbereich 1:

Abdichtung von erd-

berührten Bauteilen gegen

Bodenfeuchte und nicht-

stauendes Sickerwasser

Anwendungsbereich 2:

Abdichtung von erdberührten Bauteilen

gegen aufstauendes Sickerwasser bis zu

einer Gründungstiefe von 3,0 m unter

Geländeoberkante und gegen nichtdrücken-

des Wasser auf Deckenflächen mit mäßiger

Beanspruchung

Rissüberbrückungs-

fähigkeit

Verfahren A: CB2 Verfahren A: CB2

Regenfestigkeit mindestens R2 (≤ 8 h) mindestens R2 (≤ 8 h)

Beständigkeit gegen

Wasser

bestanden bestanden

Biegsamkeit bei

niedrigen Temperaturen

bestanden bestanden

Maßhaltigkeit bei hohen

Temperaturen

bestanden bestanden

Schichtdickenabnahme

bei Durchtrocknung

Wertangabe (≤ 50 %) Wertangabe (≤ 50 %) 

Brandverhalten mindestens E mindestens E

Wasserdichtheit W 1, W 2A oder W 2B W 2A

Druckfestigkeit C 1, C 2A oder C 2B C 2A

Anlage B 2.2.5/3

Produkte mit einer ETA nach ETAG 005/EAD xyz „Flüssig aufzubringende Dachabdichtungen“ dürfen für die

Abdichtung von genutzten und nicht genutzten Dachflächen im Sinne der DIN 18531 in Abhängigkeit von den

Anwendungsbereichen und den Beanspruchungsklassen verwendet werden, wenn mindestens folgende

Leistungsstufen durch eine ETA nachgewiesen sind:
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Tabelle 1: Nicht genutzte Dachflächen

Nicht genutzte

Dachflächen
Technische Leistungsstufen nach ETAG 005

Beanspruchungs-

klasse nach

DIN 18531

Klimazone Dauer-

haftigkeit

W

Nutzlast

P

minimale

Oberflächen-

temperatur

TL

maximale

Oberflächen-

temperatur

TH

Mindestschicht-

dicke1 [mm]

I A M W2 P4 TL 3 TH 3 Neigung

≥ 2 %: 1,5 mm 

Neigung

< 2 %: 2,0 mm

I B P4 TL 2 TH 2

II A P3 TL 3 TH 3

II B P3 TL 2 TH 2

Tabelle 2: Genutzte Dachflächen

Genutzte

Dachflächen
Technische Leistungsstufen nach ETAG 005

Nutzungsart Klimazone Dauer-

haftigkeit

W

Nutzlast

P

minimale

Oberflächen-

temperatur

TL

maximale

Oberflächen-

temperatur

TH

Mindestschicht-

dicke1 [mm]

direkt genutzt S W3 P4 TL 3 TH 3 2,0

indirekt genutzt M TL 2 TH 2 2,0

Zusätzlich gilt:

Bei extensiv und intensiv begrünten Flächen muss die Abdichtung wurzelbeständig sein oder der Schutz gegen

Durchwurzelung ist durch andere Maßnahmen sicherzustellen.

______
1 Der Mittelwert der aufgebrachten Schichtdicke darf die geforderte Mindestschichtdicke nicht unterschreiten, wobei kein

Einzelwert die Mindestschichtdicke um mehr als 5 % unterschreiten darf. Wenn die in der Europäischen Technischen

Zulassung angegebene Mindestschichtdicke höher ist als die in dieser Anlage geforderte Mindestschichtdicke, so gilt der
höhere Wert.

Anlage B 2.2.5/4

Die Abdichtungsbahnen der mechanisch befestigten Abdichtungssysteme mit einer ETA nach

ETAG 006/EAD xyz können als Dachabdichtung für nicht genutzte Dachflächen verwendet werden, wenn die

Abdichtungsbahnen den Anforderungen von DIN SPEC 20000-201:2015-08 Abschnitte 5.1 oder 5.3 entsprechen.
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Anlage B 2.2.5/5

Die Bausätze zur Nassraumabdichtung mit einer ETA nach ETAG 022/EAD xyz können verwendet werden, wenn

mindestens die folgenden Leistungsmerkmale nachgewiesen sind:

Lfd.

Nr.

Produkteigen-

schaft gemäß

ETAG 022

Teil ... (Abschnitt)

Anforderungen für die Anwendung in Beanspruchungsklasse A

für Abdichtungen mit ETA nach ETAG 022/EAD xyz

ETAG 022 Teil 1/

EAD xyz

ETAG 022 Teil 2/

EAD xyz

ETAG 022 Teil 3/

EAD xyz

1 2 3 4 5

1 Brandverhalten

Teil 1, 2, 3 (2.4.1)

E E E

2 Freisetzung

gefährlicher Stoffe

Teil 1, 2, 3 (2.4.2)

Einhaltung der gesetzli-

chen Anforderungen an

Stoffe, die im einge-

bauten Zustand freige-

setzt werden können

Einhaltung der gesetzli-

chen Anforderungen an

Stoffe, die im einge-

bauten Zustand freige-

setzt werden können

Einhaltung der gesetzli-

chen Anforderungen an

Stoffe, die im einge-

bauten Zustand freige-

setzt werden können

3 Wasserdampfdurch-

lässigkeit

Teil 1, 2, 3 (2.4.3)

Angabe des Wertes Angabe des Wertes Angabe des Wertes

4 Wasserdichtheit

Teil 1, 2, 3 (2.4.4.1)

wasserdicht wasserdicht wasserdicht

5 Rissüberbrückungs-

fähigkeit

Teil 1, 2, 3 (2.4.4.2)

Nachweis nur bei riss-

gefährdeten Unter-

lagen: ≥ 0,4 mm 

Nachweis für mit der

Unterlage verklebte

Bahnen und nur bei

rissgefährdeten

Unterlagen: ≥ 0,4 mm  

Nachweis für dünne

und spröde Platten, die

mit der Unterlage

verklebt sind und nur

bei rissgefährdeten

Unterlagen: ≥ 0,4 mm 

6 Haftzugfestigkeit

Teil 1, 2, 3 (2.4.4.3)

≥ 0,5 MPa ≥ 0,3 MPa ≥ 0,3 MPa 

7 Kratzfestigkeit

Teil 1, 2, 3 (2.4.4.4)

Nachweis nur bei Sys-

temen ohne Nutz-

schicht: kratzfest

Nachweis nur bei Sys-

temen ohne Nutz-

schicht: kratzfest

Nachweis nur bei Sys-

temen ohne Nutz-

schicht: kratzfest

8 Fugenüber-

brückungsfähigkeit

Teil 1, 2, 3 (2.4.4.5)

Nachweis nur bei Un-

terlagen mit Fugen:

Beurteilungskategorie

2: Prüfung bestanden

Nachweis nur bei Un-

terlagen mit Fugen:

Beurteilungskategorie

0: Die Prüfung ist nicht

erforderlich oder

Beurteilungskategorie

2: Prüfung bestanden

Nachweis nur bei Un-

terlagen mit Fugen:

Beurteilungskategorie

0: Die Prüfung ist nicht

erforderlich oder

Beurteilungskategorie

2: Prüfung bestanden

9 Undurchlässigkeit

an Fugen

Teil 3 (2.4.4.6)

Nachweis nicht vorge-

sehen

Nachweis nicht vorge-

sehen

wasserdicht

10 Wasserdichtheit an

Durchdringungen

Teil 1, 2 (2.4.4.6)

Teil 3 (2.4.4.7)

Beurteilungskategorie

2: Prüfung bestanden

Beurteilungskategorie

2: Prüfung bestanden

Beurteilungskategorie

2: Prüfung bestanden
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Lfd.

Nr.

Produkteigen-

schaft gemäß

ETAG 022

Teil ... (Abschnitt)

Anforderungen für die Anwendung in Beanspruchungsklasse A

für Abdichtungen mit ETA nach ETAG 022/EAD xyz

ETAG 022 Teil 1/

EAD xyz

ETAG 022 Teil 2/

EAD xyz

ETAG 022 Teil 3/

EAD xyz

1 2 3 4 5

11 Temperaturbe-

ständigkeit

Teil 1 (2.4.6.1)

Teil 2, 3 (2.4.6.2)

Beurteilungskategorie

2: Haftzugfestigkeit

≥ 0,5 MPa 

Zusätzlicher Nachweis

bei rissgefährdeten

Unterlagen:

Rissüberbrückung

≥ 0,4 mm 

oder bei Unterlagen mit

Fugen: Nachweis der

Fugenüberbrückungs-

fähigkeit

Änderung der

Zugfestigkeit und

Dehnung: ≤ 20 % 

Änderung der

Biegesteifigkeit: ≤ 20 % 

Haftzugfestigkeit:

≥ 0,3 MPa 

12 Wasserbeständig-

keit

Teil 1 (2.4.6.2)

Teil 2, 3 (2.4.6.3)

Haftzugfestigkeit:

≥ 0,5 MPa 

Haftzugfestigkeit:

≥ 0,3 MPa 

nachgewiesen, wenn

Anforderungen gemäß

Zeile 10 und Zeile 6

erfüllt sind

13 Alkalibeständigkeit

Teil 1 (2.4.6.3)

Teil 2, 3 (2.4.6.4)

Haftzugfestigkeit:

≥ 0,5 MPa 

Änderung der

Zugfestigkeit und

Dehnung: ≤ 20 % nach

Lagerung bei 50 °C

über 16 Wochen

Haftzugfestigkeit:

≥ 0,3 MPa 

14 Reparierbarkeit

Teil 1, 2, 3 (2.4.7.2)

Haftzugfestigkeit:

≥ 0,5 MPa 

reparierbar reparierbar

15 Dicke der

Dichtungsschicht

Teil 1, 2, 3 (2.4.7.3)

≥ 2,0 mm bei

mineralischen

Dichtschlämmen

≥ 1,0 mm bei

Reaktionsharzsystemen

≥ 0,5 mm bei

Dispersionen

≥ 0,20 mm mit

Nutzschicht

≥ 0,70 mm ohne

Nutzschicht

≥ 5 mm

16 Verarbeitbarkeit

Teil 1, 2, 3 (2.4.7.3)

verarbeitbar verarbeitbar Nachweis nicht

vorgesehen

Polymerdispersionen dürfen nur auf Wandflächen eingesetzt werden.

Abdichtungen, die nach ETAG 022 Anhang H (Anstrichsysteme für Wände ohne Nutzschicht)/EAD xyz beurteilt

worden sind, dürfen nicht in der Beanspruchungsklasse A angewendet werden.
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Anlage B 2.2.5/6

Die Bausätze für flüssig aufzubringende Abdichtungen mit ETA nach ETAG 033/EAD xyz dürfen für Abdichtungen

von Brücken und anderen Verkehrsflächen aus Beton verwendet werden. Sie müssen in Abhängigkeit der

genannten Nutzungsbereiche, die in der Tabelle aufgeführten Nachweise zu den Eigenschaften erbringen und die

dafür die in der Tabelle festgelegten Anforderungen erfüllen.

Für folgende Nutzungsbereiche dürfen Produkte mit einer ETA nach ETAG 033/EAD xyz als Abdichtung

verwendet werden:

(I) Verkehrsflächen für den Fahrzeugverkehr mit sehr hoher Belastung wie z.B. Brücken, Hofkellerdecken und

Zufahrtrampen für Fahrzeuge aller Art

Es dürfen Produkte der Nutzungskategorie (A: A.1 - A.4) verwendet werden.

(II) Verkehrsflächen für Fahrzeugverkehr mit geringer und hoher Belastung wie z. B. Brücken für Fußgänger

und Fahrradfahrer sowie Hofkellerdecken, Parkdecks und deren Zufahrtsrampen mit Fahrzeugverkehr bis

160 kN

Es dürfen Produkte der Nutzungskategorie (A) oder (B) verwendet werden. Produkte der Nutzungskategorie

(B) dürfen nur in Verbindung mit einer Deckschicht verwendet werden.
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Eigenschaft

gemäß ETAG 033 mit Nachweismethode

nach Abschnitt 5/EAD xyz

Nachweis erbracht für

Prüfkategorien (P,S,T)

gemäß ETAG 033,

Anhang D/EAD xyz

Anforderung

5.1.1.1 Haftzugfestigkeit zur Unterlage

Hitzeeinwirkung und Wärmealterung

Frost-Tau-Wechsel

Verarbeitungsklima

Feuchter Beton

Arbeitsfuge

Abschnittsfuge

P1, S0, T5

P1, MA/LMA/CBM, T5

P1, FT, T5

P2min, S0, T5

P3, S0, T5

P4, S0, T5

P4, S0, T5

> 1,3 MPa (Ausgangswert)

> 1,3 MPa (für A.1, A.2, A.3)

> 1,3 MPa und <30% Abfall

vom Ausgangswert

> 1,3 MPa und <30% Abfall

vom Ausgangswert

> 1,3 MPa und <30% Abfall

vom Ausgangswert

> 1,3 MPa und <30% Abfall

vom Ausgangswert

> 1,3 MPa und <30% Abfall

vom Ausgangswert

5.1.1.2 Rissüberbrückungsfähigkeit P1, MA/LMAmax/CBM,

HA, T2/T1

P1, UV, T2/T1

bestanden (für A)

bestanden (für B)

5.1.1.4.1Widerstand gegen Verdichtung von

Walzasphalt

P1, CBM, T5 bestanden (für A.1)

5.1.1.5 Widerstand gegen Hitzeeinwirkung

Zugfestigkeit / Dehnverhalten

Änderung der Zugfestigkeit

Änderung des Dehnverhaltens

P1, S0, T5

P1, MA/LMAmax/CBM,

T5

≥ 3,0 MPa / ≥ 350 % (Aus-

gangswert)

< 30% Abweichung vom Aus-

gangswert (für A.1, A.2, A.3)

< 30% Abweichung vom Aus-

gangswert (für A.1, A.2, A.3)

5.1.1.6 Widerstand gegen Perforation P1, S0, T5 bestanden mit I4 (für B)

5.1.1.7/5.1.4.2 Scherfestigkeit des

zusammengefügten Systems

P1, LMAmin, T5

P1, LMAmin, FT, T5

> 0,45 MPa (für A.1, A.2, A.3)

(Ausgangswert)

> 0,45 MPa und < 20% Abfall

vom Ausgangswert (für A.1,

A.2, A.3)

5.1.1.8 Wasserdichtheit P1, S0, T5

P1, UV, T5

wasserdicht (für A und B)

wasserdicht (für B)

5.1.4.1 Haftzugfestigkeit zur Schutzschicht P1, MA/LMAmin/CBM ,T5

P1, MA/LMAmin/CBM,

FT, T5

> 0,4 MPa (für A.1, A.2, A.3)

(Ausgangswert)

> 0,4 MPa (für A.1, A.2, A.3)

< 30% Abfall vom

Ausgangswert

5.1.4.3 Rutschhemmung Deklarierter Wert > 55 (für B)

5.1.7.1.2Verträglichkeit der Materialien mit

einwirkenden Stoffen:

Wasser

Alkali

Öl, Benzin, Diesel, Tausalz

Bitumen

P1, T5

Änderung der

Mikrohärte

Masseänderung

Änderung der

Mikrohärte

Masseänderung

--------

Änderung der

Mikrohärte

> -15 IHRD

< 2,5 %*

Wert > -7 IHRD + Wert nach

Wasserbeanspruchung

< 0,5 %*

bestanden

-16 IHRD < Wert < 6 IHRD
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Eigenschaft

gemäß ETAG 033 mit Nachweismethode

nach Abschnitt 5/EAD xyz

Nachweis erbracht für

Prüfkategorien (P,S,T)

gemäß ETAG 033,

Anhang D/EAD xyz

Anforderung

5.1.7.1 Aspekte der Dauerhaftigkeit

Zugfestigkeit/Dehnverhalten

Beständigkeit gegen

Wärmealterung

Änderung der Zugfestigkeit

Änderung des Dehnverhaltens

Beständigkeit gegen UV-Strahlung

Änderung der Zugfestigkeit

Änderung des Dehnverhaltens

Widerstand gegen Verschleiß

P1, S0, T5

P1, HA, T5

P1, UV, T5

Deklarierter Wert

≥ 3,0 MPa / ≥ 350 % (Aus-

gangswert)

< 30% Abweichung vom Aus-

gangswert (für A)

< 30% Abweichung vom Aus-

gangswert (für A)

< 30% Abweichung vom Aus-

gangswert (für B)

< 30% Abweichung vom Aus-

gangswert (für B)

bestanden (für B)

5.1.7.2 Aspekte der Gebrauchstauglichkeit:

Widerstand gegen Ablaufen

Mindestschichtdicke / maximale

Schichtdicke

Deklarierter Wert für

Masseänderung

Deklarierte Werte

bestanden (≤ 10,0 %) 

2,0 mm/6,0 mm

* Der kombinierte Einfluss aus Wasser, Temperatur und Alkali darf bei der Ermittlung der Masseänderung
berücksichtigt werden

Anlage B 2.2.5/7

Das Abdichtungssystem mit einer ETA1 kann als zweilagige Verbundabdichtung für genutzte und nicht genutzte

Dachflächen auf Betonuntergrund verwendet werden, wenn Leistungen zu folgenden im EAD 030065-0402

genannten wesentlichen Merkmalen erklärt wurden:

Wesentliches Merkmal Anforderung

1. Brandverhalten Klasse E

2. Wasserdichtheit bestanden

3. Widerstand gegen mechanische Beschädigung beständig gegen mechanische Beschädigung
(P4)

4. Widerstand gegen Ermüdung beständig gegen Ermüdung

5. Widerstand gegen niedrige und hohe
Oberflächentemperaturen

beständig bei niedrigen (-20°C) und hohen
(+60°C)

6. Nutzungsdauer 25 Jahre

7. Widerstand gegen Wärmealterung beständig bei Wärmealterung

8. Widerstand gegen Wasseralterung beständig bei Wasseralterung

9. Widerstand gegen Durchwurzelung durchwurzelungsfest (nur für Gründächer)

10. Effekte aus Herstellungsbedingungen keine Effekte

______
1 nach EAD/ETAG/CUAP

Anlage B 2.2.5/8

Die Abdichtungsbahnen mit einer ETA1 können zur Abdichtung von nicht genutzten Dachflächen im Sinne der

DIN 18531 als einlagige Dachabdichtung verwendet werden, wenn die wesentlichen Merkmale den

Anforderungen an Elastomerbahnen gemäß DIN SPEC 20000-201:2015-08, Tabelle 17, entsprechen.



Fassung 2018 - gültig bis 31.12.2022

Anlagen | TeilA

Seite 89 von 174

Die Abdichtungsbahnen können auch zur Herstellung von Bauwerksabdichtungen gegen Bodenfeuchte,

nichtdrückendes oder von außen drückendes Wasser im Sinne der DIN 18195 Teile 4, 5 und 6 verwendet

werden, wenn die wesentlichen Merkmale den Anforderungen an Elastomerbahnen gemäß

DIN SPEC 20000-202:2016-03, Tabelle 26, entsprechen.

______

1 nach EAD/ETAG/CUAP

Anlage B 2.2.5/9

Das Abdichtungssystem zur Herstellung von Anschüssen an aufgehenden Bauteilen oder Durchdringungen in

Verbindung mit einer Flächenabdichtung aus Bitumenbahnen darf auf nicht genutzten oder extensiv begrünten

Dächern verwendet werden, wenn Leistungen zu folgenden im EAD 030155-0402 genannten wesentlichen

Merkmalen erklärt wurden:

Wesentliches Merkmal Anforderung

1. Brandverhalten mindestens Klasse E

2. Wasserdichtheit bestanden

3. Freisetzen gefährlicher Stoffe ohne chemische Zusatzstoffe für den

Durchwurzelungsschutz

4. Haftzugfestigkeit zum Untergrund > 50 kPa

5. Widerstand gegen dynamischen Eindruck bestanden bei 2,0 m Fallhöhe

6. Widerstand bei Bewegung in der

Wärmedämmschicht

bestanden

7. Widerstand bei unterschiedlicher Bewegung von

horizontaler und vertikaler Fläche

bestanden

8. Widerstand gegen Abrutschen < 2 mm

9. Verträglichkeit mit dem vertikalen Untergrund und

der Bitumenbahn

> 25 N/50 mm

10. Flexibilität bei Kälte ≤ -35°C 

11. durchwurzelungsfest bestanden (nur für Gründächer)

12. Widerstand gegen Wärmealterung < 15 % Leistungsverlust

13. Widerstand gegen UV-Alterung < 20 % Leistungsverlust

14. Widerstand gegen Wasseralterung < 20 % Leistungsverlust

Eine Mindestschichtdicke der erhärteten Dichtungsschicht von 1,5 mm ist einzuhalten. Bei geringeren Neigungen

in der Abdichtungsebene der Dachfläche als 2 % ist eine Mindestschichtdicke bei Anschlüssen und

Durchdringungen von 2,0 mm einzuhalten.

______
1 nach EAD/ETAG/CUAP

Anlage B 2.2.6/1

Für fäkalienfreies Abwasser sind nach DIN EN 13564-1:2002-10 Rückstauverschlüsse der Typen 2, 3 und 5 zu

verwenden. Für fäkalienhaltiges Abwasser sind nach DIN EN 13564-1:2002-10 Rückstauverschlüsse Typ 3 mit

der Kennzeichnung „F“ zu verwenden.

Anlage B 2.2.6/2

Für die Verwendung der Rohre und Formstücke für die Grundstücksentwässerung können die in

DIN EN 1916:2003-04, Tabelle 1, nicht erfassten Eigenschaften entsprechend DIN V 1201:2004-08

nachgewiesen werden.
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Anlage B 2.2.6/3

Für die Verwendung der Einstieg- und Kontrollschächte für die Grundstücksentwässerung können die in

DIN EN 1917:2003-04, Tabelle 1, nicht erfassten Eigenschaften entsprechend DIN V 4034-1:2004-08

nachgewiesen werden.

Anlage B 2.2.6/4

Rohre und Fittings sind mit Beschichtungsstoffen zum Korrosionsschutz mit einem Gehalt < 50 ppm

Benzo(a)pyren verwendbar.
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Technische Baubestimmungen für Bauteile und Sonderkonstruktionen,
die zusätzlich zu den in Abschnitt A aufgeführten Technischen
Baubestimmungen zu beachten sind

B 3 Technische Gebäudeausrüstungen und Teile von Anlagen zum Lagern, Abfüllen und Umschlagen

von wassergefährdenden Stoffen, die die CE-Kennzeichnung nicht nach der

Bauproduktenverordnung tragen

B 3.1 Allgemeines

Technische Gebäudeausrüstungen und Teile von Anlagen zum Lagern, Abfüllen und Umschlagen von

wassergefährdenden Stoffen, die hinsichtlich ihres Verwendungszwecks bestimmte Grundanforderungen nach

Art. 3 Abs. 1 der Bauproduktenverordnung an bauliche Anlagen und ihre Teile nicht erfüllen (und die weiteren

harmonisierten Rechtsbereichen unterliegen).

Für diese Produkte ist zum Nachweis der fehlenden wesentlichen Merkmale unter den Voraussetzungen des § 17

Absatz 1 LBO ein Verwendbarkeitsnachweis erforderlich. Dies gilt nicht, sofern in Spalte 4, Buchst. d, eine andere

Festlegung getroffen wurde. Hier ist eine Übereinstimmungserklärung zu den fehlenden wesentlichen Merkmalen

nach § 22 LBO des Herstellers aufgrund vorheriger Prüfung der Bauprodukte durch eine hierfür bauaufsichtlich

anerkannte Prüfstelle ausreichend.

Lfd. Nr. Bauprodukt

Maßgebende

Harmonisierungs-

rechtsvorschriften

a: Konkreter Verwendungszweck

b: Gemäß LBO bestehende Grundanfor-

derung, ggf. mit Konkretisierung

c: Fehlendes Wesentliches Merkmal

d: Verfahren zum Nachweis des fehlenden

wesentlichen Merkmals

1 2 3 4

Seite 91 von 174

B 3.2 Bestimmungen nach § 73a Absatz 2 Nummer 3 LBO

B 3.2.1 Technische Gebäudeausrüstungen, die Anforderungen nach anderen Rechtsvorschriften

unterliegen

B 3.2.1.1 Amalgamabscheider 2014/35/EU

2014/30/EU

93/42/EWG

2006/42/EG

a: Verwendung in der

Gebäudeentwässerung

b: Hygiene, Gesundheit, Umweltschutz

c: Dichtheit, Verhinderung des

Rückflusses, Geruchsdichtheit und

ausreichender Abscheidegrad

B 3.2.1.2 Kleinkläranlagen mit

motorischen Antrieben

2014/35/EU

2014/30/EU

2006/42/EG

a: Verwendung in der

Gebäudeentwässerung

b: Hygiene, Gesundheit, Umweltschutz

c: Dichtheit, Verhinderung des

Rückflusses, Geruchsdichtheit und

biologische Klärwirkung

B 3.2.1.3 Anlagen zur Begrenzung von

Schwermetallen in

Abwässern, die bei der

Herstellung keramischer

Erzeugnisse anfallen und die

mit motorischen Antrieben

ausgestattet sind

2014/35/EU

2014/30/EU

2006/42/EG

a: Verwendung in der

Gebäudeentwässerung

b.1: Hygiene, Gesundheit, Umweltschutz

b.2: Nutzungssicherheit

c.1: Dichtheit, Begrenzungswirkung

c.2: Funktionssicherheit der Mess-, Steuer-

und Regelungseinrichtungen



Fassung 2018 - gültig bis 31.12.2022

Teil

Lfd. Nr. Bauprodukt

Maßgebende

Harmonisierungs-

rechtsvorschriften

a: Konkreter Verwendungszweck

b: Gemäß LBO bestehende Grundanfor-

derung, ggf. mit Konkretisierung

c: Fehlendes Wesentliches Merkmal

d: Verfahren zum Nachweis des fehlenden

wesentlichen Merkmals

1 2 3 4
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B 3.2.1.4 Anlagen zur Begrenzung von

abfiltrierbaren Stoffen, Arsen,

Antimon, Barium, Blei und

anderen Schwermetallen, die

für einen Anfall von bei der

Herstellung und Verarbeitung

von Glas und künstlichen

Mineralfasern anfallenden

Abwässern bis zu acht

Kubikmetern pro Tag

bemessen sind und die mit

motorischen Antrieben

ausgestattet sind

2014/35/EU

2014/30/EU

2006/42/EG

a: Verwendung in der

Gebäudeentwässerung

b.1: Hygiene, Gesundheit, Umweltschutz

b.2: Nutzungssicherheit

c.1: Dichtheit, Begrenzungswirkung

c.2: Funktionssicherheit der Mess-, Steuer-

und Regelungseinrichtungen

B 3.2.1.5 Anlagen zur Begrenzung von

Kohlenwasserstoffen in

mineralölhaltigen Abwässern,

die mit motorischen Antrieben

ausgestattet sind

2014/35/EU

2014/30/EU

2006/42/EG

a: Verwendung in der

Gebäudeentwässerung

b.1: Hygiene, Gesundheit, Umweltschutz

b.2: Nutzungssicherheit

c.1: Dichtheit, Begrenzungswirkung

c.2: Funktionssicherheit der Mess-, Steuer-

und Regelungseinrichtungen

B 3.2.1.6 Anlagen zur Begrenzung des

Silbergehaltes in Abwässern

aus fotografischen Verfahren,

die mit motorischen Antrieben

ausgestattet sind

2014/35/EU

2014/30/EU

2006/42/EG

a: Verwendung in der

Gebäudeentwässerung

b.1: Hygiene, Gesundheit, Umweltschutz

b.2: Nutzungssicherheit

c.1: Dichtheit, Begrenzungswirkung

c.2: Funktionssicherheit der Mess-, Steuer-

und Regelungseinrichtungen

B 3.2.1.7 Anlagen zur Begrenzung von

Halogenkohlenwasserstoffen

in Abwässern von chemischen

Reinigungen, die mit

motorischen Antrieben

ausgestattet sind

2014/35/EU

2014/30/EU

2006/42/EG

a: Verwendung in der

Gebäudeentwässerung

b.1: Hygiene, Gesundheit, Umweltschutz

b.2: Nutzungssicherheit

c.1: Dichtheit, Begrenzungswirkung

c.2: Funktionssicherheit der Mess-, Steuer-

und Regelungseinrichtungen

B 3.2.1.8 Brandschutzklappen für

Lüftungsleitungen, die nicht

vom Anwendungsbereich der

DIN EN 15650 erfasst werden

2014/35/EU

2014/30/EU

2006/42/EG

a: Verwendung in Lüftungsanlagen

b: Brandschutz

c: Dichtheit, Oberflächentemperatur,

Auslöseeinrichtung und Rauchmelder

B 3.2.1.9 Rauchschutzklappen für

Lüftungsleitungen

2014/35/EU

2014/30/EU

2006/42/EG

a: Verwendung in Lüftungsanlagen

b: Brandschutz

c: Dichtheit, Rauchmelder und Schließen

bei Unterbrechung der

Hilfsenergiezufuhr
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Lfd. Nr. Bauprodukt

Maßgebende

Harmonisierungs-

rechtsvorschriften

a: Konkreter Verwendungszweck

b: Gemäß LBO bestehende Grundanfor-

derung, ggf. mit Konkretisierung

c: Fehlendes Wesentliches Merkmal

d: Verfahren zum Nachweis des fehlenden

wesentlichen Merkmals

1 2 3 4
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B 3.2.1.10 Lüftungsgeräte mit einem

Volumenstrom von

≤ 1000 m3/h

2014/35/EU

2014/30/EU

2006/42/EG

2009/125/EG

Verordnung (EU)

Nr. 1253/2014

2010/30/EU

Delegierte

Verordnung (EU)

Nr. 1254/2014

a: Be- und Entlüftung von Wohn- und

Nichtwohngebäuden

b.1: Brandschutz

b.2: Hygiene, Gesundheit, Umweltschutz

b.3: Energieeinsparung und Wärmeschutz

c.1: Brandverhalten

c.2: Kennlinienverlauf,

Mindestvolumenstrom, Dichtheit,

Luftqualität (Filter),

Sicherheitseinrichtungen

c.3: Energetische Kennwerte

B 3.2.1.11 Raumluftunabhängige

Feuerstätten für feste

Brennstoffe mit motorisch

betriebenen Teilen

2014/35/EU

2014/30/EU

2006/42/EG

a: Beheizung von Räumen

b.1: Hygiene, Gesundheit, Umweltschutz

b.2: Sicherheit und Barrierefreiheit bei der

Nutzung

b.3: Energieeinsparung und Wärmeschutz

c.1: CO-Konzentration im Abgas,

notwendiger Förderdruck

c.2: Funktionssicherheit für diese

Betriebsweise, selbstschließende

Feuerraumtüren, Aufstellbedingungen

c.3: Energetische Kennwerte;

Mindestluftbedarf, Dichtheit,

energetische Kennwerte (wenn die

Feuerstätte nicht der Beheizung

einzelner Räume oder Raumgruppen

dient, Einzelfeuerstätte)

B 3.2.1.12 Raumluftunabhängige

Feuerstätten für flüssige

Brennstoffe mit motorisch

betriebenen Teilen

2014/35/EU

2014/30/EU

92/42/EWG

2006/42/EG

a: Beheizung von Räumen

b.1: Hygiene, Gesundheit, Umweltschutz

b.2: Sicherheit und Barrierefreiheit bei der

Nutzung

b.3: Energieeinsparung und Wärmeschutz

c.1: CO-Konzentration im Abgas,

notwendiger Förderdruck

c.2: Funktionssicherheit für diese

Betriebsweise, selbstschließende

Feuerraumtüren, Aufstellbedingungen

c.3: Mindestluftbedarf, Dichtheit,

energetische Kennwerte

B 3.2.1.13 Schnellregelbare Feuerstätten

für feste Brennstoffe mit

motorisch betriebenen Teilen

für einzelne Räume oder

Raumgruppen

(Einzelfeuerstätte)

2014/35/EU

2014/30/EU

2006/42/EG

a: Beheizung von Räumen

b.1: Hygiene, Gesundheit, Umweltschutz

b.2: Sicherheit und Barrierefreiheit bei der

Nutzung

b.3: Energieeinsparung und Wärmeschutz

c.1: CO-Konzentration im Abgas,

notwendiger Förderdruck

c.2: Funktionssicherheit für diese

Betriebsweise, Abschaltzeit,

Brennstoffdosierung,

Aufstellbedingungen

c.3: Mindestluftbedarf, Dichtheit
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Teil

Lfd. Nr. Bauprodukt

Maßgebende

Harmonisierungs-

rechtsvorschriften

a: Konkreter Verwendungszweck

b: Gemäß LBO bestehende Grundanfor-

derung, ggf. mit Konkretisierung

c: Fehlendes Wesentliches Merkmal

d: Verfahren zum Nachweis des fehlenden

wesentlichen Merkmals

1 2 3 4
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B 3.2.1.14 Öl- und gasbefeuerte

Feuerstätten

4 kW bis max. 400 kW

Je nach

Ausführung

2014/35/EU

2014/30/EU

2009/142/EG

92/42/EWG

2014/68/EU

2006/42/EG

a: Beheizung von Räumen

b: Energieeinsparung und Wärmeschutz

c: Energetische Kennwerte

d: Übereinstimmungserklärung nach

C 2.14.1.6

B 3.2.1.15 Öl- und gasbefeuerte

Feuerstätten

< 4 kW und > 400 kW

Je nach

Ausführung

2014/35/EU

2014/30/EU

2009/142/EG

2014/68/EU

2006/42/EG

a: Beheizung von Räumen

b: Energieeinsparung und Wärmeschutz

c: Energetische Kennwerte

d: Übereinstimmungserklärung nach

C 2.14.1.7

B 3.2.1.16 Baugruppen für die

Erzeugung von Warmwasser,

die von Hand mit festen

Brennstoffen beschickt

werden

2014/68/EU a: Beheizung von Räumen

b.1: Brandschutz

b.2: Hygiene, Gesundheit, Umweltschutz

b.3: Sicherheit und Barrierefreiheit bei der

Nutzung

b.4: Energieeinsparung und Wärmeschutz

c.1: Brandsicherheit der Feuerstätte

c.2: Soweit erforderlich: Eignung für den

Kontakt mit Trinkwasser, hygienische

Verbrennung

c.3: Nutzungssicherheit der Feuerstätte

c.4: Energetische Kennwerte

B 3.2.1.17 Heizkessel mit motorischem

Antrieb für feste Brennstoffe

2014/35/EU

2014/30/EU

2006/42/EG

a: Beheizung von Räumen

b.1: Hygiene, Gesundheit, Umweltschutz

b.2: Energieeinsparung und Wärmeschutz

c: Energetische Kennwerte

d: Übereinstimmungserklärung nach

C 2.14.1.5
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Teil

Lfd. Nr. Bauprodukt

Maßgebende

Harmonisierungs-

rechtsvorschriften

a: Konkreter Verwendungszweck

b: Gemäß LBO bestehende Grundanfor-

derung, ggf. mit Konkretisierung

c: Fehlendes Wesentliches Merkmal

d: Verfahren zum Nachweis des fehlenden

wesentlichen Merkmals

1 2 3 4

________________

4 Nur Bauprodukte, die auf Wunsch des Herstellers bessere energetische Kennwerte als nach

DIN V 4701-10:2003-08 ausweisen sollen, unterliegen dieser Regelung.
5 Hinweis: Bei Verwendung über Verkehrsflächen, die durch herabfallende Glasteile gefährdet

werden können (Überkopfverglasung), sind die Bestimmungen von Abschnitt A 1.2.7 zu beachten. Seite 95 von 174

B 3.2.1.18 Eigenständige

Sicherheitseinrichtungen zur

Gewährleistung eines

gefahrlosen gemeinsamen

Betriebes von

Lüftungsanlagen und

raumluftabhängigen

Feuerstätten

2014/35/EU

2014/30/EU

a: Gewährleistung eines gefahrlosen

gemeinsamen Betriebes von

Lüftungsanlagen und

raumluftabhängigen Feuerstätten

b.1: Hygiene, Gesundheit, Umweltschutz

b.2: Sicherheit und Barrierefreiheit bei der

Nutzung

c.1: Verhinderung eines gefährlichen

Unterdruckes im Aufstellraum der

Feuerstätte während des Betriebes der

Feuerstätte

c.2: Funktionssicherheit

B 3.2.1.19 Wärmepumpen elektr. 2014/35/EU

2014/30/EU

2009/142/EG

2006/42/EG

a: Energiegewinnung zur Erwärmung von

Heizmedien und Trinkwasser

b: Energieeinsparung und Wärmeschutz

c: Energetische Kennwerte

d: Übereinstimmungserklärung nach

C 2.13.1

B 3.2.1.20 Nicht elektrisch betriebene

Wärmepumpen (Sorptions-

oder motorisch betriebene

WP)

Je nach

Ausführung

2014/35/EU

2014/30/EU

2009/142/EG

2014/68/EU

2006/42/EG

a: Energiegewinnung zur Erwärmung von

Heizmedien und Trinkwasser

b.1: Hygiene, Gesundheit, Umweltschutz

b.2: Energieeinsparung und Wärmeschutz

c: Energetische Kennwerte

B 3.2.1.21 Thermische Solaranlagen,

vorgefertigte Anlagen und

Teilanlagen4

ausgenommen

Solarkollektoren nach

B 3.2.1.22 und B 3.2.1.23

Je nach

Ausführung

2014/35/EU

2014/30/EU

2014/68/EU

a: Energiegewinnung zur Erwärmung von

Trinkwasser

b.1: Hygiene, Gesundheit, Umweltschutz

b.2: Energieeinsparung und Wärmeschutz

c: Energetische Kennwerte

d: Übereinstimmungserklärung nach

C 2.13.2

B 3.2.1.22 Solarkollektoren4 mit

mechanisch gehaltenen

Glasdeckflächen mit einer

maximalen Einzelglasfläche

bis 3.0 m2 für die

Verwendung:

- im Dachbereich mit einem

Neigungswinkel ≤ 75°5

- bei gebäudeunabhängigen

Solaranlagen im öffentlich

unzugänglichen Bereich

2014/68/EU a: Energiegewinnung zur Erwärmung von

Heizwasser

b.1: Brandschutz

b.2: Energieeinsparung und Wärmeschutz

c.1: Brandverhalten der Bauteile, wenn

schwerentflammbar oder nichtbrennbar

gefordert

c.2: Energetische Kennwerte

d: Übereinstimmungserklärung nach

C 2.13.3
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Teil

Lfd. Nr. Bauprodukt

Maßgebende

Harmonisierungs-

rechtsvorschriften

a: Konkreter Verwendungszweck

b: Gemäß LBO bestehende Grundanfor-

derung, ggf. mit Konkretisierung

c: Fehlendes Wesentliches Merkmal

d: Verfahren zum Nachweis des fehlenden

wesentlichen Merkmals

1 2 3 4

________________

4 Nur Bauprodukte, die auf Wunsch des Herstellers bessere energetische Kennwerte als nach

DIN V 4701-10:2003-08 ausweisen sollen, unterliegen dieser Regelung.
5 Hinweis: Bei Verwendung über Verkehrsflächen, die durch herabfallende Glasteile gefährdet

werden können (Überkopfverglasung), sind die Bestimmungen von Abschnitt A 1.2.7 zu beachten. Seite 96 von 174

B 3.2.1.23 Solarkollektoren abweichend

von B 3.2.1.22

2014/68/EU a: Energiegewinnung zur Erwärmung von

Heizwasser

b.1: Mechanische Festigkeit und

Standsicherheit

b.2: Energieeinsparung und Wärmeschutz

c.1: Je nach Einbausituation sind die

Bestimmungen von A 1.2.7 zu erfüllen

c.2: Energetische Kennwerte

B 3.2.1.24 Solarspeicher4 2014/68/EU a: Energiegewinnung zur Erwärmung von

Trink- und Heizwasser

b.1: Hygiene, Gesundheit, Umweltschutz

b.2: Energieeinsparung und Wärmeschutz

c: Energetische Kennwerte

d: Übereinstimmungserklärung nach

C 2.13.4

B 3.2.1.25 Photovoltaische Module mit

mechanisch gehaltenen Glas-

deckflächen mit einer maxi-

malen Einzelmodulfläche bis

2,0 m2 für die Verwendung:

- im Dachbereich mit einem

Neigungswinkel < 75°5

- bei gebäudeunabhängigen

Solaranlagen im öffentlich

unzugänglichen Bereich

2014/35/EU a: Stromerzeugung für Gebäude

b: Brandschutz

c: Brandverhalten der Bauteile, wenn

schwerentflammbar oder nichtbrennbar

gefordert

B 3.2.1.26 Photovoltaische Module ohne

Glasdeckflächen für die

Verwendung im Dachbereich

2014/35/EU a: Stromerzeugung für Gebäude

b: Brandschutz

c: Brandverhalten der Bauteile, wenn

schwerentflammbar oder nichtbrennbar

gefordert

B 3.2.1.27 Photovoltaische Module

abweichend von

B 3.2.1.25 oder

B 3.2.1.26

2014/35/EU a: Stromerzeugung für Gebäude

b.1: Mechanische Festigkeit und

Standsicherheit

b.2: Brandschutz

c.1: Je nach Einbausituation sind die

Bestimmungen von A 1.2.7 zu erfüllen

c.2: Brandverhalten der Bauteile, wenn

schwerentflammbar oder nichtbrennbar

gefordert
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Teil

Lfd. Nr. Bauprodukt

Maßgebende

Harmonisierungs-

rechtsvorschriften

a: Konkreter Verwendungszweck

b: Gemäß LBO bestehende Grundanfor-

derung, ggf. mit Konkretisierung

c: Fehlendes Wesentliches Merkmal

d: Verfahren zum Nachweis des fehlenden

wesentlichen Merkmals

1 2 3 4

________________

4 Nur Bauprodukte, die auf Wunsch des Herstellers bessere energetische Kennwerte als nach
DIN V 4701-10:2003-08 ausweisen sollen, unterliegen dieser Regelung.

6 Heizseitig Warmwasser als Wärmeträgermedium Seite 97 von 174

B 3.2.1.28 Trinkwasserspeicher4,

direkt/indirekt (elektr./Gas)

beheizte und Pufferspeicher4

Je nach

Ausführung

2014/35/EU

2014/30/EU

2009/142/EG

2014/68/EU

2006/42/EG

a: Erwärmung und Speicherung von

Trinkwasser

b.1: Hygiene, Gesundheit, Umweltschutz

b.2: Energieeinsparung und Wärmeschutz

c: Energetische Kennwerte

d: Übereinstimmungserklärung nach

C 2.13.5

B 3.2.1.29 Blockheizkraftwerke, BHKW's Je nach

Ausführung

2014/35/EU

2014/30/EU

2009/142/EG

2014/68/EU

2006/42/EG

a: Erwärmung von Heizwasser und

Stromerzeugung zur Beheizung von

Gebäuden

b.1: Hygiene, Gesundheit, Umweltschutz

b.2: Energieeinsparung und Wärmeschutz

c: Energetische Kennwerte

B 3.2.1.30 Fern- und

Nahwärmeübergabestationen

Je nach

Ausführung

2014/35/EU

2014/30/EU

2014/68/EU

2006/42/EG

a: Energieübergabe zur Beheizung von

Gebäuden

b.1: Hygiene, Gesundheit, Umweltschutz

b.2: Energieeinsparung und Wärmeschutz

c: Energetische Kennwerte

B 3.2.1.31 Abgaswärmeübertrager6 2014/68/EU a: Wärmerückgewinnung zur Beheizung

von Gebäuden

b.1: Brandschutz

b.2: Sicherheit und Barrierefreiheit bei der

Nutzung

b.3: Energieeinsparung und Wärmeschutz

c.1: Brandverhalten des

Abgaswärmerübertragers

c.2: Funktionssicherheit der

Feuerungsanlage mit

Abgaswärmeübertrager

c.3: Energetische Kennwerte

B 3.2.1.32 Verteiler in elektrischen

Leitungsanlagen mit

Anforderungen an den

Funktionserhalt im Brandfall

2014/35/EU

2014/30/EU

2006/42/EG

a: Verwendung in elektrischen

Leitungsanlagen

b: Brandschutz

c: Funktionserhalt im Brandfall

B 3.2.2 Teile von Anlagen zum Lagern, Abfüllen und Umschlagen von wassergefährdenden Stoffen, die

Anforderungen nach anderen Rechtsvorschriften unterliegen

B 3.2.2.1 Überfüllsicherungen für

Behälter

2014/35/EU

2014/30/EU

2014/34/EU

a: Lagern, Abfüllen und Umschlagen von

wassergefährdenden Flüssigkeiten

b: Hygiene, Gesundheit, Umweltschutz

c: Funktionssicherheit, Erkennbarkeit der

Alarmanzeige, Korrosionsbeständigkeit

und Störungsanzeige
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Teil

Lfd. Nr. Bauprodukt

Maßgebende

Harmonisierungs-

rechtsvorschriften

a: Konkreter Verwendungszweck

b: Gemäß LBO bestehende Grundanfor-

derung, ggf. mit Konkretisierung

c: Fehlendes Wesentliches Merkmal

d: Verfahren zum Nachweis des fehlenden

wesentlichen Merkmals

1 2 3 4

________________

7 Für Leckanzeiger bzw. Leckageerkennungssysteme gibt es für die Anwendung in Einrichtungen zur Lagerung von

Brennstoffen mit einem Flammpunkt > 55 °C, die für die Versorgung von Heizsystemen in Gebäuden bestimmt sind,
eine technische Spezifikation nach Verordnung (EU) Nr. 305/2011.
Die Verwendung bereits in Verkehr gebrachter Bauprodukte bleibt unberührt. Seite 98 von 174

B 3.2.2.2 Leckanzeigegeräte für

Behälter und Rohrleitungen7

2014/35/EU

2014/30/EU

2014/34/EU

a: Lagern, Abfüllen und Umschlagen von

wassergefährdenden Flüssigkeiten

b.1: Festigkeit und Standsicherheit

b.2: Hygiene, Gesundheit, Umweltschutz

c.1: Standsicherheit des

Überwachungsraums

c.2: Eignung des Leckanzeigemediums,

Korrosionsbeständigkeit,

Durchgängigkeit und Dichtigkeit des

Überwachungsraums und

Funktionssicherheit des Leckanzeigers

B 3.2.2.3 Leckageerkennungssysteme7 2014/35/EU

2014/30/EU

a: Lagern, Abfüllen und Umschlagen von

wassergefährdenden Flüssigkeiten

b: Hygiene, Gesundheit, Umweltschutz

c: Funktionssicherheit, Erkennbarkeit der

Alarmanzeige, Korrosionsbeständigkeit

und Störungsanzeige

B 3.2.2.4 Behälter mit im planmäßigen

Betrieb auf den

Atmosphärendruck

bezogenen Überdrücken über

0,5 bar

2014/68/EU a: Lagern, Abfüllen und Umschlagen von

wassergefährdenden Flüssigkeiten

b.1: Festigkeit und Standsicherheit

b.2: Hygiene, Gesundheit, Umweltschutz

b.3: Nutzungssicherheit (nur bei Behältern

zum Lagern, Abfüllen und Umschlagen

wassergefährdender Flüssigkeiten mit

Flammpunkt ≤ 55°C) 

c.1: Standsicherheit des

Überwachungsraums (nur bei

doppelwandigen Behältern)

c.2: - Leckerkennung (nur bei Behältern mit

Leckschutzauskleidung und bei

doppelwandigen Behältern)

- Permeation (nur bei unterirdischen

Kunststoffbehältern)

c.3: - Explosionsfestigkeit (nur bei Behältern

ohne Ausrüstung mit

Flammendurchschlagsicherung)

- Elektrostatische Aufladung (nur bei

Behältern ohne eine Einrichtung zur

Ableitung elektrostatischer

Aufladungen)
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Teil

Lfd. Nr. Bauprodukt

Maßgebende

Harmonisierungs-

rechtsvorschriften

a: Konkreter Verwendungszweck

b: Gemäß LBO bestehende Grundanfor-

derung, ggf. mit Konkretisierung

c: Fehlendes Wesentliches Merkmal

d: Verfahren zum Nachweis des fehlenden

wesentlichen Merkmals

1 2 3 4
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B 3.2.2.5 Rohre, Schläuche, zugehörige

Formstücke, Dichtmittel,

Armaturen für Rohrleitungen

mit im planmäßigen Betrieb

auf den Atmosphärendruck

bezogenen Überdrücken über

0,5 bar

2014/68/EU a: Lagern, Abfüllen und Umschlagen von

wassergefährdenden Flüssigkeiten

b.1: Festigkeit und Standsicherheit

b.2: Hygiene, Gesundheit, Umweltschutz

b.3: Nutzungssicherheit (nur bei

Rohrleitungen für Anlagen zum Lagern,

Abfüllen und Umschlagen

wassergefährdender Flüssigkeiten mit

Flammpunkt ≤ 55°C) 

c.1: Standsicherheit des

Überwachungsraums (nur bei

doppelwandigen Rohrleitungen)

c.2: - Leckerkennung (nur bei

doppelwandigen Rohrleitungen)

- Permeation (nur bei unterirdischen

Rohrleitungen aus Kunststoff)

c.3: Elektrostatische Aufladung (nur bei

Rohrleitungen ohne eine Einrichtung zur

Ableitung elektrostatischer

Aufladungen)

B 3.2.2.6 Selbsttätig schließende

Zapfventile

2014/34/EU

2006/42/EG

a: Lagern, Abfüllen und Umschlagen von

wassergefährdenden Flüssigkeiten

b: Hygiene, Gesundheit, Umweltschutz

c: Funktionssicherheit

B 3.2.2.7 Kupplungen mit

Nottrennfunktion

(Abreißkupplungen) für

flexible Rohrleitungen mit auf

den Atmosphärendruck

bezogenen Überdrücken über

0,5 bar

2014/68/EU a: Lagern, Abfüllen und Umschlagen von

wassergefährdenden Flüssigkeiten

b.1: Hygiene, Gesundheit, Umweltschutz

b.2: Nutzungssicherheit

c.1: Leckagemenge

c.2: Nottrennfunktion

B 3.2.3 Zubehörteile für den Brandschutz, die Anforderungen nach anderen Rechtsvorschriften

unterliegen

B 3.2.3.1 Elektrische Kabelanlagen mit

Anforderungen an den

Funktionserhalt im Brandfall

2014/35/EU a: Verwendung in elektrischen

Leitungsanlagen

b: Brandschutz

c: Funktionserhalt unter Brandeinwirkung

d: Übereinstimmungserklärung nach C 4.9
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Technische Baubestimmungen für Bauteile und Sonderkonstruktionen,
die zusätzlich zu den in Abschnitt A aufgeführten Technischen
Baubestimmungen zu beachten sind

B 4 Bauprodukte und Bauarten, die Anforderungen nach anderen Rechtsvorschriften unterliegen, für

die nach § 73 Absatz 7a LBO eine Rechtsverordnung erlassen wurde
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Lfd. Nr. Bezeichnung Bestimmungen/Festlegungen gem.

§ 73a Absatz 2 LBO

1 2 3

B 4.1 Technische Anforderungen an ortsfest verwendete Anlagen und Anlagenteile in Lager-, Abfüll-

und Umschlaganlagen (LAU-Anlagen) zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen

B 4.1.1 - Auffangwannen und -vorrichtungen sowie vorgefertigte

Teile für Auffangräume und -flächen,

- Abdichtungsmittel für Auffangwannen, -vorrichtungen,

-räume und für Flächen,

- Behälter,

- Innenbeschichtungen und Auskleidungen für Behälter und

Rohre,

- Rohre, zugehörige Formstücke, Dichtmittel, Armaturen und

- Sicherheitseinrichtungen

Anlage B 4.1/1

B 4.2 Technische Anforderungen an Einbau, Betrieb und Wartung von Anlagen mit Bauprodukten zur

Abwasserbehandlung

B 4.2.1 Anlagen mit Bauprodukten zur Behandlung von Abwasser mit

Anteilen von Leichtflüssigkeiten mineralischen Ursprungs

(Abscheideranlagen für Leichtflüssigkeiten)

Anlagen B 4.2/1 und B 4.2/2

B 4.2.2 Anlagen mit Bauprodukten zur Rückhaltung von

Leichtflüssigkeiten mineralischen Ursprungs

(Abscheideranlagen für Leichtflüssigkeiten)

Anlagen B 4.2/1 und B 4.2/2

B 4.2.3 Anlagen mit Bauprodukten zur Behandlung von fetthaltigem

Abwasser (Abscheideranlagen für Fette)

Anlagen B 4.2/1 und B 4.2/3
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Anlage B 4.1/1

LAU-Anlagen sowie darin verwendete Bauprodukte und Bauarten müssen zusätzlich zur Standsicherheit und

Gebrauchstauglichkeit aufgrund der wasserrechtlichen Anforderungen gegenüber wassergefährdenden Stoffen

(Chemikalien und deren Gemische) über die jeweilige Dauer der Chemikalienbeanspruchung beständig,

flüssigkeitsundurchlässig bzw. dicht sein. Das gilt in gleichem Maße auch für Dichtkonstruktionen in LAU-

Anlagen, deren Flüssigkeitsundurchlässigkeit bzw. Dichtheit wiederhergestellt wurde. Im Besonderen gelten die

Anforderungen auch für Schweiß- und Klebenähte von Abdichtungen und Bauteilen mit dichtender Funktion

sowie für Verbindungen von Rohrleitungen.

LAU-Anlagen, die mit Fahrzeugen befahren werden können, dürfen unter Berücksichtigung der jeweiligen

Nutzungsbedingungen (Häufigkeit der Befahrung, Radmaterialien) während der Zeitdauer der Beanspruchung mit

wassergefährdenden Stoffen ihre Dicht- und Tragfunktion nicht verlieren.

Für den Standsicherheitsnachweis sind u.a. folgende Einwirkungen zu berücksichtigen:

Temperatur, Prüf- und Betriebsdrücke bzw. Füllhöhen, Eigen- und Fülllasten, Verkehrslasten, Anprall, Wind,

Schnee, Erdbeben (außergewöhnliche Last), Überflutung, chemische Beanspruchung durch Umwelteinflüsse

sowie durch das Lager- oder Abfüllmedium (wassergefährdende Stoffe).

Es gelten mindestens die Schadensfolgeklasse CC2 und die Zuverlässigkeitsklasse RC2 gemäß Anhang B von

EN 1990.

Rissbreitenbeschränkung bei Betonbauteilen in LAU-Anlagen:

■ unbeschichtete Bauteile: wcal ≤ 0,1 mm 

■ ausgekleidete oder beschichtete Bauteile: Rissbreite w abgestimmt auf die Leistung des jeweiligen

Abdichtungsmittels.

Für Schweißnähte von Stahlteilen mit Dichtfunktion gilt die Ausführungsklasse EXC 2 nach DIN EN 1090-2 unter

zusätzlicher Erfüllung von Anforderungen an die Schweißausführung und die Rückverfolgbarkeit der Werkstoffe.

Anlage B 4.2/1

Der Nachweis der Tragfähigkeit und Gebrauchstauglichkeit der Anlagen ist auf der Grundlage von

DIN 19901:2012-12 durch eine Typenstatik oder einen statischen Nachweis im Einzelfall zu erbringen. Dabei ist

Folgendes zu beachten:

■ Für Behälter aus Beton ohne Innenbeschichtung/Innenauskleidung ist das Eindringverhalten von Fetten bzw.

Leichtflüssigkeiten im Abwasser in den Beton zu berücksichtigen.

■ Für Behälter aus Kunststoff sind für die statische Berechnung die erforderlichen Kennwerte unter

Berücksichtigung des Medien-, Zeit- und Temperatureinflusses zu ermitteln.

Anlage B 4.2/2

Die Anlagen sind so zu errichten und zu betreiben, dass Leichtflüssigkeit nicht in Boden und Gewässer austritt.

Es gilt DIN 1999-100:2016-12, Abschnitt 1 ausgenommen Absatz 2 und 3, Abschnitt 2, Abschnitt 3, Abschnitt 5

ausgenommen Ziffer 5.4, Ziffer 5.8, Ziffer 5.7.2 und Ziffer 5.10, Abschnitt 9, Abschnitt 10, Abschnitt 11,

Abschnitt 12, Anhang A und Anhang B.

Ergänzend zu DIN 1999-100:2016-12, Abschnitt 10, Ziffer 10.1, sind im Rahmen der Bemessung von

Schlammfängen die Volumina zusätzlicher Einbauten in Abzug zu bringen.

Für die Verwendung der Anlagen mit Bauprodukten zur Behandlung von Abwasser mit Anteilen von

Leichtflüssigkeiten mineralischen Ursprungs, dessen Schadstofffracht im Wesentlichen aus Betriebsstätten

stammt, in denen bei Entkonservierung, Reinigung, Instandhaltung, Instandsetzung sowie Verwertung von

Fahrzeugen und Fahrzeugteilen regelmäßig mineralölhaltiges Abwasser anfällt und bei denen das Abwasser
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nicht weitestgehend im Kreislauf geführt werden kann, sind Abscheideranlagen für Leichtflüssigkeiten Klasse I

nach DIN EN 858-1:2005-02, Abschnitt 4, mit Koaleszenzeinrichtung einzusetzen.

Anlage B 4.2/3

Die Anlagen sind so zu errichten und zu betreiben, dass Fett nicht in Boden und Gewässer austritt.

Es gilt DIN 4040-100:2016-12, Abschnitt 1, Abschnitt 2, Abschnitt 3, Abschnitt 4 ausgenommen Ziffer 4.2,

Abschnitt 5 ausgenommen Ziffer 5.4, Ziffer 5.6, Ziffer 5.7.2, Ziffer 5.8 und Ziffer 5.9, Abschnitt 8, Abschnitt 9,

Abschnitt 10, Anhang A und Anhang B.

Bei der Wahl der Nenngröße gelten zusätzlich zu DIN EN 1825-2:2002-05, Abschnitt 6, folgende Anforderungen:

■ Im Rahmen der Bemessung von Schlammfängen sind die Volumina zusätzlicher Einbauten in Abzug zu

bringen.

In Verbindung mit DIN EN 1825-1:2004-12, Abschnitt 5.5.3, gilt:

■ Die Mindestoberfläche des Fettabscheideraumes entspricht der Gesamtwasseroberfläche des

Fettabscheiders abzüglich der Oberflächen des Zu- und Ablaufraumes und der Einbauten. Das

Mindestvolumen des Fettabscheideraumes ist das erforderliche Füllvolumen des Fettabscheiders an Wasser

und gespeichertem Fett, d. h. einschließlich Fettsammelraum, jedoch ohne Zu- und Ablaufraum. Für den

rechnerischen Nachweis des Mindestvolumens des Fettsammelraumes ist von einer Dichte der

abgeschiedenen Fettstoffe von 1,0 g/cm3 auszugehen.
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Technische Baubestimmungen für Bauprodukte,
die nicht die CE-Kennzeichnung tragen,

und für Bauarten

C 1 Allgemeines
C 2 Voraussetzungen zur Abgabe der Übereinstimmungserklärung

für Bauprodukte nach § 22 LBO
C 3 Bauprodukte, die nur eines allgemeinen bauaufsichtlichen

Prüfzeugnisses nach § 19 Absatz 1 Satz 2 LBO bedürfen
C 4 Bauarten, die nur eines allgemeinen bauaufsichtlichen

Prüfzeugnisses nach § 16a Absatz 3 LBO bedürfen
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Voraussetzungen zur Abgabe der Übereinstimmungserklärung für Bauprodukte sowie Angaben zu Bauarten und

Bauprodukten, die nur eines allgemeinen bauaufsichtlichen Prüfzeugnisses bedürfen

C 1 Allgemeines

Bauprodukte dürfen nur verwendet werden, wenn bei ihrer Verwendung die baulichen Anlagen die

bauaufsichtlichen Anforderungen erfüllen.

Zur Konkretisierung der bauaufsichtlichen Anforderungen durch Technische Baubestimmungen werden im

gegenseitigen Einvernehmen der in § 46 Absatz 1 Nummer 1 LBO bezeichneten obersten Baurechtsbehörden

technische Regeln in Bezug genommen, die zu beachten sind (vgl. § 73a LBO).

Diese technischen Regeln für Bauprodukte, die nicht die CE-Kennzeichnung nach der Bauproduktenverordnung

(Verordnung (EU) Nr. 305/2011) tragen, sind in Kapitel C 2 Spalte 3 niedergelegt. Der Hersteller hat die

Übereinstimmung mit diesen technischen Regeln zu bestätigen und zwar durch Abgabe einer

Übereinstimmungserklärung, die mittels Kennzeichnung der Bauprodukte mit dem Übereinstimmungszeichen (Ü-

Zeichen) erfolgt. Kapitel C 2 legt gemäß § 73a Absatz 2 Nummer 5 LBO in Spalte 4 die Anforderungen fest, die

an die Abgabe einer Übereinstimmungserklärung des Herstellers (§ 22 LBO) gestellt werden:

■ Übereinstimmungserklärung des Herstellers (ÜH),

■ Übereinstimmungserklärung des Herstellers nach vorheriger Prüfung des Bauprodukts durch eine

anerkannte Prüfstelle (ÜHP) oder

■ Übereinstimmungszertifikat durch eine anerkannte Zertifizierungsstelle (ÜZ).

In Kapitel C 2 werden die bisher in Bauregelliste A Teil 1 getroffenen Regelungen fortgeführt.

Gibt es für Bauprodukte, die nicht die CE-Kennzeichnung nach der Bauproduktenverordnung tragen, keine

Technische Baubestimmung und keine allgemein anerkannte Regel der Technik oder weicht das Bauprodukt von

einer Technischen Baubestimmung wesentlich ab, dann ist eine allgemeine bauaufsichtliche Zulassung

(§ 18 LBO) oder eine Zustimmung im Einzelfall (§ 20 LBO) erforderlich.

Davon ausgenommen sind die in Kapitel C 3 aufgeführten Bauprodukte, für die die in Spalte 2 genannten

anerkannten Prüfverfahren vorliegen und anstelle einer allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung nur eines

allgemeinen bauaufsichtlichen Prüfzeugnisses (§ 19 LBO) bedürfen. In Spalte 4 werden gemäß § 73a Absatz 2

Nummer 5 LBO die Anforderungen festgelegt, die an die Abgabe einer Übereinstimmungserklärung des

Herstellers im Hinblick auf das allgemeine bauaufsichtliche Prüfzeugnis gestellt werden.

In Kapitel C 3 werden die bisher in Bauregelliste A Teil 2 getroffenen Regelungen fortgeführt.

Die jeweils erforderliche Art der Übereinstimmungsbestätigung ist für Bauprodukte in Kapitel C 2 und C 3

bestimmt.

Maßgebend ist die öffentlich-rechtlich geforderte Art des Nachweises, auch wenn unter Umständen in der

technischen Regel etwas anderes vorgesehen sein kann. Eine in einer technischen Regel vorgesehene Fremd-

überwachung ist daher öffentlich-rechtlich nicht zu beachten, wenn in der Spalte 4 kein Übereinstimmungs-

zertifikat vorgeschrieben ist.

Sind in den technischen Regeln nach Kapitel C2 und C3 Prüfungen von Bauprodukten, insbesondere Eignungs-

prüfungen, Erstprüfungen oder Prüfungen zur Erlangung von Prüfzeugnissen oder Werksbescheinigungen

vorgesehen, so sind diese Prüfungen im Rahmen der vorgeschriebenen Übereinstimmungsnachweise

durchzuführen.
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Die werkseigene Produktionskontrolle ist die vom Hersteller vorzunehmende kontinuierliche Überwachung der

Produktion, die sicherstellen soll, dass die von ihm hergestellten Bauprodukte den maßgebenden technischen

Regeln entsprechen. Sie erfolgt nach DIN 18200:2000-05, Abschnitt 3. Im Übrigen sind für die werkseigene

Produktionskontrolle die in den technischen Regeln enthaltenen Bestimmungen maßgebend. Dabei gelten

Bestimmungen für die Eigenüberwachung als Bestimmungen für die werkseigene Produktionskontrolle.

Werden Bauprodukte nicht in Serie von Betrieben hergestellt, deren Betreiber in die Handwerksrolle eingetragen

sind, gelten die Anforderungen an die werkseigene Produktionskontrolle im Sinne von DIN 18200:2000-05,

Abschnitt 3, bei Einhaltung der handwerklichen Regeln als erfüllt.

Die Fremdüberwachung erfolgt nach DIN 18200:2000-05, Abschnitte 4.1 und 4.3. Im Übrigen sind die für die

Fremdüberwachung in den technischen Regeln enthaltenen Bestimmungen maßgebend.

Bauarten, die von Technischen Baubestimmungen wesentlich abweichen oder für die es allgemein anerkannte

Regeln der Technik im Hinblick auf Planung, Bemessung und Ausführung nicht gibt, dürfen nur angewendet

werden, wenn eine allgemeine Bauartgenehmigung oder eine vorhabenbezogene Bauartgenehmigung vorliegt.

Davon ausgenommen sind die in Kapitel C 4 aufgeführten Bauarten, für die anerkannte Prüfverfahren (Spalte 2)

vorliegen und anstelle einer allgemeinen Bauartgenehmigung nur eines allgemeinen bauaufsichtlichen Prüf-

zeugnisses bedürfen. Der Anwender hat die Übereinstimmung der Bauart mit dem allgemeinen bauaufsichtlichen

Prüfzeugnis durch Übereinstimmungserklärung zu bestätigen.

In Kapitel C 4 werden die bisher in Bauregelliste A Teil 3 getroffenen Regelungen fortgeführt.

Nach dem Grundsatz der gegenseitigen Anerkennung gilt ein Bauprodukt, das nicht Gegenstand

gemeinschaftsweiter Harmonisierung ist und in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union, des

Europäischen Wirtschaftsraums, in der Türkei oder in der Schweiz nach deren nationalen technischen

Vorschriften rechtmäßig in den Verkehr gebracht worden ist, als den in und aufgrund der Landesbauordnung

gestellten Anforderungen entsprechend, sofern die nach den anderen nationalen technischen Vorschriften

gestellten und erfüllten Anforderungen den in Deutschland in und aufgrund der Landesbauordnung gestellten

Anforderungen für die vorgesehene Verwendung entsprechen. Dies schließt Anforderungen an das Verfahren

und die Stellen der Konformitätsbewertung ein.



Fassung 2018 - gültig bis 31.12.2022

Technische Baubestimmungen für Bauprodukte,
die nicht die CE-Kennzeichnung tragen, und für Bauarten

___________
8 Der Übereinstimmungsnachweis ÜZ wird durch die Prüfung bzw. Überwachung durch anerkannte Stellen nach

Maßgabe der LBOHAVO bzw. LBOÜTVO und der jeweils betreffenden Norm ersetzt.

Seite 106 von 174

C 2 Voraussetzungen zur Abgabe der Übereinstimmungserklärung für Bauprodukte nach

§ 22 LBO

Aufgrund § 73a Absatz 2 Nummer 5 LBO wird Folgendes bestimmt:

Lfd. Nr. Bauprodukt Technische Regeln/Ausgabe

Überein-

stimmungs-

bestätigung

1 2 3 4

C 2.1 Bauprodukte für den Beton-, Stahlbeton- und Spannbetonbau

C 2.1.1 Bindemittel

C 2.1.1.1 Zement mit frühem Erstarren

(FE-Zement) und schnell erstarrender

Portland- und Portlandkompositzement

(SE-Zement)

DIN 1164-11:2003-11

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.1.1

ÜZ

C 2.1.1.2 Zement mit einem erhöhten Anteil an

organischen Bestandteilen

DIN 1164-12:2005-06 ÜZ

C 2.1.2 Betonzusätze

C 2.1.2.1 Trass DIN 51043:1979-08 ÜZ

C 2.1.3 Betonstähle

C 2.1.3.1 Betonstabstahl DIN 488-2:2009-08

DIN 488-6:2010-01

Zusätzlich gilt:

DIN 488-1:2009-08

ÜZ

C 2.1.3.2 Betonstahlmatten DIN 488-4:2009-08

DIN 488-6:2010-01

Zusätzlich gilt:

DIN 488-1:2009-08

ÜZ

C 2.1.3.3 Betonstahl in Ringen/Bewehrungsdraht DIN 488-3:2009-08

DIN 488-6:2010-01

Zusätzlich gilt:

DIN 488-1:2009-08

ÜZ

C 2.1.3.4 Gitterträger DIN 488-5:2009-08

DIN 488-6:2010-01

Zusätzlich gilt:

DIN 488-1:2009-08

ÜZ

C 2.1.4 Beton

C 2.1.4.1 Spritzbeton DIN EN 14487-1:2006-03

Zusätzlich gilt:

DIN 18551:2014-08

ÜZ8
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C 2.1.4.2 Standardbeton DIN EN 206-1:2001-07

DIN EN 206-1/A1:2004-10

DIN EN 206-1/A2:2005-09 und

DIN 1045-2:2008-08

Zusätzlich gilt:

DIN 1045-3:2012-03 und

DIN EN 1008:2002-10

ÜH

C 2.1.4.3 Beton nach Eigenschaften, Beton nach

Zusammensetzung

DIN EN 206-1:2001-07,

DIN EN 206-1/A1:2004-10,

DIN EN 206-1/A2:2005-09,

DIN EN 206-9:2010-09 und

DIN 1045-2:2008-08

Zusätzlich gilt:

DIN 1045-3:2012-03,

DIN EN 1008:2002-10 und

Anlagen C 2.1.2 und C 2.1.3

Je nach Bauprodukt gilt:

DAfStb-Richtlinie für Beton mit

verlängerter Verarbeitbarkeitszeit

(Verzögerter Beton) (2006-11),

DAfStb-Richtlinie für vorbeugende

Maßnahmen gegen schädigende

Alkalireaktion im Beton (Alkali-Richtlinie)

- AlkR - (2013-10),

DAfStb-Richtlinie Beton nach

DIN EN 206-1 und DIN 1045-2 mit

rezyklierten Gesteinskörnungen nach

DIN EN 12620; Teil 1 - RBrezG/1 -

(2010-09),

DAfStb-Richtlinie für die Herstellung und

Verwendung von Trockenbeton und

Trockenmörtel (Trockenbeton-Richtlinie)

- TrBMR - (2005-06),

DAfStb-Richtlinie Selbstverdichtender

Beton - SVBR - (2012-09),

DAfStb-Richtlinie Massige Bauteile aus

Beton (2010-04) und

DAfStb-Richtlinie Stahlfaserbeton

(2012-11)

ÜZ

C 2.1.4.4 Einpressmörtel für Spannglieder DIN EN 447:1996-07

Zusätzlich gilt:

DIN EN 445:1996-07,

DIN EN 446:1996-07 und

Anlagen C 2.1.4 und C 2.1.5

ÜZ8

C 2.1.4.5 Vergussmörtel, Vergussbeton DAfStb-Richtlinie für die Herstellung und

Verwendung von zementgebundenem

Vergussbeton und Vergussmörtel

- VeBMR - (2011-11)

ÜZ
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C 2.1.5 Vorgefertigte Bauteile aus Beton und Stahlbeton, Betongläser und Ziegel

C 2.1.5.1 Betonfenster DIN 18057:2005-08

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.1.6

ÜZ

C 2.1.5.2 Statisch mitwirkende Ziegel für Decken

mit nicht vorgefertigten Trägern

DIN 4159:2014-05 ÜZ

C 2.1.5.3 Statisch nicht mitwirkende Ziegel für

Decken mit nicht vorgefertigten Trägern

DIN 4160:2000-04

mit Ausnahme der Bestimmungen für die

Fremdüberwachung

ÜHP

C 2.1.5.4 Tragende Fertigteile aus Beton,

Stahlbeton oder Spannbeton, welche

nicht den harmonisierten Produktnormen

entsprechen

DIN 1045-4:2012-02

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.1.7

ÜZ,

gilt auch für

Nichtserien-

fertigung

C 2.1.5.5 Vorgefertigte Ziegeldecken DIN 1045-100:2011-12 ÜZ,

gilt auch für

Nichtserien-

fertigung

C 2.1.5.6 Tragende Fertigteile aus Stahlfaserbeton DAfStb-Richtlinie Stahlfaserbeton

(2012-11),

DIN 1045-4:2012-02

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.1.7

ÜZ,

gilt auch für

Nichtserien-

fertigung

C 2.2 Bauprodukte für den Mauerwerksbau

C 2.2.1 Statisch mitwirkende Ziegel für

Vergusstafeln

DIN 4159:2014-05

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.2.1

ÜZ

C 2.2.2 Mauertafeln und Vergusstafeln DIN 1053-4:2013-04 ÜZ,

gilt auch für

Nichtserien-

fertigung

C 2.3 Bauprodukte für den Holzbau

C 2.3.1 Vorgefertigte Bauteile

C 2.3.1.1 Geklebte tragende Holzbauteile nach

DIN 1052-10:2012-05, Abschnitte 6.2 bis

6.5 und 6.7 außer Bauprodukte nach

lfd. Nr. C 2.3.1.5

DIN 1052-10:2012-05

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.3.1

Je nach Bauprodukt gilt:

DIN 4102-4:1994-03,

DIN 4102-4/A1:2004-11 und

DIN 4102-22:2004-11

in Verbindung mit lfd. Nr. A 2.2.1.2

ÜH

C 2.3.1.2 Tragwerke aus Balkenschichtholz,

Brettschichtholz oder Furnierschichtholz

aus Nadelholz mit

Nagelplattenverbindungen

DIN 1052:2008-12 und

DIN 1052/Berichtigung 1:2010-05

Je nach Bauprodukt gilt:

DIN 4102-4:1994-03,

DIN 4102-4/A1:2004-11 und

DIN 4102-22:2004-11

in Verbindung mit lfd. Nr. A 2.2.1.2

ÜZ,

gilt auch für

Nichtserien-

fertigung
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C 2.3.1.3 Geklebte Verbundbauteile aus

Brettschichtholz, sofern nicht durch

DIN EN 14080 erfasst, und

Brettsperrholz

DIN 1052-10:2012-05

Je nach Bauprodukt gilt:

DIN 4102-4:1994-03,

DIN 4102-4/A1:2004-11 und

DIN 4102-22:2004-11

in Verbindung mit lfd. Nr. A 2.2.1.2

ÜZ

C 2.3.1.4 Beidseitig bekleidete oder beplankte

nicht geklebte Wand-, Decken- und

Dachelemente, z. B. Tafelelemente für

Holzhäuser in Tafelbauart

DIN 1052:2008-12 und

DIN 1052/Berichtigung 1:2010-05

Zusätzlich gilt sinngemäß:

Richtlinie für die Überwachung von

Wand-, Decken- und Dachtafeln für

Holzhäuser in Tafelbauart nach

DIN 1052 Teil 1 bis Teil 3 (1992-06)

Je nach Bauprodukt gilt:

DIN 4102-4:1994-03,

DIN 4102-4/A1:2004-11 und

DIN 4102-22:2004-11

in Verbindung mit lfd. Nr. A 2.2.1.2

ÜZ,

gilt auch für

Nichtserien-

fertigung

C 2.3.1.5 Beidseitig bekleidete oder beplankte

geklebte Wand-, Decken- und

Dachelemente, z.B. Tafelelemente für

Holzhäuser in Tafelbauart

DIN 1052-10:2012-05

Zusätzlich gilt sinngemäß:

Richtlinie für die Überwachung von

Wand-, Decken- und Dachtafeln für

Holzhäuser in Tafelbauart nach

DIN 1052 Teil 1 bis Teil 3 (1992-06)

Je nach Bauprodukt gilt:

DIN 4102-4:1994-03,

DIN 4102-4/A1:2004-11 und

DIN 4102-22:2004-11

in Verbindung mit lfd. Nr. A 2.2.1.2

ÜZ,

gilt auch für

Nichtserien-

fertigung

C 2.3.2 Verbindungsmittel

C 2.3.2.1 Betonrippenstähle, Gewindestangen und

Stahlstäbe mit Holzschraubengewinde

für den Holzbau

DIN 1052-10:2012-05

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.3.2

ÜH

C 2.3.2.2 Klammern, sofern nicht durch

DIN EN 14592 erfasst

DIN 1052-10:2012-05 ÜHP

C 2.3.3 Klebstoffe für tragende Holzbauteile

C 2.3.3.1 Phenoplaste und Aminoplaste des

Klebstofftyps I für geklebte tragende

Verbindungen in und von Holzbauteilen

DIN EN 301:2013-12,

DIN 68141:2008-01

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.3.3

ÜHP
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C 2.4 Bauprodukte für den Metallbau

C 2.4.1 Bauprodukte aus unlegierten Baustählen

C 2.4.1.1 Blankstahl DIN EN 10278:1999-12

Zusätzlich gilt:

DIN EN 10277-2:2008-06 und

Anlagen C 2.4.1 und C 2.4.2

ÜHP

C 2.4.1.2 Blanker gleichschenkliger scharfkantiger

Winkelstahl

DIN 59370:2008-06

Zusätzlich gilt:

DIN EN 10277-2:2008-06 und

Anlagen C 2.4.1, C 2.4.2 und C 2.4.3

ÜHP

C 2.4.1.3 Warmgewalzte nahtlose Stahlrohre aus

unlegierten Stählen für die Verwendung

bei Tankbauwerken

DIN 1629:1984-10

Zusätzlich gilt:

Anlagen C 2.4.2, C 2.4.3 und C 2.4.4

ÜHP

C 2.4.1.4 Kaltgewalztes Band und Blech DIN 1623:2009-05

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.4.2

ÜHP

C 2.4.1.5 Drahtseile aus Stahldrähten DIN 3051-4:1972-03

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.4.2

ÜHP

C 2.4.1.6 Warmgewalzte Spundbohlen aus

unlegierten Stählen

DIN EN 10248-1:1995-08

Zusätzlich gilt:

Anlagen C 2.4.2 und C 2.4.3

ÜHP

C 2.4.1.7 Kaltgeformte Spundbohlen aus

unlegierten Stählen

DIN EN 10249-1:1995-08

Zusätzlich gilt:

Anlagen C 2.4.2 und C 2.4.3

ÜHP

C 2.4.2 Bauprodukte aus geschmiedetem Stahl

C 2.4.2.1 Schmiedestücke aus Stahl DIN EN 10222-4:2001-12

DIN EN 10250-2:1999-12

Zusätzlich gilt:

Anlagen C 2.4.2 und C 2.4.5

ÜHP

C 2.4.3 Bauprodukte aus Gusswerkstoffen

C 2.4.3.1 Erzeugnisse aus Stahlguss DIN EN 10293:2015-04

DIN 18800-1:2008-11

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.4.2

ÜHP

C 2.4.4 Bauprodukte aus nichtrostendem Stahl

C 2.4.4.1 Schmiedestücke aus nichtrostenden

Stählen für die Verwendung bei

Tankbauwerken und Stahlschornsteinen

DIN EN 10250-4:2000-02

DIN EN 10250-4 Berichtigung 1:2008-12

Zusätzlich gilt:

Anlagen C 2.4.2 und C 2.4.6

ÜZ

C 2.4.4.2 Flachzeuge, Stäbe und Drähte zur

Verwendung bei Stahlschornsteinen

SEW 400, 7. Ausgabe (1997-02)

Zusätzlich gilt:

Anlagen C 2.4.2 und C 2.4.7

ÜZ
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C 2.4.4.3 Geschweißte kreisförmige Rohre aus

nichtrostenden Stählen für die

Verwendung bei Stahlschornsteinen

DIN EN 10296-2:2006-02

Zusätzlich gilt:

DIN 18800-7:2008-11 und

Anlagen C 2.4.2, C 2.4.3, C 2.4.6 und

C 2.4.8

ÜZ

C 2.4.4.4 Nahtlose kreisförmige Rohre aus

nichtrostenden Stählen für die

Verwendung bei Stahlschornsteinen

DIN EN 10297-2:2006-02

Zusätzlich gilt:

Anlagen C 2.4.2, C 2.4.3 und C 2.4.6

ÜZ

C 2.4.4.5 Warm- oder kaltgewalztes Blech und

Band, warm- oder kaltumgeformte

Stäbe, Walzdraht und Profile aus nicht

rostenden, hitzebeständigen Stählen für

die Verwendung bei Stahlschornsteinen

DIN EN 10095:1999-05

Zusätzlich gilt:

Anlagen C 2.4.2 und C 2.4.9

ÜZ

C 2.4.5 Verbindungsmittel (Niete, Schrauben, Bolzen, Muttern und Scheiben), Schweißzusätze,

Schweißhilfsstoffe

C 2.4.5.1 Scheiben (vierkant und keilförmig) für

U-Träger

DIN 434:2000-04 ÜH

C 2.4.5.2 Scheiben (vierkant und keilförmig) für

I-Träger

DIN 435:2000-01 ÜH

C 2.4.5.3 Scheiben für Stahlkonstruktionen DIN 7989-1, -2:2001-04 ÜH

C 2.4.5.4 Keilförmige Vierkantscheiben für

HV-Schrauben an I-Profilen

DIN 6917:1989-10 ÜH

C 2.4.5.5 Keilförmige Vierkantscheiben für

HV-Schrauben an U-Profilen

DIN 6918:1990-04 ÜH

C 2.4.5.6 Halbrundniete aus Stahl mit

Durchmessern ≥ 10 mm 

DIN 124:2011-03

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.4.10

ÜZ

C 2.4.5.7 Senkniete aus Stahl DIN 302:2011-03

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.4.10

ÜZ

C 2.4.5.8 Halbrundniete aus Aluminium DIN 660:2012-01

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.4.10

ÜZ

C 2.4.5.9 Halbrundniete aus Stahl mit

Durchmessern von < 10 mm

DIN 660:2012-01

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.4.10

ÜZ

C 2.4.5.10 Hammerschrauben mit Vierkant DIN 186:2010-09

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.4.11

ÜZ

C 2.4.5.11 Hammerschrauben mit Nase DIN 188:2011-02

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.4.11

ÜZ

C 2.4.5.12 Hammerschrauben DIN 261:1987-01

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.4.11

ÜZ
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C 2.4.5.13 Hammerschrauben mit großem Kopf DIN 7992:2010-09

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.4.11

ÜZ

C 2.4.5.14 Ankerplatten für Hammerschrauben DIN 24539-2:1985-05 ÜHP

C 2.4.5.15 Bügelschrauben DIN 3570:1968-10

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.4.11

ÜZ

C 2.4.5.16 Augenschrauben DIN 444:1983-04

in Verbindung mit

DIN EN 22340:1992-10

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.4.11

ÜZ

C 2.4.5.17 Spannschlösser aus Stahlrohr oder

Rundstahl

DIN 1478:2005-09 ÜZ

C 2.4.5.18 Spannschlossmuttern geschmiedet

(offene Form)

DIN 1480:2005-09 ÜZ

C 2.4.5.19 Anschweißenden für Spannschlösser DIN 34828:2005-09 ÜZ

C 2.4.5.20 Sechskantspannschlossmuttern DIN 1479:2005-09 ÜZ

C 2.4.5.21 Feuerverzinkte Garnituren aus

hochfesten Sechskantschrauben mit

großen Schlüsselweiten der Größen

M 39 bis M 72

DASt-Richtlinie 021 (2013-09)

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.4.11,

DIN EN 1090-2:2011-10 und

DIN EN ISO 10684:2011-09

ÜZ

C 2.4.5.22 Senkschrauben mit Innensechskant der

Festigkeitsklassen 8.8 und 10.9

DIN EN ISO 10642:2004-06

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.4.11

ÜZ

C 2.4.5.23 Gewindestangen DIN 976-1:2002-12

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.4.11

ÜZ

C 2.4.6 Korrosionsschutzstoffe und korrosionsgeschützte Bauprodukte (ohne mechanische

Verbindungsmittel)

C 2.4.6.1 Bauteile aus Stahl und Stahlguss mit

thermisch gespritzten Schichten aus Zink

und Aluminium und ihren Legierungen

DIN EN ISO 2063:2005-05

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.4.12

ÜHP

C 2.4.6.2 Feuerverzinkte tragende Bauteile aus

Stahl und Stahlguss (Stückverzinken)

DASt-Richtlinie 022 (2009-08)

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.4.13

ÜZ
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C 2.5 Dämmstoffe für den Wärme- und Schallschutz

C 2.5.1 Harnstoff-Formaldehydharz-Ortschaum

für die Wärmedämmung

DIN 18159-2:1978-06

Zusätzlich gilt:

ETB-Richtlinie zur Begrenzung der

Formaldehydemission in die Raumluft

bei Verwendung von Harnstoff-

Formaldehydharz-Ortschaum (1985-04)

und

DIN 4102-1:1998-05

DIN EN ISO 11925-2:2011-02

in Verbindung mit Anlage C 3.7 unter

Beachtung von A 2.2.1.2, Tabelle 1.2.1

ÜZ

C 2.6 Türen und Tore

C 2.6.1 Mineralfaserplatten als Einlagen für

Feuerschutztüren

DIN 18089-1:1984-01 ÜZ

C 2.6.2 Fahrschacht-Dreh- und -Falttüren für

Aufzüge in Fahrschächten mit Wänden

der Feuerwiderstandsklasse F 90

DIN 18090:1997-01

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.6.1

ÜZ,

gilt auch für

Nichtserien-

fertigung

C 2.6.3 Horizontal- und Vertikal-Schiebetüren für

Aufzüge in Fahrschächten mit

feuerbeständigen Wänden

DIN 18091:1993-07

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.6.1

ÜZ,

gilt auch für

Nichtserien-

fertigung

C 2.6.4 Vertikal-Schiebetüren für

Kleingüteraufzüge in Fahrschächten mit

Wänden der Feuerwiderstandsklasse

F 90

DIN 18092:1992-04

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.6.1

ÜZ,

gilt auch für

Nichtserien-

fertigung

C 2.6.5 Einsteckschlösser für Feuerschutz- und

Rauchschutztüren

DIN 18250:2003-10 ÜZ

C 2.6.6 Türschließmittel mit kontrolliertem

Schließablauf - Obentürschließer mit

Kurbeltrieb und Spiralfeder

DIN 18263-1:2015-04

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.6.2

ÜZ

C 2.6.7 Türschließmittel mit kontrolliertem

Schließablauf - Drehflügelantriebe mit

Selbstschließfunktion

DIN 18263-4:2015-04 ÜZ

C 2.6.8 Federband und Konstruktionsband für

Feuerschutztüren

DIN 18272:1987-08 ÜZ

C 2.6.9 Türdrückergarnituren für

Feuerschutztüren und Rauchschutztüren

DIN 18273:1997-12 ÜZ

C 2.6.10 Automatische Schiebetüren in

Rettungswegen

Richtlinie über automatische

Schiebetüren in Rettungswegen

- AutSchR - (1997-12)

ÜHP

C 2.6.11 Elektrische Verriegelungssysteme für

Türen in Rettungswegen

Richtlinie über elektrische

Verriegelungssysteme von Türen in

Rettungswegen

- EltVTR - (1997-12)

ÜHP
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C 2.6.12 Innentüren an die Anforderungen

hinsichtlich des Schallschutzes gestellt

werden, ausgenommen Feuer- und

Rauchschutzabschlüsse

Anlage C 2.6.3 ÜHP

C 2.6.13 Automatische Türsysteme DIN 18650-1, -2:2005-12

Zusätzlich gilt:

lfd. Nr. C 2.6.10

ÜHP

C 2.7 Lager

C 2.7.1 Gleitpaarung Stahl/Stahl

bei Führungslagern und

Festhaltekonstruktionen

DIN 4141-13:2010-07

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.7.1

ÜZ

C 2.8 Sonderkonstruktionen

C 2.8.1 Rollladenkästen mit Anforderungen an

den Wärme- und Schallschutz

Richtlinie über Rollladenkästen (RokR):

2016-07

ÜHP

C 2.8.2 PVC-beschichtete Polyestergewebe DIN 18204-1:2007-05 ÜZ

C 2.8.3 Textile Flächengebilde (Planen) für

Hallen und Zelte

DIN 18204-1:2007-05 ÜHP

C 2.8.4 Kunststoffgitterroste nach DIN 24537-3 Anlage C 2.8.1 -

C 2.9 Bauprodukte für Dächer und Bedachungen, Wände und Wandbekleidungen sowie Decken und

Deckenbekleidungen und nichttragende innere Trennwände

C 2.9.1 Porenbeton-Bauplatten und Porenbeton-

Planbauplatten, die nicht in den

Geltungsbereich der EN 12602 fallen

DIN 4166:1997-10

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.1.5

ÜH

C 2.9.2 Hohlwandplatten aus Leichtbeton DIN 18148:2000-10

mit Ausnahme der Bestimmungen für die

Fremdüberwachung

Zusätzlich gilt:

Anlagen C 2.1.5, C 2.1.6 und C 2.9.1

ÜH

C 2.9.3 Unbewehrte Wandbauplatten aus

Leichtbeton

DIN 18162:2000-10

mit Ausnahme der Bestimmungen für die

Fremdüberwachung

Zusätzlich gilt:

Anlagen C 2.1.6 und C 2.9.2

ÜH

C 2.9.4 Betonwerksteinplatten für hinterlüftete

Außenwandbekleidungen

DIN 18516-5:2013-09 ÜHP

C 2.9.5 Werksmäßig im Nassverfahren

hergestellte Mineralplatten

DIN 18177:2012-11

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.9.3

ÜH

C 2.10 Bauprodukte für die Bauwerksabdichtung und Dachabdichtung

C 2.10.1 Nackte Bitumenbahnen DIN 52129:2014-11

Zusätzlich gilt:

DIN 52144:2014-11

ÜH
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C 2.10.2 Normalentflammbare Elastomer-

Fugenbänder zur Abdichtung von Fugen

in Beton

DIN 7865-1, -2:2015-02

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.10.1 und

DIN 4102-1:1998-05

DIN EN ISO 11925-2:2011-02

in Verbindung mit Anlage C 3.7 unter

Beachtung von A 2.2.1.2, Tabelle 1.2.1

ÜH

C 2.10.3 Normalentflammbare Fugenbänder aus

thermoplastischen Kunststoffen zur

Abdichtung von Fugen in Ortbeton

DIN 18541-1, -2:2014-11

mit Ausnahme der Bestimmungen für die

Fremdüberwachung

Zusätzlich gilt:

DIN 4102-1:1998-05

DIN EN ISO 11925-2:2011-02

in Verbindung mit Anlage C 3.7 unter

Beachtung von A 2.2.1.2, Tabelle 1.2.1

ÜH

C 2.10.4 Normalentflammbare Klebemassen und

Deckaufstrichmittel für

Bauwerksabdichtungen

DIN 18195-2:2009-04, Tabelle 1

Zusätzlich gilt:

DIN 4102-1:1998-05

DIN EN ISO 11925-2:2011-02

in Verbindung mit Anlage C 3.7 unter

Beachtung von A 2.2.1.2, Tabelle 1.2.1

ÜH

C 2.10.5 Asphaltmastix und Gussasphalt für

Bauwerksabdichtungen

DIN 18195-2:2009-04, Tabelle 3 ÜH

C 2.10.6 Kalottengeriffelte Metallbänder für

Bauwerksabdichtungen

DIN 18195-2:2009-04, Tabelle 5 ÜH

C 2.11 Bauprodukte aus Glas

C 2.11.1 Vorgefertigte absturzsichernde

Verglasung1

DIN 18008-4:2013-07 mit Ausnahme

Anhang A, Anhang D (bei

versuchstechnisch ermittelter

Tragfähigkeit) und Anhang E

ÜH

C 2.11.2 Vorgefertigte begehbare Verglasung DIN 18008-5:2013-07,

mit Ausnahme Anhang A

ÜH

C 2.12 Bauprodukte der Grundstücksentwässerung

C 2.12.1Rohre, Formstücke und Dichtmittel für Leitungen und Kanäle

C 2.12.1.1 Kalt verarbeitbare plastische Dichtstoffe

für Abwasserkanäle und -leitungen aus

Beton

DIN 4062:1978-09 ÜZ

C 2.12.1.2 Kunststoff-Rohrleitungssysteme aus

weichmacherfreiem Polyvinylchlorid

(PVC-U) zum Ableiten von Abwasser

innerhalb von Gebäuden

DIN EN 1329-1:2014-07

in Verbindung mit

DIN CEN/TS 1329-2:2012-09

Zusätzlich gilt:

DIN 4102-1:1998-05 und

DIN 4102-4:1994-03,

DIN EN ISO 11925-2:2011-02

in Verbindung mit Anlage C 3.7 unter

Beachtung von A 2.2.1.2, Tabelle 1.2.1

ÜZ
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C 2.12.1.3 Rohre, Formstücke und Rohrleitungen

aus weichmacherfreiem Polyvinylchlorid

(PVC-U) für erdverlegte drucklose

Abwasserkanäle und -leitungen und für

Anlagen zum Lagern und Abfüllen von

Jauche, Gülle und Silagesickersäften

DIN EN 1401-1:2009-07

in Verbindung mit

DIN CEN/TS 1401-2:2012-09

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.12.2

ÜZ

C 2.12.1.4 Rohre und Formstücke aus Polyethylen

hoher Dichte (PE-HD) für

heißwasserbeständige

Abwasserleitungen (HT) innerhalb von

Gebäuden

DIN EN 1519-1:2000-01

in Verbindung mit

DIN CEN/TS 1519-2:2012-05

Zusätzlich gilt:

DIN 4102-1:1998-05 und

DIN 4102-4:1994-03,

DIN EN ISO 11925-2:2011-02

in Verbindung mit Anlage C 3.7 unter

Beachtung von A 2.2.1.2, Tabelle 1.2.1

ÜZ

C 2.12.1.5 Rohre und Formstücke aus Polyethylen

hoher Dichte (PE) für Abwasserkanäle

und -leitungen

DIN EN 12666-1:2011-11

in Verbindung mit

DIN CEN/TS 12666-2:2012-11

ÜZ

C 2.12.1.6 Schächte und Zubehörteile aus

weichmacherfreiem Polyvinylchlorid

(PVC-U), Polypropylen (PP) und

Polyethylen (PE) für erdverlegte

drucklose Abwasserkanäle

und -leitungen

DIN EN 13598-1:2011-02

in Verbindung mit

DIN CEN/TS 13598-3:2012-07

ÜZ

C 2.12.1.7 Einsteig- und Kontrollschächte aus

weichmacherfreiem Polyvinylchlorid

(PVC-U), Polypropylen (PP) und

Polyethylen (PE) für erdverlegte

drucklose Abwasserkanäle

und -leitungen

DIN EN 13598-2:2010-05

in Verbindung mit

DIN CEN/TS 13598-3:2012-07

ÜZ

C 2.12.1.8 Kunststoff-Rohrleitungssysteme aus

chloriertem Polyvinylchlorid (PVC-C)

zum Ableiten von Abwasser innerhalb

von Gebäuden

DIN EN 1566-1:1999-12

in Verbindung mit

DIN CEN/TS 1566-2:2012-09

Zusätzlich gilt:

DIN 4102-1:1998-05 und

DIN 4102-4:1994-03,

DIN EN ISO 11925-2:2011-02

in Verbindung mit Anlage C 3.7 unter

Beachtung von A 2.2.1.2, Tabelle 1.2.1

ÜZ

C 2.12.1.9 Rohre und Formstücke aus

glasfaserverstärktem Polyesterharz

(UP-GFK) für erdverlegte

Abwasserkanäle und -leitungen und für

Anlagen zum Lagern und Abfüllen von

Jauche, Gülle und Silagesickersäften

DIN EN 14364:2013-05

in Verbindung mit

DIN CEN/TS 14632:2012-05

ÜZ

C 2.12.1.10 Einsteig- und Kontrollschächte aus

glasfaserverstärkten duroplastischen

Kunststoffen (GFK) auf der Basis von

Polyesterharz (UP)

DIN EN 15383:2014-02

in Verbindung mit

DIN CEN/TS 14632:2012-05

ÜZ

C 2.12.1.11 Faserzementrohre, -formstücke für

Hausentwässerungssysteme

DIN EN 12763:2000-10

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.1.5

ÜZ



Fassung 2018 - gültig bis 31.12.2022

Teil

Lfd. Nr. Bauprodukt Technische Regeln/Ausgabe

Überein-

stimmungs-

bestätigung

1 2 3 4

Seite 117 von 174

C 2.12.1.12 Faserzement-Rohre und -Formstücke für

Abwasserkanäle

DIN EN 588-1:1996-11

Zusätzlich gilt:

DIN 19850-1:1996-11 und

Anlagen C 2.1.5 und C 2.12.3

ÜZ

C 2.12.1.13 Faserzementschächte für erdverlegte

Abwasserkanäle und -leitungen

DIN 19850-3:1990-11

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.1.6

ÜZ

C 2.12.1.14 Kunststoff-Rohrleitungssysteme aus

Polypropylen (PP) zum Ableiten von

Abwasser innerhalb von Gebäuden

DIN EN 1451-1:1999-03

in Verbindung mit

DIN CEN/TS 1451-2:2012-05

Zusätzlich gilt:

DIN 4102-1:1998-05 und

DIN 4102-4:1994-03,

DIN EN ISO 11925-2:2011-02

in Verbindung mit Anlage C 3.7 unter

Beachtung von A 2.2.1.2, Tabelle 1.2.1

ÜZ

C 2.12.1.15 Kunststoff-Rohrleitungssysteme aus

Acrylnitril-Butadienstyrol (ABS) zum

Ableiten von Abwasser innerhalb von

Gebäuden

DIN EN 1455-1:1999-12

in Verbindung mit

DIN CEN/TS 1455-2:2012-09

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.12.1 und

DIN 4102-1:1998-05 und

DIN 4102-4:1994-03,

DIN EN ISO 11925-2:2011-02

in Verbindung mit Anlage C 3.7 unter

Beachtung von A 2.2.1.2, Tabelle 1.2.1

ÜZ

C 2.12.1.16 Kunststoff-Rohrleitungssysteme aus

Styrol-Copolymer-Blends (SAN+PVC)

zum Ableiten von Abwasser innerhalb

von Gebäuden

DIN EN 1565-1:1999-12

in Verbindung mit

DIN CEN/TS 1565-2:2012-09

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.12.1 und

DIN 4102-1:1998-05 und

DIN 4102-4:1994-03,

DIN EN ISO 11925-2:2011-02

in Verbindung mit Anlage C 3.7 unter

Beachtung von A 2.2.1.2, Tabelle 1.2.1

ÜZ

C 2.12.1.17 Kunststoff-Rohrleitungssysteme mit

Rohren mit profilierter Wandung und

glatten Rohroberflächen aus

weichmacherfreiem Polyvinylchlorid

(PVC-U) zum Ableiten von Abwasser

innerhalb von Gebäuden

DIN EN 1453-1:2000-03

in Verbindung mit

DIN 19531-10:1999-12

Zusätzlich gilt:

DIN 4102-1:1998-05,

DIN EN ISO 11925-2:2011-02

in Verbindung mit Anlage C 3.7 unter

Beachtung von A 2.2.1.2, Tabelle 1.2.1

ÜZ

C 2.12.1.18 Abwasserrohre und Formstücke aus

Polypropylen für erdverlegte

Abwasserkanäle und -leitungen

DIN EN 1852-1:2009-07

in Verbindung mit

DIN SPEC 1020:2009-08

ÜZ

C 2.12.1.19 Kunststoff-Rohrleitungssysteme aus

Polypropylen mit mineralischen Additiven

(PP-MD) zum Ableiten von Abwasser

außerhalb von Gebäuden

DIN EN 14758-1:2012-05

in Verbindung mit

DIN CEN/TS 14758-2:2007-10

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.12.4

ÜZ



Fassung 2018 - gültig bis 31.12.2022

Teil

Lfd. Nr. Bauprodukt Technische Regeln/Ausgabe

Überein-

stimmungs-

bestätigung

1 2 3 4

Seite 118 von 174

C 2.12.1.20 Kunststoff-Rohrleitungssysteme für

drucklose erdverlegte Abwasserkanäle

und -leitungen mit profilierter Wandung

aus Polyvinylchlorid (PVC-U),

Polypropylen (PP) und Polyethylen (PE)

- Rohre und Formstücke mit glatter

Innen- und Außenfläche, Rohrtyp A -

DIN EN 13476-2:2007-08

in Verbindung mit

DIN CEN/TS 13476-4:2013-07

ÜZ

C 2.12.1.21 Kunststoff-Rohrleitungssysteme für

drucklose erdverlegte Abwasserkanäle

und -leitungen mit profilierter Wandung

aus Polyvinylchlorid (PVC-U),

Polypropylen (PP) und Polyethylen (PE)

- Rohre und Formstücke mit glatter

Innen- und profilierter Außenfläche,

Rohrtyp B -

DIN EN 13476-3:2009-04

in Verbindung mit

DIN CEN/TS 13476-4:2013-07

ÜZ

C 2.12.1.22 Rohre und Formstücke aus

Polyesterharzformstoff für erdverlegte

Abwasserkanäle und -leitungen

DIN EN 14636-1:2010-04

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.12.5

ÜZ

C 2.12.1.23 Einsteig- und Kontrollschächte aus

Polyesterharzformstoff für erdverlegte

Abwasserkanäle und -leitungen

DIN EN 14636-2:2010-04

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.12.5

ÜZ

C 2.12.1.24 Halbzeuge für das Close-Fit-Lining zur

Renovierung von erdverlegten

Entwässerungsnetzen

(Freispiegelleitungen)

DIN EN ISO 11296-3:2011-07

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.12.6

ÜZ

C 2.12.1.25 Halbzeuge für das vor Ort härtende

Schlauch-Lining zur Renovierung von

erdverlegten Entwässerungsnetzen

(Freispiegelleitungen)

DIN EN ISO 11296-4:2011-07

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.12.6

ÜZ

C 2.12.1.26 Halbzeuge für das Wickelrohr-Lining zur

Renovierung von erdverlegten

Entwässerungsnetzen

(Freispiegelleitungen)

DIN EN ISO 11296-7:2013-05

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.12.6

ÜZ

C 2.12.1.27 Halbzeuge für das Lining mit fest

verankerten Kunststoffauskleidungen zur

Renovierung von erdverlegten

Entwässerungsnetzen

(Freispiegelleitungen)

DIN EN 16506:2014-12

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.12.6

ÜZ

C 2.12.2Sanitärausstattungsgegenstände und Absperreinrichtungen

C 2.12.2.1 Ablaufgarnituren für

Sanitärausstattungsgegenstände

DIN EN 274-1, -2, -3:2002-05

mit Ausnahme der Bestimmungen für die

Fremdüberwachung

ÜHP

C 2.12.2.2 Urinalanschlussstücke DIN 1380:2001-05 ÜHP
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C 2.12.2.3 Klosettanschlussstücke DIN 1389:2001-05 ÜHP

C 2.12.2.4 Geruchsverschlüsse für besondere

Verwendungszwecke

DIN 19541:2004-12

mit Ausnahme der Bestimmungen für die

Fremdüberwachung

ÜHP

C 2.12.2.5 Abläufe für Gebäude DIN EN 1253-1:2003-09

Zusätzlich gilt:

DIN EN 1253-4:2000-02

ÜHP

C 2.12.2.6 Abläufe mit Leichtflüssigkeitssperren DIN EN 1253-5:2004-03

in Verbindung mit

DIN EN 1253-3:1999-06

mit Ausnahme der Bestimmungen für die

Fremdüberwachung

Zusätzlich gilt:

DIN 4102-1:1998-05 und

DIN 4102-4:1994-03,

DIN EN ISO 11925-2:2011-02

in Verbindung mit Anlage C 3.7 unter

Beachtung von A 2.2.1.2, Tabelle 1.2.1

ÜHP

C 2.13 Technische Gebäudeausrüstung

C 2.13.1 Wärmepumpen4, elektr. DIN V 4701-10:2003-08

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.13.1

ÜHP

C 2.13.2 Thermische Solaranlagen, vorgefertigte

Anlagen und Teilanlagen4

DIN V 4701-10:2003-08

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.13.2

ÜHP

C 2.13.3 Solarkollektoren4 DIN V 4701-10:2003-08

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.13.3

ÜHP

C 2.13.4 Solarspeicher4 DIN V 4701-10:2003-08

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.13.4

ÜHP

C 2.13.5 Trinkwasserspeicher4, direkt/indirekt

(elektr./Gas) beheizte und Pufferspeicher

DIN V 4701-10:2003-08

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.13.5

ÜHP

C 2.13.6 Lüftungsgeräte nach DIN 4719 Anlage C 2.6.4 -

C 2.14 Feuerungsanlagen

C 2.14.1Feuerstätten und Feuerungseinrichtungen

C 2.14.1.1 Ölheizeinsätze mit

Verdampfungsbrennern

DIN 4731:1989-07

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.14.1

ÜHP

C 2.14.1.2 Ölherde mit Verdampfungsbrennern DIN 4732:1990-01

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.14.1

ÜHP
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C 2.14.1.3 Öl-Speicher-Wasserheizer mit

Verdampfungsbrennern

DIN 4733:1990-01

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.14.1

ÜHP

C 2.14.1.4 Speicher-Kohle-Wasserheizer DIN 18889:1956-11

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.14.1

ÜHP

C 2.14.1.5 Raumluftunabhängige Feuerstätten nach

DIN 18897

Anlage C 2.6.4 -

C 2.14.1.6 Öl- und gasbefeuerte Feuerstätten4

4 bis max. 400 kW

DIN V 4701-10:2003-08

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.14.2

ÜHP

C 2.14.1.7 Öl- und gasbefeuerte Feuerstätten4

< 4 kW und > 400 kW

DIN V 4701-10:2003-08

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.14.3

ÜHP

C 2.14.1.8 Heizkessel mit motorischem Antrieb für

feste Brennstoffe4

DIN V 4701-10:2003-08 ÜHP

C 2.14.1.9 Heizkessel ohne motorischen Antrieb für

feste Brennstoffe

DIN EN 303-5:2012-10

und für die energetischen Kennwerte

DIN V 4701-10:2003-084

ÜHP

C 2.14.2Abgasanlagen

C 2.14.2.1 Nebenluftvorrichtungen für

Hausschornsteine ohne motorischen

Antrieb

DIN 4795:1991-04 ÜHP

C 2.14.2.2 Elastomere Dichtungen für

Abgasanlagen

DIN EN 14241-1:2013-11

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.14.4,

DIN 4102-1:1998-05,

DIN EN ISO 11925-2:2011-02

in Verbindung mit Anlage C 3.7 unter

Beachtung von A 2.2.1.2, Tabelle 1.2.1

ÜZ
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C 2.15 Bauprodukte für ortsfest verwendete Anlagen zum Lagern, Abfüllen und Umschlagen von

wassergefährdenden Stoffen

C 2.15.1 Liegende Behälter (Tanks) aus Stahl,

einwandig, für die unterirdische

Lagerung wassergefährdender

Flüssigkeiten

DIN 6608-1:1989-09

Zusätzlich gilt:

Anlagen C 2.15.1, C 2.15.2 und C 2.15.3

ÜZ

C 2.15.2 Liegende Behälter (Tanks) aus Stahl,

doppelwandig, für die unterirdische

Lagerung wassergefährdender

Flüssigkeiten

DIN 6608-2:1989-09

Zusätzlich gilt:

Anlagen C 2.15.1, C 2.15.2 und C 2.15.3

ÜZ

C 2.15.3 Liegende zylindrische ein- und

doppelwandige Behälter (Tanks) aus

Stahl zur oberirdischen Lagerung

wassergefährdender Flüssigkeiten, die

nicht flüssige Brennstoffe zur

energetischen Versorgung von Heiz- und

Kühlanlagen für Gebäude sind, bzw. zur

Lagerung von wassergefährdenden

Brennstoffen mit Dichten > 1,0 kg/l

und/oder Flammpunkten ≤ 55 °C zur 

energetischen Versorgung von Heiz- und

Kühlanlagen für Gebäude

DIN 6616:1989-09

Zusätzlich gilt:

Anlagen C 2.15.3 und C 2.15.4

ÜZ

C 2.15.4 Stehende Behälter (Tanks) aus Stahl,

einwandig, mit weniger als 1000 Liter

Volumen für die oberirdische Lagerung

wassergefährdender Flüssigkeiten

DIN 6623-1:1989-09

Zusätzlich gilt:

Anlagen C 2.15.1, C 2.15.3 und C 2.15.5

ÜZ

C 2.15.5 Stehende Behälter (Tanks) aus Stahl,

doppelwandig, mit weniger als

1000 Liter Volumen für die oberirdische

Lagerung wassergefährdender

Flüssigkeiten

DIN 6623-2:1989-09

Zusätzlich gilt:

Anlagen C 2.15.1, C 2.15.3 und C 2.15.5

ÜZ

C 2.15.6 Liegende Behälter (Tanks) aus Stahl von

1000 bis 5000 Liter Volumen, einwandig,

für die oberirdische Lagerung

wassergefährdender Flüssigkeiten

DIN 6624-1:1989-09

Zusätzlich gilt:

Anlagen C 2.15.1, C 2.15.3 und C 2.15.5

ÜZ

C 2.15.7 Liegende Behälter (Tanks) aus Stahl von

1000 bis 5000 Liter Volumen,

doppelwandig, für die oberirdische

Lagerung wassergefährdender

Flüssigkeiten

DIN 6624-2:1989-09

Zusätzlich gilt:

Anlagen C 2.15.1, C 2.15.3 und C 2.15.5

ÜZ

C 2.15.8 Einwandige vorgefertigte Behälter mit

ebenen Wänden und Böden für

die oberirdische Lagerung von

wassergefährdenden Flüssigkeiten mit

Flammpunkten > 55°C

DIN 6625-1, -2:2013-06

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.15.6

ÜZ
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C 2.15.9 Als Sammel- oder Entnahmebehälter

verwendete, einwandige

Transportbehälter, die nach den

verkehrsrechtlichen Vorschriften für die

Beförderung gefährlicher Güter

baumusterzugelassen sind

TRbF 20 (2001-04), Anhang J

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.15.7

ÜH

C 2.15.10 Als Sammel- oder Entnahmebehälter

verwendete, einwandige

Transportbehälter aus metallischen

Werkstoffen, die nicht nach den

verkehrsrechtlichen Vorschriften für die

Beförderung gefährlicher Güter

baumusterzugelassen sind

TRbF 20 (2001-04), Anhang J

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.15.8

ÜZ

C 2.15.11 Als ortsfeste Lagerbehälter verwendete,

einwandige Transportbehälter aus

metallischen Werkstoffen, die nach den

verkehrsrechtlichen Vorschriften für die

Beförderung gefährlicher Güter

baumusterzugelassen sind

TRbF 20 (2001-04), Anhang M

für wassergefährdende Flüssigkeiten mit

Flammpunkten ≤ 55°C, 

TRbF 20 (2001-04), Anhang N

für wassergefährdende Flüssigkeiten mit

Flammpunkten > 55°C

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.15.3

ÜH

C 2.15.12 Auffangwannen und -vorrichtungen aus

Stahl mit Rauminhalten bis 1000 l

Richtlinie über die Anforderungen an

Auffangwannen aus Stahl mit einem

Rauminhalt bis 1000 Liter - StawaR -

(September 2011)

ÜHP

C 2.15.13 Einwandige metallische Rohre,

zugehörige Formstücke, Dichtmittel,

Armaturen für Rohrleitungen in Anlagen

zur Lagerung wassergefährdender

Flüssigkeiten mit Ausnahme der Bauteile

für Ölversorgungsanlagen für Ölbrenner

TRbF 50 (2002-06), Anhang A

Zusätzlich gilt:

Anlagen C 2.15.3, C 2.15.9 und

C 2.15.10

ÜH

C 2.15.14 Stehende vorgefertigte zylindrische

Behälter aus metallischen Werkstoffen

mit flachem Boden und festem Dach zur

oberirdischen Lagerung von

Flüssigkeiten oder von gekühlten Gasen

DIN 4119-1:1979-06 und

DIN 4119-2:1980-02

in Verbindung mit der

Anpassungsrichtlinie Stahlbau (1998-10)

mit Änderung und Ergänzung (2001-12)

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.15.3

ÜZ

C 2.15.15 Betonschalungssteine für Gärfuttersilos

und Güllebehälter in Biogas-Lager- und

Abfüllanlagen

DIN 11622-22:2015-09

Zusätzlich gilt:

Anlagen C 2.1.5 und C 2.1.6

ÜZ
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C 2.15.16 Beton als Abdichtungsmittel für

Auffangräume und Flächen

DIN 1045-2:2008-08

in Verbindung mit

DIN EN 206-1:2001-07,

DIN EN 206-1/A1:2004-10,

DIN EN 206-1/A2:2005-09

Zusätzlich gilt:

DIN 1045-3:2012-03 in Verbindung mit

DIN EN 13670:2011-03,

DAfStb-Richtlinie „Betonbau beim

Umgang mit wassergefährdenden

Stoffen (BUmwS)“, Teil 2 (2011-03),

DAfStb-Richtlinie Stahlfaserbeton

(2012-11) und Anlage C 2.15.11

ÜZ

C 2.15.17 Domschächte aus Stahl DIN 6626:1989-09 ÜHP

C 2.15.18 Domschachtkragen aus Stahl für

gemauerte Domschächte

DIN 6627:1989-09 ÜHP

C 2.15.19 Fugenbleche zur Abdichtung von

Arbeits- und Bewegungsfugen in

Ortbetondichtkonstruktionen

DAfStb-Richtlinie Betonbau beim

Umgang mit wassergefährdenden

Stoffen (BUmwS) (2011-03), Teil 1

Abschnitte 7.3.3 (1) bis (3) und (6) bis

(12), Teil 2 Abschnitt 3.4 (1) und (5)

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.15.12

ÜH

C 2.15.20 Schläuche, zugehörige Formstücke,

Dichtmittel, Armaturen für Leitungen in

Anlagen zum Lagern, Abfüllen und

Umschlagen wassergefährdender Stoffe

TRbF 50 (2002-06), Anhang B

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.15.9

ÜH

C 2.15.21 Als Sammelbehälter für Altöle und

sonstige Abfallstoffe verwendete,

einwandige Transportbehälter aus

metallischen Werkstoffen, die nach den

verkehrsrechtlichen Vorschriften für die

Beförderung gefährlicher Güter

baumusterzugelassen sind

TRbF 20 (2001-04), Anhang K ÜH

C 2.15.22 Ölförderungsaggregate, Regel- und

Sicherheitseinrichtungen für

Ölversorgungsanlagen für Ölbrenner

DIN EN 12514-1:2000-05

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.15.13

ÜHP

C 2.15.23 Bauelemente, Armaturen, Leitungen,

Filter, Heizölentlüfter, Zähler für

Ölversorgungsanlagen für Ölbrenner

DIN EN 12514-2:2000-05

Zusätzlich gilt:

Anlagen C 2.15.13 und C 2.15.14

ÜHP

C 2.15.24 Leckdetektoren für Unter- und

Überdrucksysteme zur Lagerung

wassergefährdender Flüssigkeiten9

Anlage C 2.15.15 ÜHP

C 2.15.25 Leckdetektoren für Flüssigkeitssysteme

zur Lagerung wassergefährdender

Flüssigkeiten9

Anlage C 2.15.16 ÜHP
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C 2.16 Gerüstbauteile

C 2.16.1 Baustützen aus Stahl mit

Ausziehvorrichtung mit rechnerisch

ermittelter Tragfähigkeit

DIN EN 1065:1998-12

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.16.1

ÜZ

C 2.16.2 Systemunabhängige Stahlrohre für die

Verwendung in Trag- und

Arbeitsgerüsten

DIN EN 39:2001-11

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.16.2

ÜHP

C 2.16.3 Leichte Gerüstspindeln DIN 4425:1990-11

mit Ausnahme der Bestimmungen für die

Fremdüberwachung

Zusätzlich gilt:

Anlagen C 2.16.2 und C 2.16.3

ÜHP

C 2.16.4 Kupplungen DIN EN 74-1:2005-12

Zusätzlich gilt:

Anlagen C 2.16.2 und C 2.16.4

ÜZ

C 2.16.5 Geschweißte kreisförmige Rohre aus

unlegierten Stählen zur Verwendung bei

Traggerüsten

DIN 1626:1984-10

Zusätzlich gilt:

Anlagen C 2.4.2, C 2.4.3, C 2.16.2 und

C 2.16.5

ÜHP

C 2.16.6 Gerüstbretter und -bohlen aus Holz zur

Verwendung in Schutzgerüsten

DIN 4420-1:2004-03

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.16.2

ÜH

C 2.16.7 Vorgefertigte Gerüstbauteile aus Stahl,

Aluminium und Holz

DIN EN 12812:2008-12

Zusätzlich gilt:

Anlagen C 2.16.2 und C 2.16.6

ÜH

C 2.16.8 Warmgewalzte nahtlose Stahlrohre aus

unlegierten Stählen für die Verwendung

bei Traggerüsten

DIN 1629:1984-10

Zusätzlich gilt:

Anlagen C 2.4.2, C 2.4.3, C 2.16.2 und

C 2.16.7

ÜHP

C 2.16.9 Erzeugnisse aus Stahlguss zur

Verwendung bei Traggerüsten

DIN EN 10293:2015-04

Zusätzlich gilt:

Anlagen C 2.4.2, C 2.16.2 und C 2.16.8

ÜHP

C 2.16.10 Industriell gefertigte Schalungsträger aus

Holz

DIN EN 13377:2002-11

in Verbindung mit

DIN 20000-2:2013-12

ÜZ

C 2.16.11 Fußplatten und Zentrierbolzen DIN EN 74-3:2007-07 und

DIN EN 74-3/Berichtigung 1:2007-10

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.16.2

ÜH
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C 2.16.12 Spezialkupplungen DIN EN 74-2:2009-01

Zusätzlich gilt:

Anlagen C 2.16.2, C 2.16.9 und

C 2.16.10

ÜZ

C 2.16.13 Baustützen aus Aluminium mit

Ausziehvorrichtung

DIN EN 16031:2012-09

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.16.10

ÜZ

C 2.16.14 Tragwerke aus Vollholz aus Nadelholz

mit Nagelplattenverbindungen

DIN 1052:2008-12 und

DIN 1052/Berichtigung 1:2010-05

ÜZ,

gilt auch für

Nichtserien-

fertigung

C 2.16.15 Vorgefertigte Gerüstbauteile aus Stahl,

Aluminium und Holz, mit Ausnahme von

Grundbauteilen, Durchstiegstafeln und

Belägen von Konsolen

DIN EN 12811-1:2004-03

Zusätzlich gilt:

Anlage C 2.16.11

ÜZ

C 2.16.16 Gussstücke aus unlegiertem und

niedriglegiertem Gusseisen mit

Kugelgraphit zur Verwendung bei

Traggerüsten

DIN EN 1563:2003-02

Zusätzlich gilt:

Anlagen C 2.4.2, C 2.16.2 und C 2.16.12

ÜHP

C 2.16.17 Tempergussstücke zur Verwendung bei

Traggerüsten

DIN EN 1562:2006-08

mit Ausnahme der Bestimmungen des

Anhangs ZA

Zusätzlich gilt:

Anlagen C 2.4.2, C 2.16.2 und C 2.16.13

ÜHP
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Anlage C 2.1.1

Der Hersteller hat der Zertifizierungsstelle die Art und den prozentualen Anteil der (Zement) Zusätze nach

DIN 1164-11:2003-11, Abschnitt 5 anzugeben.

Anlage C 2.1.2

Beton für tausalzbeanspruchte Kappen an Brücken darf in der Expositionsklasse XD3 abweichend von

DIN 1045-2:2008-08, Anhang F, Tabelle F.2.1 mit einem höchstzulässigen w/z-Wert von 0,50 hergestellt werden.

Abweichend von Tabelle F.2.1 und Tabelle F.2.2 beträgt in den Expositionsklassen XD3 und XF4 die

Mindestdruckfestigkeitsklasse des Luftporenbetons C25/30 nach 28 Tagen.

Für Bauteile von Straßenbrücken, Tunneln und Trögen beträgt in den Expositionsklassen XD2, XS2, XF2, XF3

oder XA2 abweichend von DIN 1045-2:2008-08, Abschnitt 5.3, Tabellen F.2.1 und F.2.2 die Mindest-

druckfestigkeitsklasse des Betons C30/37 nach 28 Tagen.

Anlage C 2.1.3

1 Zu DIN 1045-2:2008-08

1.1 Abschnitt 5.1.2:

Es ist zu ändern: „Als geeignet gelten Zemente nach DIN EN 197-1, DIN 1164-10, DIN 1164-11, DIN 1164-12 und

DIN EN 14216.“

1.2 Abschnitt 5.1.6:

Es ist zu ergänzen: „Für Hüttensandmehl nach DIN EN 15167-1 gilt die Eignung als Zusatzstoff Typ II als

nachgewiesen.“

1.3 Abschnitt 5.2.3.4:

Es ist zu ergänzen: „Die Alkaliempfindlichkeitsklasse nach der Alkali-Richtlinie des DAfStb der Gesteinskörnung

nach DIN EN 12620 kann der Leistungserklärung entnommen werden.“

1.4 Abschnitt 5.2.3.5:

Der Absatz wird ersetzt durch: „Für die Verwendung von rezyklierten Gesteinskörnungen nach

DIN EN 12620:2008-07 ist die DAfStb-Richtlinie „Beton nach DIN EN 206-1 und DIN 1045-2 mit rezyklierten

Gesteinskörnungen nach DIN EN 12620“ zu beachten.“

1.5 Abschnitt 5.2.5.1:

Es ist zu ergänzen: „Die Eignung des k-Wert-Ansatzes gilt für Hüttensandmehl als nachgewiesen.“

Hinter dem 8. Absatz ist zu ergänzen: „Es dürfen nur Silikastäube mit einem Gehalt an Siliziumdioxid der Klasse 1

verwendet werden.“

1.6 Abschnitt 5.2.5.2.1:

Es ist zu ergänzen: „Für die Anwendung des k-Wert-Ansatzes auf Hüttensandmehl gelten sinngemäß die

Festlegungen von DIN 1045-2, 5.2.5.2.2 für Flugasche. Die Absenkung des Mindestzementgehaltes und die

Anrechnung auf den Wasserzementwert sind für die Expositionsklassen XF2 und XF4 nicht zulässig.

Die gleichzeitige Verwendung von Hüttensandmehl und Flugasche und/oder Silikastaub ist nicht zulässig.“

1.7 Abschnitt 5.2.5.2.2:

Es ist zu ergänzen: „Für die Höchstmenge Hüttensandmehl h, die auf den Wasserzementwert angerechnet

werden darf, kann bei allen Zementen gemäß 5.2.5.2.2 die Bedingung h/z ≤ 0,33 in Massenanteilen angewendet

werden.

Bei Zementen mit dem Hauptbestandteil D darf eine über h/z = 0,15 hinausgehende Menge Hüttensandmehl

verwendet werden.
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Die Regelungen in 5.2.5.2.2 für Flugasche zur Herstellung von Beton mit hohem Sulfatwiderstand dürfen für

Hüttensandmehl nicht angewendet werden.“

Es ist zu ändern: „ANMERKUNG: Die Anforderungen an HS-Zemente sind für CEM I-SR 0, CEM I-SR 3,

CEM III/B-SR und CEM III/C-SR nach DIN EN 197-1:2011-11 erfüllt.“

Es ist zu ergänzen: „Die Regelungen in 5.3.4 für die Verwendung von Flugasche in Unterwasserbeton gelten

nicht für Hüttensandmehl.“

1.8 Tabelle F.3.1

Tabellenüberschrift:

Es ist zu ändern: „Anwendungsbereiche für Zemente nach DIN EN 197-1, DIN 1164-11, DIN 1164-12 und FE-

Zemente sowie CEM I-SE und CEM II-SE nach DIN 1164-11 zur Herstellung von Beton nach DIN 1045-2“

Fußnote d:

Es ist zu ändern: „ANMERKUNG: Die Anforderungen an HS-Zemente sind für CEM I-SR 0, CEM I-SR 3,

CEM III/B-SR und CEM III/C-SR nach DIN EN 197-1:2011-11 erfüllt.“

2 Zur Alkali-Richtlinie – AlkR – (2013-10)

Abschnitt 7.1.1:

Es ist zu ergänzen: „Für Zement mit niedrigem wirksamen Alkaligehalt (NA-Zement) ist die Übereinstimmung mit

DIN 1164-10 vom Hersteller zu erklären.“

Anlage C 2.1.4

Bei der Anwendung der technischen Regeln ist Folgendes zu beachten:

1 Die Spannglieder dürfen mit einem Einpressmörtel bestehend aus Portlandzement CEM I nach

DIN EN 197-1:2011-11 oder nach DIN 1164-10:2013-03, Wasser und einer Einpresshilfe nach

DIN EN 934-4:2009-09 oder mit allgemeiner bauaufsichtlicher Zulassung verpresst werden. Die Verwendung von

Einpresshilfen muss DIN V 20000-101:2002-11 entsprechen. Das Korrosionsverhalten darf alternativ zu

DIN V 20000-101:2002-11, Abschnitt 7, auch nach DIN EN 934-1 nachgewiesen sein. Die Verwendung anderer

Einpressmörtel bedarf der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung.

2 Zu DIN EN 445:1996-07

2.1 Abschnitt 2:

Es ist mit letztem Ausgabedatum zu zitieren „DIN EN 196-1:2005-05“.

2.2 Abschnitt 3.2.2.3:

Der letzte Satz „Es sind zwei ... durchzuführen.“ ist durch folgende Sätze zu ersetzen: „Es sind drei Prüfungen

durchzuführen; die erste Prüfung ist unmittelbar nach dem Mischen des Einpressmörtels und die verbleibenden

zwei Prüfungen 30 min nach dem Mischen des Einpressmörtels durchzuführen. Während der Durchführung der

Prüfungen ist der Einpressmörtel in Bewegung zu halten.“

2.3 Abschnitt 3.4.2.3:

Statt „(siehe 3.4)“ ist „(siehe 3.3.3)“ zu schreiben.

2.4 Abschnitt 3.4.3:

Statt „Gefäßverfahren“ ist „Dosenverfahren“ zu schreiben. Entsprechend sind in den Unterabschnitten bei

„Behältern“ immer „Dosen“ gemeint. In den Unterabschnitten ist statt „Messschieber“ immer „Tiefenmesser“ zu

schreiben.

2.5 Abschnitt 3.4.3.2:

Unter a) sind im ersten Absatz die ersten beiden Sätze durch folgende Fassung zu ersetzen: „Die erste Messung

ist unmittelbar nach dem Füllen der Dosen mit Einpressmörtel durchzuführen, indem der Abstand zwischen der

Oberfläche des Einpressmörtels und dem oberen Rand der Dose mit der Abdeckplatte auf der Dose an
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mindestens sechs Stellen mit dem Tiefenmesser oder mit anderen Messvorrichtungen abzulesen ist. Die

Markierung auf der Abdeckplatte muss mit der Markierung am Rand der Dose übereinstimmen (Referenzpunkt).“

Unter a) ist der zweite Absatz durch die folgende Fassung zu ersetzen: „Bei der zweiten Messung wird der

Abstand zwischen der festen Oberfläche des Einpressmörtels und dem oberen Rand des Behälters an denselben

sechs Messstellen der ersten Messung und mit demselben Messverfahren gemessen.“

Unter a) ist am Ende „(siehe 3.6)“ zu streichen.

2.6 Abschnitt 3.5.1.2:

„b)...“ ist durch folgende Fassung zu ersetzen: „b) Einrichtungen für die Lagerung gemäß Abschnitt 4.1 von

DIN EN 196-1“.

2.7 Abschnitt 3.5.1.3.1:

Der dritte Absatz ist am Ende zu ergänzen: „Dann sind die Proben mit einer Glasplatte abzudecken.“

3 Zu DIN EN 446:1996-07

3.1 Abschnitt 0:

Statt „Anforderungen an den Einpressmörtel“ ist „Anforderungen an das Einpressen mit Einpressmörtel“ und statt

„Eurocode 2“ ist „DIN ENV 1992-1-1“ zu schreiben.

3.2 Abschnitt 3:

Die in den Unterabschnitten 3.2 und 3.3 angegebenen Definitionen der Einpressvorgänge sind durch die folgende

Fassung zu ersetzen:

„3.2 Nachpressen: Zusätzliches Einpressen, um Luft- oder Wasserblasen durch Einpressmörtel in den

Spannkanälen zu ersetzen, bevor der ursprüngliche Einpressmörtel erhärtet ist.

3.3 Nachverfüllen: Zusätzliches Einpressen, um Luft- oder Wasserblasen durch Einpressmörtel in den

Spannkanälen zu ersetzen, nachdem der ursprüngliche Einpressmörtel erhärtet ist.“

3.3 Abschnitt 4:

Zu Abschnitt 4 ist klarzustellen: „Die Vorprüfung nach DIN EN 446:1996-07, Abschnitt 4, gilt für die Stoffe nach

DIN EN 447:1996-07, Abschnitt 4, bauaufsichtlich als erfüllt, wenn die Stoffe den in Abschnitt C 2 angegebenen

technischen Regeln entsprechen oder bei wesentlichen Abweichungen der geforderte Verwendbarkeitsnachweis

vorliegt und für sie der Übereinstimmungsnachweis geführt wurde.“

3.4 Abschnitt 7.3:

Statt „Verpress- und Nachverpressverfahren“ ist zu schreiben „Verfahren beim Einpressen und Nachpressen“.

3.5 Abschnitt 7.6:

Es ist zu streichen: „ohne Abbindeverzögerer“.

3.6 Abschnitt 7.8:

Statt „Nacheinspritzen“ und „Nacheinpressen“ ist in der Überschrift und im Text „Nachpressen“ zu schreiben.

3.7 Abschnitt 7.9:

Statt „Nachpressen“ ist in der Überschrift und im Text „Nachverfüllen“ und statt „bilden“ ist im ersten Satz des

Textes „gebildet haben“ zu schreiben.

3.8 Abschnitt 8.1:

Nach dem ersten Spiegelstrich ist „Abnehmer“ durch „Auftraggeber“ zu ersetzen und nach dem zweiten

Spiegelstrich ist der zweite Satz durch folgende Fassung zu ersetzen: „Die zuständige Stelle darf zusätzliche

Überprüfungen fordern.“

3.9 Abschnitt 8.4:

Im Text nach „Wasserabsonderung:“ ist ergänzt zu schreiben: „...Fließvermögen des Einpressmörtels dort den

Anforderungen...“.

Statt „Einpressung“ ist „Auftrag zum Einpressen“ zu schreiben.
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4 Zu DIN EN 447:1996-07

4.1 Abschnitt 0:

Im zweitem Absatz ist vor den Spiegelstrichen „vor allem“ zu streichen.

4.2 Tabelle 1:

Die Tabelle 1 ist durch folgende Fassung zu ersetzen:

Prüfverfahren

nach DIN EN 445

Unmittelbar nach dem

Mischen

Zeit (in s)

30 Minuten nach dem

Mischen1) oder nach dem

Einpressen

Zeit (in s)

an der

Austrittsöffnung des

Hüllrohrs

Zeit (in s)

Eintauchversuch ≥ 30 ≤ 80 (200)2) ≥ 30

Trichterverfahren ≤ 25 (50)2) ≤ 25 (50)2) ≥ 10
1 Die Mischzeit ist zu messen, wenn sich alle erforderlichen Stoffmengen im Mischer befinden.
2 Für Einpressmörtel, die in gewissen Mischern mit hoher Rührwerksgeschwindigkeit vorbereitet werden, dürfen die

oben in Tabelle 1 angegebenen Grenzen bis 200 s beim Eintauchversuch und bis 50 s beim Trichterverfahren
erhöht werden. Der Mischer und diese Grenzwerte müssen mit der zuständigen Behörde vereinbart werden.

4.3 Abschnitt 4.2:

In der Anmerkung 2 ist statt „Hochofenschlacke“ „Hüttensand“ zu schreiben.

4.4 Abschnitt 4.4:

Abweichend von Abschnitt 4.4 dürfen nur für Einpressmörtel zugelassene Zusatzmittel (Einpresshilfen) verwendet

werden.

4.5 Abschnitt 5.2:

Im zweiten Satz ist statt „den Abschnitten 3.2 und 3.3“ zu schreiben „Abschnitt 3.2“.

Die Prüfung des Fließvermögens darf abweichend von Abschnitt 5.2 für Einpressmörtel mit Einpresshilfen nur mit

dem Eintauchversuch nach Abschnitt 3.2.1 der DIN EN 445 durchgeführt werden, da die Grenzwerte nach

Tabelle 1 für den Auslauftrichter für diesen Einpressmörtel nicht gelten. Werden bei der Eignungsprüfung eines

Einpressmörtels mit Einpresshilfen die Grenzwerte für den Auslauftrichter mit dem Eintauchversuch kalibriert, darf

auch nach Abschnitt 3.2.2 der DIN EN 445 mit dem Trichterverfahren gemessen werden. Die ermittelten

Grenzwerte sind anstelle der in Tabelle 1 für das Trichterverfahren angegebenen Werte einzuhalten.

4.6 Abschnitt 5.3:

Es ist auf „Abschnitt 3.3“ statt auf „Abschnitt 3.4“ zu verweisen.

4.7 Abschnitt 5.4:

Es ist auf „Abschnitt 3.4“ statt auf „Abschnitt 3.5 oder 3.6“ zu verweisen. Der letzte Satz ist ergänzt zu schreiben:

„Einpressmörtel mit Treibmitteln dürfen in der Eignungsprüfung keine Volumenverringerung aufweisen.“

4.8 Abschnitt 5.5:

Abweichend von Abschnitt 5.5 darf die Druckfestigkeit von Einpressmörtel mit Einpresshilfen nur an den in

Tabelle 2 angegebenen Zylindern geprüft werden.

4.9 Tabelle 2:

In Tabelle 2 sind die Verweise wie folgt zu ändern:

Auf „Abschnitt 3.5.1“ statt auf „Abschnitt 3.7“,

auf „Abschnitt 3.5.2“ statt auf „Abschnitt 3.8“ und

in der Fußnote 1) auf „Abschnitt 3.5.2“ statt auf „Abschnitt 3.6“.

4.10 Abschnitt 6:

Abweichend von Abschnitt 6 wird die Mischzeit auf 4 min begrenzt.
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Anlage C 2.1.5

Tabelle: Verwendung von Zement nach EN 197-1:20111

Die Norm DIN 1164-1:1994-10 wurde durch die Europäische Norm EN 197-1:20111 sowie die Norm

DIN 1164-10:2013-03 ersetzt. Soweit in den technischen Regeln der Verwaltungsvorschrift Technische

Baubestimmungen Bezug auf DIN 1164 (frühere Ausgaben) genommen wird, sind Zemente nach

EN 197-1:20111 nach folgender Tabelle verwendbar. Verwendungsbeschränkungen in den technischen Regeln

bleiben unberührt.

Lfd.

Nr.
Technische Regel Verwendbare Zemente (Zementart) nach EN 197-1:20111

1 2 3 4

1 DIN EN 447 1996-07 CEM I

2 DIN EN 588-1 1996-11 Entsprechend den Verwendungsregeln für die

Expositionsklasse XF 1 in DIN 1045-2:2008-08

3 DIN 4166 1997-10 Alle

4 DIN 18148 2000-10 Alle

5 DIN 18162 2000-10

6 DIN EN 12763 2000-10 Wie lfd. Nr. 2

1 In Deutschland umgesetzt durch DIN EN 197-1:2011-11

Tabelle A: Zuordnung der Betoneigenschaften nach DIN 1045:1988-07 zu Beton nach DIN EN 206-12

Lfd. Nr. Abschnitt DIN 1045:1988-07

DIN EN 206-1 bzw.

DIN 1045-2

Expositionsklasse bzw.

Abschnitt

1 2 3 4

1 6.5.5.1 Unbewehrter Beton X0

2 6.5.1, 6.5.5.1 Innenbauteil XC1

3 6.5.1, 6.5.5.1 Außenbauteil XC4/XF1

4 6.5.7.2 Wasserundurchlässiger Beton DIN 1045-2, 5.5.3

5 6.5.7.3 Beton mit hohem Frostwiderstand XC4/XF1

6 6.5.7.4 Beton mit hohem Frost- und Tausalzwiderstand XF4

7 6.5.7.4 Beton mit hohem Frost- und Tausalzwiderstand, sehr

starker Frost-, Tausalzangriff

XF4

8 6.5.7.5 Beton mit hohem Widerstand gegen schwachen

chemischen Angriff

XA1

9 6.5.7.5 Beton mit hohem Widerstand gegen starken

chemischen Angriff

XA2

10 6.5.7.5 Beton mit hohem Widerstand gegen sehr starken

chemischen Angriff

XA2

11 6.5.7.6 Beton mit hohem Verschleißwiderstand XM1

12 6.5.7.7 Beton für hohe Gebrauchstemperaturen bis 250°C DIN 1045-2, 5.3.6

13 6.5.7.8 Beton für Unterwasserschüttung (Unterwasserbeton) DIN 1045-2, 5.3.4

2 Hartz, U.: Neues Normenwerk im Betonbau, veröffentlicht in den DIBt Mitteilungen Nr. 1/2001, S. 2
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Anlage C 2.1.6

Dem Beton dürfen Betonzusatzmittel nur zugegeben werden, wenn deren Verwendbarkeit gemäß

DIN EN 934-2:2012-08 oder durch eine Europäische Technische Zulassung/Bewertung nachgewiesen ist.

Anlage C 2.1.7

Bei der Herstellung von Fertigteilen aus Beton, Stahlbeton und Spannbeton oder Stahlfaserbeton gelten für den

Beton die technischen Regeln der lfd. Nr. C 2.1.4.3.

Anlage C 2.2.1

Verfahren zur Festlegung eines alternativen Bemessungswertes λ der Wärmeleitfähigkeit für Mauerwerk

im Rahmen des Übereinstimmungsnachweises

– Fassung Juli 2003 –

1 Verfahren

Für die Bestimmung von Bemessungswerten λ der Wärmeleitfähigkeit für Mauerwerk eines bestimmten Formats

gelten die Verfahren entsprechend DIN V 4108-4:2004-07, Anhang A, soweit im Folgenden nichts anderes

bestimmt ist.

Ergänzend zu DIN V 4108-4:2004-07, Abschnitt A.3.3 ist bei Probekörpern mit einer Dicke von weniger als

15 mm das Messverfahren nach dem Heizstreifenverfahren gemäß der „DIBt-Richtlinie zur Messung der

Wärmeleitfähigkeit λ10,tr von Mauerstein-Probekörpern“, Fassung Oktober 20021, durchzuführen.

2 Prüfbericht

Im Prüfbericht sind für die Angaben im Übereinstimmungszertifikat aufzuführen:

■ Verfahren zur Bestimmung des Bemessungswertes λ der Wärmeleitfähigkeit für Mauerwerk

■ Steinart nach DIN, Zuschlagsart

■ Format(e), Angaben zum Lochbild und zur Fuge (schematische Darstellung)

■ Rohdichteklasse, Rohdichte des Steinmaterials, Festigkeitsklasse

■ Mörtelart(en)

■ Umrechnungsfaktor Fm

■ Adsorptionsfeuchtegehalt um,80

■ Wärmeleitfähigkeit der Steinmaterialien (λ oder λz,extr. oder λu,extr.) bei Ermittlung nach DIN V 4108-4:2004-07,

Abschnitte A.3 und A.4

■ äquivalente Wärmeleitfähigkeit des Mauerwerks

■ Bemessungswert λ der Wärmeleitfähigkeit für Mauerwerk.

3 Festlegungen für die Überwachung und das Ü-Zeichen

Sofern für Mauersteine bestimmter Rohdichteklassen ein alternativer Bemessungswert λ der Wärmeleitfähigkeit

nach DIN V 4108-4:2004-07, Abschnitte A.2 oder A.3 oder A.4 ermittelt wurde, ist im Ü-Zeichen zusätzlich zur

Kennzeichnung nach der jeweiligen Mauersteinnorm der alternative Bemessungswert „λ = ... W/(m • K)“ als

wesentliches Merkmal anzugeben.

Die Festlegung des Bemessungswertes λ der Wärmeleitfähigkeit für Mauerwerk gilt so lange, wie sie durch

mindestens jährliche Wiederholung der folgenden Messungen überprüft wird:

■ Wärmeleitfähigkeit λ10,tr nach DIN V 4108-4:2004-07, Abschnitt A.2.6, an Wandprobekörpern oder nach

DIN V 4108-4:2004-07, Abschnitt A.3.5, an Steinmaterialien
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■ Adsorptionsfeuchtegehalt nach DIN EN ISO 12571:2000-04 bei von DIN V 4108-4:2004-07 abweichendem

Umrechnungsfaktor Fm (aus z. B. DIN EN ISO 10456:2000-08).

______________________
1 Veröffentlicht in den DIBt Mitteilungen, Nr. 2/2003

Anlage C 2.3.1

Werden Bauprodukte über den Handel an den Verwender geliefert und die gelieferten Bauprodukte beim Händler

geteilt, so sind die Teile durch Beipackzettel, Farbauftrag, Anhängeschilder o. ä. unverwechselbar zu

kennzeichnen. Alle Teilungen sind zu dokumentieren.

Anlage C 2.3.2

Sofern die Norm DIN 1052 mehrere Metallsorten vorsieht, ist bei metallenen Verbindungsmitteln im Ü-Zeichen als

für den Verwendungszweck wesentliches Merkmal auch die Legierung, die Werkstoffnummer, die Stahlgüte oder

die Festigkeitsklasse anzugeben.

Anlage C 2.3.3

Klebstoffe für tragende Holzbauteile müssen für eine Verwendung der verklebten Holzbauteile in Deutschland die

Anforderungen des Klebstofftyps I nach DIN EN 301:2013-12 erfüllen. Für diese Klebstoffe müssen zusätzlich die

Gebrauchseigenschaften nach DIN EN 301:2013-12, Abschnitt 6, ermittelt und dokumentiert sein, wobei die

offene Antrockenzeit nach DIN 68141:2008-01, Abschnitt 3.2.2 zu bestimmen ist.

Im Ü-Zeichen sind darüber hinaus mögliche Anwendungserweiterungen (z. B. Verklebung von Laubholz oder von

chemisch behandeltem Holz) anzugeben.

Anlage C 2.4.1

Die technischen Regeln gelten nur für die den nachstehenden Stahlsorten zugeordneten Werkstoffnummern:

S 235 1.0037, 1.0036, 1.0038, 1.0114,

1.0116, 1.0117, 1.0120, 1.0121,

1.0122, 1.0115, 1.0118, 1.0119

S 275 1.0044, 1.0143, 1.0144, 1.0145,

1.0128, 1.0140, 1.0141, 1.0142

S 355 1.0045, 1.0553, 1.0570, 1.0577,

1.0595, 1.0596, 1.0551, 1.0554,

1.0569, 1.0579, 1.0593, 1.0594

Anlage C 2.4.2

Als wesentliches Merkmal sind im Ü-Zeichen die Werkstoffnummer oder der Kurzname anzugeben.

Wird in Technischen Baubestimmungen eine Prüfbescheinigung nach DIN EN 10204:2005-01 verlangt, ist diese

Prüfbescheinigung dem Lieferschein als Anlage beizufügen und mit dem Ü-Zeichen zu versehen. Sie genügt als

Angabe der wesentlichen Merkmale nach der Übereinstimmungszeichenverordnung.

Werden Metallbauprodukte über den Handel an den Verwender geliefert und die gelieferten Bauprodukte beim

Händler geteilt, so sind die Teile durch Umstempelung, Farbauftrag, Klebezettel oder Anhängeschilder

unverwechselbar zu kennzeichnen. Alle Teilungen sind zu dokumentieren. Bei Metallbauprodukten, die wiederholt

verwendet werden, gilt dies entsprechend.
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Anlage C 2.4.3

Bei planmäßigen Abweichungen von den Nennmaßen der Metallprofile ist im Ü-Zeichen als technische Regel die

Profilnorm mit dem Zusatz „Sonderprofil“ anzugeben. Die in den Profilnormen angegebenen Grenzabmaße und

Formtoleranzen bleiben hiervon unberührt. Die Einhaltung der Grenzabmaße und Formtoleranzen ist in die

werkseigene Produktionskontrolle einzubeziehen.

Anlage C 2.4.4

Die technischen Regeln gelten nur für die Stahlsorten mit den Werkstoffnummern: 1.0254, 1.0256, 1.0421.

Anlage C 2.4.5

Die technischen Regeln gelten für die Stahlsorten nach DIN EN 10250-2:1999-12 mit den Werkstoffnummern:

1.0038, 1.0116, 1.0570 und nach DIN EN 10222-4:2001-12 mit den Werkstoffnummern: 1.0565 und 1.0571.

Anlage C 2.4.6

Die technischen Regeln gelten nur für die Stahlsorten mit den Werkstoffnummern: 1.4301, 1.4435, 1.4539,

1.4541 und 1.4571.

Anlage C 2.4.7

Die technischen Regeln gelten nur für die Stahlsorte mit der Werkstoffnummer: 1.4561.

Anlage C 2.4.8

Wenn Vorprodukte (Blech, Band) mit dem Übereinstimmungsnachweis ÜZ verwendet werden, ist für das

Bauprodukt der Übereinstimmungsnachweis ÜHP ausreichend. In diesem Fall ist beim Ü-Zeichen für das

Bauprodukt auf das Ü-Zeichen des Vorproduktes hinzuweisen.

Anlage C 2.4.9

Die technischen Regeln gelten nur für die Stahlsorte mit der Werkstoffnummer: 1.4878.

Anlage C 2.4.10

Prüfungsumfang und -art bei Nieten im Rahmen der Fremdüberwachung

Zeitpunkt Prüfungsart Prüfungsumfang

Erstprüfung verschärfte Prüfung übliche und besondere Eigenschaften

Fremdüberwachung im 1. Jahr normale Prüfung übliche Eigenschaften

Fremdüberwachung ab 2. Jahr reduzierte Prüfung übliche Eigenschaften

Im Rahmen der Fremdüberwachung werden im Abstand von 6 Monaten Proben so entnommen, dass

wechselweise alle Produktarten geprüft werden.
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Übliche Eigenschaften

Merkmal geprüftes Produkt Charakter des Prüfumfanges

reduziert normal verschärft

L P Pr L P Pr L P Pr

Maße alle 1 x 3 x 1 2 x 3 x 1 4 x 3 x 1

Scherversuch alle 1 x 3 x 1 2 x 3 x 1 4 x 3 x 1

Härteprüfung alle 1 x 3 x 3 2 x 3 x 3 4 x 3 x 3

Kopfschlagzähigkeit alle 1 x 3 x 1 2 x 3 x 1 4 x 3 x 1

Besondere Eigenschaften

Merkmal Charakter des Prüfumfangs verschärft

L P Pr

Schichtdicke 1 x 3 x 3

Zugversuch 1 x 3 x 1

Kerbschlagarbeit 1 x 3 x 1

L = Los
P = Probe
Pr = Prüfung

Anlage C 2.4.11

Prüfungsumfang und -art bei Schrauben und Muttern im Rahmen der Fremdüberwachung

Zeitpunkt Prüfungsart Prüfungsumfang

Erstprüfung verschärfte Prüfung übliche und besondere Eigenschaften

Fremdüberwachung im 1. Jahr normale Prüfung übliche Eigenschaften

Fremdüberwachung ab 2. Jahr reduzierte Prüfung übliche Eigenschaften

Im Rahmen der Fremdüberwachung werden im Abstand von 6 Monaten Proben so entnommen, dass

wechselweise alle Produktarten geprüft werden.

Übliche Eigenschaften

Merkmal geprüftes Produkt Charakter des Prüfumfanges

reduziert normal verschärft

L P Pr L P Pr L P Pr

Maße alle Produkte 1 x 3 x 1 2 x 3 x 1 4 x 3 x 1

Schrägzugversuch oder

Zugversuch an der

Ganzschraube

Schrauben 8.8 und 10.9 1 x 3 x 1 2 x 3 x 1 4 x 3 x 1

Zugversuch an der

abgedrehten Probe
Schrauben 4.6 und 5.6 1 x 3 x 1 2 x 3 x 1 4 x 3 x 1

Prüfkraftversuch alle Muttern 1 x 3 x 1 2 x 3 x 1 4 x 3 x 1

Anziehversuch Garnituren 8.8 und 10.9 1 x 6 x 1 2 x 12 x 1 4 x 12 x 1

Härte HV 30 alle Produkte 1 x 1 x 3 2 x 2 x 3 4 x 2 x 3

Härte HV 0,3 Schrauben 8.8 und 10.9 1 x 1 x 3 2 x 2 x 3 4 x 2 x 3

Schliff (Randzustand) Schrauben 10.9 1 x 1 x 3 2 x 2 x 3 4 x 2 x 3

Schichtdicke alle Produkte 1 x 1 x 3 2 x 2 x 3 4 x 2 x 3
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Besondere Eigenschaften

Merkmal geprüftes Produkt Charakter des Prüfumfangs verschärft

L P Pr

Chemische Zusammensetzung Schrauben und Muttern 2 x 2 x 1

Anlassversuch Schrauben 8.8 und 10.9 4 x 3 x 1

Kerbschlagarbeit Schrauben 4 x 3 x 1

Rissanzeige Schrauben und Muttern 1*) x 100 x 1

+4 x 20 x 1
*) Prüfungsumfang bei einem beanstandeten Los bzw. beim Auftreten von Mängeln

L = Los
P = Probe

Pr = Prüfung

Anlage C 2.4.12

Stahlbauteile und Gussbauteile müssen den zugehörigen lfd. Nrn. des Abschnitts C 2 entsprechen.

Anlage C 2.4.13

Stahlbauteile und Gussbauteile müssen den zugehörigen lfd. Nrn. des Abschnitts C 2 entsprechen.

Für das Feuerverzinken tragender Stahlbauteile und Gussbauteile ist nur die Zinkbadklasse 1 gemäß Tabelle 8

nach DASt-Richtlinie 022 zulässig. Es ist der vereinfachte Nachweis nach Abschnitt 4.2.2 der DASt-Richtlinie 022

zu führen. Rechnerische Nachweise nach Anlage 4 dürfen nicht herangezogen werden.

Für Stahlgussbauteile gilt die DASt-Richtlinie 022 sinngemäß.

Anlage C 2.6.1

Bei Verwendung von Fahrschachttüren nach

DIN 18090:1997-01

DIN 18091:1993-07

DIN 18092:1992-04

müssen

1. die Türen in massive Wände aus Mauerwerk oder Beton eingebaut sein;

2. die Fahrkörbe überwiegend aus nichtbrennbaren Baustoffen (Baustoffklasse A nach DIN 4102-1:1998-05)

hergestellt sein; Fahrkörbe gelten als überwiegend aus nichtbrennbaren Baustoffen hergestellt, wenn

■ die tragenden und aussteifenden Teile des Fahrkorbs aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen

und

■ die übrigen Teile des Fahrkorbs (wie Wand- und Deckenbekleidungen, Fußbodenbeläge, Lüftungs- und

Beleuchtungsabdeckungen) keinen höheren Anteil an brennbaren Baustoffen (mindestens der

Baustoffklasse B 2) aufweisen als 2,5 kg je m2 Fahrkorbinnenfläche;

3. die Türen so gesteuert sein, dass sie nur so lange offen bleiben, wie es das Betreten oder Verlassen des

Fahrkorbs erfordert;
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4. die Türen, falls mehrere nebeneinander angeordnet werden, durch feuerbeständige Bauteile getrennt und

an diesen befestigt sein.

Anlage C 2.6.2

Türschließer nach DIN 18263-1:2015-04 dürfen nur als Ersatzteile verwendet werden. Sie sind nur für Feuer-

und/oder Rauchschutzabschlüsse geeignet, sofern diese einflügelige Drehflügeltüren sind.

Anlage C 2.6.3

1 Allgemeines

Folgendes gilt für Innentüren, an die Anforderungen hinsichtlich des Schallschutzes gestellt werden. Innentüren

bestehen jeweils aus Blatt und Zarge.

Innentüren müssen aus mindestens normalentflammbaren Baustoffen bestehen.

2 Bewertetes Schalldämm-Maß

Sollen je nach Verwendungszweck schalldämmende Eigenschaften ausgewiesen werden, so ist das bewertete

Schalldämm-Maß Rw nach DIN EN ISO 10140-1:2012-05, DIN EN ISO 10140-2, -4 und -5:2010-12 und

DIN EN ISO 717-1:2013-06 zu bestimmen.

Prüfberichte nach DIN EN 20140-3:1995-05 und DIN EN ISO 140-3:2005-03 in Verbindung mit

DIN EN ISO 717-1:1997-01, DIN EN ISO 717-1:2006-11 bzw. DIN EN ISO 717-1:2013-06, die vor dem Inkraft-

treten dieser Ausgabe der Verwaltungsvorschrift Technische Baubestimmungen erstellt wurden, dürfen weiterhin

verwendet werden.

3 Wesentliche Merkmale für das Ü-Zeichen

Im Ü-Zeichen einer Innentür, die den Anforderungen nach Abschnitt 2 entspricht, ist das bewertete Schalldämm-

Maß Rw anzugeben sowie die Kombinationen von Blättern mit Zargen, für welche dieses gilt.

Anlage C 2.6.4

Es ist ein Verwendbarkeitsnachweis gemäß § 17 Absatz 1 LBO erforderlich.

Anlage C 2.7.1

Für Führungslager und Festhaltekonstruktionen gilt DIN EN 1337-8:2008-01. Für die Gleitpaarung Stahl/Stahl bei

Führungslagern und Festhaltekonstruktionen kann der entsprechende Abschnitt von DIN 4141-13:2010-07

angewendet werden.

Anlage C 2.8.1

Begehbare Kunststoffgitterroste nach DIN 24537-3:2007-08 bedürfen als Verwendbarkeitsnachweis einer

allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung, sofern die Fallhöhe mehr als 0,5 m beträgt oder die Stützweiten der

Roste mehr als 0,5 m betragen.
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Anlage C 2.9.1

Zu DIN 18148:2000-10

Zu Abschnitt 1: Hohlwandplatten aus Leichtbeton dürfen nur für die Herstellung von leichten Trennwänden nach

DIN 4103-1:2015-06 verwendet werden.

Anlage C 2.9.2

Zu DIN 18162:2000-10

Zu Abschnitt 1: Unbewehrte Wandbauplatten aus Leichtbeton dürfen nur für die Herstellung von leichten

Trennwänden nach DIN 4103-1:2015-06 verwendet werden.

Anlage C 2.9.3

Das Brandverhalten von nichtbrennbaren und schwerentflammbaren werksmäßig im Nassverfahren hergestellten

Mineralplatten ist nach lfd. Nr. C 3.9 bzw. C 3.11 nachzuweisen.

Bei Produkten, die in die Klasse TVOC 3 nach Tabelle 3 und/oder FH Klasse 3 nach Tabelle 4 eingestuft sind und

daher nicht in Innenräumen verwendet werden dürfen, ist im Ü-Zeichen anzugeben: „Das Produkt darf nicht in

Innenräumen verwendet werden.“

Anlage C 2.10.1

Zu DIN 7865-1 und DIN 7865-2

DIN 7865-2 gilt mit Ausnahme von Abschnitt 8.1 Absatz 2 und 4, Abschnitt 8.3 und Anhang A.

Die Baustoffklasse ist im Rahmen der Produktkennzeichnung anzugeben.

Anlage C 2.12.1

Die Rohre und Formstücke dürfen nur verklebt werden, wenn:

1 der Klebstoff die Anforderungen von DIN EN 14680:2006-10 oder einer Europäischen Technischen

Bewertung erfüllt, die CE-Kennzeichnung trägt und der Hersteller des Klebstoffes diese Kunststoffrohrnorm in

Bezug nimmt oder

2 wenn der Klebstoff, sofern er von o. g. harmonisierten technischen Spezifikationen wesentlich abweicht, für

diesen Verwendungszweck allgemein bauaufsichtlich zugelassen ist.

Anlage C 2.12.2

Die Verwendung von Abwasserrohren und Formstücken mit einer geringeren Nenn-Ringsteifigkeit als SN 4

(geprüft nach DIN EN ISO 9969) bedarf einer allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung.

Anlage C 2.12.3

Zu DIN 588-1:1996-11

Zu Abschnitt 4.1 Allgemeine Werkstoffzusammensetzung

Die technische Regel gilt nur für die unter Typ NT (asbestfreie Technologie) aufgeführten Produkte.
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Anlage C 2.12.4

Für mehrschichtige Abwasserrohre und Formstücke mit mineralischem Füllstoffanteil ist der Nachweis der

Verwendbarkeit durch allgemeine bauaufsichtliche Zulassungen erforderlich.

Anlage C 2.12.5

Es dürfen nur natürliche mineralische Zuschläge und Füllstoffe gemäß DIN EN 12620:2008-07 zugegeben

werden. Die Verwendung anderer natürlicher mineralischer Zuschläge und Füllstoffe bedarf der allgemeinen

bauaufsichtlichen Zulassung.

Anlage C 2.12.6

Für die abschließende Feststellung der Verwendbarkeit der aus Halbzeugen auf der Baustelle hergestellten

Bauprodukte zur Renovierung von erdverlegten Entwässerungsnetzen ist eine allgemeine bauaufsichtliche

Zulassung erforderlich.

Anlage C 2.13.1

Anstelle der in DIN V 4701-10:2003-08, Anhang C, Abschnitt C.1.4.2, Tabelle C.1-4d und Abschnitt C.3.4.2,

Tabelle C.3-4c genannten Werte sind produktbezogene Kennwerte, die im Rahmen des detaillierten

Rechenverfahrens Anwendung finden, zu verwenden und im Ü-Zeichen anzugeben.

Hierbei ist Folgendes zu beachten:

1 Unter den in DIN V 4701-10:2003-08 aufgeführten Randbedingungen sind die in den oben genannten

Tabellen aufgeführten Werte für die Aufwandszahlen der Wärmeerzeugung zu unterbieten.

2 Die günstigeren produktbezogenen Kennwerte muss der Hersteller im Rahmen einer Erstprüfung durch eine

bauaufsichtlich anerkannte Prüfstelle nachweisen. Grundlage des Nachweises ist die Ermittlung der

Leistungszahl unter den Randbedingungen der DIN V 4701-10:2003-08 hinsichtlich Quellen- und

Heizkreistemperatur entsprechend den Ausführungen der Normenreihe DIN EN 14511 und dem vom Hersteller

angegebenen Einsatzbereich.

3 Im Ü-Zeichen ist die Leistungszahl einschließlich der der Messung zugrunde liegenden Temperaturdifferenz

am Verflüssiger zahlenmäßig so anzugeben, dass eine produkt- und einsatzspezifische Berechnung der

Aufwandszahl unter Nutzung der DIN V 4701-10:2003-08 durch Dritte möglich ist.

4 Zusätzlich sind im Ü-Zeichen die für die Ermittlung der produktbezogenen Kennwerte zugrunde gelegten

Prüfnormen anzugeben.

Anlage C 2.13.2

1 Anstelle der in DIN V 4701-10:2003-08, Tabelle 5.1-10 bzw. Anhang C, Abschnitt C.1.4.1, Tabelle C.1-4a

und Abschnitt C.3.4.1, Tabelle C.3-4a genannten Werte sind produktbezogene Kennwerte, die im Rahmen des

detaillierten Rechenverfahrens Anwendung finden, zu verwenden und im Ü-Zeichen anzugeben.

1.1 Unter den in DIN V 4701-10:2003-08 aufgeführten Randbedingungen sind die in den oben genannten

Tabellen aufgeführten Werte für den Deckungsanteil der Wärmeerzeugung durch Solarenergie zu überbieten.

1.2 Die günstigeren produktbezogenen Kennwerte muss der Hersteller im Rahmen einer Erstprüfung durch eine

bauaufsichtlich anerkannte Prüfstelle nachweisen. Grundlage des Nachweises ist für den Kollektor die Ermittlung

entweder

■ des Konversionsfaktors η0
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■ des Wärmedurchgangskoeffizienten k1

■ des Wärmedurchgangskoeffizienten k2

■ des Einstrahlwinkelkorrekturfaktors IAM (50º)

■ der effektiven Wärmekapazität C und

■ der Kollektorfläche (Apertur) Ac

unter den Randbedingungen der DIN V 4701-10:2003-08 nach DIN EN 12975 oder

■ des Referenz-Jahresenergieertrags des Solarkollektors nach DIN EN 12976-2 für den Standort Würzburg

und

■ der Kollektorfläche (Apertur) Ac

und für den Solarspeicher

■ des Volumens des Solarteils des Speichers

■ des Volumens des Bereitschaftsteils des Speichers

■ des Bereitschafts-Wärmeverlustes des Speichers

unter den Randbedingungen der DIN V 4701-10:2003-08 nach DIN EN 12977-3.

Im Ü-Zeichen sind die o. g. Werte zahlenmäßig so anzugeben, dass eine produkt- und einsatzspezifische

Berechnung des Deckungsanteils unter Nutzung der DIN V 4701-10:2003-08 durch Dritte möglich ist.

Zusätzlich sind im Ü-Zeichen die für die Ermittlung der produktbezogenen Kennwerte zugrunde gelegten

Prüfnormen anzugeben.

Anlage C 2.13.3

Anstelle der in DIN V 4701-10:2003-08, Tabelle 5.1-10 bzw. Anhang C, Abschnitt C.1.4.1, Tabelle C.1-4a und

Abschnitt C.3.4.1, Tabelle C.3-4a genannten Werte sind produktbezogene Kennwerte, die im Rahmen des

detaillierten Rechenverfahrens Anwendung finden, zu verwenden und im Ü-Zeichen anzugeben.

Hierbei ist Folgendes zu beachten:

1 Unter den in DIN V 4701-10:2003-08 aufgeführten Randbedingungen sind die in den oben genannten

Tabellen aufgeführten Werte für den Deckungsanteil der Wärmeerzeugung durch Solarenergie zu überbieten.

2 Die günstigeren produktbezogenen Kennwerte muss der Hersteller im Rahmen einer Erstprüfung durch eine

bauaufsichtlich anerkannte Prüfstelle nachweisen. Grundlage des Nachweises ist die Ermittlung

■ des Konversionsfaktors η0

■ des Wärmedurchgangskoeffizienten k1

■ des Wärmedurchgangskoeffizienten k2

■ des Einstrahlwinkelkorrekturfaktors IAM (50º)

■ der effektiven Wärmekapazität C und

■ der Kollektorfläche (Apertur) Ac

unter den Randbedingungen der DIN V 4701-10:2003-08 nach DIN EN ISO 9806.

Im Ü-Zeichen sind die o. g. Werte zahlenmäßig so anzugeben, dass eine produkt- und einsatzspezifische

Berechnung des Deckungsanteils unter Nutzung der DIN V 4701-10:2003-08 durch Dritte möglich ist.

Zusätzlich sind im Ü-Zeichen die für die Ermittlung der produktbezogenen Kennwerte zugrunde gelegten

Prüfnormen anzugeben.
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Anlage C 2.13.4

1 Anstelle der in DIN V 4701-10:2003-08, Tabelle 5.1-10 bzw. Anhang C, Abschnitt C.1.4.1, Tabelle C.1-4a

und/oder Abschnitt C.3.4.1, Tabelle C.3-4a genannten Werte sind produktbezogene Kennwerte, die im Rahmen

des detaillierten Rechenverfahrens Anwendung finden, zu verwenden und im Ü-Zeichen anzugeben.

1.1 Unter den in DIN V 4701-10:2003-08 aufgeführten Randbedingungen sind die in den oben genannten

Tabellen aufgeführten Werte für den Deckungsanteil der Wärmeerzeugung durch Solarenergie zu überbieten.

1.2 Die günstigeren produktbezogenen Kennwerte muss der Hersteller im Rahmen einer Erstprüfung durch eine

bauaufsichtlich anerkannte Prüfstelle nachweisen. Grundlage des Nachweises ist die Ermittlung des

■ Volumens des Solarteils des Speichers

■ Volumens des Bereitschaftsteils des Speichers

■ Bereitschafts-Wärmeverlusts des Speichers

unter den Randbedingungen der DIN V 4701-10:2003-08 nach DIN EN 12977-3.

1.3 Im Ü-Zeichen sind das Volumen des Solarteils des Speichers, das Volumen des Bereitschaftsteils des

Speichers und der Bereitschafts-Wärmeverlust des Speichers zahlenmäßig so anzugeben, dass eine produkt-

und einsatzspezifische Berechnung des Deckungsanteils unter Nutzung der DIN V 4701-10:2003-08 durch Dritte

möglich ist.

1.4 Zusätzlich sind im Ü-Zeichen die für die Ermittlung der produktbezogenen Kennwerte zugrunde gelegten

Prüfnormen anzugeben.

Anlage C 2.13.5

1 Anstelle der in DIN V 4701-10:2003-08, Anhang C, Abschnitt C.1.3, Tabelle C.1-3a, Abschnitt C.1.4.2,

Tabelle C.1-4c und Abschnitt C.3.3, Tabelle C.3-3 genannten Werte sind produktbezogene Kennwerte, die im

Rahmen des detaillierten Rechenverfahrens Anwendung finden, zu verwenden und im Ü-Zeichen anzugeben.

1.1 Unter den in DIN V 4701-10:2003-08 aufgeführten Randbedingungen sind die in den oben genannten

Tabellen aufgeführten Werte für die Aufwandszahlen der Wärmeerzeugung bzw. die flächenbezogenen

Wärmeverluste zu unterbieten.

1.2 Die günstigeren produktbezogenen Kennwerte muss der Hersteller im Rahmen einer Erstprüfung durch eine

bauaufsichtlich anerkannte Prüfstelle nachweisen. Grundlage des Nachweises ist die Ermittlung des

Bereitschafts-Wärmeverlusts des Speichers ggf. in Abhängigkeit der Anzahl der Anschlussstutzen unter den

Randbedingungen der DIN V 4701-10:2003-08 nach DIN V 4753-7 und DIN EN 12897 bzw. DIN EN 89 bzw.

DIN EN 60379.

1.3 Im Ü-Zeichen ist der Bereitschafts-Wärmeverlust des Speichers zahlenmäßig so anzugeben, dass eine

produkt- und einsatzspezifische Berechnung der Aufwandszahl der Wärmeerzeugung bzw. der flächenbezogenen

Wärmeverluste unter Nutzung der DIN V 4701-10:2003-08 durch Dritte möglich ist.

1.4 Zusätzlich sind im Ü-Zeichen die für die Ermittlung der produktbezogenen Kennwerte zugrunde gelegten

Prüfnormen anzugeben.

Anlage C 2.14.1

Eine Kennzeichnung mit dem DIN-Prüf- und Überwachungszeichen mit Registriernummer ist zur Erfüllung der

Anforderungen der in Spalte 3 genannten technischen Regeln und zur Kennzeichnung mit dem

Übereinstimmungszeichen nach den Bauordnungen der Länder nicht erforderlich.
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Anlage C 2.14.2

Anstelle der in DIN V 4701-10:2003-08, Anhang C, Abschnitt C.1.4.2, Tabelle C.1-4b und Abschnitt C.3.4.2,

Tabelle C.3-4b genannten Werte sind produktbezogene Kennwerte, die im Rahmen des detaillierten

Rechenverfahrens Anwendung finden, zu verwenden und im Ü-Zeichen anzugeben.

Hierbei ist Folgendes zu beachten:

1 Unter den in DIN V 4701-10:2003-08 aufgeführten Randbedingungen sind die in den oben genannten

Tabellen aufgeführten Werte für die Aufwandszahlen der Wärmeerzeugung zu unterbieten.

2 Die günstigeren produktbezogenen Kennwerte muss der Hersteller im Rahmen einer Erstprüfung durch eine

bauaufsichtlich anerkannte Prüfstelle nachweisen. Grundlage des Nachweises ist die Ermittlung des

■ Wirkungsgrads bei Nennwärmeleistung,

■ Wirkungsgrads (Nutzungsgrads) bei 30 % Teillast und

■ Betriebsbereitschaftswärmeverlustes,

gemessen unter den Randbedingungen der DIN V 4701-10:2003-08 nach

■ DIN EN 297 einschließlich DIN EN 297/A2,

■ DIN EN 303-3 einschließlich DIN EN 303-3/prA2,

■ DIN EN 15502-2-1,

■ DIN EN 15502-2-2,

■ DIN EN 656 oder

■ DIN EN 677 für gasbefeuerte Wärmeerzeuger bzw.

■ DIN EN 304 für ölbefeuerte Wärmeerzeuger.

Soweit diese oder gleichwertige Prüfungen im Rahmen der Nachweise zur CE-Kennzeichnung nach Richtlinie

92/42/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 über die Wirkungsgrade von mit flüssigen oder gasförmigen

Brennstoffen beschickten neuen Warmwasserheizkesseln bereits durchgeführt worden sind, sind deren

Ergebnisse von der bauaufsichtlich anerkannten Prüfstelle zu übernehmen.

3 Im Ü-Zeichen sind der Wirkungsgrad bei Nennwärmeleistung, der Wirkungsgrad (Nutzungsgrad) bei 30 %

Teillast und der Betriebsbereitschaftswärmeverlust zahlenmäßig so anzugeben, dass eine produkt- und

einsatzspezifische Berechnung der Aufwandszahl unter Nutzung der DIN V 4701-10:2003-08 durch Dritte möglich

ist.

Zusätzlich sind im Ü-Zeichen die für die Ermittlung der produktbezogenen Kennwerte zugrunde gelegten

Prüfnormen anzugeben.

Anlage C 2.14.3

Anstelle der in DIN V 4701-10:2003-08, Anhang C, Abschnitt C.1.4.2, Tabelle C.1-4b und Abschnitt C.3.4.2,

Tabelle C.3-4b genannten Werte sind produktbezogene Kennwerte, die im Rahmen des detaillierten

Rechenverfahrens Anwendung finden, zu verwenden und im Ü-Zeichen anzugeben.

Hierbei ist Folgendes zu beachten:

1 Unter den in DIN V 4701-10:2003-08 aufgeführten Randbedingungen sind die in den oben genannten

Tabellen aufgeführten Werte für die Aufwandszahlen der Wärmeerzeugung zu unterbieten.

2 Die günstigeren produktbezogenen Kennwerte muss der Hersteller im Rahmen einer Erstprüfung durch eine

bauaufsichtlich anerkannte Prüfstelle nachweisen. Grundlage des Nachweises ist die Ermittlung des

■ Wirkungsgrads bei Nennwärmeleistung,

■ Wirkungsgrads (Nutzungsgrads) bei 30 % Teillast und

■ Betriebsbereitschaftswärmeverlustes,
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gemessen unter den Randbedingungen der DIN V 4701-10:2003-08 nach

■ DIN EN 297 einschließlich DIN EN 297/A2,

■ DIN EN 303-3 einschließlich DIN EN 303-3/prA2,

■ DIN EN 15502-2-1,

■ DIN EN 15502-2-2,

■ DIN EN 656 oder

■ DIN EN 677 für gasbefeuerte Wärmeerzeuger bzw.

■ DIN EN 304 für ölbefeuerte Wärmeerzeuger.

Soweit diese oder gleichwertige Prüfungen bereits durchgeführt worden sind, sind deren Ergebnisse von der

bauaufsichtlich anerkannten Prüfstelle zu übernehmen.

3 Im Ü-Zeichen sind der Wirkungsgrad bei Nennwärmeleistung, der Wirkungsgrad (Nutzungsgrad) bei 30 %

Teillast und der Betriebsbereitschaftswärmeverlust zahlenmäßig so anzugeben, dass eine produkt- und

einsatzspezifische Berechnung der Aufwandszahl unter Nutzung der DIN V 4701-10:2003-08 durch Dritte möglich

ist.

Zusätzlich sind im Ü-Zeichen die für die Ermittlung der produktbezogenen Kennwerte zugrunde gelegten

Prüfnormen anzugeben.

Anlage C 2.14.4

Die Bestätigung der Übereinstimmung der Dichtungen muss für das Herstellwerk mit einem

Übereinstimmungszertifikat auf der Grundlage einer werkseigenen Produktionskontrolle nach

DIN EN 14241-1:2013-11, Abschnitt 8.4, und einer regelmäßigen Fremdüberwachung einschließlich einer

Erstprüfung des Bauprodukts nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen erfolgen.

Für die Erteilung des Übereinstimmungszertifikats und die Fremdüberwachung einschließlich der dabei

durchzuführenden Produktprüfungen hat der Hersteller des Bauprodukts eine hierfür anerkannte

Zertifizierungsstelle sowie eine hierfür anerkannte Überwachungsstelle einzuschalten. In dem Herstellwerk ist die

werkseigene Produktionskontrolle durch eine Fremdüberwachung regelmäßig zu überprüfen, mindestens jedoch

zweimal jährlich. Im Rahmen der Fremdüberwachung ist eine Erstprüfung des Bauprodukts entsprechend

Abschnitt 6 der Norm durchzuführen. Außerdem sind Proben für Stichprobenprüfungen zu entnehmen und an

mindestens fünf Proben die Werkstoffkennwerte gemäß Abschnitt 8.3, Tabelle 8, der Norm zu prüfen.

Die Probenahme und Prüfungen obliegen jeweils der anerkannten Überwachungsstelle. Die Ergebnisse der

Zertifizierung und Fremdüberwachung sind mindestens fünf Jahre aufzubewahren.

Anlage C 2.15.1

Einwirkungen aus Überschwemmungen sind in der Norm nicht berücksichtigt.

Anlage C 2.15.2

Einwirkungen aus einem Erdbeben sind in der Norm nicht berücksichtigt.

Für ungekammerte Behälter, die vollständig im Erdreich eingebettet sind, sind die Einwirkungen aus einem

Erdbeben nicht standsicherheitsrelevant und damit von der Norm abgedeckt, wenn durch geeignete konstruktive

Maßnahmen eine Übertragung von Einwirkungen aus der Stutzenverbindung auf den Behälter verhindert wird.

Nach einem Erdbebenereignis mit der Intensität, die für die Erdbebenzone 1 und höher nach DIN 4149

angenommen wird, ist eine Funktionsprüfung des Behälters durchzuführen.

Im Erdreich eingebettete Behälter, bei denen einer der Böden oder beide Böden zwecks Zugänglichkeit in

Räumen von Gebäuden münden oder Behälter im Sinne der sog. Hünengrablagerung (erdüberschüttete
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Einlagerungsart, bei der der Behälter sich ganz oder teilweise über der Geländeoberkante befindet) gelten nicht

als vollständig im Erdreich eingebettet. Einwirkungen aus Erdbeben sind nachzuweisen.

Anlage C 2.15.3

Der Nachweis der Beständigkeit der zur Herstellung des Bauproduktes verwendeten Stahlwerkstoffe gegenüber

der wassergefährdenden Flüssigkeit ist nach DIN 6601:2007-04 / Berichtigung 1:2007-08 zu führen.

Der Hersteller muss die für die ordnungsgemäße Herstellung des Bauproduktes erforderlichen Verfahren

nachweislich beherrschen. Der Nachweis ist durch ein Schweißzertifikat für die Ausführungsklasse EXC 2 oder

höher nach DIN EN 1090-2 für Bauprodukte aus Stahl bzw. nach DIN EN 1090-3 für Bauprodukte aus Aluminium

zu führen. Abweichend von DIN EN 1090-2, Tabelle 14 bzw. DIN EN 1090-3, Tabelle 7 muss das für die

Koordinierung der Herstellungsprozesse des Bauproduktes verantwortliche Schweißaufsichtspersonal

mindestens über spezielle technische Kenntnisse nach DIN EN ISO 14731 verfügen.

Für die zur Herstellung des Bauproduktes verwendeten Konstruktionsmaterialien ist die vollständige Rück-

verfolgbarkeit sicherzustellen.

Anlage C 2.15.4

■ Die Behälter sind für die Aufstellung in Gebäuden und im Freien geeignet.

■ Einwirkungen aus Erdbeben und Überschwemmungen sind in der Norm nicht berücksichtigt.

■ Domstutzen sind mit einer lichten Weite von mindestens 600 mm auszuführen.

■ Für andere Abmessungen als in der DIN 6616 angegeben, kann die Standsicherheit nach folgenden

AD 2000-Merkblättern in Zusammenhang mit den AD 2000-Merkblättern B 0:2007-05 und S 3/0:2007-11

nachgewiesen werden:

B 1:2000-10 (Zylinder- und Kugelschalen unter innerem Überdruck)

B 3:2000-10 (Gewölbte Böden unter innerem und äußerem Überdruck)

B 6:2006-10 (Zylinderschalen unter äußerem Überdruck)

B 8:2007-05 (Flansche)

B 9:2007-11 (Ausschnitte in Zylindern, Kegeln, Schalen, Kugeln)

S 3/2:2001-09 (Nachweis für liegende Behälter auf Sätteln)

■ Die Bemessung der Behälterwände nach AD 2000-Merkblättern ist nur für Überdrücke zulässig, die aus dem

zulässigen Betriebsüberdruck bis maximal +0,5 bar auf die Flüssigkeitssäule und aus dem Prüfüberdruck von

+0,6 bar im Überwachungsraum bei doppelwandigen Behältern auf die Behälterwände einwirken.

■ Die nach AD 2000-Merkblättern bemessenen Behälter sind abweichend von Abschnitt 7 der DIN 6616 nach

AD-2000 Merkblatt HP30:2003-01 jedoch mit dem 1,3-fachen des maximal zulässigen Druckes der

Lagerflüssigkeit auf die Innenwand zu prüfen. Der Überwachungsraum ist generell mit einem Prüfüberdruck

von +0,6 bar zu prüfen.

Anlage C 2.15.5

Einwirkungen aus einem Erdbeben sind in der Norm nicht berücksichtigt.

Anlage C 2.15.6

Abweichend von Abschnitt 5.4.2, 1. Satz der DIN 6625-1 ist der Nachweis der Herstellerqualifikation durch ein

Schweißzertifikat für die Ausführungsklasse EXC 2 nach DIN EN 1090-2 oder höher zu führen. Das für die

Koordinierung der Herstellungsprozesse des Bauproduktes verantwortliche Schweißaufsichtspersonal muss in

Bezug auf die zu beaufsichtigenden Schweißarbeiten mindestens über spezielle technische Kenntnisse nach

DIN EN ISO 14731 verfügen.

Für die zur Herstellung des Bauproduktes verwendeten Konstruktionsmaterialien ist die vollständige

Rückverfolgbarkeit sicherzustellen.
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Anlage C 2.15.7

TRbF 20, Anhang J Nr. 5(3) entfällt.

Bei der Lagerung von Flüssigkeiten mit Flammpunkten > 55 °C:

■ entfällt TRbF 20, Anhang J Nr. 3(7),

■ entfallen die Verweise auf explosionsgefährdete Bereiche in Anhang K TRbF 20 Nr. 3.

Anlage C 2.15.8

TRbF 20, Anhang J Nr. 5(3) entfällt.

Zulässige Lagerflüssigkeiten ergeben sich aus DIN 6601:1991-10.

Die Überwachung hat nach DIN 6600:1989-09 zu erfolgen.

Anlage C 2.15.9

Der Nachweis der Übereinstimmung mit dieser technischen Regel entfällt, wenn Rohre oder Schläuche sowie

zugehörige Formstücke, Dichtmittel und Armaturen die Anforderungen der Druckgeräte-Richtlinie (DGRL) erfüllen

und deshalb das CE-Zeichen tragen.

Anlage C 2.15.10

Zu TRbF 50 (2002-06), Anhang A

Nr. 3.21 (5) von Anhang A entfällt.

Anlage C 2.15.11

1 Die DAfStb-Richtlinie „Betonbau beim Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (BUmwS)“ regelt nicht, wie

Bauteile transportiert, zwischengelagert oder montiert werden müssen, damit sie für die anschließende Nutzung

als Teil der Dichtfläche geeignet sind.

2 Die Bestimmungen der technischen Regeln wassergefährdender Stoffe (TRwS):

■ DWA-A 786 „Ausführung von Dichtflächen“ und

■ DWA-A 781 bis 784 für Tankstellen für die Betankung von Kraft-, Schienen-, Wasser- und Luftfahrzeugen

sind zu berücksichtigen.

3 Die DAfStb-Richtlinie „Betonbau beim Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (BUmwS)“ gilt nicht für die

Verwendung in Anlagen zum Lagern und Abfüllen von Jauche, Gülle und Silagesickersäften.

Anlage C 2.15.12

Für einbetonierte Fugenbleche gelten zusätzlich die Bestimmungen der DAfStb-Richtlinie „Betonbau beim

Umgang mit wassergefährdenden Stoffen“, Anhang B: Erläuterungen zu Abschnitt 7.3.3.
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Anlage C 2.15.13

Für Schläuche ist der Bunsenbrennertest erforderlich (entgegen der Angabe im Abschnitt 4.5 der

DIN EN 12514-1). Druckbeanspruchte Bauteile müssen der Nenndruckstufe PN10 entsprechen. Die Regelung

der Heberschutzventile ist ausgenommen.

Anlage C 2.15.14

Können die aufgeführten Leitungen den unter lfd. Nr. C 2.15.13 genannten einwandigen metallischen

Rohrleitungen, zugehörigen Formstücken und Armaturen für Rohrleitungen zur Lagerung wassergefährdender

Flüssigkeiten zugeordnet werden, so gilt die dort aufgeführte technische Regel mit dem

Übereinstimmungsnachweis ÜH.

Anlage C 2.15.15

1 Anforderungen an das Bauprodukt

Die Leckdetektoren sind entsprechend DIN EN 13160-2:2003-09 in Verbindung mit DIN EN 13160-1:2003-09

auszubilden.

Die Teile eines Leckdetektors, die für den Einbau im Freien gedacht sind, müssen in einem Temperaturbereich

von -20°C bis +60°C betriebsfähig sein.

Die gegebenenfalls von der Lagerflüssigkeit bzw. deren Dämpfen oder Kondensat berührten Teile der

Leckdetektoren müssen aus hinreichend beständigen Werkstoffen bestehen. Zur Nachweisführung der

Werkstoffeignung sind Angaben der Werkstoffhersteller, Veröffentlichungen in der Fachliteratur, eigene

Erfahrungswerte oder entsprechende Prüfergebnisse heranzuziehen. Für Stähle gilt die DIN 6601.

2 Festlegungen für die werkseigene Produktionskontrolle und die Erstprüfung

Für die werkseigene Produktionskontrolle und die Erstprüfung gilt DIN EN 13160-1, Anhang ZA, Tabelle ZA.1 und

Tabelle ZA.3. Bei der Erstprüfung ist auch die Betriebsanleitung nach DIN EN 13160, Abschnitt 5.7, zu prüfen.

Die anderen Abschnitte des Anhangs ZA gelten nicht.

3 Festlegungen für die Kennzeichnung

Im Rahmen der Ü-Kennzeichnung ist als maßgebende technische Regel die Verwaltungsvorschrift Technische

Baubestimmungen, Abschnitt C 2, Anlage C 2.15.15, anzugeben.

Weiterhin sind bei der Kennzeichnung der Bauprodukte, deren Verpackung oder deren Begleitpapiere

mindestens die Typbezeichnung, das Herstellungsjahr, Material und die Leistungsfähigkeit des Produkts (Druck-

und Temperaturbereiche, geeignet für folgende Medien: …) anzugeben.

4 Festlegungen für den Einbau

Die Leckdetektoren für Unter- und Überdrucksysteme als Teil von Leckanzeigesystemen der Klasse I dürfen für

folgende Anwendungsbereiche verwendet werden:

■ doppelwandige Behälter,

■ doppelwandige Rohrleitungen,

■ einwandige Behälter mit Leckschutzauskleidung,

■ einwandige Rohre mit Leckschutzauskleidung,

■ einwandige Behälter mit Leckschutzummantelung,

■ einwandige Rohre mit Leckschutzummantelung.
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Anlage C 2.15.16

1 Anforderungen an das Bauprodukt

Die Leckdetektoren sind entsprechend DIN EN 13160-3:2003-09 in Verbindung mit DIN EN 13160-1:2003-09

auszubilden.

Die Teile eines Leckdetektors, die für den Einbau im Freien gedacht sind, müssen in einem Temperaturbereich

von -20°C bis +60°C betriebsfähig sein.

Die gegebenenfalls von der Leckanzeigeflüssigkeit, der Lagerflüssigkeit bzw. deren Dämpfen oder Kondensat

berührten Teile der Leckdetektoren müssen aus hinreichend beständigen Werkstoffen bestehen. Zur

Nachweisführung der Werkstoffeignung sind Angaben der Werkstoffhersteller, Veröffentlichungen in der

Fachliteratur, eigene Erfahrungswerte oder entsprechende Prüfergebnisse heranzuziehen. Für Stähle gilt die

DIN 6601.

Die Leckanzeigeflüssigkeit muss der „Liste der Leckanzeigeflüssigkeiten für Überwachungsräume

doppelwandiger Behälter oder doppelwandiger Rohrleitungen (Stand Dezember 2010)“, veröffentlicht auf der

DIBt-Homepage, entsprechen.

2 Festlegungen für die werkseigene Produktionskontrolle und die Erstprüfung

Für die werkseigene Produktionskontrolle und die Erstprüfung gilt DIN EN 13160-1, Anhang ZA, Tabelle ZA.1 und

Tabelle ZA.3. Bei der Erstprüfung ist auch die Betriebsanleitung nach DIN EN 13160, Abschnitt 5.7, zu prüfen.

Die anderen Abschnitte des Anhangs ZA gelten nicht.

3 Festlegungen für die Kennzeichnung

Im Rahmen der Ü-Kennzeichnung ist als maßgebende technische Regel die Verwaltungsvorschrift Technische

Baubestimmungen, Abschnitt C 2, Anlage C 2.15.16, anzugeben.

Weiterhin sind bei der Kennzeichnung der Bauprodukte, deren Verpackung oder deren Begleitpapiere

mindestens die Typbezeichnung, das Herstellungsjahr, Material und die Leistungsfähigkeit des Produkts (Druck-

und Temperaturbereiche, geeignet für folgende Medien: …) anzugeben.

4 Festlegungen für den Einbau

1 Die Leckdetektoren für Flüssigkeitssysteme als Teil von Leckanzeigesystemen der Klasse II dürfen für

folgende Anwendungsbereiche verwendet werden:

■ doppelwandige, drucklose, oberirdische Behälter,

■ einwandige, drucklose, oberirdische Behälter mit Leckschutzauskleidung,

■ einwandige, drucklose, oberirdische Behälter mit Leckschutzummantelung.

2 Das Volumen des Überwachungsraumes der Anlage darf max. 1 m3 betragen.

Anlage C 2.16.1

Für den Übereinstimmungsnachweis ÜZ gelten die Regelungen des Anhangs E der Norm für

Überwachungsstufe M. Abweichend von Tabelle E.1 sind die Eigenschaften der verwendeten Werkstoffe und

Komponenten durch Werksprüfzeugnis 2.3 und die Eigenschaften der Rohre mit erhöhter Streckgrenze durch

Abnahmeprüfzeugnis 3.1 B nach DIN EN 10204 zu belegen.

Der rechnerische Nachweis der Tragfähigkeit von Baustützen aus Stahl mit Ausziehvorrichtung ist im Rahmen

des Zertifizierungsverfahrens zu prüfen. Die Prüfung kann durch die Zertifizierungsstelle selbst oder durch eine

von ihr eingeschaltete dritte Stelle vorgenommen werden.
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Anlage C 2.16.2

Bei Gerüstbauteilen sind das Ü-Zeichen und zusätzlich als wesentliches Merkmal die letzten beiden Ziffern des

Jahres der Herstellung, der Hersteller sowie die Werkstoffklasse dauerhaft auf dem Gerüstbauteil anzubringen.

Sofern in den technischen Regeln für diese Gerüstbauteile eine Kennzeichnung gefordert wird, die zusätzliche

Merkmale enthält, so sind diese außerdem zu berücksichtigen.

Anlage C 2.16.3

Zu DIN 4425:1990-11

Die Versuche für die Gewindeverbindung Stellmutter-Rohrspindel nach Abschnitt 7.2 dürfen nur von den

Prüfstellen durchgeführt werden, die auch für die Durchführung der Erstprüfung anerkannt sind.

Anlage C 2.16.4

Für den Übereinstimmungsnachweis ÜZ gelten die Regelungen des Anhangs B der Norm für die

Überwachungsstufe M.

Anlage C 2.16.5

Die technischen Regeln gelten für Rohre aus Stählen mit der Werkstoffnummer: 1.0254.

Anlage C 2.16.6

Bei der Anwendung der technischen Regel ist der Abschnitt „Herstellung“ der „Anwendungsrichtlinie für

Traggerüste nach DIN EN 12812“, Fassung August 2009, die in den DIBt Mitteilungen Heft 6/2009, S. 227

veröffentlicht ist, zu beachten.

Anlage C 2.16.7

Die technischen Regeln gelten für Rohre aus Stählen mit den Werkstoffnummern: 1.0254, 1.0421.

Anlage C 2.16.8

Die technischen Regeln gelten für die Gusswerkstoffe mit den Werkstoffnummern: 1.0420, 1.0446.

Anlage C 2.16.9

Zu DIN EN 74-2

Zu Abschnitt 9.2.2 Rutschkraft Fs einer Halbkupplung

Die Messung der Verschiebung Δ1 kann entfallen.

zu Bild 10:

Das Widerlager ist auf der gegenüberliegenden Rohrseite anzubringen.

zu Bild 12:

Die Prüflasten „P“ sind durch „2P“ und „P/2“ durch „P“ zu ersetzen.
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Bild B.3 ist durch folgendes Bild zu ersetzen:

In den Gleichungen (B.1) bis (B.4) ist „Fs,R,d“ durch „Ff,R,d“ zu ersetzen.

Anlage C 2.16.10

Für den Übereinstimmungsnachweis ÜZ gelten die Regelungen des Anhangs A der Norm für die

Überwachungsstufe M.

Anlage C 2.16.11

Für die Herstellung sind die „Anwendungsrichtlinie für Arbeitsgerüste“1, Fassung November 2005, sowie für das

Schweißen von Stahl- und Aluminiumbauteilen die Anlagen A 1.2.4/3 und A 1.2.4/4 zu beachten.

Als Grundbauteile gelten Bauteile gemäß Anhang A, Absatz A.1, von DIN EN 12810-1:2004-03.

Die Gerüstbauteile sind nach den Übereinstimmungszeichen-Verordnungen der Länder zu kennzeichnen.

Zusätzlich sind die Gerüstbauteile leicht erkennbar und dauerhaft mit:

■ dem Großbuchstaben „Ü“,

■ dem Kennzeichen des jeweiligen Herstellers,

■ einem Kennzeichen zur Identifizierung,

■ den letzten zwei Ziffern der Jahreszahl der Herstellung (ggf. codiert) und

■ einer Kennzeichnung für die Zuordnung des Gerüstbauteils zu einem Gerüstsystem

zu kennzeichnen.

Die Herstellung der Gerüstbauteile darf nur durch solche Hersteller erfolgen, deren werkseigene

Produktionskontrolle durch eine Fremdüberwachung regelmäßig überprüft wird, mindestens alle fünf Jahre. Für

Gerüstbauteile eines Herstellers, die einer Produktgruppe zugeordnet werden können, für die für diesen

Hersteller eine Erstprüfung für mindestens ein Gerüstbauteil dieser Produktgruppe durch eine anerkannte Stelle

durchgeführt wurde, darf der Hersteller die Erstprüfung selbst durchführen.

Geschweißte Gerüstbauteile aus Stahl oder Aluminium dürfen nur durch solche Betriebe hergestellt werden, die

über ein Schweißzertifikat nach DIN EN 1090-1:2010-07 für den Anwendungsbereich verfügen, das mindestens

für die Ausführungsklasse EXC 2 gilt.

____________
1 Veröffentlicht in den DIBt-Mitteilungen Heft 2/2006, S. 61ff. Zu beziehen beim DIBt.
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Anlage C 2.16.12

Die technischen Regeln gelten für die Gusswerkstoffe mit den Werkstoffnummern: EN-JS 1015, EN-JS 1030.

Anlage C 2.16.13

Die technischen Regeln gelten für die Gusswerkstoffe mit den Werkstoffnummern: EN-JM 1010, EN-JM 1020,

EN-JM 1030, EN-JM 1050.
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Technische Baubestimmungen für Bauprodukte,
die nicht die CE-Kennzeichnung tragen, und für Bauarten

C3 Bauprodukte, die nur eines allgemeinen bauaufsichtlichen Prüfzeugnisses nach § 19 Absatz 1

Satz 2 LBO bedürfen

Aufgrund § 73a Absatz 2 Nummer 4 LBO wird Folgendes bestimmt:

Lfd. Nr. Bauprodukt anerkanntes Prüfverfahren nach

Überein-

stimmungs-

bestätigung

1 2 3 4

Seite 150 von 174

C 3.1 Vorgefertigte Lüftungsleitungen, an die

Anforderungen an die

Feuerwiderstandsdauer und/oder den

Schallschutz gestellt werden

Je nach Bauprodukt gilt:

für die Feuerwiderstandsdauer:

DIN 4102-6:1977-09 und - sofern

zutreffend - in Verbindung mit

DIN V 4102-21:2002-08 oder

DIN EN 1363-1:2012-10,

DIN EN 1366-1:2014-12 und – sofern

zutreffend – in Verbindung mit

DIN V 4102-21:2002-08 und

Anlage C 3.1

A 2.2.1.2 ist zusätzlich zu beachten

für den Schallschutz:

DIN EN ISO 10140-1:2014-09,

DIN EN ISO 10140-2, -4:2010-12,

DIN EN ISO 10140-5:2014-09,

DIN EN ISO 717-1:2013-06

ÜH

C 3.2 Baustoffe, an die nur Anforderungen an

das Brandverhalten gestellt werden und

- die nichtbrennbar sein müssen, ohne

brennbare Bestandteile,

- die normalentflammbar sein müssen.

Ausgenommen sind Baustoffe des

Abschnitts D 2.2.

DIN 4102-1:1998-05

in Verbindung mit

DIN 4102-16:2015-09

unter Beachtung von A 2.2.1.2,

Tabelle 1.2.1

ÜH

C 3.3 Baustoffe, an die nur Anforderungen an

das Brandverhalten gestellt werden und

die normalentflammbar sein müssen.

Ausgenommen sind Baustoffe des

Abschnitts D 2.2.

DIN EN ISO 11925-2:2011-02

in Verbindung mit Anlage C 3.7

unter Beachtung von A 2.2.1.2,

Tabelle 1.2.1

ÜH

C 3.4 Baustoffe, an die nur Anforderungen an

das Brandverhalten gestellt werden und

- die nichtbrennbar sein müssen, mit

brennbaren Bestandteilen,

- die schwerentflammbar sein müssen,

ausgenommen Bodenbeläge

DIN 4102-1:1998-05

in Verbindung mit

DIN 4102-16:2015-09

unter Beachtung von A 2.2.1.2,

Tabelle 1.2.1

ÜZ
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C 3.5 Bodenbeläge, die schwerentflammbar

sein müssen, die nicht für die

Verwendung in Aufenthaltsräumen

vorgesehen sind und die nicht EN 13813

oder EN 14041 oder EN 14904 oder

EN 14342 oder EN 15285 entsprechen

DIN 4102-1:1998-05

unter Beachtung von A 2.2.1.2,

Tabelle 1.2.1 oder

DIN EN ISO 11925-2:2011-02 und

DIN EN ISO 9239-1:2010-11

in Verbindung mit Anlage 3.8

unter Beachtung von A 2.2.1.2,

Tabelle 1.2.1

ÜZ

C 3.6 Schornsteinreinigungsverschlüsse und

Rußabsperrer

Prüfgrundsätze für

Schornsteinreinigungsverschlüsse und

Rußabsperrer (2012-11)

ÜHP

C 3.7 Armaturen und Geräte der

Wasserinstallation, an die hinsichtlich

des Geräuschverhaltens Anforderungen

gestellt werden

DIN EN ISO 3822-1:2009-07

DIN EN ISO 3822-2:1995-05

DIN EN ISO 3822-3:2010-04

DIN EN ISO 3822-4:1997-03

ÜHP

C 3.8 Beschichtungsstoffe zum Beschichten

von Beton-, Putz- und Estrichflächen in

Auffangwannen und Auffangräumen für

die Lagerung von

- Heizöl EL,

- ungebrauchten

Verbrennungsmotoren- und

Kraftfahrzeuggetriebeölen sowie

- Gemischen aus gesättigten und

aromatischen Kohlenwasserstoffen

mit einem Aromatengehalt von

≤ 20 Masse-% und einem 

Flammpunkt von > 55°C

Bau- und Prüfgrundsätze (BPG)

Beschichtungen von Auffangräumen

(2009-02)

ÜZ

C 3.9 Niet- und schraubenartige Verbindungen

und niet- und schraubenartige

Befestigungen für geregelte

Außenwandbekleidungen

DIN 18516-1:2010-06

Zusätzlich gilt:

Anlage C 3.2

ÜHP

C 3.10 Mit Scheitholz befeuerte Backöfen mit

offenem oder geschlossenem

Feuerraum

DIN 18880-2:1991-08

Zusätzlich gilt:

Anlage C 3.3

ÜHP

C 3.11 Metall-Kunststoff-Verbundprofile für

Rahmen von Fenstern und Türen nach

DIN 18056:1966-06 sowie für

Haupttragglieder

Richtlinie für den Nachweis der

Standsicherheit von Metall-Kunststoff-

Verbundprofilen, Abschnitt 3.2 (1986-08)

ÜH

C 3.12 Oberflächenbeschichtungsstoffe OS 7

und OS 10 für Beton für

Instandsetzungen, die für die Erhaltung

der Standsicherheit von Betonbauteilen

erforderlich sind

DAfStb-Richtlinie Schutz und

Instandsetzung von Betonbauteilen

(Instandsetzungs-Richtlinie) - SIBR,

Teil 2 (2001-10) und Teil 4 (2001-10)

Zusätzlich gilt:

Anlage C 3.4 und

DIN 4102-1:1998-05 oder

DIN EN ISO 11925-2:2011-02

in Verbindung mit Anlage C 3.7

unter Beachtung von A 2.2.1.2,

Tabelle 1.2.1

ÜZ
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C 3.13 Baustützen aus Stahl mit

Ausziehvorrichtung, deren Tragfähigkeit

mit Hilfe von Versuchen ermittelt wird

DIN EN 1065:1998-12 ÜZ

C 3.14 Türen und Tore als

Rauchschutzabschlüsse, ausgenommen

Vorhänge

DIN 18095-1:1988-10

DIN 18095-3:1999-06

ÜH

C 3.15 Zubehörteile (nicht geregelte) für

Rauchschutzabschlüsse, ausgenommen

einachsige Türbänder und absenkbare

Bodendichtung

DIN 4102-18:1991-03

in Verbindung mit

DIN 18095-1:1988-10

ÜH

C 3.16 Flüssig zu verarbeitende

Abdichtungsstoffe für die Abdichtung von

befahrbaren Flächen

TL/TP-BEL-B Teil 3 (Ausgabe 1995) und

TL/TP-BEL-EP (Ausgabe 1999)

Zusätzlich gilt:

DIN 4102-1:1998-05 oder

DIN EN ISO 11925-2:2011-02

in Verbindung mit Anlage C 3.7

unter Beachtung von A 2.2.1.2,

Tabelle 1.2.1

ÜZ

C 3.17 Selbsttätig schließende Zapfventile DIN EN 13012:2002-03 ÜHP

C 3.18 Vorgefertigte absturzsichernde

Verglasung mit versuchstechnisch

ermittelter Tragfähigkeit unter stoßartiger

Einwirkung

DIN 18008-4:2013-07,

nach Anhang A, Anhang D und

Anhang E;

Zusätzlich gilt:

Anlage C 3.5

ÜH

C 3.19 Punkthalter ohne Kugelgelenk mit

versuchstechnisch ermittelter

Tragfähigkeit

DIN 18008-3:2013-07,

Anhang D

ÜH

C 3.20 Vorgefertigte begehbare Verglasungen

mit versuchstechnisch ermittelter

Tragfähigkeit unter stoßartiger

Einwirkung und Resttragfähigkeit

DIN 18008-5:2013-07,

Anhang A

ÜH

C 3.21 Hochfeuerhemmende Bauteile, deren

tragende, aussteifende und

raumabschließende Teile aus Holz oder

Holzwerkstoffen bestehen und die

allseitig eine brandschutztechnisch

wirksame Bekleidung aus

nichtbrennbaren Baustoffen

(Brandschutzbekleidung) und

Dämmstoffe aus nichtbrennbaren

Baustoffen haben

für die Anforderungen des

Brandschutzes:

Muster-Richtlinie über brandschutz-

technische Anforderungen an

hochfeuerhemmende Bauteile in

Holzbauweise – M-HFHHolzR (2004-07)

unter Beachtung von A 2.2.4

für den Schallschutz:

DIN EN ISO 10140-1:2014-09,

DIN EN ISO 10140-2, -4:2010-12,

DIN EN ISO 10140-3:2015-11,

DIN EN ISO 10140-5:2014-09,

DIN EN ISO 717-1, -2:2013-06

für die Absturzsicherung:

ETB-Richtlinie „Bauteile, die gegen

Absturz sichern“ (1985-06)

ÜZ

C 3.22 Beschichtungs- und

Einhausungssysteme zur Sanierung

Pentachlorphenol (PCP)-belasteter

Holzbauteile

Prüfplan für Beschichtungs- und

Einhausungssysteme zur Sanierung

Pentachlorphenol (PCP)-belasteter

Holzbauteile (2006-01)

ÜHP
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C 3.23 Nahtlose kreisförmige Rohre aus

unlegiertem Stahl nach EN 10216-1 für

die Verwendung bei Stahlschornsteinen

DIN EN 10045-1:1991-04 ÜHP

C 3.24 Geschweißte kreisförmige Rohre aus

unlegiertem Stahl nach EN 10217-1 für

die Verwendung bei Stahlschornsteinen

DIN EN 10045-1:1991-04 ÜHP

C 3.25 Stoffe zur Abdichtung erdberührter

Bauteile gegen drückendes Wasser und

im Übergang auf wasserundurchlässige

Bauteile

Prüfgrundsätze zur Erteilung von

allgemeinen bauaufsichtlichen

Prüfzeugnissen für Übergänge von

Bauwerksabdichtungen auf Bauteile aus

Beton mit hohem

Wassereindringwiderstand (PG-ÜBB)

(2010-09)

ÜHP

C 3.26 Mineralische Dichtungsschlämmen für

Bauwerksabdichtungen

Prüfgrundsätze zur Erteilung von

allgemeinen bauaufsichtlichen

Prüfzeugnissen für

Bauwerksabdichtungen mit

mineralischen Dichtungsschlämmen

(PG-MDS) (2014-01)

ÜHP

C 3.27 Abdichtungen im Verbund mit Fliesen

und Plattenbelägen

- für Wände und Böden im

Innenbereich oder im Außenbereich,

wenn diese mit Gebäuden verbunden

sind, gegen nichtdrückendes Wasser

bei hoher Beanspruchung wie z.B. in

Nassräumen im öffentlichen und

gewerblichen Bereich

- für Behälter und Becken im

Innenbereich oder im Außenbereich,

wenn diese mit Gebäuden verbunden

sind, gegen Füllwasser wie z. B. bei

Schwimmbecken

Prüfgrundsätze zur Erteilung von

allgemeinen bauaufsichtlichen

Prüfzeugnissen für Abdichtungen im

Verbund mit Fliesen- und Plattenbelägen

- Teil 1: Flüssig zu verarbeitende

Abdichtungen (PG AIV-F) (2014-05),

- Teil 2: Bahnenförmige Abdichtungen

(PG AIV-B) (2014-05),

- Teil 3: Plattenförmige Abdichtungen

(PG AIV-P) (2012-08)

ÜHP

C 3.28 Bauwerksabdichtungen mit

Flüssigkunststoffen

Prüfgrundsätze zur Erteilung eines

allgemeinen bauaufsichtlichen

Prüfzeugnisses für

Bauwerksabdichtungen mit

Flüssigkunststoffen (PG-FLK) (2010-06)

ÜHP

C 3.29 Dachabdichtungen mit

Flüssigkunststoffen

Prüfgrundsätze zur Erteilung von

allgemeinen bauaufsichtlichen

Prüfzeugnissen für Dachabdichtungen

mit Flüssigkunststoffen

Anlage C 3.6

ÜHP

C 3.30 Abdichtungen für Arbeitsfugen und

Sollrissquerschnitte in Bauteilen aus

Beton mit hohem

Wassereindringwiderstand, die nicht den

Produkten C 2.10.2 und C 2.10.3 in

Abschnitt C 2 zugeordnet werden

können

Prüfgrundsätze zur Erteilung von

allgemeinen bauaufsichtlichen

Prüfzeugnissen für Fugenabdichtungen

in Bauteilen aus Beton mit hohem

Wassereindringwiderstand im

erdberührten Bereich (PG-FBB Teil 1:

Abdichtungen für Arbeitsfugen und

Sollrissquerschnitte (2012-10))

ÜHP
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Anlage C 3.1

1 Nichttragende raumabschließende Trennwände

Eine nichttragende raumabschließende Trennwand kann als F ... nach DIN 4102-2:1977-09 klassifiziert werden,

wenn sie entweder

■ die Bedingungen nach DIN 4102-2:1977-09 eingehalten hat

oder

■ nach DIN EN 1363-1:2012-10 in Verbindung mit DIN EN 1364-1:1999-10 geprüft wurde und dabei für ...

Minuten die Anforderungen nach DIN EN 1363-1:2012-10, Abschnitt 11.2, Raumabschluss und Abschnitt

11.3, Wärmedämmung erfüllt hat.

Für die Prüfung nach DIN EN 1363-1:2012-10 in Verbindung mit DIN EN 1364-1:1999-10 ist bei symmetrischen

Bauteilen ein Brandversuch erforderlich.

2 Tragende raumabschließende Wände

Eine tragende raumabschließende Wand kann als F ... nach DIN 4102-2:1977-09 klassifiziert werden, wenn sie

entweder

■ die Bedingungen nach DIN 4102-2:1977-09 eingehalten hat

oder

■ nach DIN EN 1363-1:2012-10 in Verbindung mit DIN EN 1365-1:2013-08 geprüft wurde und während einer

Prüfdauer von ... Minuten die Anforderungen nach DIN EN 1363-1:2012-10, Abschnitt 11.1, Tragfähigkeit,

Ziffer II sowie nach Abschnitt 11.2, Raumabschluss und Abschnitt 11.3, Wärmedämmung erfüllt hat.

Für die Prüfung nach DIN EN 1363-1:2012-10 in Verbindung mit DIN EN 1365-1:2013-08 ist bei symmetrischen

Bauteilen ein Versuch erforderlich.

3 Unterdecke (als selbständiges Bauelement)

Eine Unterdecke als selbständiges Bauelement kann als F ... nach DIN 4102-2:1977-09 klassifiziert werden,

wenn sie entweder

■ die Bedingungen nach DIN 4102-2:1977-09 eingehalten hat

oder

■ nach DIN EN 1363-1:2012-10 in Verbindung mit DIN EN 1364-2:1999-10 geprüft wurde und während einer

Prüfdauer von ... Minuten die Anforderungen nach DIN EN 1364-2:1999-10, Abschnitt 11.2, Raumabschluss

und Abschnitt 11.3, Wärmedämmung erfüllt hat.

Für die Prüfung nach DIN EN 1363-1:2012-10 in Verbindung mit DIN EN 1364-2:1999-10 ist ein Versuch mit

Beanspruchung der Unterseite und ein Versuch mit Beanspruchung der Oberseite erforderlich. Wenn die

Klassifizierung nur von einer Seite erfolgen soll, ist ein Versuch mit Beanspruchung dieser Seite erforderlich.

4 Stützen

Eine Stütze kann als F ... nach DIN 4102-2:1977-09 klassifiziert werden, wenn sie entweder

■ die Bedingungen nach DIN 4102-2:1977-09 eingehalten hat



Fassung 2018 - gültig bis 31.12.2022

Anlagen | Teil

Seite 155 von 174

oder

■ nach DIN EN 1363-1:2012-10 in Verbindung mit DIN EN 1365-4:1999-10 geprüft wurde und während einer

Prüfdauer von ... Minuten die Anforderungen nach DIN EN 1363-1:2012-10, Abschnitt 11.1, Tragfähigkeit,

Ziffer II erfüllt hat.

Für die Prüfung nach DIN EN 1363-1:2012-10 in Verbindung mit DIN EN 1365-4:1999-10 ist ein Versuch

erforderlich.

5 Brandwände

Eine Brandwand kann als solche nach DIN 4102-2:1977-09 klassifiziert werden, wenn sie entweder

■ die Bedingungen nach DIN 4102-3:1977-09 eingehalten hat

oder

■ nach DIN EN 1363-1:2012-10 in Verbindung mit DIN EN 1365-1:2013-08 und DIN EN 1363-2:2000-02,

Abschnitt 7, geprüft wurde und während einer Prüfdauer von 90 Minuten die Anforderungen nach

DIN EN 1363-1:2012-10, Abschnitt 11.1, Tragfähigkeit, Ziffer II sowie nach Abschnitt 11.2, Raumabschluss

und Abschnitt 11.3, Wärmedämmung erfüllt hat.

Die Wände müssen diese Anforderungen ohne Bekleidungen erfüllen. Sie müssen außerdem ausschließlich aus

nichtbrennbaren Baustoffen bestehen.

Für die Prüfung nach DIN EN 1363-1:2012-10 in Verbindung mit DIN EN 1365-1:2013-08 und

DIN EN 1363-2:2000-02, Abschnitt 7, ist bei symmetrischen Bauteilen ein Versuch erforderlich.

6 Lüftungsleitungen

Eine runde oder vierseitige rechteckige Lüftungsleitung mit maximalen Abmessungen nach

DIN EN 1366-1:2014-12, Tabelle 6, kann als L … nach DIN 4102-6:1977-09 klassifiziert werden, wenn sie

während einer Prüfdauer von … Minuten die Anforderungen nach DIN EN 1363-1:2012-10 in Verbindung mit

DIN EN 1366-1:2014-12, Abschnitt 11, erfüllt hat.

Eine Lüftungsleitung mit einer äußeren Abmessung von 1250 mm x 1000 mm < B x H ≤ 2500 mm x 1250 mm 

bzw. einem äußeren Durchmesser von 1000 mm < D ≤ 1250 mm kann als L ... nach DIN 4102-6:1977-09 

klassifiziert werden, wenn

■ sie nach DIN V 4102-21:2002-08 geprüft wurde und während einer Prüfdauer von ... Minuten die

Anforderungen nach DIN V 4102-21:2002-08, Abschnitt 5.2, und - sofern zutreffend - nach Abschnitt 5.3

erfüllt hat

und wenn

■ zuvor eine Lüftungsleitung gleicher Konstruktionsart (Material, Materialdicke, Verbindungstechnik,

Befestigung) nach DIN EN 1363-1:2012-10 in Verbindung mit DIN EN 1366-1:2014-12 für die in

DIN EN 1366-1:2014-12 genannte Abmessung geprüft wurde.

7 Balken/Unterzüge

Ein Balken/Unterzug kann als F ... nach DIN 4102-2:1977-09 klassifiziert werden, wenn er entweder

■ die Bedingungen nach DIN 4102-2:1977-09 eingehalten hat
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oder

■ nach DIN EN 1363-1:2012-10 in Verbindung mit DIN EN 1365-3:2000-02 geprüft wurde und während einer

Prüfdauer von ... Minuten die Anforderungen nach DIN EN 1363-1:2012-10, Abschnitt 11.1, Tragfähigkeit,

Ziffer I erfüllt hat.

Für die Prüfung nach DIN EN 1363-1:2012-10 in Verbindung mit DIN EN 1365-3:2000-02 ist ein Versuch

erforderlich.

8 Decken/Dächer

Eine Decke/ein Dach kann als F ... nach DIN 4102-2:1977-09 klassifiziert werden, wenn sie/es entweder

■ die Bedingungen nach DIN 4102-2:1977-09 eingehalten hat

oder

■ nach DIN EN 1363-1:2012-10 in Verbindung mit DIN EN 1365-2:2000-02 geprüft wurde und während einer

Prüfdauer von ... Minuten die Anforderungen nach DIN EN 1363-1:2012-10, Abschnitt 11.1, Tragfähigkeit,

Ziffer I sowie nach Abschnitt 11.2, Raumabschluss und Abschnitt 11.3, Wärmedämmung erfüllt hat.

Für die Prüfung nach DIN EN 1363-1:2012-10 in Verbindung mit DIN EN 1365-2:2000-02 ist ein Versuch

erforderlich.

9 Installationsschächte und -kanäle

Ein Installationsschacht/-kanal kann als I ... nach DIN 4102-11:1985-12 klassifiziert werden, wenn er entweder

■ die Bedingungen nach DIN 4102-11:1985-12 eingehalten hat

oder

■ als Installationsschacht aus Wänden besteht, die nach DIN 4102-2:1977-09 geprüft wurden

oder

■ als Installationsschacht aus Wänden besteht, die nach DIN EN 1363-1:2012-10 in Verbindung mit

DIN EN 1364-1:1999-10 geprüft wurden und dabei für ... Minuten die Anforderungen nach

DIN EN 1363-1:2012-10, Abschnitt 11.2, Raumabschluss und Abschnitt 11.3, Wärmedämmung erfüllt hat.

Für die Prüfung nach DIN EN 1363-1:2012-10 in Verbindung mit DIN EN 1364-1:1999-10 ist bei symmetrischen

Bauteilen ein Brandversuch erforderlich.

Anlage C 3.2

Der charakteristische Wert der Tragfähigkeit für die Verbindungen und Befestigungen ist jeweils das aus den

Prüfergebnissen ermittelte 5 % Quantil mit 75%iger Aussagewahrscheinlichkeit.

Anlage C 3.3

Das Prüfverfahren nach DIN 18880-2:1991-08 und der mitgeltenden DIN 18880-1:1991-08 ist auf die für den

Einsatz von Scheitholz und für den Betrieb als Pizzaofen relevanten Bedingungen zu beschränken. Insbesondere

sind dies:

■ DIN 18880-1:1991-08, Abschnitt 5, ausschließlich Abschnitt 5.7.3

■ DIN 18880-2:1991-08, Abschnitt 6, ausschließlich Abschnitt 6.3.
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Bezüglich der Aufstellungs- und Bedienungsanleitung ist DIN 18880-2:1991-08, Abschnitt 7, und für die

Kennzeichnung und Beschriftung DIN 18880-2:1991-08, Abschnitt 8, zu beachten.

Anlage C 3.4

Das allgemeine bauaufsichtliche Prüfzeugnis für die unterschiedlichen Oberflächenbeschichtungsstoffe kann

auch auf der Grundlage des Regelwerkes TL/TP OS (Ausgabe 1996) erteilt werden.

Anlage C 3.5

Für den versuchstechnischen Nachweis der Tragfähigkeit von punktförmigen Lagerungskonstruktionen

(Punkthalter) gilt lfd. Nr. C 3.19.

Für zweiseitig linienförmig gelagerte Einfachverglasungen der Kategorie A darf anstelle des im letzten Satzes des

Kapitels A.1.9. geforderten Versuches alternativ auch nur die stoßzugewandte Glastafel mit dem Körner

gebrochen werden, welche dann jedoch durch einen Pendelschlag mit einer Fallhöhe von 450 mm zu prüfen ist.

Anlage C 3.6

Die Prüfgrundsätze bestehen aus dem in den Kapiteln 2 - 7 beschriebenen Prüfverfahren der ETAG 005 „Flüssig

aufzubringende Dachabdichtungen“, Teile 1 bis 8, veröffentlicht im Bundesanzeiger, Jg. 53, Nr. 200a, 25.10.2001

und Jg. 57, Nr. 102a, 04.06.2005. Weiterhin sind die in Abschnitt B 2.2.10 genannten Anwendungsregelungen zu

beachten.

Anlage C 3.7

Ein Baustoff kann nach B2 nach DIN 4102-1:1998-05 klassifiziert werden, wenn die Prüfergebnisse nach

DIN EN ISO 11925-2 die Voraussetzung von DIN 4102-1:1998-05, Abschnitt 6.2.2, erfüllen.

Die Prüfung nach DIN EN ISO 11925-2 ist bei Kantenbeflammung (Abschnitt 7.3.3.2 der Norm) und, sofern

hierbei ein Versagen zu erwarten ist, auch bei Flächenbeflammung (Abschnitt 7.3.3.1 der Norm) durchzuführen.

Bei der Durchführung sind die Festlegungen der DIN 4102-1:1998-05, Abschnitte 6.2.5.2, 6.2.5.5 und 6.2.5.6 zu

beachten.

Anlage C 3.8

Ein Baustoff kann nach B1 nach DIN 4102-1:1998-05 klassifiziert werden, wenn die Prüfergebnisse nach

DIN EN ISO 11925-2 die Voraussetzungen von DIN 4102-1:1998-05, Abschnitt 6.2.2, und die Prüfergebnisse

nach DIN EN ISO 9239-1 die Voraussetzungen von DIN 4102-1:1998-05, Abschnitt 6.1.2.3, erfüllen.

Die Prüfung nach DIN EN ISO 11925-2 ist bei Kantenbeflammung (Abschnitt 7.3.3.2 der Norm) und, sofern

hierbei ein Versagen zu erwarten ist, auch bei Flächenbeflammung (Abschnitt 7.3.3.1 der Norm) durchzuführen.

Bei der Durchführung sind die Festlegungen der DIN 4102-1:1998-05, Abschnitte 6.2.5.2, 6.2.5.5 und 6.2.5.6 zu

beachten.
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C 4.1 Bauarten zur Errichtung von Decken, Dächern,

Unterdecken, Doppelböden, Hohlraumestrichen,

Stützen, Trägern, Unterzügen, Treppen und

tragenden Wänden, an die Anforderungen an

die Feuerwiderstandsdauer und/oder den

Schallschutz gestellt werden. Das gilt nicht für

die Teile baulicher Anlagen, an die weitere

Anforderungen gestellt werden, wenn die

maßgebenden Bauarten von Technischen

Baubestimmungen wesentlich abweichen oder

wenn es für die maßgebenden Bauarten keine

allgemein anerkannten Regeln der Technik gibt.

Je nach Bauart gilt:

für die Feuerwiderstandsdauer:

DIN 4102-2:1977-09 außer den

Abschnitten 6.2.7, 6.2.9 und 6.2.10

(für Brandwände DIN 4102-3:1977-09), oder

DIN EN 1363-1:2012-10,

DIN EN 1363-2:1999-10,

DIN EN 1364-2:1999-10,

DIN EN 1365-1:2013-08,

DIN EN 1365-2, -3:2000-02,

DIN EN 1365-4:1999-10

in Verbindung mit Anlage C 3.1

des Abschnitts C 3

A 2.2.1.2 ist zusätzlich zu beachten

für den Schallschutz:

DIN EN ISO 10140-1:2014-09,

DIN EN ISO 10140-2, -4:2010-12,

DIN EN ISO 10140-3:2015-11,

DIN EN ISO 10140-5:2014-09,

DIN EN ISO 717-1, -2:2013-06

sowie

DIN EN ISO 10848-1, -2, -3:2006-08

C 4.2 Bauarten zur Errichtung von nichttragenden

inneren Trennwänden, einschließlich Einbauten

(Sanitäreinrichtungen), deren Absturzsicherheit

experimentell nachgewiesen werden soll

und/oder an die Anforderungen an die

Feuerwiderstandsdauer und/oder den

Schallschutz gestellt werden mit Ausnahme von

solchen aus Glas.

Satz 2 aus lfd. Nr. C 4.1 gilt entsprechend.

Je nach Bauart gilt:

für die Absturzsicherung:

DIN 4103-1:2015-06

Die folgenden Eigenschaften sind jeweils

zusammen mit den Anforderungen der

DIN 4103-1:2015-06 zu erfüllen:

für die Feuerwiderstandsdauer:

DIN 4102-2:1977-09 außer den

Abschnitten 6.2.7 und 6.2.9 oder

DIN EN 1363-1:2012-10,

DIN EN 1363-2:1999-10,

DIN EN 1364-1:1999-10

in Verbindung mit Anlage C 3.1

des Abschnitts C 3

A 2.2.1.2 ist zusätzlich zu beachten

für den Schallschutz:

DIN EN ISO 10140-1:2014-09,

DIN EN ISO 10140-2, -4:2010-12,

DIN EN ISO 10140-5:2014-09,

DIN EN ISO 717-1:2013-06 sowie

DIN EN ISO 10848-1, -2, -3:2006-08
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C 4.3 Bauarten zur Errichtung von nichttragenden

Außenwänden, an die Anforderungen an die

Feuerwiderstandsdauer und/oder den

Schallschutz gestellt werden.

Satz 2 aus lfd. Nr. C 4.1 gilt entsprechend.

Je nach Bauart gilt:

für die Feuerwiderstandsdauer:

DIN 4102-3:1977-09 oder

DIN EN 1363-1:2012-10,

DIN EN 1363-2:1999-10,

DIN EN 1364-1:1999-10

in Verbindung mit Anlage C 3.1

des Abschnitts C 3

A 2.2.1.2 ist zusätzlich zu beachten

für den Schallschutz:

DIN EN ISO 10140-1:2014-09,

DIN EN ISO 10140-2, -4:2010-12,

DIN EN ISO 10140-5:2014-09,

DIN EN ISO 717-1:2013-06 sowie

DIN EN ISO 10848-1, -2, -3:2006-08

für die Absturzsicherung:

ETB-Richtlinie „Bauteile, die gegen Absturz

sichern“ (1985-06)

C 4.4 Bauarten zur Errichtung von Lüftungsleitungen,

an die Anforderungen an die

Feuerwiderstandsdauer und/oder den

Schallschutz gestellt werden.

Satz 2 aus lfd. Nr. C 4.1 gilt entsprechend.

Je nach Bauart gilt:

für die Feuerwiderstandsdauer:

DIN 4102-6:1977-09 und - sofern zutreffend -

in Verbindung mit

DIN V 4102-21:2002-08 oder

DIN EN 1363-1:2012-10,

DIN EN 1366-1:2014-12

und - sofern zutreffend -

in Verbindung mit

DIN V 4102-21:2002-08 und

Anlage C 3.1 des Abschnitts C 3

A 2.2.1.2 ist zusätzlich zu beachten

für den Schallschutz:

DIN EN ISO 10140-1:2014-09,

DIN EN ISO 10140-2, -4:2010-12,

DIN EN ISO 10140-5:2014-09,

DIN EN ISO 717-1:2013-06

C 4.5 Bauarten für Abschottungen an Rohrleitungen

aus (ggf. wärmeisolierten) Metallrohren,

- deren Funktion auf der Anordnung einer

Rohrummantelung/Streckenisolierung

beruht und

- an die nur Anforderungen an die

Feuerwiderstandsdauer gestellt werden.

Satz 2 aus lfd. Nr. C 4.1 gilt entsprechend.

DIN 4102-11:1985-12

in Verbindung mit Anlage C 4.5

und Anlage C 4.1

C 4.6 Bauarten für Abschottungen an Rohrleitungen

aus (ggf. wärmeisolierten) thermoplastischen

Kunststoffrohren,

- deren Funktion auf der Anordnung einer

Rohrummantelung/Streckenisolierung

beruht,

- bei denen keine dämmschichtbildenden

Baustoffe eingesetzt werden und

- an die nur Anforderungen an die

Feuerwiderstandsdauer gestellt werden.

Satz 2 aus lfd. Nr. C 4.1 gilt entsprechend.

DIN 4102-11:1985-12

in Verbindung mit Anlage C 4.5

und Anlage C 4.1
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C 4.7 Bauarten zur Herstellung von

Installationsschächten und -kanälen

einschließlich der Abschlüsse ihrer

Revisionsöffnungen, an die Anforderungen an

die Feuerwiderstandsdauer und/oder den

Schallschutz gestellt werden.

Satz 2 aus lfd. Nr. C 4.1 gilt entsprechend.

Je nach Bauart gilt:

für die Feuerwiderstandsdauer:

DIN 4102-11:1985-12 bzw.

als Prüfverfahren für Installationsschachtwände

von Installationsschächten auch

DIN 4102-2:1977-09, außer den Abschnitten

6.2.7 und 6.2.9, in Verbindung mit Anlage C 3.1

des Abschnitts C 3 oder

DIN EN 1363-1:2012-10,

DIN EN 1363-2:1999-10,

DIN EN 1364-1:1999-10

in Verbindung mit Anlage C 3.1

des Abschnitts C 3

A 2.2.1.2 ist zusätzlich zu beachten

für den Schallschutz:

DIN EN ISO 10140-1:2014-09,

DIN EN ISO 10140-2, -4:2010-12,

DIN EN ISO 10140-5:2014-09,

DIN EN ISO 717-1:2013-06

C 4.8 Bauarten zur Herstellung von Bedachungen, an

die Anforderungen hinsichtlich

Widerstandsfähigkeit gegen Flugfeuer und

strahlende Wärme gestellt werden.

Satz 2 aus lfd. Nr. C 4.1 gilt entsprechend.

DIN 4102-7:1998-07

in Verbindung mit

DIN SPEC 4102-23:2011-10

Abschnitte 1, 2, 3, 4 und 7 oder

DIN CEN/TS 1187:2012-03

Prüfverfahren 1 in Verbindung mit

DIN SPEC 4102-23:2011-10

Abschnitte 1, 2, 3, 4 und 7 oder

DIN CEN/TS 1187:2012-03

Prüfverfahren 1 in Verbindung mit

DIN CEN/TS 16459:2014-03

Abschnitte 1, 2, 3, 4, 7 und Anhang A

A 2.2.1.2 ist zusätzlich zu beachten

C 4.9 Bauarten zur Herstellung von elektrischen

Kabelanlagen, an die Anforderungen

hinsichtlich des Funktionserhalts unter

Brandeinwirkung gestellt werden.

Satz 2 aus lfd. Nr. C 4.1 gilt entsprechend.

DIN 4102-12:1998-11

C 4.10 Bauarten zur Errichtung von

Entrauchungsleitungen, an die Anforderungen

an die Feuerwiderstandsdauer und/oder den

Schallschutz gestellt werden.

Satz 2 aus lfd. Nr. C 4.1 gilt entsprechend.

Je nach Bauart gilt:

für die Feuerwiderstandsdauer:

DIN 4102-6:1977-09

DIN V 18232-6:1997-10

in Verbindung mit Anlage C 4.2 oder

DIN EN 1363-1:2012-10,

DIN EN 1366-1:2014-12

in Verbindung mit

DIN EN 1366-8:2004-10

in Verbindung mit Anlage C 4.3

A 2.2.1.2 ist zusätzlich zu beachten

für den Schallschutz:

DIN 52210-6:2013-07

C 4.11 Bauarten zur Errichtung von

Entrauchungsleitungen, an die keine

Anforderungen an die Feuerwiderstandsdauer

und/oder den Schallschutz gestellt werden.

Satz 2 aus lfd. Nr. C 4.1 gilt entsprechend.

DIN V 18232-6:1997-10

in Verbindung mit Anlage C 4.4
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C 4.12 Absturzsichernde Verglasung mit

versuchstechnisch ermittelter Tragfähigkeit

unter stoßartiger Einwirkung

DIN 18008-4:2013-07

Anhang A, Anhang D und Anhang E

Zusätzlich gilt:

Anlage C 3.5 des Abschnitts C 3

C 4.13 Begehbare Verglasung mit versuchstechnisch

ermittelter Tragfähigkeit unter stoßartiger

Einwirkung und Resttragfähigkeit

DIN 18008-5:2013-07

Anhang A
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Anlage C 4.1

Zu DIN 4102-11:1985-12

Zu Abschnitt 3.1 Nachweis mit Brandversuchen

Abweichend von Abschnitt 3.1 genügt ein Probekörper für die Brandprüfung.

Zu Abschnitt 4.2.3 Probekörper und Prüfanordnung

Abweichend von Abschnitt 4.2.3 wird auf die Durchführung von Brandprüfungen an Rohrpost- und

Staubsaugleitungen bei einem Arbeitsdruck von -0,5 bar verzichtet.

Zu Abschnitt 4.2.4.1 Brandversuch mit minimaler Beanspruchung

Der Abschnitt 4.2.4.1 entfällt.

Zu Abschnitt 4.2.4.2 Brandversuch mit der Einheits-Temperaturzeitkurve

Abweichend von Abschnitt 4.2.4.2 entfallen die Messstellen zur Ermittlung der mittleren Temperaturerhöhung in

10 cm und 60 cm Abstand von Wand oder Decke.

Zu Abschnitt 4.2.4.3 Brandversuch mit Schwelfeuerbeanspruchung

Der Abschnitt 4.2.4.3 entfällt.

Anlage C 4.2

Abweichend von DIN V 18232-6 ist die Leckage der Entrauchungsleitung der Kategorie 3 der vorgenannten Norm

bei Brandbeanspruchung mit der Sauerstoff-Messmethode nach DIN EN 1366-8:2004-10 für die darin

aufgeführten Druckstufen 1 oder 2 oder 3 zu bestimmen.

Anlage C 4.3

Eine Entrauchungsleitung kann als Kategorie 3 nach DIN V 18232-6 klassifiziert werden, wenn sie die Prüfungen

nach DIN EN 1366-1 (Leitung A bei einem Druck von -500 Pa) bestanden hat und während einer Prüfdauer von

≥ 30 Minuten bei einer Temperaturbeanspruchung nach DIN EN 1363-1 die Anforderungen nach DIN EN 1366-8, 

Abschnitt 11.3.2, Dichtheit; nach Abschnitt 11.3.3, Raumabschluss; nach Abschnitt 11.3.4, Wärmedämmung und

nach Abschnitt 11.3.5, Querschnittsverringerung erfüllt hat.

Anlage C 4.4

Abweichend von DIN V 18232-6 ist die Leckage der Entrauchungsleitung der Kategorie 2 der vorgenannten Norm

bei Brandbeanspruchung mit der Sauerstoff-Messmethode nach DIN EN 1366-8:2004-10 für die darin

aufgeführten Druckstufen 1 oder 2 oder 3 zu bestimmen.

Anlage C 4.5

Eine Rohrummantelung/Rohrabschottung kann als R ... nach DIN 4102-11:1985-12 klassifiziert werden, wenn sie

die Bedingungen nach DIN 4102-11 eingehalten hat, wobei die Prüfung

■ nach DIN 4102-11 (inkl. Anlage C 4.1) durchgeführt wurde

oder

■ nach DIN 4102-11 jedoch mit modifizierten Prüfbedingungen in Anlehnung an DIN EN 1366-3:2009-07,

Abschnitt 5 durchgeführt wurde: Die Steuerung der Ofentemperatur erfolgte gemäß DIN 1363-1:1999-10,

Abschnitt 5.1 mit Ofenthermoelementen nach Abschnitt 4.5.1.1 und der Beginn der Prüfung erfolgte gemäß

DIN EN 1363-1:1999-10, Abschnitt 10.3. Die Druckbedingungen im Brandraum entsprachen

DIN EN 1366-3:200-07, Abschnitt 5.2.



Fassung 2018 - gültig bis 31.12.2022

Seite 163 von 174

Bauprodukte, die keines
Verwendbarkeitsnachweises bedürfen

D 1 Allgemeines
D 2 Liste nach § 73a Abatz. 4 LBO
D 3 Technische Dokumentation nach § 73a Absatz 2 Nummer 6 LBO



Fassung 2018 - gültig bis 31.12.2022

Bauprodukte, die keines Verwendbarkeitsnachweises bedürfen

Seite 164 von 174

D 1 Allgemeines

Gemäß § 17 Absatz 3 LBO enthält die Verwaltungsvorschrift eine nicht abschließende Liste von Bauprodukten,

die keines Verwendbarkeitsnachweises bedürfen (§ 73a Absatz 4 LBO). Diese Liste soll den am Bau Beteiligten

zur Klarstellung dienen.

Einerseits werden in diese Liste Bauprodukte aufgenommen, für die es allgemein anerkannte Regeln der Technik

zwar gibt und an die die Landesbauordnung auch Anforderungen nach § 3 Absatz 1 LBO stellt, aber dennoch auf

Verwendbarkeitsnachweise verzichtet wird (ehemals „sonstige Bauprodukte“). Eine Verwendbarkeit der

Bauprodukte i.S.d. § 16b LBO muss damit materiell zwar vorliegen, jedoch ist diese nach Bauordnungsrecht nicht

nachzuweisen. Hierunter fallen insbesondere Bauprodukte, die durch andere Zertifizierungs- und

Zulassungssysteme abgedeckt werden (z. B. DVGW und VDE).

Andererseits werden Bauprodukte aufgenommen, für die es weder Technische Baubestimmungen noch

allgemein anerkannte Regeln der Technik gibt und die für die Erfüllung der Anforderungen nach § 3 Absatz 1

LBO nicht von Bedeutung sind. Für diese Bauprodukte wird durch den Verzicht auf bauaufsichtliche

Verwendbarkeitsnachweise die bauordnungsrechtlich untergeordnete Bedeutung kenntlich gemacht.

D 2 Liste nach § 73a Absatz 4 LBO

D 2.1 Beispiele für Produkte, für die es allgemein anerkannte Regeln der Technik gibt

■ Absperrarmaturen in Anlagen zur Wasserver- und -entsorgung

■ Absperranlagen in Anlagen zur Gasversorgung

■ Strömungswächter

■ Sicherheitseinrichtungen der Gas-Installation

■ Sicherheits-Gasschlauchleitungen für den Anschluss von Haushalts-Gasgeräten

■ Mehrschichtverbundrohre für die Gas-Inneninstallation

■ Flüssiggasdruckregelgeräte

■ Trinkwassererwärmer und Speicher-Trinkwassererwärmer

■ Warmwasser-Flächenheizungen und Heizkörperanbindungen

■ Kunststoff-Rohrleitungssysteme für Warmwasser-Fußbodenheizung

■ Wärmeübertragungsanlagen

■ Sanitärausstattungsgegenstände

■ Waschtische

■ Klosetts

■ Schächte für Brunnen und Sickeranlagen

■ Sickerrohre für Deponien

■ Blitzschutzanlagen

■ Elektroinstallationen wie Leitungen, Schalter, Steckdosen u. Ä. zur Allgemeinstromversorgung unter

Normalbedingungen von baulichen Anlagen

■ Telekommunikation-, Fernseh- und Radioinstallationen
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D 2.2 Produkte, für die es keine allgemein anerkannten Regeln der Technik gibt

Diese Liste gilt nur für solche Bauprodukte und Verwendungen, für die nach bauaufsichtlichen Vorschriften nur

die Anforderung normalentflammbar vorausgesetzt wird und an die keine weitergehenden

Brandschutzanforderungen und keine Anforderungen an den Schall- und Wärmeschutz gestellt werden.

D 2.2.1 Bauprodukte für den Rohbau

D 2.2.1.1 Kellerlichtschächte mit Lichtschachtöffnungen bis 1,50 m (lichtes Maß parallel zur Kellerwand)

x 1,0 m (lichtes Maß normal zur Kellerwand)

D 2.2.1.2 Dränelemente

D 2.2.1.3 Außenwandausfachungen einschließlich ihrer Befestigungen mit einem Unterstützungsabstand

von ≤ 1,0 m, wenn sie nicht für die Standsicherheit einer baulichen Anlage oder deren Teilen 

dienen

D 2.2.1.4 Mauerwerksbewehrung, die nicht für die Standsicherheit des Mauerwerks erforderlich ist

D 2.2.1.5 Hilfsstoffe für Bauwerks- und Dachabdichtungen wie z. B. Grundierungen, Deckaufstrichmittel,

Trennlagen, Schutzlagen, Fugenverfüllungen sowie Hilfsstoffe für An- und Abschlüsse

D 2.2.1.6 Abdichtungen von Fassaden zum Schutz gegen Wind und Schlagregen

D 2.2.1.7 Hydrophobiermittel gegen kapillare(n) Aufnahme und Transport von Wasser mit Ausnahme

solcher, die für die Erhaltung der Standsicherheit von Betonbauteilen erforderlich sind

D 2.2.1.8 Bauprodukte zur Trockenlegung von feuchten Mauern, ausgenommen Produkte, die im direkten

Kontakt mit Grundwasser oder Boden aushärten

D 2.2.1.9 Schalungsplatten und Schalungstafeln sowie Schalungskörper als verlorene Schalung

D 2.2.1.10 Elastische Lager zur Auflagerung von Treppen

D 2.2.1.11 Wand- und Dachbauteile, einschließlich der Befestigungen, für eingeschossige bauliche Anlagen

mit einem umbauten Raum ≤ 30 m3

D 2.2.1.12 Mehrlagige Trennschichten (z. B. „Gleitfolien“) zur Ermöglichung von Relativverschiebungen

zwischen Bauteilen für Verwendungen, bei denen der Ausfall oder die Beeinträchtigung der

Funktion des Bauprodukts keinen Einfluss auf die Standsicherheit des Tragwerks oder auf die

Dichtheit des Tragwerks bezüglich der Lagerung wassergefährdender Flüssigkeiten hat

D 2.2.1.13 Bentonitmatten als zusätzliche Dichtungsmaßnahme bei Bauteilen aus Beton mit hohem

Wassereindringwiderstand

D 2.2.1.14 Spaltenböden aus Kunststoff mit einem lichten Abstand zur tragenden Bodenplatte oder

tragenden Decke von ≤ 0,5 m 

D 2.2.1.15 Produkte zur Abdichtung von Fugen, Stößen und Anschlüssen von Dampfsperrbahnen und

anderen Luftdichtheitsschichten (z. B. Dichtbänder, Klebebänder)

D 2.2.1.16 Trennlagen zwischen schwimmendem Estrich und Trittschalldämmschichten sowie Trennlagen

zwischen Bauteilen und Bauteilen zur akustischen Entkopplung

D 2.2.2 Bauprodukte für den Ausbau

D 2.2.2.1 Fassadenelemente (einschließlich ihrer Befestigungen) für Außenwandbekleidungen, die nach

allgemein anerkannten Regeln der Technik befestigt werden:

- mit kleinformatigen Fassadenelementen mit ≤ 0,4 m² Fläche und ≤ 5 kg Eigengewicht 

- mit brettformatigen Fassadenelementen mit ≤ 0,3 m Breite und Unterstützungsabständen 

durch die Unterkonstruktion von ≤ 0,8 m 

D 2.2.2.2 Dachelemente (einschließlich ihrer Befestigungen) für Dacheindeckungen, die nach allgemein

anerkannten Regeln der Technik befestigt werden:

- mit kleinformatigen Elementen mit ≤ 0,4 m² Fläche und ≤ 5 kg Eigengewicht 

- mit anderen Elementen mit einem Unterstützungsabstand durch die Unterkonstruktion von

≤ 1,0 m, außer aus Glas 

D 2.2.2.3 Innentüren einschließlich Zubehör
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D 2.2.2.4 Nichttragende und nichtaussteifende Einfassungen von Fenster- und Türöffnungen, Fensterbänke

und ihre Befestigungen

D 2.2.2.5 Doppelböden und Hohlraumestriche mit einem lichten Abstand zur tragenden Decke von ≤ 0,5 m 

D 2.2.2.6 Außenwandbeschichtungen mit einer Dicke bis 2 cm

D 2.2.2.7 Bodenbeläge, die nicht für die Verwendung in Aufenthaltsräumen vorgesehen sind

D 2.2.2.8 Ausfachungen für Umwehrungen einschließlich Befestigungen:

- plattenförmige Ausfachungen mit Unterstützungsabständen ≤ 1,0 m, mit Ausnahme von 

solchen aus Glas

- unterhalb eines tragenden Handlaufs oder Brüstungsriegels angebrachte ausfachende

Spannseilsysteme mit Spannweiten ≤ 2,0 m 

D 2.2.2.9 Randdämmstreifen für Estriche

D 2.2.2.10 Träger und Schürzen für Bade- und Duschwannen

D 2.2.2.11 Abdichtungsstoffe gegen nicht drückendes Wasser bei mäßiger oder geringer Beanspruchung,

wie z. B. für die Abdichtung von Balkonen, spritzwasserbelasteten Fußboden- und Wandflächen in

Nassräumen bzw. in häuslichen Bädern

D 2.2.2.12 Ringdichtungen für Rohrdurchführungen und Abdichtungen von Schalungsspannstellen bei

erdberührten Außenbauteilen, an die hinsichtlich des Brandschutzes keine Anforderungen gestellt

werden

D 2.2.2.13 Schneefangvorrichtungen, die nicht Lasten nach DIN EN 1991-1-3:2010, Abschnitt 6.4 sowie

DIN EN 1991-1-3/NA:2010, NCI zu 6.4 (1) aufnehmen

D 2.2.2.14 Bauprodukte aus mineralischen Baustoffen sowie Polymerbeton für die Bekleidung von Wänden

in Innenräumen

D 2.2.2.15 Keile und Klötze zum Justieren von Bauteilen, die nicht als Lager im Sinne von DIN EN 1337-1

verwendet werden

D 2.2.2.16 Elastische Dehnungselemente für metallische Bauteile im Dach- und Wandbereich

D 2.2.2.17 Haftbrücken für Gipsputzsysteme

D 2.2.2.18 Aussteifungen von Fassadenelementen für Außenwandbekleidungen, wenn diese Aussteifungen

nicht für deren Standsicherheit erforderlich sind

D 2.2.2.19 Mobile Trennwände

D 2.2.2.20 Luftdurchlässige Gewebe (Eigenlast ≤ 1,0 kg/m2) einschließlich der Befestigung, angeordnet auf

einer für sich standsicheren Unterkonstruktion zur Anordnung als Windnetze an Hallen, als

Bedachung an eingeschossigen Gebäuden und baulichen Anlagen oder zum Anbringen an der

Außenseite. Die Unterkonstruktion muss in der Lage sein, die unter der Annahme eines

luftundurchlässigen Gewebes ausgeübten Lasten sicher abzutragen.

D 2.2.2.21 Befestigungsmittel von an Wänden angebrachten Dämmprodukten im Innenbereich,

ausgenommen Klebstoffe auf Kunstharzbasis

D 2.2.2.22 Kleber und/oder Dübel (Verankerungsmittel) von an Decken angebrachten Dämmstoffen im

Innenbereich, wenn das Gesamtgewicht aus Wärmedämmung und Beschichtung 15 kg/m2 nicht

übersteigt; ausgenommen ist die Verwendung von Klebstoffen auf Kunstharzbasis im

Innenbereich.

D 2.2.2.23 Einschubtreppen mit Abschluss der Öffnung

D 2.2.3 Bauprodukte der Haustechnik

D 2.2.3.1 Flammenkatalysatoren

D 2.2.3.2 Öl-Nassbrenner

D 2.2.3.3 Lüftungsleitungen einschließlich Zubehör

D 2.2.3.4 Vorgefertigte Installationsschächte und -kanäle einschließlich ihrer Revisionsöffnungen
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D 2.2.3.5 Ummantelungen und Verkleidungen von Abgasanlagen zum Freien einschließlich zugehöriger

Unterkonstruktionen sowie Abdeckplatten und Fugendichtungen für Mündungen von

Abgasanlagen aus nichtbrennbaren Baustoffen nach DIN 4102-4:1994-03, Abschnitt 2

D 2.2.3.6 Nicht abgasberührte untergeordnete Zubehörteile von Abgasanlagen (Bauteile für

Kondensatableitung oder Hinterlüftung, Abstandshalter, Wandbefestigungen u. ä.)

D 2.2.3.7 Befestigungsmittel für Rohrummantelungen

D 2.2.3.8 Latent-Wärmespeicherelemente aus gekapseltem Calcium-Chlorid (CaCl2 x 6 H2O) für

Fußbodenheizungen, soweit die Kapselung baustoffmäßig für den Verwendungszweck geeignet

ist

D 2.2.3.9 Abschlüsse von Öffnungen zur Rauchableitung in notwendigen Treppenräumen, die nicht zur

Rauchfreihaltung, sondern der Entrauchung nach Evakuierung dienen, sowie deren Vorrichtungen

zum Öffnen

D 2.2.3.10 Heiz- und Kühlflächen an Decken und Wänden

D 2.2.3.11 Heizkörperabdeckungen

D 2.2.3.12 Bauteile, außerhalb von Gebäuden, für die Be- und Entlüftung der Gebäude- und

Grundstücksentwässerung (ausgenommen Belüftungsventile nach DIN EN 12380)

D 2.2.3.13 Tageslichtführungssysteme mit Querschnittsflächen ≤ 0,4 m2

D 2.2.4 Bauprodukte für Deponien

D 2.2.4.1 Entwässerungsrohre für Deponieabdichtungen

D 2.2.4.2 Dränelemente für Deponieabdichtungen

D 2.2.4.3 Dichtungselemente für Deponieabdichtungen

D 2.2.4.4 Schutzschichten für Deponie-Dichtungselemente

D 2.2.5 Bauprodukte für die Instandsetzung

D 2.2.5.1 Bauprodukte zur Instandsetzung von Bauwerksabdichtungen sowie der zugehörigen Einbauteile,

ausgenommen Produkte, die im direkten Kontakt mit Grundwasser oder Boden aushärten

D 2.2.5.2 Bauprodukte zur Instandsetzung von Dachabdichtungen sowie der zugehörigen Einbauteile

D 2.2.6 Andere Bauprodukte

D 2.2.6.1 Bauteile für Wasserbecken mit Inhalten ≤ 100 m3

D 2.2.6.2 Drucklose Behälter bis 50 m3 Rauminhalt und bis 3 m Höhe zur Lagerung von Regen- und

Trinkwasser

D 2.2.6.3 Muster- und Rastergeber und Abstandhalter für Pflasterungen

D 2.2.6.4 Stützelemente zur Verwendung bei Geländesprüngen bis zu 1,0 m Höhe

D 2.2.6.5 Bauteile aus Kunststoffen für Wasserrutschen bis zu 2,0 m Höhe

D 2.2.6.6 Starre und flexible Schüttgutsilos bis 3 m3 Rauminhalt und bis 3 m Höhe (Oberkante des Silos

über Gelände)

D 2.2.6.7 Nichtbegehbare Abdeckungen für Behälter, unter denen sich keine Verkehrsflächen befinden und

die nicht der Standsicherheit von baulichen Anlagen oder deren Teilen dienen. Die Abdeckungen

dürfen einem maximalen Innendruck von 50 mbar ausgesetzt sein.

D 2.2.6.8 Bauprodukte für gebäudeunabhängige Solaranlagen im öffentlich unzugänglichen Bereich mit

einer Höhe bis zu 3 m
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D 3 Technische Dokumentation nach § 73a Absatz 2 Nummer 6 LBO

In Bezug auf die Wesentlichen Merkmale eines Bauproduktes, die von der der CE-Kennzeichnung

zugrundeliegenden harmonisierten technischen Spezifikation erfasst sind, ist die CE-Kennzeichnung die einzige

Kennzeichnung (Art. 8 Abs. 3 UAbs. 1 BauPVO). Ansonsten sind weitere freiwillige Angaben zu dem Produkt

möglich. In diesem Fall ist deren Korrektheit in einer technischen Dokumentation darzulegen. Hierzu kann es je

nach Produkt, Einbausituation und Verwendungszweck erforderlich sein, in der Technischen Dokumentation

anzugeben, welche technische Regel der Prüfung zugrunde gelegt wurde sowie ob und welche Stellen

eingeschaltet wurden. Zum Beispiel kann es insbesondere sinnvoll sein, eine entsprechend Art. 30 BauPVO

qualifizierte Stelle einzuschalten, sofern es keine anwendbare, anerkannte technische Regel gibt oder eine

entsprechend Art. 43 BauPVO qualifizierte Stelle, sofern lediglich eine unabhängige Drittprüfung anhand einer

anwendbaren technischen Regel durchgeführt werden soll.
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E Bezugsquellennachweis

Muster-Verwaltungsvorschrift Technische Baube-

stimmungen (MVV TB) Ausgabe August 2017,

veröffentlicht in den Mitteilungen des DIBt vom

31. August 2017, einschließlich Berichtigungsblatt

vom 11. Dezember 2017

www.um.baden-wuerttemberg.de

Normen (DIN, DIN V, DIN V ENV, DIN EN,

DIN EN ISO, DIN CEN/TS, DIN SPEC, Eurocode),

AD-Merkblätter, DIN-Fachberichte

Beuth Verlag GmbH

Burggrafenstraße 6

10787 Berlin

EADs (European Assessment Documents)

Amtsblatt der Europäischen Union

eur-lex.europa.eu

ETAGs (European Technical Approvals Guidelines)

www.eota.eu

Anpassungsrichtlinie Stahlbau mit Änderung und

Ergänzung

Ausgabe Dezember 2001

DIBt Mitteilungen, Sonderheft Nr. 11, Nov. 2002

Deutsches Institut für Bautechnik (DIBt)

Kolonnenstraße 30 B

10829 Berlin

Anwendungsrichtlinie für Arbeitsgerüste nach

DIN EN 12811-1

Fassung November 2005

Deutsches Institut für Bautechnik (DIBt)

Anwendungsrichtlinie für Traggerüste nach

DIN EN 12812

Fassung August 2009

Deutsches Institut für Bautechnik (DIBt)

Bau- und Prüfgrundsätze Beschichtungen von

Auffangräumen

Ausgabe Februar 2009

Deutsches Institut für Bautechnik (DIBt)

Prüfgrundsätze für Schornsteinreinigungsver-

schlüsse und Rußabsperrer

Ausgabe November 2012

Deutsches Institut für Bautechnik (DIBt)

Bauaufsichtliche Richtlinie über die Lüftung fens-

terloser Küchen, Bäder und Toilettenräume in

Wohnungen

Ausgabe April 2009

www.is-argebau.de

DAfStb-Richtlinie Beton nach DIN EN 206-1 und

DIN 1045-2 mit rezyklierten Gesteinskörnungen

nach DIN 4226-100; Teil 1 – RBrezG/1

Ausgabe September 2010

Beuth Verlag GmbH

DAfStb-Richtlinie Betonbau beim Umgang mit

wassergefährdenden Stoffen – BUmwS

Ausgabe März 2011

Deutscher Ausschuss für Stahlbeton e. V. – DAfStb

Beuth Verlag GmbH

DAfStb-Richtlinie für Beton mit verlängerter Verar-

beitbarkeitszeit (Verzögerter Beton)

Ausgabe November 2006

Deutscher Ausschuss für Stahlbeton e. V. – DAfStb

Beuth Verlag GmbH

DAfStb-Richtlinie für die Herstellung und Verwen-

dung von Trockenbeton und Trockenmörtel (Tro-

ckenbeton-Richtlinie) – TrBMR –

Ausgabe Juni 2005

Beuth Verlag GmbH

DAfStb-Richtlinie für die Herstellung und Verwen-

dung von zementgebundenem Vergussbeton und

Vergussmörtel – VeBMR -

Ausgabe November 2011

Beuth Verlag GmbH

DAfStb-Richtlinie Massige Bauteile aus Beton

Ausgabe April 2010

Deutscher Ausschuss für Stahlbeton e. V. – DAfStb

Beuth Verlag GmbH

DAfStb-Richtlinie Schutz und Instandsetzung von

Betonbauteilen (Instandsetzungsrichtlinie)

Ausgabe Oktober 2001

Teil 1: Allgemeine Regelungen und Planungs-

grundsätze

Teil 2: Bauprodukte und Anwendung einschl.

2. Berichtigung 2005-12

Teil 3: Anforderungen an die Betriebe und Über-

wachung der Ausführung

Teil 4: Prüfverfahren

sowie 2. Berichtigung 2005-12

und 3. Berichtigung 2014-09

Beuth Verlag GmbH

DAfStb-Richtlinie Selbstverdichtender Beton –

SVBR

Ausgabe September 2012

Beuth Verlag GmbH

DAfStb-Richtlinie – Stahlfaserbeton

Ergänzungen und Änderungen zu

DIN EN 1992-1-1/NA, DIN EN 206-1 in Verbindung

mit DIN 1045-2 und DIN EN 13670 in Verbindung

mit DIN 1045-3, Teile 1 bis 3

Ausgabe November 2012
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Deutscher Ausschuss für Stahlbeton e. V. – DAfStb

Beuth Verlag GmbH

DAfStb-Richtlinie Vorbeugende Maßnahmen gegen

schädigende Alkalireaktion im Beton (Alkali-Richt-

linie)

Ausgabe Oktober 2013

Deutscher Ausschuss für Stahlbeton e. V. – DAfStb

Beuth Verlag GmbH

DASt-Richtlinie 021

Schraubenverbindungen aus feuerverzinkten Gar-

nituren M39 bis M72 entsprechend

DIN EN 14399-4, DIN EN 14399-6

Ausgabe September 2013

Stahlbau Verlags- und Service GmbH

DASt-Richtlinie 022

Feuerverzinken von tragenden Stahlbauteilen

Ausgabe August 2009

Stahlbau Verlags- und Service GmbH

DVS Richtlinie DVS 1708:2009-09

Beuth Verlag GmbH

Empfehlungen für den Entwurf und die Berechnung

von Erdkörpern mit Bewehrungen aus Geokunst-

stoffen – EBGEO

Deutsche Gesellschaft für Geotechnik

Ausgabe 2010

Ernst & Sohn Verlag für Architektur und technische

Wissenschaften GmbH & Co. KG

ETB-Richtlinie „Bauteile, die gegen Absturz si-

chern“

Ausgabe Juni 1985

Mitteilungen IfBt Heft 2/1987

Deutsches Institut für Bautechnik (DIBt)

ETB-Richtlinie zur Begrenzung der Formalde-

hydemission in die Raumluft bei Verwendung von

Harnstoff-Formaldehydharz-Ortschaum

Ausgabe April 1985

Beuth Verlag GmbH

Fachregel des Ofen- und Luftheizungsbau-

handwerks – TR-OL 2009

Ausgabe 2010

Zentralverband Sanität Heizung Klima

Rathausallee 6

53757 St. Augustin

Hinweise für die Montage von Dübelverankerungen

Ausgabe Oktober 2010

Deutsches Institut für Bautechnik (DIBt)

Lehmbau Regeln

Ausgabe Februar 2008

Dachverband Lehm e. V.

Muster-Richtlinie über brandschutztechnische

Anforderungen an hochfeuerhemmende Bauteile in

Holzbauweise – M-HFHHolzR

Ausgabe Juli 2004

www.is-argebau.de

Prüfgrundsätze zur Erteilung von allgemeinen

bauaufsichtlichen Prüfzeugnissen für Abdichtungen

im Verbund mit Fliesen- und Plattenbelägen

Teil 1: Flüssig zu verarbeitende Abdichtungen –

PG AIV-F

Ausgabe Mai 2014

Teil 2: Bahnenförmige Abdichtungen – PG AIV-B

Ausgabe Mai 2014

Teil 3: Plattenförmige Abdichtungen – PG AIV-P

Ausgabe August 2012

Deutsches Institut für Bautechnik (DIBt)

Prüfgrundsätze zur Erteilung von allgemeinen

bauaufsichtlichen Prüfzeugnissen für Bauwerks-

abdichtungen mit Flüssigkunststoffen – PG-FLK

Ausgabe Juni 2010

Deutsches Institut für Bautechnik (DIBt)

Prüfgrundsätze zur Erteilung von allgemeinen

bauaufsichtlichen Prüfzeugnissen für Bauwerks-

abdichtungen mit mineralischen Dichtungs-

schlämmen – PG-MDS

Ausgabe Januar 2014

Deutsches Institut für Bautechnik (DIBt)

Prüfgrundsätze zur Erteilung von allgemeinen

bauaufsichtlichen Prüfzeugnissen für Fugen-

abdichtungen in Bauteilen aus Beton mit hohem

Wassereindringwiderstand im erdberührten Bereich

– PG-FBB

Teil 1: Abdichtungen für Arbeitsfugen und Sollriss-

querschnitte

Ausgabe Oktober 2012

Deutsches Institut für Bautechnik (DIBt)

Prüfgrundsätze zur Erteilung von allgemeinen

bauaufsichtlichen Prüfzeugnissen für Übergänge

von Bauwerksabdichtungen auf Bauteile aus Beton

mit hohem Wassereindringwiderstand – PG-ÜBB

Ausgabe September 2010

Deutsches Institut für Bautechnik (DIBt)

Prüfplan für Beschichtungs- und Einhausungs-

systeme zur Sanierung Pentachlorphenol(PCP)-

belasteter Holzbauteile

Stand: Januar 2006

Deutsches Institut für Bautechnik (DIBt)

Richtlinie für den Nachweis der Standsicherheit

von Metall-Kunststoff-Verbundprofilen

Ausgabe August 1986

Mitteilungen IfBt Heft 6/1986

Deutsches Institut für Bautechnik (DIBt)



Fassung 2018 - gültig bis 31.12.2022

Bezugsquellennachweis

Seite 171 von 174

Richtlinie für die Bewertung und Sanierung PCB-

belasteter Baustoffe und Bauteile in Gebäuden

Ausgabe September 1994

Mitteilungen DIBt Heft 2/1995

Deutsches Institut für Bautechnik (DIBt)

Richtlinie für die Bewertung und Sanierung PCP-

belasteter Baustoffe und Bauteile in Gebäuden

Ausgabe Oktober 1996

Mitteilungen DIBt Heft 1/1997

Deutsches Institut für Bautechnik (DIBt)

Richtlinie für die Bewertung und Sanierung

schwach gebundener Asbestprodukte in Gebäuden

Ausgabe Januar 1996

Mitteilungen DIBt Heft 3/1996

Deutsches Institut für Bautechnik (DIBt)

Richtlinie für die Herstellung und Verwendung von

Trockenbeton und Trockenmörtel - TrBMR

Ausgabe Juni 2005

Deutscher Ausschuss für Stahlbeton e. V. – DAfStb

Beuth Verlag GmbH

Richtlinie für die Überwachung von Wand-, De-

cken- und Dachtafeln für Holzhäuser in Tafelbauart

nach DIN 1052 Teil 1 bis Teil 3

Fassung Juni 1992

Mitteilungen IfBt Heft 1/1993

Deutsches Institut für Bautechnik (DIBt)

Richtlinie für Standardisierung des Oberbaues von

Verkehrsflächen RStO 01

FGSV Verlag GmbH

Wesselinger Str. 17

50999 Köln

Richtlinie für Windenergieanlagen

Einwirkungen und Standsicherheitsnachweise für

Turm und Gründung

Fassung Oktober 2012, Korrigierte Fassung März

2015

Deutsches Institut für Bautechnik (DIBt)

Richtlinie über automatische Schiebetüren in Ret-

tungswegen - AutSchR

Ausgabe Dezember 1997

www.is-argebau.de

Richtlinie über die Anforderungen an Auffangwan-

nen aus Stahl mit einem Rauminhalt bis 1000 Liter

- StawaR -

Ausgabe September 2011

Deutsches Institut für Bautechnik (DIBt)

Richtlinie über elektrische Verriegelungssysteme

von Türen in Rettungswegen - EltVTR

Ausgabe Dezember 1997

www.is-argebau.de

Stahl-Eisen-Werkstoffblätter (SEW) des Vereins

Deutscher Eisenhüttenleute (Stahlinstitut VDEh)

SEW 400, 7. Ausgabe, Februar 1997

Verlag Stahleisen GmbH

Sohnstraße 65

40237 Düsseldorf

Technische Lieferbedingungen/Technische Prüf-

vorschriften für Baustoffe zur Herstellung von Brü-

ckenbelägen auf Beton mit einer Dichtungsschicht

aus Flüssigkunststoff

(TL/TP BEL – B, Teil 3)

Ausgabe 1995

Bundesministerium für Verkehr, Abteilung Stra-

ßenbau

Verkehrsblatt-Verlag Borgmann GmbH & Co KG

Schleefstraße 14

44287 Dortmund

Technische Lieferbedingungen/Technische Prüf-

vorschriften für Oberflächenschutzsysteme

(TL/TP OS)

Ausgabe 1996

Verkehrsblatt-Verlag Borgmann GmbH & Co KG

Technische Regeln für brennbare Flüssigkeiten

(TRbF)

UWS Umweltmanagement GmbH

Grotendonker Str. 61

47626 Kevelaer

www.umwelt-online.de

[Technische Regel] Nachträgliche Bewehrungsan-

schlüsse mit eingemörtelten Bewehrungsstäben –

Anforderung an Planung, Bemessung und Ausfüh-

rung: 2016-06 *)

Mitteilungen DIBt 31.08.2017 (darin Anhang 1)

Deutsches Institut für Bautechnik (DIBt)

[Technische Regel] Verankerungen in Beton mit

einbetonierten oder nachträglich eingesetzten

Befestigungsmitteln – Anforderung an Planung,

Bemessung und Ausführung: 2016-06 *)

Mitteilungen DIBt 31.08.2017 (darin Anhang 2)

Deutsches Institut für Bautechnik (DIBt)

[Technische Regel] Verankerungen in Mauerwerk

mit nachträglich gesetzten Befestigungsmitteln –

Anforderung an Planung, Bemessung und Ausfüh-

rung: 2016-06 *)

Mitteilungen DIBt 31.08.2017 (darin Anhang 3)

Deutsches Institut für Bautechnik (DIBt)

[Technische Regel] Bauaufsichtliche Anforderun-

gen, Zuordnung der Klassen, Verwendung von

Bauprodukten, Anwendung von Bauarten:

2016-06 *)

Mitteilungen DIBt 31.08.2017 (darin Anhang 4)

Deutsches Institut für Bautechnik (DIBt)
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[Technische Regel] WDVS mit EPS, Sockelbrand-

prüfverfahren: 2016-06 *)

Mitteilungen DIBt 31.08.2017 (darin Anhang 5)

Deutsches Institut für Bautechnik (DIBt)

[Technische Regel] Hinterlüftete Außenwandbe-

kleidungen: 2016-06 *)

Mitteilungen DIBt 31.08.2017 (darin Anhang 6)

Deutsches Institut für Bautechnik (DIBt)

[Technische Regel] Anforderungen an Feststellan-

lagen: 2017-07 *)

Mitteilungen DIBt 31.08.2017 (darin Anhang 7)

Deutsches Institut für Bautechnik (DIBt)

[Technische Regel] Anforderungen an bauliche

Anlagen bezüglich des Gesundheitsschutzes

(ABG): 2017-05 *)

Mitteilungen DIBt 31.08.2017 (darin Anhang 8)

Deutsches Institut für Bautechnik (DIBt)

[Technische Regel] Textile Bodenbeläge:

2017-05 *)

Mitteilungen DIBt 31.08.2017 (darin Anhang 9)

Deutsches Institut für Bautechnik (DIBt)

[Technische Regel] Anforderungen an bauliche

Anlagen bezüglich der Auswirkungen auf Boden

und Gewässer (ABuG): 2017-07 *)

Mitteilungen DIBt 31.08.2017 (darin Anhang 10)

Deutsches Institut für Bautechnik (DIBt)

[Technische Regel] WDVS mit ETA nach ETAG

004: 2017-02 *)

Mitteilungen DIBt 31.08.2017 (darin Anhang 11)

Deutsches Institut für Bautechnik (DIBt)

[Technische Regel] Anwendungsregeln für nicht

lasttragende verlorene Schalungs-bausätze / -

systeme und Schalungssteine für die Erstellung

von Ortbeton-Wänden: 2016-06 *)

Mitteilungen DIBt 31.08.2017 (darin Anhang 12)

Deutsches Institut für Bautechnik (DIBt)

[Technische Regel] Richtlinie über Rollladenkästen

- RokR: 2016-07 *)

Mitteilungen DIBt 31.08.2017 (darin Anhang 13)

Deutsches Institut für Bautechnik (DIBt)

Verzeichnis der Prüf-, Überwachungs- und Zertifi-

zierungsstellen nach den Landesbauordnungen

(PÜZ-Verzeichnis)

Deutsches Institut für Bautechnik (DIBt)

____________
*) Diese technischen Regeln wurden gemeinsam

mit der Muster-Verwaltungsvorschrift Technische

Baubestimmungen, die dieser Verwaltungsvor-

schrift zugrunde liegt, in Form von Anhängen veröf-

fentlicht. Sie werden in den Teilen A bis C dieser

Verwaltungsvorschrift in Bezug genommen, hier

aber nicht nochmals veröffentlicht. Die in den tech-

nischen Regeln enthaltenen Bezüge auf Muster-

Vorschriften werden wie folgt als Bezüge auf Lan-

des-Vorschriften gelesen:

Zeile Muster-Vorschrift Landes-Vorschrift

1 MBO LBO

2 § 3 MBO § 3 Absatz 1 LBO

3 § 3 der Landesbau-

ordnungen
§ 3 Absatz 1 LBO

4 § 16a MBO § 16a LBO

5 § 16a Abs. 2 MBO § 16a Absatz 2 LBO

6 § 17 MBO § 17 LBO

7 § 17 Abs. 1 MBO § 17 Absatz 1 LBO

8 § 28 Abs. 3 Satz 1

MBO

§ 5 Absatz 2 Satz 1

und 3 LBOAVO

9 § 28 Abs. 3 Satz 1,

Halbsatz 2

§ 5 Absatz 2 Satz 3

LBOAVO

10 § 28 Abs. 4 in Verbin-

dung mit Abs. 5 MBO
§ 5 Absatz 3 LBOAVO

11 § 29 Abs. 5 MBO § 6 Absatz 4 LBOAVO

12 § 30 Abs. 7 MBO § 7 Absatz 7 LBOAVO

13 § 30 Abs. 7 Satz 1

MBO

§ 7 Absatz 7 Satz 1

LBOAVO

14 § 32 Abs. 2 MBO § 9 Absatz 1 LBOAVO

15 § 35 Abs. 6 Satz 2

MBO

§ 11 Absatz 5 Satz 2

LBOAVO

16 § 67 MBO § 56 LBO

17 § 85a Abs. 1 Satz 3

MBO

§ 73a Absatz 1 Satz 3

LBO

In Bezug genommene Rechtsvorschriften, Ver-

waltungsvorschriften und technische Richtli-

nien des Landes Baden-Württemberg:

Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO)

in der Fassung vom 5. März 2010 (GBl. 2010, S.

357, ber. S. 416), zuletzt geändert durch Artikel 3

des Gesetzes vom 21. November 2017 (GBl. 2017,

S. 612, 613)

Allgemeine Ausführungsverordnung des Wirt-

schaftsministeriums zur Landesbauordnung

(LBOAVO) vom 5. Februar 2010 (GBl. 2010, S.

24), zuletzt geändert durch Artikel 124 der Verord-

nung vom 23. Februar 2017 (GBl. 2017, S. 99,

113)

Verordnung der Landesregierung, des Wirt-

schaftsministeriums und des Umweltministeriums

über das baurechtliche Verfahren (Verfahrensver-

ordnung zur Landesbauordnung − LBOVVO) vom

13. November 1995 (GBl. 1995, S. 794), zuletzt
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geändert durch Artikel 125 der Verordnung vom 23.

Februar 2017 (GBl. 2017, S. 99, S. 113)

Verordnung des Umweltministeriums über Anforde-

rungen an Hersteller von Bauprodukten und An-

wender von Bauarten (Hersteller- und Anwender-

verordnung LBO − LBOHAVO) vom 12. November

2001 (GBl. 2001, S. 630), zuletzt geändert durch

Artikel 128 der Verordnung vom 25. Januar 2012

(GBl. 2012, S. 65, 81)

Verordnung des Umweltministeriums über Anlagen

zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen und

über Fachbetriebe (Anlagenverordnung wasserge-

fährdende Stoffe − VAwS) vom 11. Februar 1994

(GBl. 1994, S. 182), zuletzt geändert durch Artikel

141 der Verordnung vom 25. Januar 2012 (GBl.

2012, S. 65, 82)

Verordnung des Umweltministeriums über die

bautechnische Prüfung baulicher Anlagen (Bau-

prüfverordnung − BauPrüfVO) vom 10. Mai 2010

(GBl. 2010, S. 446), zuletzt geändert durch Artikel

126 der Verordnung vom 25. Januar 2012 (GBl.

2012, S. 65, 80)

Verordnung des Umweltministeriums über die

Überwachung von Tätigkeiten mit Bauprodukten

und bei Bauarten (LBOÜTVO) vom 12. November

2001 (GBl. 2001, S. 630, 631), zuletzt geändert

durch Artikel 129 der Verordnung vom 25. Januar

2012 (GBl. 2012, S. 65, 81)

Verordnung des Wirtschaftsministeriums über

Anforderungen an Feuerungsanlagen, Wärme- und

Brennstoffversorgungsanlagen (Feuerungsverord-

nung − FeuVO) vom 24. November 1995 (GBl.

1995, S. 806), zuletzt geändert durch Artikel 133

der Verordnung vom 23. Februar 2017 (GBl. 2017,

S. 99, 114)

Verordnung des Wirtschaftsministeriums über das

Übereinstimmungszeichen (Übereinstimmungszei-

chen-verordnung − ÜZVO) vom 26. Mai 1998 (GBl.

1998, S. 362, ber. S. 559)

Verordnung des Wirtschaftsministeriums über den

Bau und Betrieb von Verkaufsstätten (Verkaufsstät-

tenverordnung − VkVO) vom 11. Februar 1997

(GBl. 1997, S. 84), zuletzt geändert durch Artikel

129 der Verordnung vom 23. Februar 2017 (GBl.

2017, S. 99, 114)

Verordnung des Wirtschaftsministeriums über den

Bau und Betrieb von Versammlungsstätten (Ver-

sammlungsstättenverordnung − VStättVO) vom 28.

April 2004 (GBl. 2004, S. 311, ber. S. 653), zuletzt

geändert durch Artikel 130 der Verordnung vom 23.

Februar 2017 (GBl. 2017, S. 99, 114)

Verordnung des Wirtschaftsministeriums über

elektrische Betriebsräume – EltVO - vom 28. Okto-

ber 1975 (GBl. 1975, S. 788, ber. 1976, S. 256),

zuletzt geändert durch Artikel 132 der Verordnung

vom 23. Februar 2017 (GBl. 2017, S. 99, 114)

Verordnung des Wirtschaftsministeriums über

Garagen und Stellplätze (Garagenverordnung −

GaVO) vom 7. Juli 1997 (GBl. 1997, S. 332), zu-

letzt geändert durch Artikel 131 der Verordnung

vom 23. Februar 2017 (GBl. 2017, S. 99, 114)

Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Verkehr

und Infrastruktur über die brandschutztechnische

Prüfung im baurechtlichen Verfahren (VwV Brand-

schutzprüfung) vom 17. September 2012 (GABl.

2012, S. 865), geändert durch Verwaltungsvor-

schrift vom 3. März 2015 (GABl. 2015, S. 82)

Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Verkehr

und Infrastruktur über Flächen für Rettungsgeräte

der Feuerwehr auf Grundstücken und Zufahrten

(VwV Feuerwehrflächen) vom 17. September 2012

(GABl. 2012, S. 859)

Richtlinie über den Brandschutz bei der Lagerung

von Sekundärstoffen aus Kunststoff (Kunststoffla-

ger-Richtlinie − KLR): 1996-06 (GABl. 1999, S.

672)

Richtlinie über brandschutztechnische Anforderun-

gen an hochfeuerhemmende Bauteile in Holzbau-

weise − HFHHolzR: 2005-08 (GABl. 2005, S. 851)

Richtlinie über brandschutztechnische Anforderun-

gen an Leitungsanlagen (Leitungsanlagen-

Richtlinie − LAR): 2006-11 (GABl. 2006, S. 859)

Richtlinie über brandschutztechnische Anforderun-

gen an Lüftungsanlagen (Lüftungsanlagen-

Richtlinie − LüAR): 2006-11 (GABl. 2006, S. 836)

Richtlinie über brandschutztechnische Anforderun-

gen an Systemböden (Systemböden-Richtlinie −

SysBöR): 2006-11 (GABl. 2006, S. 834)

Richtlinie über den baulichen Brandschutz im In-

dustriebau (Industriebau-Richtlinie − IndBauRL):

2014-07 (GABl. 2014, S. 783)

Richtlinie über den Bau und Betrieb Fliegender

Bauten (FlBauR), Fassung Juni 2010 (GABl. 2012,

S. 666)

Richtlinie zur Bemessung von Löschwasser-

Rückhalteanlagen beim Lagern wassergefährden-

der Stoffe (Löschwasser-Rückhalte-Richtlinie −

LöRüRL): 1992-08 (GABl. 1993, S. 208)
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Diese Verwaltungsvorschrift tritt am 1. Januar 2018 in Kraft und am 31. Dezember 2022 außer Kraft.
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